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(Wiederaufnahme um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir setzen die Gemeinderatssitzung fort.

Entschuldigt ist heute bis jetzt niemand.

Wir nehmen die Beratungen des Rechnungsabschlusses der Bundeshauptstadt Wien wieder auf, und zwar mit der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft.

Vereinbart wurde in der Präsidiale wie gestern bei allen Spezialdebatten 25 Minuten für den Erstredner und jeweils 15 Minuten für alle folgenden Redner jeder Fraktion.
Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Obwohl die Kulturdebatte so früh beginnt, war es offensichtlich schwer für viele, nach gestern Nacht noch aufzustehen. Dabei ist die Kultur, wie auch die Sozialde-mokratie nicht müde wird zu betonen, wichtig für unsere Stadt.

Ich möchte an dieser Stelle ein paar Worte über das letzte Jahr und über jenen Bereich, von dem ich glaube, dass wir ihm besonderes Augenmerk widmen sollten, verlieren, nämlich die Frage: Wer erhält wie viel vom Kulturbudget und vor allem, wer sind die großen Gewinner - unter Anführungszeichen - des letztjährigen Budgets?

Ich habe den Kulturbericht gerade eben in die Hand bekommen, was ich persönlich übrigens für äußerst pro-blematisch halte und an dieser Stelle nochmals vermerken will, dass es nicht für Transparenz spricht, wenn man den Kulturbericht eine Minute vor Beginn in die Hand gedrückt bekommt. (Beifall von GRin Mag Heidemarie Unterreiner: So ist es!) Wir haben letztes Jahr da-zu einen Antrag eingebracht, der leider abgelehnt wurde. Auch dieses Jahr erhalten wir den Kulturbericht wieder eine Minute früher. (GR Dr Andreas Salcher: Das geht technisch nicht anders!) Wie Herr Kollege Salcher sagt, es ist ein technisches Problem. Das ist natürlich dramatisch, dass im Zeitalter des Internets gedruckte Werke tatsächlich etwas länger in der Produktion dauern. Ich behaupte, das dazugehörende PDF hatten wir wahrscheinlich schon seit drei Monaten, aber offensichtlich fürchtet man sich so sehr vor dem, was die Opposition in diesem Kulturbericht entdecken könnte, dass man ihn uns trotzdem nicht gibt.

Ich habe bei diesem über eine Minute langen Blättern durch den Bericht doch ein paar interessante Dinge fest-gestellt, und zwar, und das halte ich doch für einigermaßen bedenkenswürdig, die Tatsache, dass jene Institution, die in dieser Stadt das allermeiste Geld bekommt, nämlich die Vereinigten Bühnen Wiens, diesem Kulturbericht genau zwei Zeilen wert sind: die Zeile "Raimund Theater: 6 Millionen" und irgendetwas und die Zeile "Theater an der Wien: 8 Millionen" und irgendetwas. Über Seiten lernen wir, welche Ausstellungen die Kunsthalle Wien gemacht hat, welche Künstlerinnen und Künstler im Vorjahr teilgenommen haben, alle möglichen Details, die interessant sind, keine Frage, aber zum größten Brocken des Kulturbudgets und zu jenem, der sich in den nächsten Jahren verdoppeln und verdreifachen wird, zwei Zeilen. Wie Sie sich vorstellen könne, meine sehr geehrten Damen und Herren, halten wir das für mehr als problematisch, denn es zeigt, dass die Sozialdemokratie kein Interesse an Transparenz, kein Interesse an Nachvollziehbarkeit hat. 

Daher bringen wir einen Antrag ein, den wir schon in den letzten Jahren immer wieder eingebracht haben, be-treffend das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wiens. Dieser Kulturbericht zeigt ganz deutlich, wie wich-tig es wäre, das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wiens zu verbessern. 

In diesem Sinne beantragen wir:

„Ab Beginn der neuen Legislaturperiode 2005 werden die Vereinigten Bühnen Wiens hinsichtlich aller ihrer Ge-schäftsfälle aufgefordert, dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft vierteljährlich einen schriftlichen Bericht zur wirtschaftlichen Lage, zur künstlerischen Arbeit und zukünftigen Planung vorzulegen und mit den Mitgliedern des Ausschusses zu diskutieren.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Sehr geehrte Damen und Herren, die Vereinigten Bühnen Wiens sind in der Diskussion und es gibt keinen, aber auch keinen Grund, dass das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen derartig opak und untransparent ist, wie es derzeit ist. Ich wundere mich jedes Mal aufs Neue, dass auch die Kolleginnen und Kollegen von der sozialdemokratischen Fraktion das mit sich machen las-sen. Wenn ich der Vorsitzende des Kulturausschusses oder eine Gemeinderätin der SPÖ wäre, ich würde es nicht auf mir sitzen lassen, über den größten Brocken des Kulturbudgets keine Auskunft zu erhalten. (GR Dr Andreas Salcher: Das geht technisch nicht! - GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist roter Zentralismus!) Wie dem auch sei, man kann dafür unterschiedlichste Formulierungen finden. Ich bin der Meinung, das ist abschaffenswürdig (GR Dr Andreas Salcher: Das geht nicht!) und erwarte mir, dass die SPÖ das auch abschafft und unserem Antrag zustimmt, nämlich, dass in den nächsten Jahren berichtet wird und dass wir im Kulturausschuss auch wissen, was mit diesen Geldern geschieht und nicht selber Bilanzen auftreiben müssen, um auch nur eine Ahnung von dem zu haben, was in den Vereinigten Bühnen vorgeht. 

Der zweite Antrag, den wir in diesem Kontext einbrin-gen, betrifft das Ronacher. Wir sind der Meinung, dass der Umbau des Ronacher eine falsche kulturpolitische Entscheidung ist. Wir halten den Umbau für unnotwendig. Ich kann mich maximal mit einer Sanierung zufrieden geben, aber sicherlich nicht mit dem Ausbau des Ronacher mit einer zweiten Probebühne und Ähnlichem mehr. Wir halten das für eine falsche Schwerpunktsetzung. 

Weil wir glauben, dass man derartig große Entscheidungen nicht knapp vor einer Wahl treffen sollte, bringen wir folgenden Antrag ein:

„Die Wiener Stadtregierung wird aufgefordert, den Umbau des Ronacher bis nach der Wahl anzuhalten und damit etwaigen neuen Regierungen und Regierungskonstellationen die Möglichkeit einer Revision der Entscheidung zu ermöglichen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Lassen Sie mich in Kürze noch auf einen Punkt eingehen, der uns sehr wichtig ist. Ich finde es sehr erfreulich, dass der Kulturbericht der Stadt Wien jedes Jahr einen Frauenkulturbericht dabei hat. Er ist auch tatsächlich sehr erhellend. In dieser einen Minute, die ich hatte, um diesen Bericht kurz durchzublättern, konnte ich schon einiges Interessantes feststellen, wie zum Beispiel, dass in den Bereichen der freien Szene, also dort, wo viele kleine Initiativen und Projekte Arbeit leisten, das Verhältnis zwischen Männern und Frauen wesentlich ausgewogener ist als es zum Beispiel in den großen Institutionen dieser Stadt ist, namentlich den Wiener Festwochen. Ich freue mich und möchte auch wirklich dazu gratulieren, dass man den Mut hat festzuhalten, dass es bei den Wiener Festwochen im letzten Jahr 11,4 Prozent Frauen gegeben hat, die Regie gemacht haben, 16,7 Prozent Autorinnen, 9,5 Prozent Bühnenbildnerinnen oder 0 Prozent Dirigentinnen und 0 Prozent Komponistinnen. Also, offen gesagt, ich glaube nicht, dass das der aktuellen Verteilung der Geschlechter in dieser Stadt und wohl auch nicht den Zielsetzungen der Sozialdemokratie entspricht. Ich würde mich doch sehr freuen, wenn die Festwochen daraus ihre Schlüsse ziehen würden. Ich halte das für wichtig und angebracht, sich da ein Beispiel an anderen Theatergruppen und an anderen Sparten zu nehmen, in denen das Verhältnis wesentlich ausgewogener, wenn auch nicht zufriedenstellend, ist.

Ein ähnliches Berichtswesen würden wir uns für den Bereich Interkulturelles wünschen. Sie wissen, dass in dieser Stadt sehr viele MigrantInnen leben. 30 Prozent der Bevölkerung unserer Stadt haben einen migrantischen Hintergrund. Wir glauben, dass jene Summe, die derzeit für Interkulturelles zur Verfügung steht, jedenfalls nicht ausreichend ist und vor allem ausschließlich nach dem Gießkannenprinzip vergeben wird. 

Weil wir glauben, dass es notwendig ist, hier mehr Gelder zu investieren und diese auch adäquater zu investieren, stellen wir zwei Anträge:

Erstens betreffend einen Interkulturalitätsbericht: Wir finden es sehr erfreulich, dass man mit dem Frauenbericht begonnen hat. Wir glauben, der nächste logische Schritt ist, das Gleiche für den Bereich Interkulturelles zu tun.

Daher stelle ich folgenden Antrag: 

„Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge, beginnend mit dem Rechnungsabschluss 2005, jährlich einen Bericht über die Verteilung der Kunst- und Kultursubventionen der Stadt Wien mit dem Schwerpunkt auf Interkulturalität analog zum bestehenden Frauenkulturbericht erstellen und dem Gemeinderat vorlegen."

Des weiteren, weil wir eigentlich immer noch nicht wissen, nach welchen Kriterien derzeit der Betrag von et-wa 720 000 EUR für Interkulturelles ausgegeben wird, und meine mehrfache Urgenz, man möge uns doch die Kriterien zur Verfügung stellen, nach denen hier vergeben wird, nicht gefruchtet hat, glauben wir, dass es notwendig und wichtig wäre, einen Schritt hin zu einem ge-meinsamen Überlegen und Nachdenken darüber zu machen, was Interkulturalität ist, was interkulturell ist, was gemeinsame künstlerische Arbeit zwischen Kulturen bedeutet, dass wir uns wünschen, ein entsprechendes Projekt auf die Beine zu stellen. 

„Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge mit Beginn der nächsten Legislaturperiode eine Arbeitsgruppe aus internationalen ExpertInnen beauftragen, ein interkulturelles Kulturkonzept zu erstellen und dem Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft zur Beschlussfassung vorzulegen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Wir glauben, es ist sehr viel in der Kunst und Kultur dieser Stadt zu tun. Wir haben schon oft über die berühmte Betondecke gesprochen, darüber, dass es sehr leicht ist, als große Institution an mehr Geld zu kommen und sehr schwer, als Kleiner, Neuer Geld zu bekommen, um zeigen zu können, was man kann. Diese Betondecke gehört eingerissen. Das ist jedenfalls ein wichtiges Vorhaben für eine nächste Legislaturperiode, ebenso wie wir glauben, dass man sich den Bereich Interkulturelles genau anschauen sollte und auch sicherstellen sollte, dass wir im Bereich der Theaterreform, die wir in den letzten Wochen und Monaten heftig diskutiert haben, zu dem Ziel kommen, das wir uns auch gemeinsam gesteckt haben. 

An dieser Stelle möchte ich gerne schließen und hoffe sehr, dass die nächste Legislaturperiode in diesem Sinne Verbesserungen bringt, dass die schwarzen Löcher der Großen, die viel Geld ansaugen, nicht zunimmt und dass wir die Vielfalt in dieser Stadt auch im Interkulturellen weiter fördern können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte diese Rechnungsabschlussdebatte, die offensichtlich die letzte in dieser Periode sein wird, nicht nur zu einem Rechnungsabschluss des letzten Jahres, sondern gleich einmal der letzten vier Jahre, also der Ära Mailath-Pokorny verwenden. 

Ich glaube, das Schlimmste, was man Herrn StR Mailath-Pokorny angetan hat, kam nicht von der Opposition, sondern das hat Ihnen Ihre eigene Partei angetan. Wenn Sie sich vielleicht noch erinnern, Ihre eigene Partei, das war nicht unsere Erfindung, hat am Anfang gesagt: Der Andreas Mailath-Pokorny ist so etwas wie der rote Peter Marboe. Damit hat man Ihnen am Anfang Schuhe angezogen, die halt, glaube ich, ein paar Nummern zu groß waren. Und wenn man zu große Schuhe anhat, dann be-ginnt man relativ schnell zu stolpern. Ich möchte Ihnen jetzt sehr konkret ein paar Themenbereiche aufzählen, die eigentlich symptomatisch für diese viereinhalb Jahre waren.

Ich fange einmal mit der Besetzungspolitik an. Das sind lauter Dinge, die hier im Hause offensichtlich schon vergessen wurden und Sie selbst auch vergessen haben. Sie haben gesagt, eines Ihrer großen Ziele wird die Besetzungspolitik sein, alle Positionen werden öffentlich ausgeschrieben werden und Sie seien Jurist und der Meinung, das sei sowieso gesetzlich notwendig. 

Ihre erste große Besetzung war die Josefstadt. Wie das ausgegangen ist, daran können wir uns alle noch er-innern. Ihr Kandidat, Herman Beil, der ein reputierter Kandidat war, war jener, der sich überhaupt nie beworben hat, geschweige denn auf eine öffentliche Ausschrei-bung gefolgt ist. Die Entscheidung für den leider verstorbenen Herrn Gratzer haben Sie ihm persönlich in einem Telefonat mitgeteilt, zu einem Zeitpunkt, wo die Jury überhaupt noch nicht getagt hat. So ist das Ganze einmal losgegangen. Die Spitzenpositionen, die in Ihrer Zeit in den Vereinigten Bühnen vergeben oder verlängert wurden, wurden nie ausgeschrieben. 

Der Höhepunkt Ihrer transparenten Ausschreibungspolitik waren die Wiener Festwochen, wo Sie mit dem Herrn Kusej ohne Ausschreibung verhandelt hatten, der dann über Ihre Kulturpolitik als "beschämende Kulturpolitik von nervösem Gestammel" gesprochen hat. (GRin Mag Marie Ringler: Das "profil" hat nicht mehr darüber geschrieben!) Es stimmt, das "profil" hat nicht mehr darüber geschrieben. Der Luc Bondy, der dann auch über das "profil" irgendwann einmal die transparente Ausschreibungspolitik mitbekommen hat, hat von "enorm beschädigend für die Wiener Festwochen" gesprochen. 

Höhepunkt sicher der gesamten Ära der Besetzungen war die Bestellung von Karl Welunschek zum Direktor des Rabenhofs, der dort in dieser legendären kabarettreifen Pressekonferenz auf die Frage, was denn nun jetzt eigentlich das objektive Programm sei, nur gesagt hat: "Das Programm bin ich."

Damit sind wir auch schon beim nächsten Thema. Das ist das Thema des Rabenhofs. Entgegen aller Rat-schläge aller Fachleute haben Sie Herrn Welunschek dort an die Macht gebracht. Das Ergebnis seiner Ära ist bekannt: Nicht vorhandene Buchhaltung, Löcher in der Kassa und die Exzesse haben eigentlich zunehmend hinter der Bühne und vor der Bühne, aber sicher nicht auf der Bühne stattgefunden. Aber eines muss man dem Herrn Stadtrat insbesondere in der Frage Rabenhof las-sen, er ist ein echter Steher, das muss man sagen. Zu einem Zeitpunkt, wo die künstlerischen Differenzen zwischen dem Direktor Welunschek und dem so genannten Chefdramaturgen in Kaffeehäusern mit Watschen ausgetragen wurden, die eher einseitig verteilt wurden, wie Zeugen gesagt haben, zu einem Zeitpunkt, wo die Kassa leer war, zu einem Zeitpunkt, wo der Spielbetrieb im Ra-benhof eingestellt war, wo man auf die Frage, wo der In-tendant sei, nicht sicher war, ob er flüchtig ist, ob er untergetaucht ist oder was auch immer, hat der Herr Kul-turstadtrat in diesem Hause zum Rabenhof noch immer gesagt, das sei trashiges junges Theater und der Raben-hof sei ein Musterbeispiel geglückter SPÖ-Kulturpolitik. Das, was Sie hier im Gemeinderat damals zum Thema Rabenhof geliefert haben, hat mich an diesen ehemaligen irakischen Informationsminister Mohammed Saeed al-Sahaf erinnert, wo schon im Hintergrund die amerikanischen Panzer durch die Bilder gefahren sind und er noch immer gesagt hat, kein einziger Feind hat irakischen Boden betreten. Das war Ihre Argumentation hier, die wir Ihnen sicher abgenommen haben. Es hat kein Programm mehr gegeben, es hat keinen Intendanten mehr gegeben und Sie haben noch immer gesagt: „Ich stehe zum Rabenhof." Das ist das Beispiel sozialdemokratischer Kulturpolitik. (Beifall bei der ÖVP.)

Jetzt hat es eine objektive Ausschreibung gegeben, der wir auch zugestimmt haben, weil es dort interessanterweise einen neuen Intendanten gibt. (GR Ernst Woller: Der zuerst ein Dramaturg war!) - Ich habe von einem anderen Chefdramaturgen geredet, der die Watschen bekommen hat. Das war nicht der jetzige Intendant. Darin sind wir uns einig. Das trashige Jugendtheater hat unter einem anderen Chefdramaturgen stattgefunden. 

Aber ich komme zurück. Dieser Informationsminister im Irak hat kurzzeitige Berühmtheit bekommen, den hat man dann "Comical Ali" genannt. Mit dem Herrn Stadtrat ist man ein bisschen höflicher umgegangen. Das "profil" hat ihm einen anderen Titel in einer großen Geschichte verliehen: "Genosse Quichotte", wie sie gesagt haben. Ich meine, Don Quichotte ist eine große literarische Ge-stalt, das muss man anerkennen. Das Problem am Rabenhof ist, es hat den Steuerzahler 2,5 Millionen EUR gekostet. 

So billig ging das leider nicht weiter in der Ära Mailath-Pokorny, denn der Herr Stadtrat wollte nicht mehr so eine kleine Windmühle wie im Rabenhof bauen, er wollte eine wirklich große Windmühle. Damit hat das Ronacher begonnen. Der Umbau des Ronacher: 47 Millionen EUR, ein Drittel davon ausschließlich für Zinszahlungen. Das ist schon eine große Leistung. Wenn das Ganze wenigstens ein politisches Mausoleum des Herrn Stadtrats ge-worden wäre, dann hätten wir keine Folgekosten, könnten wir vielleicht sogar Eintritt verlangen, wenn jemand hineingeht. Nein, es ist gesichert, dass die Finanzierungen und Subventionierungen für das Musical damit nachhaltig und dauerhaft erhöht werden. 

In welche Branche investieren wir? Wir investieren in jene Branche, die weltweit in einer Krise ist. Der muss man sozusagen noch eine zusätzliche, noch eine größere Spielstätte schaffen, damit sozusagen noch größere Musicals bestehen bleiben können. Ich verstehe das ja auch. Weil wenn man solche künstlerischen Highlights, ich sage hier nur "Mozart", ich sage hier nur "Barbarella" hat, dann kann das Haus gar nicht groß und teuer genug sein, damit es sozusagen würdig bespielt werden kann. (GRin Mag Marie Ringler: "Falco" nicht zu vergessen!) - "Falco" nicht zu vergessen. "Falco“ ist insofern ein gutes Beispiel, weil "Falco" bewiesen hat, dass man sehr wohl auch ein Hightechmusical im Ronacher machen kann und dass diese ganzen Ausreden, dass man das unbedingt umbauen muss, nicht stimmen. Das Ronacher ist sicher die größte Geldvernichtungsaktion im gesamten Kulturbereich und das mit geborgtem Geld und mit gesichertem Subventionsbedarf! Das nenne ich wirklich eine nachhaltige Kulturpolitik! (Beifall bei der ÖVP.)

Mit der Umsetzung dieses genialen Konzeptes ist eine Institution betraut, der man mangelnde Erfahrung mit konsequenter Steuergeldvernichtung nicht unbedingt vorwerfen kann, die Vereinigten Bühnen. Frau Kollegin Ringler hat das schon angesprochen. Der sozialistische Paradekolchosebetrieb im Kulturbereich mit allen signifikanten Merkmalen. Arroganz: Sie wollen eine Bilanz? - Die liegt am Handelsgericht auf. Sie wollen Informationen? - Wir zeigen Ihnen bunte Bilder von den letzen Aufführungen. Sie wollen konkrete Auslastungszahlen haben? - Zwei Zeilen gewidmet im Kulturbereich. Aber wie wir in diesem Gemeinderat von der Mehrheitsfraktion schon gehört haben: „Zu viel Wissen verwirrt nur, macht nur unsicher. Vertrauen Sie uns!" 

Von den Wiener Abgeordneten wollen die Vereinigten Bühnen in diesem Hause, und zwar von uns allen, eine einzige Sache: Geld, Geld, Geld und wieder Geld. In Summe, wir haben uns das einmal ausgerechnet, in den Jahren 1992 bis 2005, ein bisschen mehr als 10 Jahre, 262 591 619 EUR, das sind schlampige 3,6 Milli-arden ATS, die in dieses Unternehmen geflossen sind, wo wir bis heute noch nicht im Detail wissen, was damit passiert ist. (GR Ernst Woller: Wie war das, als der Peter Marboe Kulturstadtrat war?) 
Ja, kommen wir zu Peter Marboe. Das war jene Zeit, die Zeit des Rudi Klausnitzer und des Peter Marboe, wo das einzige Mal die Subventionen reduziert wurden und wo Investitionen, zum Beispiel die Schnürbodensanierung im Theater an der Wien aus den Reserven und aus den Eigenmitteln der Vereinigten Bühnen gezahlt wurde (GR Ernst Woller: Weil sie die Mieten verrechnet haben!), ganz im Gegensatz zu jetzt, wo die Sozialdemokraten mit absoluter Mehrheit regieren und heute wirklich richtig tief in die Taschen des Steuerzahlers greifen können.

Ich habe nur eine Frage. Jede Woche, letzte Woche wieder, hören wir von den Vereinigten Bühnen die tollen Auslastungszahlen jenseits der 90 Prozent, die Erfolgsproduktionen, die Tantiemen, die nur so hereinfließen aus dem Ausland. Ich frage mich nur, warum brauchen die dann jedes Jahr mehr Geld und warum zahlen sie ihre Investitionen beim Ronacher nicht aus eigenen Mit-teln, die sie offensichtlich erwirtschaftet haben. (Beifall bei der ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.) 

Jetzt kann Kollege Woller noch immer sagen, das ist nur die freche ÖVP, die dem Stadtrat diesen großen Er-folg mit dem Ronacherumbau nicht gönnen will. Das In-teressante ist nur, alle Fraktionen in diesem Haus, mit Ausnahme der Sozialdemokraten, sind dagegen, alle führenden Kulturjournalisten dieses Landes sind dagegen und alle maßgeblichen Künstler dieses Landes sind dagegen. Also ganz so allein dürfte offensichtlich der Klub der Österreichischen Volkspartei nicht sein. Das heißt, absolute Macht der SPÖ in Wien heißt im Kulturbereich leider Gottes absolute Geldverschwendung. Da bin ich durchaus für den Antrag von Frau Kollegin Ring-ler, der auch unserer ist. Die einzige Chance, diesen Windmühlenumbau, das Ronacher, zu stoppen, ist, wenn die SPÖ die absolute Macht im Kulturbereich, das allein entscheiden zu können, verliert. 

Um hier etwas Positives zu sagen, weil das ja eine Rechnungsabschlussdebatte, eine Bilanzdebatte ist: Dass man mit absoluter Macht auch positiver umgehen kann, ist durchaus das Beispiel der Theaterreform, wo wir gemeinsam, zumindest die GRÜNEN, die ÖVP und die SPÖ, sage ich einmal, auf einem guten Weg sind. Hätten wir mehr mitzubestimmen, wäre das eine oder andere dort auch anders gelaufen, aber hier gibt es zu-mindest interessanterweise die Informationen, die man bei den Vereinigten Bühnen überhaupt nicht bekommt. Die bekommt man dort. Da sind sie auf einmal da. 

Herr Stadtrat, haben Sie sich schon einmal gefragt, warum eigentlich die Theaterreform, also jener Bereich, wo Sie die ÖVP und die GRÜNEN unterstützen, eigentlich der einzige Bereich ist, wo Sie nachhaltig öffentliche Anerkennung bekommen? Liegt es an einem Zufall? Warum ist das so? Vielleicht zeigt uns das als Beispiel, dass man das auch in anderen Bereichen machen kann.

Ich komme zu einem anderen Thema. Herr StR Mailath-Pokorny ist ja nicht nur Kulturstadtrat in dieser Stadt, sondern jetzt verrate ich Ihnen eine Tatsache, die selbst, nehme ich an, den Politfeinspitzen in diesem Hause hier zum Großteil verborgen ist: Er ist auch Wissenschaftsstadtrat dieser Stadt. 

Ich möchte einmal die Runde fragen. (GRin Mag Marie Ringler: Er hat beim Donauinselfest auch gemalt!) Beim Donauinselfest gemalt, höre ich gerade. Ich wollte gerade die Saalfrage stellen. Denken Sie nach! Was hat StR Mailath-Pokorny als Wissenschaftsstadtrat in den letzten vier Jahren zusammengebracht? Das würde mich interessieren. Es dürfen alle mittun, auch die Mehrheitsfraktion. (GR Ernst Woller: Wir sollen nicht zwischenrufen!) - Du darfst auch mitmachen. Was verbinden Sie mit dem Wissenschaftsstadtrat Mailath-Pokorny in den letzten Jahren? Bitte nicht alle gemeinsam, nicht durcheinander. (GRin Inge Zankl: Ich warte, bis ich dran bin! Ich rufe nicht dazwischen!) - Das kommt dann alles, ein bisschen Zeit zum Nachdenken. Da sind wir fair. Wie heißt es? Man darf einen Freund anrufen. Also die Saalfrage zum Wissenschaftsstadtrat ist, können wir sagen, offensichtlich nicht so gut gewesen. 

Es hat ein Projekt in dieser Stadt gegeben, zu dem man stehen kann, wie man will. Wir als ÖVP haben eine ganz klare Meinung, die sich in dem Fall mit der des Bür-germeisters deckt. Es hat die Idee von Prof Zeilinger ge-geben, ein "Center for Excellence" für eine Förderung besonders außergewöhnlich guter Wissenschaftler im Naturwissenschaftsbereich zu machen. Wo war da der Kulturstadtrat der Stadt Wien? Der Bürgermeister hat sogar gesagt, er ist dafür. Die ÖVP hat einen Antrag ge-stellt, mit dem sie den Bürgermeister unterstützen will. Da könnte man doch annehmen, dass der Wissenschaftsstadtrat in der ersten Reihe dafür kämpft und da-für sorgt, dass diese Institution nach Österreich kommt. Was hat StR Mailath-Pokorny gemacht? Ich habe ihn im Ausschuss gefragt, ich habe ihn öffentlich gefragt, ich habe ihn hier im Gemeinderat gefragt. Was da gekommen ist, war zögerlich, war unentschlossen und dann sehr schnell: „Der Bund ist schuld." Das ist immer wichtig. Er hat dann abgeschwenkt zu den Bundesuniversitäten. 

Ehrlich gesagt, den Satz "Der Bund ist schuld." verwendet StR Mailath-Pokorny seit vier Jahren, ein Ganzkörperfeigenblatt ist das eigentlich, in das er sich da ein-hüllt. (GRin Inge Zankl: Das stimmt nicht!) Immer, wenn es eng wird oder wenn seine Kompetenz angesprochen ist, kommt: „Der Bund ist schuld. Der Bund, der soll das richten, das gehört zu seinen Pflichten." - Diese Mailath-Pokorny'sche Gebetsmühle höre ich seit über vier Jahren. Ehrlich gesagt, ich kann sie nicht mehr hören. Wenn Sie Ihre kulturpolitische Verantwortung in Wien nicht wahrnehmen wollen, dann lassen Sie es, aber dann er-zählen Sie nicht unbedingt überall, wo etwas anderes passiert. 

Sie wollten am Beginn Ihrer Amtszeit den armen vom Bund verfolgten Künstlern in Wien Asyl gewähren. Die haben das dann auch gleich angenommen. Bei Ihren ersten Veranstaltungen, Ihrem öffentlichen Auftreten, sind immer ein paar Künstler mit einem Transparent mit der Aufschrift "Muss man wieder SPÖ-Mitglied sein, wenn man Subventionen haben will?" gestanden. So ist das weitergegangen. Also davon, dass die Massen von Künstlern nach Wien abgewandert sind und sich politisch verfolgt fühlen, kann man wahrlich nicht reden. 

Was den Stellenwert des Kulturstadtrats bei Künstlern und Künstlerinnen in dieser Stadt betrifft, sei es mir gestattet, ein kleines Experiment zu machen, in der Abwandlung der berühmten Frage, die Ronald Reagan an Jimmy Carter nach vier Jahren Jimmy Carter gestellt hat. Wenn wir die Künstlerinnen und Künstler dieser Stadt, jeden einzelnen anonym, fragen würden: „Haben Sie das Gefühl, dass es den Wiener Kulturschaffenden heute besser geht als vor vier Jahren?", dann könnten Sie, glaube ich, mit einem ziemlich klaren Nein rechnen. Wir haben es vor vier Jahren sehr bereut, dass man den Kul-turstadtrat damals nicht direkt wählen konnte, weil Peter Marboe hätte ohne Zweifel 70 bis 80 Prozent bekommen. Ich glaube, würde man diese Frage heute wieder stellen, würde das schon ein bisschen anders ausgehen. Aber ein paar Freunde haben Sie, Herr Stadtrat, das will ich Ihnen nicht absprechen. Ich sehe schon des Wiederwahlkomitee vom StR Mailath-Pokorny vor mir: (GRin Mag Marie Ringler: Adi Hirschal!) Adi Hirschal, der einen Spruch hat: „Ich bin für Mailath-Pokorny, weil er für Transparenz steht.", Karl Welunschek: „Ich bin für Mailath-Pokorny, weil für ihn das SPÖ-Parteibuch noch et-was zählt.", und die gesamten Vereinigten Bühnen, über die wir heute schon oft geredet haben: "Wir sind für Mailath-Pokorny, damit wir auch weiter Geld wie Heu haben." (Beifall bei der ÖVP und den GRÜNEN.)
Wir haben ein paar Vorschläge. Ich habe mir sagen lassen, ich habe das leider selbst nie gehört, dass Sie ein talentierter Dialektsänger seien. Man könnte auch ge-meinsam mit diesem Personenkomitee auftreten. Ich hät-te auch schon einen Ort, wo Sie das machen könnten, das Vindobona, das jetzt im Augenblick großzügig renoviert - unter Anführungszeichen - wird. Dort höre ich schon ein Lied, das alle gemeinsam singen könnten, der Hirschal, der Welunschek und was es noch für ein paar andere gibt: „Ein Freund, ein guter Freund, das ist das Schönste auf der Welt, ein Freund bleibt immer Freund und wenn die ganze Welt zusammenfällt." Das ist, glaube ich, eine gute Beschreibung Ihrer Besetzungspolitik. (Beifall bei der ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.)
Sehr geehrte Damen und Herren, Ursula Pasterk hat das Kulturressort als linkes Ideologieressort verstanden und geführt. Dann kam Peter Marboe, wenn Sie wollen als Gegenreformator, der mehr Kultur in die Politik gebracht hat. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Er hat es probiert!) Dann kam Andreas Mailath-Pokorny und wofür ist der eigentlich gestanden? Für die kleinen Windmühlen wie den Rabenhof, die großen Windmühlen wie das Ronacher und wirklich, noch einmal gesagt, eine Kulturpolitik, die eben nicht links war, die nicht rechts war, die nicht Fisch war, die nicht Fleisch war. Das Wesentliche, was von diesen vier Jahren hängen bleibt, Ihr wesentlichstes Investment, wird die kommerzielle Unterhaltungskultur sein. Das ist das wesentliche Aushängeschild eines sozialdemokratischen Kulturstadtrats. (GRin Inge Zankl: Das nennt man selektive Wahrnehmung!) Ich würde vorschlagen, vielleicht legen wir das überhaupt mit dem Ressort von Frau VBgmin Laska zusammen, machen wir einfach ein Unterhaltungsressort, wo dann auch das Kulturressort hineinkommt. Warum brauchen wir eigentlich einen Kulturstadtrat?

Sie sind als "roter Marboe" angetreten. Das mit "rot" hat gestimmt, das mit "Marboe" ist dann relativ wenig ge-worden. (GRin Inge Zankl: Gott sei Dank!) „Gott sei Dank!", sagen Sie. 

Ich möchte zum Abschluss meinen Kollegen Ernst Woller erwähnen, dem ich sehr verbunden bin und der vor der letzten Wahl etwas wirklich Kluges und Gescheites, etwas Prophetisches gesagt hat. Jetzt wird es spannend. Ernst Woller hat vor der letzten Wahl gesagt, dass nach jeder Wahl nicht der Kulturstadtrat geworden ist, von dem es alle erwartet haben, also nicht Ursula Pasterk, was man damals angenommen hat, sondern Peter Marboe, nach der letzten Wahl nicht Peter Marboe, sondern Andreas Mailath-Pokorny. Ich hoffe aus tiefstem Herzen, dass diese prophetische Kraft, die Ernst Woller mit seinen Prophezeiungen hat, auch bei der nächsten Wahl zutreffen wird. Es ist nicht ganz auszuschließen, sage ich einmal, dass hier eine Wiederbestellung stattfindet. Aber wenn die Woller'sche Prophezeiung stattfindet, dass es nie der wird, von dem man es eigentlich er-wartet, dann glaube ich durchaus, dass es eine Möglichkeit der Bewegung geben wird, denn ich glaube, nach vier Jahren im Kulturressort ist wahrlich Zeit für einen Wechsel! (Beifall bei der ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Geldflüsse definieren die Politik. Jede hier im Hause vertretene Partei hat so ihre Schwerpunkte. Die Kulturpolitik der Freiheitlichen ist durch vier dieser Punkte definiert:

Punkt eins: Kunst und Kultur und deren Lehre sind frei und sollen sich daher auch frei von politischer Einflussnahme entfalten können. (GRin Mag Marie Ringler: Sagen Sie das Ihrem Landeshauptmann!)

Punkt zwei: Kunst und Kultur kann nicht allein marktwirtschaftlichen Kriterien unterworfen werden und sollen deshalb öffentlich gefördert werden.

Punkt drei: Das kulturelle Erbe soll bewahrt werden.

Punkt vier: Die kulturelle Identität soll bewahrt und gestärkt werden.

Schauen wir uns einmal Punkt eins an. In Wien ist es so, dass die Kulturpolitik garantiert nicht ohne parteipolitische Einflussnahme gemacht wird. Ganz im Gegenteil, die Kulturpolitik dient dem absoluten Machterhalt der SPÖ. Wir alle können uns noch an den Kampfruf von Pasterk erinnern, das Kulturressort sei das Ideologieressort. Genau das führt Mailath-Pokorny verstärkt durch. Zwar hat Marboe, unser Interimskulturstadtrat, einen Versuch gestartet, den Einfluss der Sozialdemokraten auf die Kulturpolitik in Wien einzudämmen, aber er ist, wir können uns alle daran erinnern, gescheitert, nämlich als bei der Bildung einer bürgerlichen Koalition, Sie können sich alle erinnern, damals der Mob auf die Straße gegangen ist und skandiert hat: „Widerstand, Widerstand, Schüssel, Haider an die Wand!“ Noch dazu wurde er unterstützt von “sensiblen“ Künstlern wie Elfriede Jeli-nek. Dazu hat Marboe geschwiegen und nichts dazu ge-sagt.

Wir können uns alle an diese Politagitation von Schlingensief damals vor der Oper erinnern, das war ja der Höhepunkt, eingeladen von Luc Bondy. Luc Bondy hat damals schon gesagt: „Am liebsten würde ich jeden Tag eine Aktion gegen diese Regierung machen." Das letzte Mal hat mein Kollege Ernst Woller von der SPÖ gesagt: „Ja, dieser Vorwurf der Unterreiner, dass es da irgendwelche Verzahnungen zwischen SPÖ und zwischen Kulturpolitik gäbe, wird damit, allein durch diesen Ausspruch, schon einmal zurückgestellt." Man kann nicht mehr sagen als dass man am liebsten jeden Tag eine Aktion gegen eine bürgerliche Regierung machen möchte. Meine sehr geehrten Damen und Herren, inzwischen ist Luc Bondy schon so wichtig geworden, dass er bereits politische Entscheidungen fällt, denn wie Andreas Salcher gesagt hat, wurden konkrete Gespräche mit Kusej über die Verlängerung der Festwochen geführt. Als Mailath-Pokorny das gewagt hat, hat sich Luc Bondy sofort eingeschaltet. Ein indigniertes Räuspern hat schon genügt und man hat sofort davon abgesehen, über Verhandlungen zu reden, hat sogar seinen Vertrag bis 2010 verlängert und hat sogar dann noch mehr Gelder gewährt. Also ganz offensichtlich ist es so, dass Luc Bondy sehr brav die SPÖ unterstützt und dadurch kann er sich natürlich auch etwas wünschen. Wenn er ganz einfach länger Intendant bleiben will, dann wird seinem Wunsch natürlich entsprochen.

Während auf der einen Seite die Klein- und Mittelbühnen Wiens zu Notgemeinschaften zusammengeschlossen werden müssen, weil die Theaterreform sie an den Rande des Abgrunds gebracht hat, gewähren Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, Institutionen mit parteipolitisch eindeutiger Ausrichtung satte Erhöhungen. (GR Ernst Woller: Das stimmt doch nicht!) Ernst Woller, dagegen kannst du wirklich nichts halten! Die Festwochen sind schon längst zu einem Multikultispektakel ohne jeglichen Wien-Bezug geworden. Sie sind ein reiner Importbetrieb geworden und sie sind wahnsinnig teuer. Es entsteht fast keine Produktion in Wien. Diese forcierte Multikultischiene lässt Eigenes, Selbstständiges, eigene Identität schon lange nicht mehr zu. Man weiß auch international ganz genau, dass es in Wien sehr viel Geld gibt. Während Künstler aus dem Ausland bedient werden, werden die Künstler in Wien ausgehungert, außer man ist mit Ihnen befreundet. 

Jüngst wurde Luc Bondy sogar noch zum zweiten Geschäftsführer gemacht. Dadurch hat er auch noch mehr Einfluss auf Budgetverteilung, Sponsorengelder und auf Co-Produktionspartner. Außerdem ist die Direktion aufgeblasen. Es gibt auch noch einen Intendanten, neben dem Intendanten noch einen Schauspieldirektor und noch einen Musikdirektor. Der Musikdirektor Lissner versteht es sehr gut, ein internationales Netzwerk aufzubauen, wo Produktionen, die in Wien gezeigt werden, auch einmal woanders vermarktet werden können. Die Deckungsquote ist skandalös gering, hat im Vorjahr noch 30 Prozent betragen, eine Deckungsquote, wo anderswo die Verantwortlichen auf die Barrikaden steigen würden. Heuer ist die Auslastung besser, aber nur deswegen, weil die Besucherzahl auf 50 621 gesunken ist. Im Vorjahr waren es noch 58 813. Premieren wurden reihenweise abgesagt, es gab weniger Produktionen. Wenn man sich das ausrechnet, bedeutet das, dass ein Sitzplatz für die Festwochen mit 300 EUR gefördert wird. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist wirklich skandalös! Ich meine, neben der Einflussnahme eines Intendanten auf den Stadtrat in Wien ist es einer der Gründe, warum die Festwochen abgelehnt werden müssen! 

Die Theaterlandschaft wird nicht reicher, sie wird immer ärmer durch die so genannte Theaterreform, die keine ist. Theater werden ausgehungert, zerschlagen! Ursprünglich mit dem Ziel, die freien Gruppen effizienter zu gestalten, ist es so gekommen, dass die Zerstörung der heimischen Theaterszene geschafft wurde. Internationale Gruppen, die aus Tel Aviv, aus New York, aus London, aus München, aus Bochum, aus Zürich kommen, kriegen feine Vierjahresverträge, während die Wiener Theater mit dem Überleben kämpfen müssen. Sogar ausgezeichnete Theater wie das Serapionstheater oder die Gruppe 80 werden aufgelöst, entmündigt und entmachtet. 

Die Jury, die das alles entscheidet, wurde einseitig ideologisch zusammengesetzt und sie hat auch gar keine Ahnung von der Wiener Theaterlandschaft. Viele der Mitglieder sind gar nicht aus Wien. (GR Ernst Woller: Wo lebst du?) Und sie will auch in Zukunft noch mehr ausländische Gruppen nach Wien bringen. Das ist der Wunsch. Es steht der Jury gar nicht zu, dass sie solche Wünsche äußert. Sie soll eigentlich nur darüber befinden, wie die Mittel vergeben werden. Aber sie hat eine durchaus ideologische Ausrichtung. Sie wünscht, dass in Zukunft noch mehr ausländische Gruppen nach Wien gebracht werden. Sehr geehrte Damen und Herren, die-se Missachtung des heimischen kreativen Potentials wird von uns ganz besonders abgelehnt! 

Wir finden, auch bei der Vorbereitung für das Mozartjahr 2006 ist das ganz besonders auffallend. Wir haben darüber schon öfters geredet. Es gibt die so genannte Peter-Sellars-Schiene, für die allein 10 Millionen EUR gewährt wurden. Diese Peter-Sellars-Schiene wird vom Verkaufsstrategen Peter Sellars so verkauft, dass es nichts mit Mozart zu tun haben soll. Also es wird ganz offen gesagt, das soll mit Mozart nichts zu tun haben. Es wird ausschließlich das gezeigt, was Peter Sellars will. Es wird sozusagen ein Peter-Sellars-Festival. Er sagt auch, er will gar nicht genau sagen, was er eigentlich vorhat, weil auch das nicht notwendig ist. Wir haben jetzt das Jahr 2005 und wir wissen noch immer nicht, was ei-gentlich nächstes Jahr gezeigt wird. Wir wissen nur aus einem "profil"-Interview von einem chinesischen Film über die chinesische Kulturrevolution, wir wissen etwas von einem neuseeländischen und kambodschanischen Tanzabend oder von einem afrikanischen Film über den Bürgerkrieg in Westafrika. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben einen Antrag ausgearbeitet. Da im April 2005 ein Aufsichtsrat mit dem früheren SPÖ-Kulturminister als Präsidenten installiert wurde, fordern wir, dass die Wiener Festwochen dem Kulturausschuss vierteljährliche Berichte vorlegen, damit ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat gewährleistet ist. Wir haben den Antrag ge-stellt, weil Kulturstadtrat Mailath-Pokorny selbst gesagt hat, der Aufsichtsrat sei als Kontrollorgan notwendig ge-worden. 

Wir Freiheitlichen lehnen die Verschleuderung von Steuergeldern für obskure Multikultiaktivitäten ab und sind der Meinung, dass die Gelder weitaus sinnvoller verwendet werden sollen, und zwar dort, wo in Wien wirklich schwere Versäumnisse da sind, und zwar in Sachen Ausbildung für die Jugend. Seit vielen Jahren zeigen wir immer auf, dass die Musikerziehung in Wien eine Katastrophe ist. Hier ist eine Unterdotierung wirklich unverantwortlich. Wien ist, und wir wissen das alle aus allen Analysen und allen Dokumentationen, im Vergleich zu anderen Bundesländern, aber auch im Vergleich zum Ausland das absolute Schlusslicht. Sie kennen die Zahlen. Ich möchte nur einen Vergleich bringen. In Oberösterreich gibt es 67 Musikschulen mit 55 000 Kindern, die einen Musikunterricht genießen dürfen. Dafür werden 55,5 Millionen EUR gewährt. In Wien gibt es 14,3 Millio-nen EUR und es ist ganz klar, deswegen haben wir auch nur wenige Musikschulen. Wir haben nur 17. Nicht einmal in jedem Bezirk gibt es eine Musikschule. Und wir haben leider nicht einmal 5 000 Kinder, die unterrichtet werden können. Das ist eigentlich den Kindern gegenüber extrem unfair, weil tausenden Kindern etwas vorent-halten wird, was es sonst überall gibt, nämlich etwas, was zur Grundausbildung gehört, eine musische Ausbildung. Frau Kollegin Polkorab lächelt mich jetzt an, weil wir haben das in unserem Ausschuss wirklich schon oft genug diskutiert und es ist unserer Meinung nach wirklich ein ganz großes Versäumnis, dass man nicht schon längst in diesem Bereich mehr Gelder gewährt hat. 

Herr StR Mailath-Pokorny, Sie könnten natürlich jetzt sagen: „Das geht mich nichts an, das ist nicht in meinem Ressort." - Das ist vordergründig richtig, aber selbstverständlich kann man sich als Kulturstadtrat auch einmal mit seiner Kollegin zusammensetzen und sagen: „Es geht jetzt um die Zukunft der Kinder, es geht um die Zu-kunft des Orchesternachwuchses und es geht auch um die Zukunft der Musikmetropole Wien. Wir müssen da etwas machen!" - Deswegen ist es durchaus gerechtfertigt, dass man beim Rechnungsabschluss über diese Thematik im Bereich der Kultur das Wort ergreift.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben auch hier wieder einen Antrag gestellt. Wir haben immer wieder Anträge eingebracht. Diesmal geht es darum, dass man diese drückende Raumnot so schnell wie mög-lich beseitigt, denn wir alle wissen, die Kinder werden 
oft in irgendwelchen Kämmerchen unter klimatisch schrecklichen Bedingungen oder im Werkraum zwischen Schraubstöcken unterrichtet. Da muss auf alle Fälle Ab-hilfe geschaffen werden. Man hat schon viele Jahre lang versprochen, ein Musikschulkonzept vorzulegen. Das ist bis jetzt noch immer nicht geglückt.

Deswegen lautet unser Antrag:

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge sicherstellen, dass in dem vorzustellenden Musikschulkonzept für die drücken-de Raumnot eine Lösung gefunden wird."

Frau StRin Laska ist natürlich nicht da, weil ihr Ressort jetzt nicht diskutiert wird, auch nicht Rieder und auch nicht Bgm Häupl, aber genau diese drei Politiker hätten sich seit vielen Jahren schon mit dieser Thematik beschäftigen müssen. Anstatt sehr viel Geld hinauszuwerfen für Events und für riesige Feste, wäre es wirklich wichtiger, für eine profunde qualitätsvolle Ausbildung der Kinder zu sorgen und nicht dann mit leerem Geldbeutel dazustehen. 

Einer unserer Schwerpunkte, und wir werden nicht müde, das immer wieder zu sagen, ist die Bewahrung unseres kulturellen Erbes. Wir haben die Meinung, wir haben die Pflicht, das Kulturerbe an unsere Kinder unversehrt weiterzugeben. Wir sind der Meinung, dass auch kommende Generationen das Recht auf eine unzerstörte Kulturlandschaft haben. Wir Freiheitlichen haben immer wieder diese Zerstörungswut der Kulturpolitiker angeprangert, angefangen vom Zubetonieren der von Fischer von Erlach erbauten Hofstallungen oder der Verunstaltung der Albertina mit dem unglaublichen "Soravia-Wing" oder dass man die historischen Kandelaber einfach herausreißt und durch Betonpfeiler ersetzt. Da muss man dann immer froh sein, dass es kultivierte Per-sönlichkeiten in Wien gibt, die da nicht mitmachen. Wenn man sich zum Beispiel anschaut, wie das Palais Lichtenstein revitalisiert wurde, dann muss man wirklich froh sein, weil dort gibt es keine Rolltreppe, die in die Flanken hineinfährt und dort gibt es kein Tankstellendach, das die Silhouette zerstört, dort gibt es auch keine Bullaugen, die die Fassade zerstören, sondern das wurde ganz einfach so revitalisiert, wie es ursprünglich vom Architekten gedacht war und das finden wir richtig. Aber ich muss schon sagen, dass nicht die Sozialdemokraten allein die großen Zerstörer sind, sondern auch die ÖVP hat sich da sehr viel geleistet. Wenn ich an Busek und Gehrer denke, die sich immer über den Denkmalschutz hinweggesetzt haben, ist es durchaus auch angebracht, hier einmal die Bundesregierung und die vergangenen Regierungen zu rügen. 

Aus diesem Grunde wende ich mich jetzt auch an Sie, Herr Stadtrat. Auch jetzt könnten Sie sagen: „Frau Unterreiner, das ist jetzt nicht in meinem unmittelbaren Zuständigkeitsbereich.", weil ich habe einen Antrag vorbereitet, dass Sie sich dafür einsetzen mögen, dass Sie das Hofkammerarchiv in der Johannesgasse retten helfen. Da müsste ich Ihnen Recht geben, wenn Sie mir das vorwerfen. Auf der anderen Seite ist es von großem In-teresse für die Stadt Wien, dass solche Dinge ganz einfach nicht geschehen dürfen, weil da hat nämlich Bun-deskanzler Schlüssel einfach eine Weisung gegeben, dass dieses Hofkammerarchiv aufgelöst wird. Genauso gut kann er die Nationalbibliothek oder die Schatzkammer oder das Kunsthistorische Museum auflösen. Es ist absolut nicht gerechtfertigt, noch steht es unter Denkmal-schutz. Aber wir haben schon die Erfahrung gemacht, dass der Denkmalschutz oft auch aus anderweitigen In-teressen aufgehoben wird. Deswegen habe ich einen Antrag gestellt, dass Sie, Herr Stadtrat, sich dafür einsetzen und auch Gespräche führen, dass dieses Hofkammerarchiv nicht abgerissen wird, weil wir dürfen nicht vergessen, es ist dort auch noch das “Grillparzerzimmer“ erhalten, also es ist durchaus im Interesse der Kulturstadt Wien, dass das erhalten bleibt.

Ein weiterer Antrag beschäftigt sich mit Kulturgut. Auch hier ist eigentlich der Bund zuständig und auch hier fordere ich die Sozialdemokraten auf, dass sie etwas unternehmen. Wir sind nämlich der Meinung, dass das eine sehr innovative Idee ist, die ich bringe. Es han-
delt sich da auch wieder um ein Kulturgut aus der Zeit 2000 Jahre vor Christus, aber es ist ein ganz großartiger Fund, der damals von österreichischen Archäologen und von Gelehrten 1840 entdeckt wurde. Das ist das Heroon von Trysa, eine der besterhaltenen Tempelanlagen, ein Grabmal eines mythischen Heros, mühselig mit eigenem Straßenbau, nachdem Verhandlungen mit den türkischen Behörden geführt werden... (GRin Mag Marie Ringler: Warum machen die das nicht selbst?) 
Frau Ringler, ich gebe Ihnen völlig Recht. Warum macht das der Seipel nicht? Mein Vorwurf gilt in dieser Hinsicht Seipel und selbstverständlich der Bundesregierung. Ich sage nur, als Idee, als Vision, dass man das anpeilt, da kann durchaus auch die Stadt Wien initiativ werden. (GR Ernst Woller: Das ist Ihre Bundesregierung!) Warum kann man das nicht einbringen? (GR Ernst Woller: Das ist aber schon eure Bundesregierung!) - Nein, wir sind nicht in der Bundesregierung, wir sind Op-positionspartei. Die Blauen sind nicht mehr in der Bun-desregierung. Wir können durchaus diese Dinge anprangern und anregen. Ich möchte noch einmal sagen, das ist nicht ein Zurückblicken in die Vergangenheit, sondern es ist oft die Vergangenheit die Zukunft. Denken wir an das Pergamonmuseum. (GRin Dr Monika Vana: Das ist hier der falsche Ort!) - Sie sind auch eine begeisterte Anhängerin von Kulturgut, ich weiß das, Frau Dr Vana! Immer wenn ich mit Ihnen in einer Stadt bin, sind Sie eine der Ersten, die in ein Museum laufen. Ich glaube, Sie können das schätzen, wenn man anregt, dass man so ein Heroon bewahrt und es nicht in irgendeiner Besenkammer in einem der großen Museen in Wien ganz einfach versteckt. Das ist eine Kulturschande und es würde natürlich dem Interesse der Stadt Wien entsprechen, wenn man ein dafür wirklich geeignetes Gebäude schafft. 

Wir haben da einen Vorschlag und haben gemeint, es wäre interessant, wenn man den Theseustempel als Eingangsbereich nimmt und dort ein geeignetes Gebäude für dieses Heroon baut. Ich glaube, das wäre zusätzlich ein großes attraktives Museum in Wien. Da ist der Antrag auch, dass Sie, Herr Stadtrat, mit den zuständigen Stellen Verhandlungen mit dem Ziel, eben dieses Heroon von Trysa vorzustellen, führen. Ich meine, man kann so etwas auch bei einer Rechnungsabschlussdebatte bringen, weil es kann durchaus sein, dass das 15 Jahre diskutiert wird, so ähnlich wie mein Figarohaus, und letztendlich wird das hoffentlich auch einmal umgesetzt. (Beifall bei der FPÖ.)
Das Megabeispiel für Verschleierung wurde von meiner Vorrednerin schon genannt, die Vereinigen Bühnen. Es ist unglaublich, dieser große Tanker liegt dicht abgeschottet im sicheren Subventionshafen der Wiener Kulturpolitik, kriegt noch dazu seit vielen Jahren das meiste Geld. Wir haben das schon immer angeprangert, haben immer die Geldflüsse an die Vereinigten Bühnen abgelehnt, immer darauf hingewiesen, dass das ein großer Unterhaltungskonzern sei und dass man Überlegungen anstellen möge, dass man das zumindest zum Teil auch privatwirtschaftlich führen kann. Wir haben natürlich auch immer wieder gesagt, dass hier Transparenz notwendig sein muss.

Sie werden sich jetzt fragen, weshalb ich diesen Antrag wieder einbringe. Es ist nicht das erste Mal, aber man muss immer wieder Anläufe nehmen, dass Quartalsberichte gefordert sind und dass das notwendig ist, um das betriebliche Controlling zu gewährleisten, dass man dem Kulturausschuss Quartalsberichte vorlegen möge. 

Der Umbau des Ronacher fällt in das Gebiet. Wir haben das heute schon diskutiert. Alle drei Oppositionsparteien sind dagegen. Es ist wirklich ein Wahnsinn zu dem Zeitpunkt, wo man nicht einmal weiß, wohin sich die Mu-sicallandschaft entwickeln soll, 47,8 Millionen EUR zu in-vestieren, noch dazu dafür Schulden zu machen und das Ronacher zu einer zweiten riesigen Musicalbühne umzu-bauen. Wir haben auch da einen Antrag gestellt, wo wir sagen, dass einige funktionelle Verbesserungen durch-aus gerechtfertigt wären. Wir haben uns das alle an-
geschaut. Alles, was den Zuschauerraum und auch Or-chestergraben angeht, was die Kulissen angeht, das wäre gutzuheißen, aber dieser zweigeschoßige Aufbau mit dieser riesigen Bühne für 100 Personen, wo eine Freiluftbühne gemacht wird, ist unserer Meinung nach nicht gerechtfertigt. In diesem Antrag meinen wir, man sollte davon Abstand nehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind der Meinung, dass ganz im Gegensatz dazu, in der Innenstadt eine Freiluftbühne zu machen, wo die Anrainer jetzt schon toben - ich war unlängst dort und da haben sich viele eingefunden, die verzweifelt sind, dass man just in diese enge Straße eine Freiluftbühne hineinplanen will -, wir seit vielen Jahren immer wieder gesagt haben, Wien braucht eine Freiluftbühne und haben immer wieder angeregt, dass man in Schönbrunn ein Heckentheater einrichten möge. Sie alle können sich noch an diese wunderbare Tradition "Mozart sieht Schönbrunn" erinnern. Wir fordern noch einmal, dass man eine Machbarkeitsstudie macht und dass man eine Freiluftbühne in Schönbrunn macht, weil Freiluftbühnen brauchen Luft, brauchen Raum und die kann mich doch nicht in die Innenstadt hineinplanen. Deswegen stellen wir noch einmal einen Antrag, dass man eine Machbarkeitsstudie macht, um ein Freilufttheater in Schönbrunn zu planen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ganz kurz jetzt noch mein letzter Antrag, und zwar geht es um das Figarohaus. Es verging kein Rechnungsabschluss und keine Budgetdebatte, wo ich mich nicht hier hingestellt und gefordert habe, man möge doch endlich das Figarohaus sanieren. Das mache ich seit 14 Jahren, habe ich schon als Bezirksrätin im ersten Be-zirk gemacht und habe immer wieder gesagt, die zwei Stockwerke über der authentischen Mozartwohnung soll-ten doch einbezogen werden. Es sollte ein attraktives Mozarthaus gemacht werden. 

14 Jahre lang hat man nichts gemacht, hat das einfach dort stehen lassen. Jetzt greift man endlich die Ideen der Freiheitlichen auf, es wird jetzt ein Mozarthaus gemacht, aber man muss anscheinend, weil es nur dann attraktiv ist, "Mozarthaus Vienna" nennen. Jetzt fragen wir uns, wozu das notwendig ist, weil "Figarohaus" ist durchaus angebracht. Dort hat Mozart ja "Figaros Hochzeit" geschrieben. Es ist nicht einzusehen, dass man den Namen der Heimatstadt Mozarts, Wien, ins Englische übersetzt. Ich finde das einfach lächerlich, dass man sich so an eine andere Sprache anbiedert und glaubt, dadurch die Attraktivität zu erhöhen. Deswegen stellen wir den Antrag, dass das Mozarthaus weiterhin "Mozarthaus" oder "Figarohaus" heißen möge. Auf jeden Fall fin-den wir "Mozarthaus Vienna" nicht angebracht. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt komme ich noch zu unserer allerwichtigsten An-sage, was die Kulturpolitik anbelangt, und zwar Identität zu wahren. Martin Walser hat damals bei der Überreichung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels gesagt, das sei das Gewissensthema unserer Woche. Ich habe jetzt nur kurz hineinlesen können, aber Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, sind genau der gegenteiligen Meinung. Sie wollen, dass mehrere Identitäten in die-
ser Stadt stattfinden. - Ich sehe, die Lampe leuchtet, ich muss daher zum Schluss kommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage jetzt, dass die FPÖ die einzige Partei in Wien ist, die auf dem Gebiet von Kunst und Kultur die Interessen Wiens vertritt. Wir stehen für einen kulturellen Reichtum, für eine kulturelle Vielfalt. Wir stehen für die Achtung unseres kulturellen Erbes. Wir stehen für qualitätsvolle, niveauvolle kulturelle Bildung unserer Jugend, damit sie den Anforderungen der Zukunft gerecht wird. Wir stehen für Bewahrung und Identität. Wir sind die einzige Partei in der Stadt, welche die Heimat bewahren und stärken will, die Traditionen und Werte achtet, welche die eigenen Kreativen, die eigenen Talente und Begabungen fördert und damit die Zukunft Wiens zu einer Eigenständigkeit als Kulturmetropole Wien bewahren und weiter entwickeln will. Die FPÖ ist die Heimatpartei in Wien. Nachdem sich dieser, unser Wertekatalog in der Kulturpolitik des absoluten roten Wiens überhaupt nicht wiederfindet, lehnen wir den Rechnungsabschluss ab! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. - Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Da-men und Herren! 
Die Diskussion des Rechnungsabschlusses des Jahres 2004 gibt uns die Gelegenheit, über die Bilanz der letzten vier Jahre zu sprechen, und diese Bilanz über die Wiener Kulturpolitik seit 2001 ist eine sehr erfreuliche. Diese positive Bilanz drückt sich insbesondere einmal in den Budgetzahlen aus.

Der Rechnungsabschluss des Jahres 2004 war um 13,8 Prozent höher als der Voranschlag. Das heißt, das Kulturbudget ist im Jahr 2004 um fast 14 Prozent ge-
stiegen. Die Kulturausgaben der Stadt Wien sind in den 
vier Jahren von 2001 bis 2004 - das sind die Zahlen des Rechnungsabschlusses - jeweils von 177 Millionen EUR auf 198 Millionen EUR gestiegen, das ist eine Steigerung in vier Jahren von 12 Prozent. 

Und was noch beachtlicher ist, das ist, dass der Anteil des Kulturbudgets am Gesamtbudget in diesen vier Jahren von 1,76 Prozent auf über 2 Prozent, nämlich auf 2,08 Prozent, gestiegen ist.

Das zeigt also, dass die Stadt Wien in die Kultur investiert, nicht nur in die kulturellen Angebote, sondern auch in die kulturellen Einrichtungen, in die Kulturbauten. Es wurden mit Mitteln der Stadt Wien das Konzerthaus und der Musikverein erweitert, es wurden auch kleine Einrichtungen, wie das Klangforum und das Birdland ge-schaffen, es wurde das Archiv errichtet, es wurde die Bibliothek erweitert und umgestaltet, es wurde ins Historische Museum, ins Wien-Museum, investiert. Wir haben auch in Bundeseinrichtungen, wie die Albertina und die Sezession, investiert und in Filmeinrichtungen, wie das Filmarchiv, das Filmmuseum, das Metro Kino und das Gartenbaukino, um nur einige zu nennen.

Wir haben auch außerhalb des eigentlichen Kulturbudgets in Kulturbauten anderer Geschäftsgruppen in-vestiert. Ich erwähne hier die großzügige Sanierung der Wiener Urania, die Investitionen in den Jugendkulturort “Arena“ und den Neubau der Wiener Hauptbücherei. Al-les das sind sehr wichtige Kultureinrichtungen dieser Stadt. 

Die Stadt Wien investiert damit in ihre Stärke, und wir werden das auch in Zukunft tun. Wir werden nächstes Jahr 30 Millionen EUR zusätzliche Mittel für das Mozartjahr aufwenden und damit in die absolute Kernkompetenz der Stadt als Musikweltmetropole investieren. Das ist insofern umso mehr beachtlich, als dass der Bund ge-nau das Gegenteil macht. Der Bund kürzt die Budgetmittel in demselben Ausmaß wie die Stadt Wien sie erhöht.

Staatssekretär Morak hat das freie Kunstbudget in den Jahren 2001 bis 2004 um 30 Prozent gekürzt, nämlich von 109 Millionen EUR auf 80 Millionen EUR. Und das wird noch dramatischer, wenn man sich anschaut, was er mit den 80 Millionen EUR gefördert hat. Da hat er zum Beispiel die "Diagonale 2004" gefördert. Jetzt könnte man sagen, das ist sozusagen eine schöne Sache, "Diagonale 2004" ist ein wichtiges Festival. Der Haken an der ganzen Geschichte ist jedoch, dass die "Diagonale 2004" mit 564 000 EUR gefördert worden ist, aber gar nicht stattgefunden hat, weil nämlich die In-tendanten Staatssekretär Morak nicht genehm waren. Daher hat die "Diagonale 2004" zwar Förderungsmittel erhalten, 560 000 EUR, aber hat nicht stattgefunden.

Von den 80 Millionen EUR wurden von der Bundesregierung 1,6 Millionen EUR für die Klagenfurter Seebühne verwendet, die in den Sand des Wörthersees ge-setzt worden sind. Es ist bezeichnend, dass die einzige kulturelle Einrichtung, die die FPÖ jemals zu verantwor-ten hatte und hat, nämlich die Klagenfurter Seebühne von Lhptm Haider, in ein einzigartiges künstlerisches 
und finanzielles Debakel geschlittert ist. Haider ist offen-
sichtlich mit den Kulturfördermitteln genauso umgegan-
gen wie mit den Spesen der FPÖ. Insofern muss man jetzt der Rest-FPÖ, oder dem, was hier in Wien noch an FPÖ vorhanden ist, danken, dass sie das jetzt alles transparent gemacht haben, weil sonst wären wir gar nicht drauf gekommen. Es war ja wirklich höchst interessant, als wir diese Woche im "profil" lesen konnten, wie Lhptm Haider und die anderen FPÖ-Führer immer mit 60 000 Monatseinkommen ausgekommen sind – Schilling damals natürlich –, und trotz dieser doch eher bescheidenen unteren Latte von 60 000 ATS immer noch flotte Autos und schicke Klamotten gehabt haben. Also, das hat offensichtlich sehr viel mit den Spesen zu tun, die da auf Kosten der Steuerzahler verprasst worden sind.

Und so ähnlich macht es Lhptm Haider auch in Kärnten mit der Klagenfurter Seebühne. Der Doch-Nicht-In-tendant Renato Zanella hat immerhin von Lhptm Haider 210 000 EUR kassiert, ohne dafür irgendeine künstlerische oder organisatorische Leistung erbracht zu haben. Das ist Kulturpolitik, wenn sie von der FPÖ oder von FPÖ-Verantwortlichen geführt wird, es kommt da ein bei-spielloser Sumpf heraus, der sich nicht nur auf Kulturför-dermittel, sondern auch auf andere öffentliche Mittel be-zieht, nämlich auf die Spesen, die die FPÖ offensichtlich in großem Maße ausgegeben hat. (StR Johann Herzog: Haben Sie schon einmal den Namen Ambrosi gehört, der ist der Steigbügelhalter!) – Herr Ambrozy ist deshalb in der Regierung, weil das die Landesverfassung so vorsieht (Heiterkeit bei der FPÖ.) und ersparen Sie mir jetzt eine Beurteilung der Kulturpolitik der FPÖ-Kärnten. (StR Johann Herzog: Sie haben die Schuld!) Das möchte ich jetzt auch hier nicht behandeln. 

Jedenfalls hat die FPÖ in der Kulturpolitik einen beispiellosen Sumpf hinterlassen und die ÖVP unter Bundeskanzler Schüssel ist dafür auch mitverantwortlich, weil er trägt eigentlich die Hauptverantwortung, weil er Lhptm Haider und die FPÖ überhaupt erst in die Bundesregierung geholt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich komme damit zurück zur Kunstförderung des Bundes. Und diese Kürzungs- und Umverteilungspolitik der ÖVP auf Bundesebene richtet sich vor allem gegen freie, gegen zeitgenössische und gegen regionale Initiativen. Die IG Kultur beklagt sich über eine Kürzung der Mittel seit 2002 um 57 Prozent, das heißt, mehr als die Hälfte der Mittel für die IG-Kultur sind in den letzten zwei Jahren vom Bund gekürzt worden. Die Kürzungen des Bundes richten sich aber vor allem auch gegen die Stadt Wien. In den vier Jahren, über die wir jetzt diskutieren, seit 2001 also, hat der Bund die Zuwendungen für die kulturellen Einrichtungen in Wien um 20 Millionen EUR gekürzt. Das sind genauso 12 Prozent, wie wir sie erhöht haben. Das heißt, der Bund kürzt in demselben Maße, wie wir die Budgetmittel erhöhen.

Diese Kürzungen des Bundes treffen die großen und die kleinen Theater, die Josefstadt und das Volkstheater und das Theater der Jugend genauso wie das Ensem-bletheater, die Drachengasse oder das Schauspielhaus, um nur drei Beispiele zu nennen. Sie treffen das Tanzquartier - die kriegen überhaupt keine Förderungen vom Bund, obwohl das das einzige relevante Tanzhaus in ganz Österreich ist -, das Kindertheaterhaus bekommt kein Geld, das Depot bekommt kein Geld mehr vom Bund, da müssen wir einspringen, weil sonst würde es das Depot als wichtigen Diskursort überhaupt nicht mehr geben, Public Netbase bekommt kein Geld mehr - wir haben diese Mittel von 72 000 EUR auf 218 000 EUR erhöht - das Künstlerhaus kriegt vom Bund kein Geld mehr, wir haben die Mittel von 138 000 EUR auf 363 000 EUR erhöht, um es am Leben zu erhalten, 
ebenso die Sezession.

Das Österreichische Filmmuseum – das zeigt schon im Titel, dass es eigentlich eine österreichische Einrichtung und nicht eine Wiener Einrichtung ist – das Österreichische Filmmuseum wurde vom Bund gekürzt um 447 000 EUR. Im selben Zeitraum hat Wien die Subvention von 87 000 auf 508 000 EUR erhöht.

Die Wiener Festwochen erhalten vom Bund überhaupt keine Förderung mehr, und die Wiener Festwochen sind damit das einzige Festival in Österreich, das keine Förderung der Bundesregierung kriegt. Die Bundesregierung fördert alle Festivals von Mörbisch bis zu den Bregenzer Festspielen, die Wiener Festwochen, die neben den Salzburger Festspielen das einzige international relevante Festival sind, eines der bedeutendsten Festivals der ganzen Welt, kriegt vom Bund keine Förderung mehr, nur weil Staatssekretär Morak die künstlerische Ausrichtung nicht gefällt und er sagt, da kann er nicht mitreden. Das ist eine Politik der Bundesregierung gegen Wien, und das muss man auch immer wieder deutlich sagen.

Dagegen fördert Staatssekretär Morak, wenn Wahlen vor der Tür stehen, sogar so wichtige international höchst bekannte Theaterfestivals wie zum Beispiel heuer erstmals ein Festival "Theaterland Steiermark". Also, ich weiß gar nicht, ob das vielleicht mit den heurigen Wahlen zu tun hat, die kriegen heuer 200 000 EUR. Nur, damit man also sieht, wie die ÖVP hier mit Bundeskulturförderungsmitteln umgeht. 

Und man kann sich überhaupt nur wundern über die Kulturpolitik des Bundes, man kann sich nur wundern, dass ein ÖVP-Politiker in Salzburg - und das war nicht irgendwer, sondern das war LhptmSt Haslauer – we-
gen einer Thomas-Bernhard-Lesung unter Protest einen Festakt des Landes Salzburg verlassen hat, weil ihm der Text nicht gepasst hat. Das muss man sich einmal vorstellen, wie das Kulturverständnis der ÖVP ist. Und man muss sich auch wundern, dass angesichts des vernichtenden Berichtes des Rechnungshofes über das Kunsthistorische Museum Direktor Seipel nicht nur nicht zur Verantwortung gezogen wird, sondern in diesen vier Jah-ren seine Jahresgage von 94 000 EUR auf 238 000 EUR erhöht worden ist, das ist sage und schreibe eine Erhöhung um 153 Prozent. Für Dr Seipel hat es sich offensichtlich tatsächlich ausgezahlt, dass er so massiv Bundeskanzler Schüssel im Wahlkampf unterstützt hat, und es hat sich für Dr Seipel offensichtlich ausgezahlt, dass er auch die Geburtstagsfeier von Staatssekretär Morak auf Kosten der Steuerzahler im Kunsthistorischen Museum ausgerichtet hat. Das ist die Bundeskulturpolitik, weil Dr Salcher heute davon gesprochen hat, dass Geld ver-schwendet wird. Also, wenn wo Geld verschwendet wird, dann ist es in der österreichischen Bundesregierung und in der FPÖ, oder was immer jetzt Haider da vertritt im Land Kärnten und wir betreiben genau die entgegen-
gesetzte Politik hier in der Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Kulturpolitik der Stadt Wien macht genau das Gegenteil. Die Bundesregierung hat die Mittel in Wien um 12 Prozent... (GR Gerhard Pfeiffer: Hat der Herr Bür-germeister die Geburtstagsfeier selber bezahlt?) Das zahlen immer, das zahlen jedenfalls nie die Steuerzahler, (Heiterkeit bei der ÖVP.) das zahlt bestenfalls der Sponsor. (GR Günther Barnet: Oder zahlt das die SPÖ?) Also, das zahlt jedenfalls nicht der Steuerzahler und es sind nicht Kulturförderungsmittel. Im Gegensatz zum Staatssekretär Morak. 

Die Kulturpolitik des Landes Wien, der Stadt Wien, unterscheidet sich grundsätzlich von der Bundeskulturpolitik. Während die Bundeskulturpolitik die Mittel um 12 Prozent gekürzt hat, hat sie die Stadt Wien in vier Jahren um 12 Prozent erhöht. Das ist eine beachtliche Leistung und es wurden damit aber auch nachhaltige Re-formen eingeleitet, weil es geht ja nicht nur darum, wie viel man einsetzt, sondern auch, was man mit dem Geld macht, was man bewegt und was nach einer gewissen Regierungsperiode erhalten bleibt. 

Und ich habe hier in diesem Haus, in 18 Jahren Mitgliedschaft im Kulturausschuss, drei Stadträte und Stadträtinnen erlebt. Das war zum einen einmal Ursula Pas-terk. Ursula Pasterk hat in ihren 10 Jahren das Kultur-budget verdoppelt. Das ist deshalb so leicht zu merken gewesen, weil es von 1°Milliarde EUR auf 2°Milliarden EUR in 10 Jahren erhöht worden ist. Ursula Pasterk hat-te wahrlich Ecken und Kanten und sie hat sehr, sehr viel Neues geschaffen. Sie hat die Kunsthalle neu geschaffen, sie hat die Neupositionierung der Viennale und der Festwochen durchgeführt, sie hat eine Hinwendung zur zeitgenössischen Kunst durchgesetzt in dieser Stadt und sie hat einen Boom der freien Szene ausgelöst, wo damals die Förderungsmittel, ich weiß sie auch nur nach den Schillingbeträgen, von 7 Millionen ATS auf 70 Millio-nen ATS erhöht worden sind. Nun, das war Ursula Pas-terk. Die hat zweifellos sehr viel bewegt und sehr viel Po-sitives hinterlassen.

Peter Marboe, das ist der einzige Punkt, wo ich Andi Salcher jetzt wirklich widersprechen muss, es wäre sonst auch alles zu widersprechen, was er gesagt hat, aber in einem muss ich ihm wirklich widersprechen: Ich muss Peter Marboe in Schutz nehmen. Also, Gegenreformator war er keiner. Peter Marboe war jedenfalls der, der in seinen fünf Jahren das Vorhandene wirklich gut bewahrt hat. Das sicher auch auf unseren Druck hin, weil wir da-mals natürlich sehr drauf geschaut haben, dass er nichts anstellt, was sozusagen absolut gefährlich gewesen wäre, aber er hat zweifellos auch einiges hinterlassen. Also, mir ist noch der Theaterdienstag in Erinnerung. Also, Peter Marboe hat uns in fünf Jahren den Theaterdienstag hinterlassen. Da freuen sich heute noch viele Theater, weil die Leute am Mittwoch bis Montag dann nicht mehr so oft ins Theater gehen, weil es halt am Dienstag billiger ist. Er hat aber das kulturelle Geschehen so gut moderiert, dass wir ihn jetzt auch ersucht ha-ben, das Mozartjahr zu moderieren, und das macht er zweifellos genauso gut. 

Jedenfalls lag die Latte sehr hoch, als Kulturstadtrat Mailath-Pokorny im Jahr 2001 das Ressort übernommen hat und er hat diese Latte, nicht nur wegen seiner körperlichen Größe, sehr locker und eindrucksvoll übersprungen, sondern er hat sie in diesen vier Jahren sehr hoch gelegt und sehr viele, große Reformen eingeleitet und auch umgesetzt. Er hat Entwicklungen in der Wiener Kulturpolitik eingeleitet, die man erst in der historischen Betrachtung wirklich als das sehen wird, was sie sind, nämlich wirkliche Meilensteine in der Kulturpolitik der Stadt Wien. Er hat Projekte umgesetzt, über die wir seit Jahren und Jahrzehnten gesprochen haben, wo seit Jahren und Jahrzehnten Kulturstadträte, Kulturpolitiker, Künstler und Künstlerinnen, Kulturschaffende, Kulturjournalisten gesagt hatten, das sollte man endlich angehen. Es war Andreas Mailath-Pokorny, der diese großen Reformen in der Stadt Wien eingeleitet und umgesetzt hat. 

Da ist zum Ersten einmal die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus. Ab dem Mozartjahr 2006 wird das Theater an der Wien in der Art genützt werden, wofür es nämlich bestens geeignet ist, nämlich für nicht elektronisch verstärktes Musiktheater wie Opern, Barockopern, Mozartopern und zeitgenössische Opern des 20. Jahrhunderts. Das Theater an der Wien wird als zusätzliches Opernhaus in dieser Stadt eine ideale Ergänzung zur Staatsoper, zur Volksoper sein, es wird Raritäten zeigen, die in einem Repertoirebetrieb wie in der Staatsoper und Volksoper einfach nicht gezeigt werden können. 

Die Erfolge des KlangBogens in den letzten Jahren haben wir schon aufgezeigt, das Programm des Mozartjahres 2006 im Theater an der Wien zeigt es noch deutlicher, in welcher Art und Weise der Intendant Roland Geyer das Theater an der Wien ab 2006 bespielen wird. Die Musikstadt Wien wird jedenfalls durch die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus um eine kulturelle Attraktivität ersten Ranges auf allerhöchstem künstlerischen Niveau reicher, und das wird gut sein für die Musikstadt und Kulturstadt Wien.

Im Rahmen der Reform der Vereinigten Bühnen Wien wird es aber weiters zwei Häuser für das Musical geben, und weil hier immer wieder so abschätzig über Musical gesprochen wird: Jedes Jahr gehen 500 000 bis 700 000 Menschen in diese Musicals und es ist einfach nicht einzusehen, warum die Stadt Wien allen Besuchern Angebote machen sollte, nur jenen 500 000 bis 700 000 Besuchern von Musicals keine qualitativen An-gebote. Und wir bekennen uns dazu und es ist einfach falsch - auch wenn es immer wieder hier gesagt wird -, dass das Musical keine Zukunft hat. Die aktuellen Musicals der Vereinigten Bühnen Wien haben eine Auslastung von 92 Prozent und 98 Prozent. Das ist einfach sen-sationell, da kommt kein anderes Theater in dieser Stadt eigentlich heran. Wir haben damit einen Exportartikel, weil Millionen Menschen in anderen Ländern die Musicalproduktionen aus Wien sehen und nicht vom Broadway und vom Westend, oder wo immer sie herkommen. Und wir brauchen diese Musicals auch weiterhin, um auch allen Menschen Angebote in dieser Stadt auf höchstem künstlerischen Niveau bieten zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die großen Musicalproduktionen werden weiter im Raimund Theater stattfinden, die kleineren zeitgenössischen Produktionen werden im Ronacher stattfinden, wofür wir jetzt eine Funktionssanierung starten, die in der Zeit vom Sommer 2005 bis Oktober 2007 ein Haus schaffen wird, das technisch auf dem aktuellen zeitgemäßen Standard ist, um zeitgemäßes, professionelles Musiktheater möglich zu machen. (GRin Marie Ringler: Könnten Sie garantieren, dass die Arbeiten nicht teurer werden?) Es ist gedeckelt. Wenn du den Beschluss genau gelesen hast, wirst du sehen, dass wir gesagt haben, es sind genau 34 Millionen EUR, die der Umbau kosten kann. Das ist auch bei der Präsentation des Siegerprojekts von Domenig deutlich geworden, dass gesagt worden ist, er hat es verstanden, nicht eine Überdrübersanierung anzubieten, sondern eine funktionelle Sanierung und darum ist unter anderem er mit der Sanierung beauftragt worden, weil er es immer wieder geschafft hat, auch mit seinen Mitteln auszukommen, und das doch auch mit einem Blick auf zeitgenössische Architektur. 

Die Kritik der Opposition kann ich überhaupt nicht verstehen. Da kommt ein Finanzstadtrat der Stadt Wien, der angesichts eines schon sehr hohen Kulturbudgets der Stadt Wien sagt: Ich gebe zusätzlich 34, (GRin Marie Ringler: 47 Millionen!) 47, 34 ist es ohne Kredit, wenn man 34 Millionen... 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Kollegin Ringler, Zwischenrufe aus der Bank, bitte! 

GR Ernst Woller (fortsetzend): 47 Millionen jedenfalls gibt er zusätzlich für Kulturinvestitionen her und die Kulturpolitiker stellen sich da im Haus her und sagen, wir wollen das Geld nicht. Also, ich verstehe das tatsächlich nicht. Noch dazu, wo wir als Kulturausschussmitglieder uns das Haus angeschaut haben und dort, als wir auf der Elefantenstiege gestanden sind, gesagt haben, es ist eigentlich unglaublich, dass in den letzten 10, 20 Jahren da überhaupt Theater gespielt worden ist mit dem technischen Zustand, wie sich das Ronacher derzeit präsentiert. 

Also, es ist völlig unbestritten, dass eine technische Sanierung des Ronacher notwendig ist, zur Verbesserung der Bühnentechnik, zur Verbesserung der Zugangs-möglichkeiten auf die Bühne, um einen Orchestergraben zu schaffen, um dem Publikum bessere Sicht‑ und Sitzverhältnisse zu schaffen, um Garderoben zu schaffen, die überhaupt zumutbar sind, und um eine Probebühne zu schaffen, die einfach ein zeitgemäßer Theaterbetrieb verlangt. 

Und niemand hat irgendwo in Österreich kritisiert, dass das Grazer Opernhaus um dieselbe Summe saniert worden ist und niemand hat kritisiert, dass das Festspielhaus Bregenz, das zweifellos nicht so oft für Kulturveranstaltungen genutzt wird wie das Ronacher, um denselben Betrag funktionell saniert wird. Und da hat der Bund mitgezahlt, in Wien zahlen wir uns das ohnedies alleine, aber dann brauchen wir uns nicht noch von der Opposition sagen lassen, wir sollten eigene Häuser, die unter Denkmalschutz stehen, die der Stadt Wien gehören, mitten im Zentrum der Stadt, verfallen lassen, nur weil Andi Salcher und den anderen Oppositionspolitikern Musicals nicht gefallen. Das ist wirklich unglaublich. (Bei-fall bei der SPÖ.) 

Ein großer Wurf von Andreas Mailath-Pokorny war auch die Wiener Theaterreform. Die Wiener Theaterentwicklung war geprägt von Kontinuität, es sind immer neue Theater geschaffen worden, ohne wirkliche Reformen im Kern umzusetzen. Das war weder finanziell in Zukunft möglich, noch aus künstlerischen Gründen sinnvoll. Herr Stadtrat Mailath-Pokorny hat daher eine Theaterreform eingeleitet, über die viele schon vorher nachgedacht, die es sich aber eigentlich nicht zugetraut haben. 

Und es zeigt den Stil von Andreas Mailath-Pokorny, es war eine Initiative, in welcher er die Kultursprecherinnen und Kultursprecher in diesem Haus zu einem informellen Gespräch eingeladen hat, und aus diesem informellen Gespräch ist diese große Wiener Theaterreform entstanden, eine Theaterreform, die mit Augenmaß und Konsequenz eine Erneuerung der Wiener Theaterlandschaft bringen wird. 

Ich möchte an dieser Stelle den Kultursprechern der Grünen und der ÖVP ausdrücklich für die konstruktive Zusammenarbeit danken, dass sie trotz Ihrer Rolle als Oppositionspolitiker gestaltend an diesem Reformprozess mitarbeiten und dass Sie diese punktuelle Zusammenarbeit zwischen Regierung und Opposition auch nicht in Zeiten aufkommenden Wahlkampfes eingestellt haben. Das ist gut so, weil eine Theaterreform in diesem Ausmaß und in dieser Bedeutung nicht in einigen wenigen Jahren umgesetzt werden kann, sondern dies ein wirklich mittel- bis langfristiger Prozess ist. 

Neben der Reform der Vereinigten Bühnen Wiens und der Wiener Theaterreform gibt es weitere große Reformen, die Andreas Mailath-Pokorny seit 2001 umgesetzt hat. Es ist das einmal die Neupositionierung des Wien-Museums, das sich nun als neues, modernes, zeitgemäßes Stadtmuseum präsentiert, es ist dies die Reform der Wiener Symphoniker, ein großartiges Orchester der Stadt Wien, das nun unter neuem Management viele neue Initiativen erkennen lässt und das im Rahmen der Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Opernhaus als Wiener Orchester eine zentrale Rolle in diesem neuen Opernhaus spielen wird. 

Andreas Mailath-Pokorny hat in diesen vier Jahren nicht nur die Theater gefördert, sondern hat auch Kinos gerettet. Es ist ganz wichtig gewesen, dass das Gartenbaukino und das Metro Kino erhalten geblieben sind und als Arthouse-Kinos weiter zur Verfügung stehen. Es ist beachtlich, dass auch außerhalb des Kulturbudgets das Urania Kino neu saniert worden ist und es ist wirklich beachtlich, dass in dieser Stadt nicht Kinos zusperren, sondern dass mit dem Top Kino beispielsweise ein Kino in diesen Jahren auch wieder aufgesperrt hat. 

Weitere Reformen sind die Schaffung eines Fonds für Kunst im öffentlichen Raum. Auf die Reformen zur Umsetzung der Restitution und die Stärkung des Wissenschaftsstandortes wird im Detail meine Kollegin GRin Zankl noch eingehen. Es waren vier sehr gute Jahr für die Wiener Kulturpolitik, auf die wir heute zurückblicken. Ich möchte zum Schluss allen danken, die dazu beigetragen haben, das sind zum Ersten einmal die Künstlerinnen und Künstler und Kulturschaffenden dieser Stadt. Ohne künstlerisches Potential und künstlerische Kreativität würde es auch keine Erfolge in der Kunst- und Kulturpolitik geben. Ich möchte allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Kulturvereinen danken, die oft ehrenamtlich ganz wichtige Arbeit für das vielfältige und breite Kulturangebot in dieser Stadt leisten. Und ich möchte allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unserer Magistratsabteilungen, der Magistratsabteilung 7, dem Archiv, der Bibliothek und dem Museum danken, die in überaus kompetenter Art und Weise diesen Prozess in der Verwaltung umgesetzt haben, gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Büros des Stadtrates. 

Ich möchte allen danken und kann nur sagen, dass der Kunst- und Kulturbericht, der heute auch in umfangreicher Weise den Wissenschaftsbereich und den Frauenbereich umfasst, zeigt, auf welchem guten Weg die Wiener Kulturpolitik ist, und wir werden daher dem Rech-nungsabschluss in diesem Bereich zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Sommer-Smolik hat sich gemeldet. Die Redezeit beträgt jetzt 15 Minuten.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wie immer in dieser Geschäftsgruppe erfolgt der Einschub von mir zum Thema Wissenschaft, einem zweiten Bereich, der in dieses Ressort gehört. Es ist nicht nur die Kultur, sondern auch die Wissenschaft, und so wie der Kulturbericht wurde ja auch der Wissenschaftsbericht heute in der Früh verteilt. Ich hatte mehr Zeit als Kollegin Ringler, nämlich während der Kulturdebatte, mir das durchzuschauen und habe festgestellt, dass das eine interessante, gute Aufstellung ist, was alles, irgendwie, wer, wie, mit welchen Titeln gefördert, bekommen hat. Aber bei der ersten Seite, beziehungsweise Seite 7, dem Nischenstatement des Herrn Stadtrates, vermisse ich das Nischenstatement. Es steht da sehr viel drinnen, aber darüber, was das Ziel der Wiener Wissenschaftspolitik eigentlich ist - sollte es sie geben - ist nichts zu finden, außer dem Hinweis, dass die Mittel zielstrukturiert investiert werden. Und es geht ja dann noch weiter, dass die Stadt der Förderung von Forschung und Wissenschaft ebenso wie der Forschung und Weiterentwicklung der Wiener Wissensbasis einen hervorragenden Stellenwert im Aufgabenspektrum zuweist und so weiter. Aber was genau, und wohin es gehen soll, das gibt es nach wie vor nicht, auch wenn in diesem Bericht das an-geblich vorgelegt werden sollte.

Herr Kollege Salcher hat gefragt, was hat der Herr Stadtrat im letzten Jahr im Bereich der Wissenschaftspolitik gemacht. Ich frage, was hat er seit 2001 gemacht, außer jetzt einen Wissenschaftsbericht vorzulegen und im letzen Jahr einen Teil des Kulturberichts zum Thema Wissenschaft zu veröffentlichen. Ich glaube, dass hier sehr viel mehr passieren könnte, auch wenn der Hinweis richtig ist, dass für die Wissenschaftspolitik der Bund zu-ständig ist. Aber ich glaube, dass eine Stadt wie Wien, die so viele Institute, Institutionen, die sich mit der Wissenschaft beschäftigen, so viele Universitäten hat, eigen-tlich hier mehr Bewusstsein entwickeln könnte, dass auch mit dem, was hier möglich ist, einiges bewirkt werden könnte. Und ich habe im Laufe der Legislaturperiode einige Anträge eingebracht zur Förderung von jungen WissenschaftlerInnen, zu mehr Transparenz in der Wissenschaftsförderungsvergabe und so weiter. 

Es hat eigentlich nichts gefruchtet, es wird halt weiter so gearbeitet wie schon die letzten Jahre und es ist für die Community nicht nachvollziehbar, nach welchem Prinzip, nach welchem großen Ideal oder sonst wie, hier vorgegangen wird. 

Und wenn man sich dann anschaut, dass offensichtlich die großen Debatten, die im letzten Jahr stattgefunden haben, nämlich die Debatte um die Ludwig Boltzmann Gesellschaft hier zwar auch erwähnt wird, aber eins zu eins, aus der Jubelbroschüre, beziehungsweise aus dem Antrag der Ludwig Boltzmann Gesellschaft, den diese ja jährlich stellt und der auch jährlich mit über einer Million dotiert wird, die Begründung einfach übernommen wird und eine kritische Reflexion dieser Vorgehensweise nicht einmal in diesem Bericht stattfindet und dass nur aufgelistet wird, was das Ludwig Boltzmann Institut, be-ziehungsweise die Ludwig Boltzmann Gesellschaft hier der Stadt Wien offensichtlich zur Verfügung stellt, so frage ich mich schon, ob die Diskurse in der Community, in der Scientific Community, irgendwie in der Stadt wahrgenommen werden, weil die Debatte um die Ludwig Boltzmann Gesellschaft war wirklich eine großstädtische, und die Stadt Wien hat sich immer nobel zurück gehalten. Das habe ich hier auch mehrmals kritisiert, aber im Wissenschaftsbericht nicht einmal annähernd zu erwähnen, dass es hier Widerstände gegeben hat, nämlich von den Forschungseinrichtungen der Stadt Wien an den Krankenanstalten in der Stadt Wien oder oder oder. Das einfach zu übernehmen, finde ich gelinde gesagt diesen Instituten gegenüber, die jetzt geschlossen wurden, die kein Geld mehr haben, die 2005 eigentlich auf der Straße stehen und in denen die WissenschaftlerInnen nicht wissen, wie es weiter geht, diese einfach so abzufertigen, skandalös und ich hoffe, dass irgendwann in dieser Stadt in diesem Bereich nachgedacht wird, dass es mehr gibt als das, was da drinnen steht und was an Gießkannenprinzip-Förderung gemacht wird. 

Die großen Summen in dem Bereich der Wissenschaftsförderung finden sich ja nicht in diesem Ressort, was vielleicht ein Glück ist, weil sonst würde es nicht ein-mal das geben, weil es ja offensichtlich kein Interesse gibt, hier zum Thema Wissenschaft auch was zu tun, sondern es ist unsere Wissenschafts- und Technologieförderung der große Brocken drinnen. Hier gibt es halt die klassischen Schwerpunktsetzungen, die offensichtlich der Herr Bürgermeister vorgibt, Life Science und an-dere. Auch hier keine Debatte, keine Diskussion, ob es zielführend ist, immer mehr Labors einzurichten, immer mehr in eine Richtung zu gehen und nicht sich auch zu überlegen, ob der Boom der Life Science nicht schon längst vorbei ist, wo es auch schon auch aus den WissenschaftlerInnenkreisen Anmerkungen gibt, dass es hier einen gesättigten Markt gibt und dass es eigentlich noch andere wissenschaftliche Bereiche gibt, die auch gefördert werden könnten und wo es eigentlich auch mehr Engagement gibt bei den jungen Wissenschaftler-
Innen. Wir haben in diesem Ressort eine Steigerung 
der Mittel um ein paar Millionen Euro, 2 Millionen EUR. Trotzdem ist es, glaube ich, zu wenig für eine Stadt wie Wien, was im Bereich der Kultur- und Geisteswissenschaften ausgegeben wird. Hier könnte die Stadt Wien noch mehr tun, vor allem im Bereich der jungen WissenschaftlerInnen, die ja meistens ein paar tausend Euro zum Publizieren ihrer Berichte, ihrer Diplomarbeiten oder Sonstigem bekommen, oder ein paar Stipendien, aber eigentlich gibt es ja keine Idee, wie man größere Förderbeträge ausschüttet, wie man thematische Ausschreibungen macht, oder überhaupt, wie man an junge WissenschafterInnen herankommt, so dass sie nicht, getrieben durch die Wissenschaftspolitik des Bundes, ins Ausland gehen und nicht mehr nach Wien zurück kommen.

Sehr interessant habe ich auch den Hinweis gefunden, dass die Fachabteilungen Forschungsaufträge in den Magistratsabteilungen machen. Das ist schön, aber es gibt eigentlich sehr viele Magistratsabteilungen, die darauf nicht zurückgreifen. Ich habe einmal eine Anfrage gestellt an alle StadträtInnen, welche Forschungsaufträge sie vergeben, und das war schon sehr bezeichnend, dass in den Bereichen, in denen eigentlich die großen Herausforderungen einer Stadt liegen, nämlich im sozialen Bereich, im Bildungsbereich, keine Forschungsaufträge vergeben werden. Es gibt sehr viel im Bereich der Umwelt und in den anderen Magistratsabteilungen, aber bei den Themen, die die großen Herausforderungen dar-stellen, nämlich Bevölkerungsentwicklung, Migration, In-tegration, gibt es eigentlich keine Forschungsaufträge, und das finde ich eigentlich auch erbärmlich.

Ich möchte noch zu einem Thema kommen, das ja auch in der letzten Zeit im Gespräch war. Es war immer wieder den Medien zu entnehmen, dass sich der Herr Bürgermeister mit dem Star der Quantenphysik, dem Anton Zeilinger, so gut versteht und dem irgendwie ein Center of Excellence versprochen hat, zumindest ist das das Gerücht. Ich habe auch gelesen, dass es einen Be-richt gibt, der das empfiehlt, dass es hier auch in Wien ganz super ist, weil es hier so viele Möglichkeiten gibt, und dass es dann eine Eliteuniversität geben soll. 

Und wenn man sich die Finanzierung und die Situation der Universitäten in Wien ansieht, so kann das eigentlich nur ein Hohn sein, denn wenn wir uns ansehen, dass die Universitäten einiges an Geld bräuchten, die öffentlichen Universitäten nämlich, ca 100 Millionen EUR, um irgendwie ihr Defizit und ihr Budgetdefizit zu beheben, und dann noch darüber nachzudenken, dass man eine Eliteuniversität macht, und dann auch noch zu behaupten, dass das nicht auf Kosten der öffentlichen Universitäten gehen soll, dann glaube ich, dass das eher hanebüchen ist, das zu glauben. 

Offensichtlich gibt es aber in der Stadt Wien Menschen, die das glauben, dass die Bundesregierung hier nicht das Geld von den öffentlichen Universitäten nimmt, sondern irgendwo auftreibt, von wo auch immer. 

Und wir befürchten, dass es in Wien ein Center of Excellence, oder eine Eliteuniversität geben wird und ich stelle deshalb folgenden Beschlussantrag:

„Solange die ausreichende Finanzierung der österreichischen Universitäten nicht sichergestellt ist, spricht sich der Gemeinderat der Stadt Wien gegen die Errichtung einer Eliteuniversität beziehungsweise einer dementsprechenden postgraduate Ausbildungseinrichtung in Wien aus.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung.“

Es geht nicht darum, dass wir keine Eliteuniversitäten wollen oder exzellente Forschungseinrichtungen, sondern es geht darum, wo die Prioritäten in der Wissenschafts- und in der Forschungsfinanzierung sind. Und sie können nicht in einem Institut sein, in dem dann Post-graduates ausgebildet werden, wenn diese Postgraduates nicht aus Österreich kommen, weil die österreichischen Universitäten sie nicht mehr ausbilden können, weil diese kein Geld mehr haben, weil sie einfach so schlecht ausgestattet sind, dass hier der Nachwuchs, der wissenschaftliche Nachwuchs, dann von irgendwo herkommt, aber eigentlich die österreichischen Studierenden auf Universitäten studieren, die ganz klar zweite Klasse sind, obwohl ja die Weltklasseuniversität das gro-ße Ziel der Bundesregierung ist. 

Wir hoffen, dass der Herr Bürgermeister hier diesen Antrag auch zur Kenntnis nimmt, dass sich hier der Gemeinderat doch dagegen ausspricht, dass wir, solange die öffentlichen Universitäten nicht genügend finanziert werden, hier nicht einer Eliteuniversität auch noch Geld aus Wien hinterher werfen.

Zum Schluss möchte ich noch sagen, weil Herr Kollege Woller gerade gemeint hat, Kulturpolitik unterscheide sich von der Bundeskulturpolitik, auch in der Wis-
senschaftspolitik ist das so, der Bund macht schlechte 
Wissenschaftspolitik, die Stadt Wien macht keine Wis-
senschaftspolitik, und ich würde mir wünschen, dass in 
der nächsten Periode irgendwann, entweder im Aus-schuss oder hier, eine Wissenschaftsdebatte stattfindet und nicht immer nur Kulturdebatten abgeführt werden und dann Berichte vorgelegt werden, wo man sich das durchlesen kann, in welchem Verlag welche Publikation erschienen ist. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Mag Ebinger. Bitte schön.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Die absolute Mehrheit der Sozialdemokraten in Wien habe ich schon öfter mit der Ignoranz der Macht verglichen. Seien Sie mir nicht ungehalten, aber wenn wir heute, sozusagen rechtzeitig zu Beginn der Kulturdebatte, den Kulturbericht und den Wissenschaftsbericht kriegen, sodass man sich in Wirklichkeit nicht seriös damit befassen kann, dann ist das die letzte Ignoranz der Macht. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich habe trotzdem ein kleines Beispiel von der Kunst-halle herausgegriffen. Sie wissen, es gab in allen Medien die Besucherzahlen der Kunsthalle, und da hat ja der Rechnungshof kritisiert, dass die Kunsthalle am West-bahnhof einen Kiosk aufgestellt hat, und wenn man dort versehentlich hinein geschaut hat, galt man schon als Besucher der Kunsthalle und wurde mitgezählt. Und jetzt sehe ich hier, da gibt es ja wirklich massive Zählungen, man weiß genau, wie viele Männer, wie viele Frauen, es überwiegt das weibliche Publikum, aber was noch interessanter ist, bei der Befragung - und das steht ja auch drinnen im Kunst- und Kulturbericht - werden jetzt die Leute beim Betreten der Kunsthalle nach ihrer Herkunft befragt und siehe da, 65 Prozent der Ausländer kommen aus Deutschland, 12 Prozent sind Schweizer, es gibt Niederländer, dann haben wir 4,7 Prozent Mexikaner. Ich frage mich, ist da einmal ein Reisebus mit Mexikanern vorbei gekommen, die vielleicht versehentlich statt ins Leopoldmuseum in die Kunsthalle gegangen sind. Großbritannien, USA und dann haben wir noch Rest der Welt, da hat man sich nicht mehr diese Mühe gemacht.

Wie man zu solchen, meines Erachtens relativ sinnlosen Statistiken kommt, das ist mir ein Rätsel. (GR God-win Schuster: Überall wird das auf der Welt gemacht!) Ja, wieso wissen wir dann, Mexiko und der Rest der Welt sind 6 Prozent, das wird nicht mehr unterschieden. Das ist eine Statistik... (GR Godwin Schuster: Das ist eine Frage der Qualität, ich bin auch gefragt worden!) Herr Schuster, ich werde manchmal beim Baumax gefragt, wo ich meinen Wohnsitz habe und das verweigere ich schon, ihnen zu sagen. (GR Godwin Schuster: Warum das?) 
Meine Damen und Herren, mein eigentliches Thema ist, wie schon bei einigen Vorrednern, die Theaterreform. Diese Theaterreform, die ursprünglich das Ziel hatte, die Subventionsvergabe für die freien Gruppen effizienter zu gestalten, diese Reform hat sich aber immer mehr zu einem Desaster für die kleinen und mittleren Bühnen entwickelt. Bei dieser neuen Form der Geldvergabe müssen bewährte, vielfach ausgezeichnete Theaterleute Konzepte einreichen und sich dem Urteil einer so genannten “International besetzten Jury“ unterwerfen, die ganz offensichtlich hier über die Arbeit der Theaterlandschaft nicht wirklich informiert war und ist. 

Es war ein Zweistufenplan, 117 Konzepte wurden eingereicht, das heißt 117 Theatergruppen, Bühnen, haben sich um eine Vierjahresförderung beworben und 25 haben sie bekommen. Stadtrat Mailath-Pokorny sagt dazu: „Diese Reform ist keine, die sich zum Ziel gesetzt hat, Theater als das zu nehmen, was es ist, nämlich ein hoffentlich möglichst lebendiger, hoffentlich möglichst dynamischer Kunstbereich. Und das heißt natürlich, dass es Neuentwicklungen gibt und dass vielleicht das eine oder das andere dann auch von der Bühne verschwindet.“ Was dieser letzte Satz bedeuten kann und wie das gemeint sein könnte, sieht man gleich an Hand von Beispielen: Quasi alle Kleinbühnen haben im November mit-geteilt bekommen, dass ihr Konzept abgelehnt wurde. Aber auch bei denen, die in den Genuss einer Förderung kommen, geht es keineswegs ohne Bedingungen. Nötig sei, heißt es da, auch die Abschaffung von Intendanzen auf Lebenszeit durch das Halten einer Immobilie, wie et-wa beim Odeon und dass 2007, 2008 die Intendanz neu ausgeschrieben werden soll, will man in den Genuss ei-ner weiteren Förderung kommen. Und von der Homepage des Odeon darf ich da zitieren: „Was ist die Ursache für die Vorgänge um das Odeon?“ Nun, bevor die Jury zusammengesetzt wurde, erschien im Odeon der Theaterbeauftragte des Stadtrates und bemerkte unter anderem: „Das Odeon ist ein sehr schönes Haus, das möchten andere auch haben, das könnte man sehr gut bespielen.“ Auf das Argument, dass das Odeon ja bespielt wird und schon einen Eigentümer hat, wurde uns empfohlen, dass wir uns für die Zukunft etwas einfallen lassen sollten, schreiben die Herren und weiters: „In einem beschämenden Hearing vor der Jury, bei dem sich die Leitung des Odeon zu einem großen Teil vor über deren Arbeit uninformierten Leuten verantworten mussten, wur-de obiger Kommentar der damaligen Theaterbeauftrag-ten wiederholt.“ 

Ist das die Objektivierung? Soll das das Ziel der Reform sein? Ist das die Unabhängigkeit? Die Effizient? Die Transparenz? Mir schaut das eher wiederum als gelebte Willkür aus, meine Damen und Herren, als Entmündigung von jahrelang erfolgreich Tätigen, die Theater machen, und als Entmündigung ihrer Arbeit. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die anfänglichen Ziele dieses Leitbildes, das wichtigste Ziel, die Transparenz, das ist jetzt noch weniger gegeben als zuvor. Man kann weder die ausgewählten noch die abgelehnten Konzepte nachlesen noch erfahren, wer überhaupt ein Konzept eingereicht hat. Aber Herr Kollege Salcher hat das ja schon erwähnt, wir feiern dieser Tage 400 Jahre ein Stück von Miguel Cervantes, Don Quichotte, der Ritter von der traurigen Gestalt und sein Kampf gegen die Windmühlen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) In Spanien werden unzählige Veranstaltungen ab-gehalten, im Treffpunkt Kultur gestern Abend suchte man auch nach Don Quichotte in unserer Welt, also Menschen, die in der Leistungsgesellschaft in ihrer selbst-entworfenen Gegenwelt leben. Wir haben dieses Pro-blem nicht, wenn wir dem “profil“ folgen, wir haben un-seren Don Quichotte, wir haben unseren Ritter von der traurigen Gestalt in der Kulturpolitik, unseren Stadtrat Mailath-Pokorny, wie das “profil“ schreibt, und der hat ja überhaupt ein glückliches Händchen, was Theater betrifft. Denken wir - das ist ja auch schon erwähnt worden heute - an die Einsetzung von Herrn Welunschek, dessen SPÖ-Nähe hier wohl der einzige Grund gewesen sein konnte, dass er als Direktor des Rabenhofes eingesetzt wurde. Die Folge, Herr Woller, sind desaströse finanzielle Verhältnisse, Chaos, Streit an allen Fronten, Vernichtung im Kontrollamtsbericht, Klage. Alles auf Kosten unserer Steuergelder. 

Oder denken wir an die Josefstadt. Öffentlich ausgeschrieben, die Jury nominiert Herrn Beil, der sich gar nicht beworben hat und sich nach einigen Tagen zurückzieht, worauf es Hans Gratzer wurde, der dann gesagt hat, der Kulturstadtrat hätte ihm schon viel früher die In-tendanz angeboten, ja versprochen. 

Oder die Geschichte mit dem Volkstheater, wo Frau Eckert im letzten Moment zurückgezogen hat, weil Herr Stadtrat Pokorny ihr sagte, Morak akzeptiere das nicht, was dann auch wieder widerrufen wurde. 

Oder die Wiener Festwochen, wo ja einerseits Martin Kusej als Intendant antreten soll und andererseits sich wünscht, dass Luc Bondy auch noch 2007 in Wien als Festwochenintendant erhalten bleibt. Dies nennt der Herr Stadtrat professionelle Gespräche, die über persönliche Befindlichkeiten hinausgehen. 

André Heller sagt dazu: „Es hat vor Mailath noch nie einen Wiener Kulturstadtrat gegeben, dessen Hauptleistung darin bestand, beinahe alle Protagonisten des Kulturbetriebes seiner Stadt, aber auch zahlreiche internationale Figuren restlos vor den Kopf zu stoßen. Interessanterweise ist er bei den zahllosen Fehlhandlung auch noch nicht einmal um Schadensbegrenzung bemüht, sondern schiebt den Schwarzen Peter immer den von ihm Brüskierten zu.“

Meine Damen und Herren, das wäre ja alles nicht das Schlimmste, gäbe es da nicht auch diese Bereiche - der Kollege Salcher hat das ja, ich kann das leider nicht so humoristisch bringen, ich bemühe mich zwar, aber da ist er der Meister in diesen Dingen - wo quasi als Verhöhnung der anderen, ohne Mucks und ohne Probleme, die Steuergelder mit beiden Händen ausgeschüttet werden, so nach dem Motto, (an GR Dr Andreas Salcher ge-richtet) was haben Sie zuerst gesagt, “wahre Freundschaft“, war das wahre Freundschaft, oder “ein Freund, ein guter Freund“, ja, das war es. Man könnte auch sagen, Brüderchen komm tanz mit mir, Subventionen gebe ich dir. Oder, der Papa wird’s scho richten. 

In diesem Sinne hat Adi Hirschal sein mobiles “Wiener Lustspielhaus“ gekriegt. 363 Millionen EUR, da macht er also dann unter anderem im Arkadenhof des Rathauses eine Aufführung. Da ist das Akzenttheater der Arbeiterkammer, 250 000 EUR. 

Und natürlich die Renovierung des Ronacher. Fast 47 Millionen EUR, eine unvorstellbare Summe. Wegen der offensichtlichen Bedeutung, die allerdings von kaum einem Außenstehenden nachvollziehbar ist. Mit Kredit. Ich meine, das zahlen wir ja nicht gleich, sondern wir ver-schulden uns, wegen der Bedeutung, auf die nächsten 15 Jahre. Das heißt, die Mittelbildung des Kulturbudgets für die nächsten 15 Jahre ist gegeben in diesem Bereich. 

Und dann, wofür das Ganze. Für die herausragenden Produktionen? Romeo und Julia, Barbarella, wo der Standard schreibt: “Der Rausch des Trivialen.“ Und die ganzen Besucherzahlen! Ich meine, ich weiß ja nicht - da werden ja die Schüler von ganz Österreich mit Bussen hingekarrt zu diesen Musicals - ob man das jetzt tatsächlich als einen so großen Erfolg betrachten kann. Dann bekommt das Ronacher jetzt auch noch um 46, 47 Mil-lionen EUR dieses Domenig - Klappdach. 

Jetzt will ich sicher nichts Negatives über den Architekten und auch über die architektonische Lösung sagen, aber seien Sie mir nicht böse, meine Damen und Herren, jeder muss sich nach der Decke strecken, und bevor ich mir 47 Millionen EUR Kredit aufnehme, nur damit ich eine Bühne schaffe, die eine Freilichtbühne werden kann, wenn es nicht regnet, eine zusätzliche, das ist nicht wirklich notwendig in Wien. Deswegen haben wir uns auch in einem Antrag dagegen ausgesprochen.

Abschließend vielleicht noch kurz zum Volkstheater. Das Volkstheater, ich weiß nicht ob der Rote Stern heute schon erwähnt wurde. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Noch nicht!) Heute vielleicht noch nicht, dann mache ich das. Der Rote Stern, also Michael Schottenberg sagt, der Rote Stern leuchtet als Signal für das, was er unter Theater versteht. Es soll ein Symbol der Republik, meiner Spieler und Narren sein. In dieser Republik lässt sich die Zeit beschleunigen, verlangsamen oder zum Stillstand bringen. Dies sind schöne Worte, große Worte. Für mich persönlich schaut das aus wie ein Kommunistenstern, auch wenn der Herr Stadtrat sagt, nun, das sind eigentlich die fünf Vs des Volkstheaters. Aber eine Assoziation zum Kommunistenstern ist ja eindeutig gegeben. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Vielleicht ein Weihnachtsstern!) Bitte, wir wollen keine Vorurteile haben, es wird schon so sein, ich werde mich davon überzeugen. Ich werde nicht nur kritisieren, ich werde mich auch davon überzeugen. Was mich ein bisschen stört, ist - das haben Sie glaube ich, einmal kritisiert - die Probebühne am Hundsturm. Natürlich, 200 000 EUR, wenn man die freien Gruppen schließt, die Theater sozusagen demütigt und dann 200 000 EUR einfach so ausgibt, um eine Probebühne zu eröffnen, wenngleich dort auch sicher in-teressante Dinge gespielt werden. Christopher wird dort auftreten und so weiter. Nur dass er dann sagt, in einer der dunkelsten Ecken von Wien ein attraktives Theater um ein Spottgeld, in einer der dunkelsten Ecken von Wien. Das ist immerhin im 5. Bezirk, ich bin Obmann, der geschäftsführende Obmann des 5. Bezirkes. Ich möchte mir als solcher verbieten, dass der Hundsturm eine der dunkelsten Ecken von Wien ist. (StR Johann Herzog ap-plaudiert.) Danke. Gut, das ist die Solidarität der Marga-retner.

Ja, all das, meine Damen und Herren belegt eindrucksvoll, dass diese Theaterreform nicht, wie angekün-digt, eine Transparenz bringt und eine Bereicherung des Theaterlebens, sondern in unseren Augen auch ein recht perfides Mittel ist und eine gezielte Zerschlagung und Entmündigung der Klein- und Mittelbühnen Österreichs darstellt. Wir tragen diese nachhaltige Zerstörung nicht mit und lehnen deshalb den Rechnungsabschluss ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich mache mir ja direkt Sorgen um den Zustand der FPÖ, wenn sie schon André Heller zitieren muss, um ei-nen Beleg für ihre Thesen zu haben. (StR Johann Herzog: Ganz meiner Meinung, das ist berührend!) Na, sehr spannend.

Aber zu meinen Themen: “Alt Wien, die Stadt, die niemals war“. Der Titel der Ausstellung belegt, dass jede Vorstellung von der Vergangenheit eine nachträgliche In-terpretation ist. Vereinfacht gesagt, die gute alte Zeit hat es nie gegeben, oder wie Karl Kraus treffend formuliert hat: “Alt-Wien war einmal neu.“ Diese Schau war mit 56 000 Besuchern die seit Jahren erfolgreichste Ausstellung des Wien-Museums.

Damit zeigt sich auch, dass die thematische Neupositionierung des Wien-Museums unter der Leitung von Wolfgang Kos gelungen ist. Ziel des Museums ist es nun, beim Blick auf die Geschichte offen für aktuelle Fra-gestellungen zu sein und sich mehr mit den Menschen und weniger mit den Dingen zu beschäftigen. Insgesamt konnte das Museum in den letzten Jahren die Besucherzahlen um 20 Prozent steigern und seinen Bekannt-
heitsgrad verdoppeln. Ein Beispiel für diesen Wandel 
war auch die Ausstellung "GASTARBAJTERI". Dass Menschen ihre Heimat verlassen, ist nicht erst seit dem 20. Jahrhundert notwendig und bekannt, schon der Humanist Enea Silvio Piccolomini schrieb um 1452 über Wien: „Nur wenige sind in der Stadt, deren Vorfahren den Nachbarn bekannt sind. Alte Familien gibt es kaum, Zuwanderer überwiegen“. Das war 1452.

Aus der Ortschaft Adatepe in der Türkei kamen in den 60er Jahren mehr als die Hälfte der Einwohnerinnen und Einwohner nach Österreich, und eine Fischfabrik im 10. Bezirk diente als erste legale Beschäftigungsmöglichkeit.

“Die Sinalco Epoche - Essen, Trinken, Konsumieren nach 1945“ lautet die Ausstellung des Wien-Museums im Jubiläumsjahr 2005 und ich zweifle nicht daran, dass sie genau so erfolgreich sein wird wie die letzten.

Im Museumsjahr 2005 stehen für uns nicht die Feierlichkeiten im Vordergrund, sondern unter dem Motto “Begegnung findet Stadt“ die inhaltliche Auseinandersetzung mit unserer Vergangenheit. Wir wollen kein Jubeljahr veranstalten, aber durchaus mit Stolz auf die Entwicklungen, die die Stadt Wien in den letzten 50 Jahren genommen hat, zurückschauen, meinte unser Bürgermeister. 

Besonders berührend fand ich persönlich die Fotoserie “Zähler und Nenner“ des Jüdischen Museums. Sie zeigt 40 Bilder von tätowierten Unterarmen von Gefangenen in Auschwitz. Sie sind namenlos, die Zahl auf ihren Unterarmen ist ihr einziges Identifikationsmerkmal. Über 400 000 Personen wurden zwangstätowiert, nur et-wa 65 000 sind dem Morden entkommen, und die Bilder geben einen Eindruck über die Mechanisierung des Grauens und die Entmenschlichung des NS-Systems.

Der Hauptbeitrag des Jüdischen Museums zum Republikjahr ist aber die Ausstellung “Jetzt ist der bös, der Tennenbaum“. Das ist ein Zitat aus Merz/Qualtinger, “Der Herr Karl“.

Der nach 1945 zurückgekehrte Tennenbaum trägt dem Herrn Karl die “Hetz“ nach, die sich dieser mit ihm im März 1938 gemacht hat und erwidert seinen Gruß nicht. Die Reaktion des Herrn Karl zeigt das österreichische Selbstbild nach 1945, das in der Ausstellung thematisiert wird. Leider gibt es in unserer Gesellschaft noch viele Herren Karl, die sich auch nach 60 Jahren nicht mit der Geschichte auseinander gesetzt haben. 

Ein weiterer Beitrag zum Jubiläumsjahr ist die Neugestaltung der Ausstellung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes, die seit Ende der 70er Jahre nicht geändert wurde. Es ist ganz wichtig, dass sie auf den letzten didaktischen Stand gebracht wird. Und diese neue Ausstellung wird nicht mit dem Jahr 1945 enden, sondern wird beleuchten, wie man in der Zeiten Republik mit den NS-Verbrechen und den NS-Opfern umgegangen ist und wird sich auch dem leider immer noch aktuellen Thema Holocaust-Leugnung widmen.

Seit der Wiener Gemeinderat beschlossen hat, bedenkliche Erwerbungen aus der Nazi-Zeit an die rechtmäßigen Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger zu restituieren, wurden 24 000 fragliche Erwerbungen auf ihre Rechtmäßigkeit geprüft. Die Museen der Stadt konnten 2 800 Objekte zurückgeben, darunter so bedeutende Kunstwerke wie Gemälde von Hans Makart oder Büsten aus der berühmten Serie “Charakterköpfe von Franz Xa-ver Messerschmidt“. 345 bedenkliche Erwerbungen, bei denen die ehemaligen Eigentümer nicht mehr festgestellt werden konnten, werden an den Nationalfonds restituiert. Auch das ist ein wichtiger Beitrag zur sauberen Aufar-beitung der Geschichte, ebenso wie die nachträgliche Widmung von 37 Ehrengräbern für jüdische Persönlich-keiten, zum Beispiel Arthur Schnitzler.

2004 wurden die Krankengeschichten der über 800 getöteten Kinder vom Spiegelgrund in das Stadt- und Landesarchiv transferiert. Damit sind diese Dokumente auf Dauer gesichert und heuer konnte dazu schon eine Ausstellung im Gasometer gestaltet werden.

Die Stadt- und Landesbibliothek hat 2004 unter an-
derem die Nachlässe von H°C Artmann, von Gerhard Fritsch und von Marcel Prawy angekauft. Bedeutende Schriftstellerinnen, wie zum Beispiel Friederike Mayröcker oder auch Jeannie Ebner überließen ihre Archive bereits zu Lebzeiten der Bibliothek.

Sehr interessant ist auch, dass die Stadt- und Landesbibliothek die Fotoalben und das Gästebuch der Fir-ma Braun am Graben übernommen hat. Sozialgeschichtlich deswegen interessant, weil die Fotos die Werk-stätten, die Arbeitssituation der Näherinnen, Büglerinnen und Wäscherinnen um die Jahrhundertwende dokumen-tieren.

Mit dem neuen Tiefspeicher im Hof 6 des Rathauses können wir größtmögliche Sicherheit der Bestände garantieren. Er verfügt über einen im deutschsprachigen Raum einzigartigen Brandschutz. Die Reduktion des in der Luft enthaltenen Sauerstoffes verhindert bereits die Entstehung von Bränden. Und eine weitere Innovation ist das Lagersystem für Plakate, das dem modernsten konservatorischen Standard entspricht und maximale Auslastung des zur Verfügung stehenden Raums ermöglicht.

Besonders originell finde ich, dass das von oben sichtbare Dach des Tiefspeichers dem Verlauf der Gänge des Buchdruckerkäfers nachempfunden ist. Die künstlerische Dachgestaltung wurde durch die Zusammenarbeit eines privaten Sponsors und dem Fonds für Kunst im öffentlichen Raum möglich.

Die Stadt Wien konnte in den letzten Jahren ihre Kompetenz im Bereich der bildenden Kunst durch zahlreiche Maßnahmen unter Beweis stellen. Im vergangenen Jahr wurde zusätzlich von den Stadträten Schicker, Faymann und Mailath-Pokorny der Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum gegründet. Sein Ziel ist es, qualitativ hochstehende Projekte der zeitgenössischen und gegenwartsbezogenen Kunst zu realisieren. Kunst darf sich nicht auf Museen beschränken, sondern soll auch im Alltagsleben ihren Platz finden. Insgesamt stehen 800 000 EUR im Jahr zur Verfügung. Es wurde ein Beirat auf drei Jahre bestellt, dessen Entscheidungen auf Basis von Wettbewerben fallen. 

Einige Beispiele: Wer in der letzten Zeit über den Wallensteinplatz gegangen ist, hat das temporäre Projekt “add-on“ gesehen oder sogar schon begangen. Ab 1. Juli wird in den Haltestellen der Straßenbahnlinie D eine 
Serie von Plakaten unter dem Titel “Arbeiten gegen Ras-sismus“ präsentiert. Bereits im Vorjahr wurde die “Wand der Sprache“ am Schwendermarkt fertiggestellt, die 
die Vielsprachigkeit in vielen Gebieten Wiens sichtbar macht. Ein Zitat eines Vierzehnjährigen ist dort verewigt: “Inmitten von Schwierigkeiten liegen die Möglichkeiten.“

Und als symbolische Geste der Anerkennung für eine vergessene Opfergruppe soll am Morzinplatz ein Mahnmal für homo- und transsexuelle Opfer des Nationalsozialismus errichtet werden.

Jetzt einige Worte zu meiner Kollegin Sommer-Smo-lik: Der Wissenschaftsbericht ist ein Bericht und kein Dis-kussionsforum und meistens funktioniert alles, worüber wenig gesprochen wird. Und in diesem Sinne kann ich sagen, die Wissenschaft, die Arbeit mit der Wissenschaft funktioniert und heuer liegt uns auf Initiative des Herrn Stadtrats erstmals ein eigener Wissenschaftsbericht vor. Er zeigt Konzeptstrukturen, die Vielfalt der Fördertätigkeit der Stadt Wien im Bereich der Wissenschaft und ist eine eindrucksvolle Dokumentation der Forschungsarbeit, die von gemeinnützigen Vereinen geleistet wird.

Forschung sollte, da sind wir uns einig, zwar in erster Linie von Universitäten geleistet werden, aber wie bei so vielen Dingen, die der Bund nicht lösen will, springt auch hier die Stadt ein, weil es einfach wichtig ist, für die Zukunft im globalen Wettbewerb gerüstet zu sein.

Ein Beispiel: Wir unterstützen die international viel beachtete Forschungstätigkeit des Instituts für Quantenoptik und Quanteninformation unter Leitung von Prof Zei-linger, und fasziniert habe ich persönlich die Entwicklung der Quantenkryptographie verfolgt, die ein Verschlüsseln von Nachrichten ermöglicht, das absolut sicher gegen Abhören ist.

Und die weltweit erste Banküberweisung mit dieser Methode wurde voriges Jahr durch unsern Herrn Bürger-meister aus dem Rathaus durchgeführt.

Im Wissenschaftsbericht können wir auch nachlesen, dass die Stadt viele Fördermaßnahmen für junge Leute bietet, von der Höchstbegabtenförderung bis zu Forschungsstipendien zu Themen, die für die Stadt Wien wichtig sind.

Für die Wienerinnen und Wiener sind wohl die bekanntesten Aktivitäten der Wissenschaftsabteilung die “Wiener Vorlesungen“ oder die “Wiener Viertel Tour“ oder “University meets Public“. Erst kürzlich setzte sich unser Herr Bundespräsident Dr Fischer im Rahmen der “Wiener Vorlesungen“ mit der Geschichte der Zweiten Republik auseinander.

Und 2004 haben 64 Wiener Vorlesungen stattgefunden, das heißt zumindest eine pro Woche.

Ich kann auch jetzt schon alle zu den Wissenschaftstagen im Herbst einladen. Eine besonders wichtige Initiative unseres Stadtrats Dr Mailath-Pokorny ist der Frauenbericht der Kulturabteilung, der einzige im deutschsprachigen Raum. Der Herr Stadtrat hat deutliche Signale gesetzt, in dem er wichtige Positionen des Kulturbetriebs mit Frauen besetzte. 

Ich nenne nur einige Beispiele: Die Referatsleiterin "Kulturelles Erbe", Frau Mag Keplinger; die Stadtarchäologin Mag Karin Fischer Ausserer; die Leiterin der Stadt- und Landesbibliothek, Frau Dr Sylvia Mattl-Wurm; die beiden Leiterinnen - wiederum erst neu bestellt - des Tanzquartiers, Sigrid Gareis und Ulrike Lintschinger; die Direktorin des Zoom-Kindermuseums, Frau Menasse-Wiesbauer; die Kuratorinnen für die Theaterreform Anna Thier und Silke Bake; in der Jury für Theaterreform sind vier von sieben Teilnehmern Frauen; in der Jury "Kunst im öffentlichen Raum" sind drei von fünf Mitgliedern der Jury Frauen; und nicht zuletzt die Intendantin der Vereinigten Bühnen Wien, Kathrin Zechner.

Ich bedanke mich bei allen, die für diese Stadt im Kultur- und Wissenschaftsbereich arbeiten, ganz besonders aber bei den Frauen, die mit ihrer Kompetenz und Ausdauer maßgeblich zum hohen Qualitätsstandard der Kulturstadt Wien beitragen. Die Linie von StR Mailath-Pokorny, verstärkt Kunst in den öffentlichen Raum zu bringen, das Gedenkjahr nachhaltig zu gestalten und wichtige Positionen mit Frauen zu besetzen, ist zukunfts-weisend. 

Wir sind in Wien auf dem richtigen Weg, und deshalb kann ich dem Rechnungsabschluss zustimmen. Und ich bin zuversichtlich, dass die Wählerinnen und Wähler im Herbst auch unserer Meinung sein werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. - Bitte schön.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wir debattieren in diesen zwei Tagen den Rechnungsabschluss 2004 und heute den Kultur- und Wissenschaftsteil, und ich lade Sie sehr herzlich ein, diesem Rechnungsabschluss und insbesondere seinem Kultur- und Wissenschaftsteil Ihre Zustimmung zu erteilen.

Sie hätten gute Gründe dafür, denn wenn man sich den Kern dieses Rechnungsabschlusses anschaut, so stellt man eine 4-prozentige Steigerung gegenüber dem Rechnungsabschluss 2003 und eine Steigerung von 14 Prozent gegenüber dem Voranschlag 2004 fest. 

Ich verstehe gut, Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, dass Sie diese Zahlen nicht erwähnt haben, sie sind allerdings der Kern dessen, worüber wir heute debattieren. Und sie sind im Grunde ein wirklicher Erfolgsausweis einer Kultur- und Wissenschaftspolitik in der Stadt, denn, meine Damen und Herren, gestatten Sie mir die eine Frage: Zeigen Sie mir eine Großstadt in Eu-ropa, die während der letzten Jahre ihre Kulturetats lau-fend erhöht hat! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es kommt darauf an, was man damit macht!) - Sie werden nicht viele finden. Und Wien ist eine solche Großstadt, die das tut (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es kommt darauf an, was man damit macht!), und zwar nicht, weil sie Kultur als Luxus oder als Behübschung an-sieht, sondern weil das eine Investition in die Zukunft ist und weil das in Wien auch so gelebt wird.

Die Details, was die Zahlen anbelangt, was die Ausformungen dieser doch sehr namhaften Steigerungen anbelangt, finden Sie in den beiden Berichten. 

Ich möchte an dieser Stelle sehr herzlich den Kolleginnen und Kollegen danken, die es nicht nur ermöglicht haben, dass diese Berichte zusammengestellt werden - und ich freue mich, dass Sie jeweils einzelne Details herausholen; das ist ja gut, dass man darüber diskutiert -, sondern... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Mehr war nicht möglich in zwei Minuten!) - Frau Kollegin Unterreiner, ich halte mich auch ein bisschen an die Regeln: Zuerst muss der Rechnungsabschluss vorgelegt werden, und dann kann man auch die Berichte dazu vorlegen.

Ich möchte mich herzlich bedanken bei den Kolleginnen und Kollegen des Hauses, die, wie gesagt, nicht nur die Berichte zusammengestellt haben - sehr umfangreich, sehr detailliert, sehr wahrheitsgetreu -, sondern da-hinter steht natürlich ein hartes Jahr sehr umfangreicher Arbeit. Daher möchte ich mich auch namentlich bei Dr Denscher bedanken, der als Leiter der Kulturabteilung und auch als Koordinator der Budgetfragen maßgeblich beteiligt ist, bei seinem Stellvertreter Mag Stöphl, der ja zusätzlich natürlich sehr engagiert war und ist, was die große Theaterreform anbelangt. Ich möchte mich bei den anderen Abteilungsleitern bedanken, bei Frau Dr Mattl-Wurm und ihrem Stellvertreter Dr Renner, die die Reorganisation und den Umbau der Bibliothek so hervorragend bewerkstelligen, bei Dr Opll, der das Archiv so her-vorragend leitet, und bei allen seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und natürlich bei Dr Ehalt, der erstmals einen sehr umfangreichen Wissenschaftsbericht vorgelegt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich nehme aber gerne Ihren Vorschlag auf, nicht nur diesen Rechnungsabschluss 2004 zu debattieren, sondern die gesamte Periode meiner bisherigen Tätigkeit. Diese Bilanz dieser etwas über vier Jahre kann man gerne - ich verstehe das auch als Oppositionspolitik - polemisch sehen. Ich möchte mich da zunächst einmal an die Fakten halten.

Da die Frage gestellt wurde: Wie sieht man diese vier Jahre, und wie stellt man sich der Frage, ob die vier Jah-re besser waren als die davor?, nehme ich gerne das einschlägige empirische Datenmaterial zur Hand und kann ohne Übertreibung behaupten, dass Kunst und Kul-tur in dieser Stadt noch nie so angesehen waren wie in diesen letzten Jahren. Wir haben Untersuchungen an-gestellt - und das war nicht ein Sample von 50 oder 500 oder 400, sondern von 8 000 Personen, also doch eine ziemlich repräsentative Untersuchung -, und da schneidet von allen Gebieten - und die Kolleginnen und Kollegen des Stadtsenats mögen mir das verzeihen - die Kul-tur am besten ab. Die höchsten Identifikationsraten in dieser Stadt sind mit der Kultur vorhanden, und zwar nicht nur von den Menschen, die hier leben, sondern auch von denen, die hierher kommen. Das zeigt die Identifikation mit der Kultur, die Identifikation mit und die hohe Zustimmung zum Kulturangebot in dieser Stadt und die Zufriedenheit mit dem Kulturangebot in dieser Stadt.

Also offensichtlich kann die Kulturpolitik nicht ganz so schlecht sein, wenn wir Zustimmungsraten von weit über 80 Prozent haben. Das könnten sich andere Bereiche oder andere Politiken, insbesondere auch in der Bundespolitik, nur wünschen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube auch, dass wir anhand von Fakten nachweisen können, dass wir in der Kulturpolitik sowohl gegenüber den Vorjahren als auch gegenüber der Bundespolitik ganz andere Akzente setzen. Und wenn wir hier im Gemeinderat - wofür ich sehr bin - eine kulturpolitische Debatte abhalten, dann meine ich, dass wir – so wichtig die Details sind - auch die Vergleiche anstellen sollten und sehen sollten, in welchem Umfeld Kulturpolitik hier stattfindet und wie sie sich auch nachhaltig von dem unterscheidet, was vorher war, aber auch von dem, was andernorts, beispielsweise auf dem Ballhausplatz, als Kulturpolitik gemacht wird.

Wir haben in den letzten vier Jahren einer Klientel- und Cliquenpolitik im Bereich der Kultur nachhaltige Strukturreformen entgegengesetzt. Nachhaltige Strukturreformen gegen eine Klientel- und Cliquenpolitik, wie sie vorher geherrscht hat, deren Hauptaugenmerk darauf gerichtet war, möglichst verschiedene Interessen zu be-frieden - und nicht, Dinge in die Hand zu nehmen, neu zu gestalten und für die Zukunft zu gestalten. Und: Wir machen eine Politik, die auf einer qualitativen Expansion beruht, und nicht eine ängstliche Reduktion, so wie das von Seiten des Bundes gemacht wird. - Also nachweislich zwei große Unterscheidungen gegenüber dem, was früher war, und gegenüber dem, was Bundespolitik ist.

Lassen Sie mich einige Beispiele nennen: Jahrelang wurde über die Stiftung der Josefstadt diskutiert. Wir haben sie jetzt durchgesetzt, umgesetzt - gegen nachhaltige Obstruktionspolitik von Seiten des Bundes, der dort unser Partner ist, wie in einigen anderen Bereichen in Wien auch. Jahrelang wurde über eine Stiftung der Josefstadt diskutiert - jetzt gibt es sie, und es ist die Josefstadt nachhaltig gesichert, und dieses Haus kann einer guten Zukunft entgegen gehen. 

Jahrelang wurde über eine Neupositionierung der Wiener Musiktheaterlandschaft diskutiert. Jahrelang wur-de über ein Opernhaus im Theater an der Wien disku-tiert. Was hat man da nicht alles für Untersuchungen an-gestellt, was hat man nicht alles für Debatten darüber geführt! - Jetzt wird es umgesetzt! Auch hier verstehe ich die Opposition, dass sie natürlich kein Wort über das Theater an der Wien gesagt hat und dass das eigentlich große Vorhaben, was die Kulturpolitik anbelangt, heute nicht thematisiert wurde. Das verstehe ich, denn während andere große Städte Opernhäuser oder große Musiktheater schließen, öffnet Wien Theater! Wien öffnet Theater: Große, mittlere, kleine. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das Theater an der Wien war schon einmal offen!) - Auch das ein nachhaltiger, massiver Unterschied zu anderen Kulturpolitiken.

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde über eine Restrukturierung, über eine Neugestaltung der Wiener Symphoniker, unser großes städtisches Orchester, diskutiert - viel diskutiert, lange diskutiert. - Wir haben es gemacht: Die Wiener Symphoniker sind Hausorchester des Theaters an der Wien. Wir haben ihnen eine neue Struktur gegeben. 

Weil von den Kolleginnen und Kollegen der Opposition immer wieder die mangelnde Transparenz der Vereinigten Bühnen angesprochen wurde, darf ich dazu feststellen: Na ja, so sehr kann Sie das ja gar nicht interessieren, denn wenn es dazu eigens anberaumte Ausschüsse, wenn es die parlamentarischen, gemeinderätlichen Möglichkeiten gibt, wo man genau die Fragen, die Sie vermeintlich oder tatsächlich so interessieren, anberaumt, sind Sie einfach nicht dort! - Also ich kann wohl nur annehmen, dass Sie dieses Interesse nur vorgeben, heucheln, spielen, denn wenn es Sie tatsächlich interessierte, dann bitte stellen Sie die Fragen in den Ausschüssen, kommen Sie hin - und glänzen Sie dort nicht durch Abwesenheit!

Im Übrigen, Kollege Salcher: Willkommen im 21. Jahrhundert, im Jahr 2005! Also diese Rede, die Sie da heute gehalten haben, habe ich schon im Jahr 2001 bei meinen ersten Sitzungstagen hier gehört. Welunschek ist mittlerweile, glaube ich, seit vier Jahren nicht mehr Chef dort, und die Josefstadt hat mittlerweile drei oder vier weitere Entwicklungen genommen. Sagen Sie Ihren Redenschreiberinnen und Redenschreibern - oder vielleicht tun Sie es ja auch selbst -, ein etwas aktuellerer Bezug würde uns hier freuen. Und im Übrigen: Das Seligsprechungsverfahren wurde heute für Papst Wojtyla eingeleitet, und nicht für Peter Marboe. Auch das vielleicht nur als kurzer Hinweis. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) - Aber ich weiß, es wird Sie auch so freuen. Es ist auch gut so.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Jahrelang wurde über eine Reform der Off-Theater-Szene in Wien diskutiert. Was hatte man nicht für gute Ratschläge! Man meinte, man müsste etwas tun, aber eigentlich hat man sich dann auch wieder nicht getraut. - Wir machen sie! Wir machen sie gemeinsam, wofür ich sehr dankbar bin. Wir sind da auch einer Meinung. Es ist ein bisschen ein Wermutstropfen, dass die FPÖ dann... - seid ihr jetzt FPÖ oder BZW? (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: F! F! – Heiterkeit bei GRin Inge Zankl.) - F -, ...dass die dann abgesprungen sind, aber ich bin trotzdem dankbar, dass ihr die Leitlinien mit uns bestimmt habt, gemeinsam bestimmt habt, auch wenn euch dann eine Personalie dazu veranlasst hat, da nicht mitzumachen. Aber trotzdem: Wir machen es - und ich glaube, zum Wohle der Theaterlandschaft, zum Wohle von Neuerungen, zur Er-möglichung, dass jüngeres, neues Theater in die-
ser Stadt stattfindet, dass nicht einfach ein Stillstand herrscht, so wie das jahrelang der Fall war, und dass wir tatsächlich den Grundlinien von Transparenz, von Nachvollziehbarkeit, von Nachhaltigkeit, von Planbarkeit nach-kommen.

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde auch über die Etablierung eines Kindertheaterhauses debattiert. Jahrelang wurde darüber nachgedacht, geplant. - Wir haben es gemacht! Wir haben ein Theaterhaus für junges Publikum, wir haben einen eigenen großen, wichtigen Bereich im Museumsquartier für das junge Publikum, und das wird auch sehr gut akzeptiert.

Jahrelang wurde auch, meine Damen und Herren, über eine Reform des Wien-Museums debattiert. Was hat man nicht alles für gute Ideen gewälzt, allein: Geschehen ist nicht allzu viel. - Wir haben das Wien-Museum ausgegliedert, wir haben ihm eine neue Form gegeben, wir haben es inhaltlich neu positioniert, wir ha-ben es personell neu positioniert - und es findet Anklang!

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde das Kinosterben in der Stadt beklagt. Was hat man nicht alles gesagt: Man müsste da jetzt die Planung ändern, und wir haben so viele Kinositzplätze wie Berlin - was in einer um die Hälfte kleineren Stadt naturgemäß und logischer-weise zu Schwierigkeiten führen muss. - Na ja, viel ge-schehen ist auf diesem Gebiet nicht. - Wir haben umgesetzt: Nicht nur, dass wir die Kinoförderung gemacht haben, nicht nur, dass wir uns massiv für Konzepte der Arthouse-Kinos eingesetzt haben, sondern wir haben auch direkt eingegriffen: Wir haben das Metro Kino, das Gartenbaukino mit städtischem Geld tatsächlich gerettet - wunderbar akzeptiert! -, und auch zum Beispiel das Filmmuseum, einfach weil es sonst der Ignoranz der Bundespolitik anheim gefallen wäre. Es ist einfach nichts geschehen! Daraufhin haben wir gesagt: Das ist eine wichtige Institution in Wien, die gehört unterstützt!, und wir haben Geld in die Hand genommen und haben auch dort die Strukturen geändert, haben es ermöglicht, dass dieses Filmmuseum als eine ganz wichtige Kulturstätte dieser Stadt - eigentlich eine Bundeseinrichtung, nur ne-benbei gesagt - weiterarbeiten kann.

Jahrelang wurde über die Neugestaltung des Karlsplatzes debattiert. Geschehen ist nicht wahnsinnig viel. Mittlerweile haben wir verschiedene wichtige Elemente, um diesen Platz tatsächlich zu einem Kunstplatz, einem der zentralen Orte in dieser Stadt machen zu können.

Jahrelang wurde über die Einführung einer Möglichkeit, Kunst im öffentlichen Raum strukturell zu fördern, debattiert. Hier im Gemeinderat - ich kann mich gut erinnern - wurden Forderungen erhoben. - Wir haben es ge-macht! Wir haben einen eigenen Fonds "Kunst im öffentlichen Raum" eingesetzt, aus dem mittlerweile sehr, sehr interessante, sehr spannende Projekte gefördert und umgesetzt werden.

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde auch über Innovationen in einem anderen wichtigen Musikbereich der Stadt debattiert, nämlich im Jazzbereich. In der Zwischenzeit haben wir das Porgy & Bess etablieren können, auch mit massiven städtischen Geldern, es konnte das Birdland eröffnen, auch mit städtischen Geldern, und wir können jetzt von einer blühenden Jazzszene in dieser Stadt sprechen.

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde auch darüber debattiert, dass man doch endlich auch den kri-tischen Umgang mit der nationalsozialistischen Vergan-genheit und die Bewusstseinsbildung anregen sollte. - Es waren wir, meine Damen und Herren, die wir die Wehr-machtsausstellung nach Wien gebracht haben. Es waren wir, die wir von Seiten der Stadt ganz andere Nuancen und Töne in dieses Jubeljahr 2005 gebracht haben, das eigentlich zur Abfeierung der Herren Figl und Raab hätte dienen sollen und wo wir von Seiten der Stadt wichtige Initiativen gesetzt haben - sei es die Umgestaltung und Neugestaltung des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands, wo der Bund kein Ohrwaschl rührt, sei es mit verschiedenen Ausstellungen, auch was zum Beispiel den Umgang mit der Diskriminierung und der Verfolgung während des Nationalsozialismus - aber Diskriminierung auch bis herauf in die Gegenwart - der homosexuellen und Transgender-Personen anbelangt.

Wir haben auch eine klare Regelung hinsichtlich der Ehrengräber gefunden - auch ein Problem, das jahrelang aufgeschoben wurde und wo sich dann letztendlich auch niemand wirklich getraut hat, das anzugreifen.

Und wir haben im Jahr 2005 noch zahlreiche andere Initiativen gesetzt, um einen kritischen Umgang mit der Zeit 1945, 1955 und danach - die aber auch für uns je-denfalls nicht denkbar ist ohne die Jahreszahlen 1938, 1934 und davor – zu fördern.

Jahrelang, meine Damen und Herren, wurde über wichtige Institutionen in dieser Stadt gesprochen. Und lieber Kollege Salcher, ich lade Sie herzlich ein, weil Sie fragen, wie es vor vier Jahren war: Überlegen Sie sich bitte, was seit dem Jahr 2001 alles an Institutionen, an Kultureinrichtungen in dieser Stadt eröffnet worden ist, neu eröffnet worden ist! Für einiges gab es Vorplanungen, das gebe ich gerne zu, aber am Ende des Tages muss man doch sagen: Es ist das Museumsquartier in seiner Gesamtheit eröffnet worden, das Tanzquartier, das bis zu diesem Zeitpunkt nicht finanziert war, das Konzerthaus mit einer Generalsanierung, der Musikverein mit seinen Sälen, der project space am Karlsplatz, das Wien-Museum neu gestaltet und saniert, das Archiv, die Bibliothek, das Klangforum erhielt einen eigenen Pro-benraum, das Birdland, das Kosmos. (Ruf: ...Lustspiel-haus!) Ja, auch das Lustspielhaus und einige andere Theaterinitiativen in dieser Stadt. Denn wissen Sie, für mich – im Unterschied vielleicht zu einigen, die hier die Oppositionsbänke drücken – steht nicht die Verwirklichung des eigenen Geschmacks im Vordergrund, sondern für mich steht im Vordergrund, das kulturelle Angebot in dieser Stadt möglichst vielen Menschen zugänglich zu machen und für möglichst viele Menschen ein sehr ausdifferenziertes, aber ein umfangreiches Kultur-angebot zu machen. Und da mag es schon sein, dass mir persönlich vielleicht das eine oder andere nicht ge-fällt, aber ich habe eine Verantwortung für die gesamte Stadt und für die Kultur in dieser gesamten Stadt - und nicht nur für Partikularinteressen, denn diese Politik hatten wir bereits im Vorhinein. (Beifall bei der SPÖ.)

Ja, auch Einrichtungen wie zum Beispiel die Theatertournee in den Außenbezirken haben wir gerettet, weil es mir wichtig war, dass man nicht, wenn sich eine Einrichtung aus ihrem Bildungsauftrag verabschiedet, dann einfach sagt: Na ja, kann man halt nichts machen! - Wir haben das übernommen, weil es mir wichtig ist, dass wir nebst vielen anderen Dingen auch in den Bezirken, was diese Tournee anbelangt, das Angebot machen können. 

Jahrelang wurde auch über neue Bühnen debattiert. Und, Herr Kollege Salcher, weil Sie den Rabenhof so oft erwähnt haben, noch einmal: Das, worauf Sie sich beziehen, ist vier Jahre her. (Zwischenruf von GRin Mag Marie Ringler) Aber Sie haben beide vergessen, auch Kollegin Ringler, dass der Rabenhof in der Zwischenzeit eine sensationelle Entwicklung genommen hat, dass der Rabenhof in der Zwischenzeit aus dem Kulturangebot dieser Stadt nicht mehr wegzudenken ist und dass der Rabenhof in der Tat das geworden ist, was ich mir ursprünglich immer erwartet habe und was der Rabenhof, wie ich von Anfang an gesagt habe, sein kann.

Es gibt neue Bühnen in der Stadt: Das Gloria Theater, die Freie Bühne Wieden, Spielraum, Dschungel, um nur einige zu nennen - ich kann ja nicht die ganze Liste aufzählen, denn dann würden meine Ausführungen hier ja endlos werden. 

Und, meine Damen und Herren - und auch das, weil das die alte Mühle ist, die Kollege Salcher halt immer gerne verwendet -: Es gibt in der Tat eine neue Generation von Kulturverantwortlichen, von Kulturmanagern und -managerinnen in dieser Stadt! Das reicht von Kos bis Schottenberg, von Föttinger bis Mattl-Wurm, von Thomas Gratzer bis Birkmeyer, von Fischer Ausserer bis Geyer, von Zechner bis Rabl - und da habe ich noch ein gutes Dutzend oder zwei Dutzend vergessen, hier anzufügen. 

Und all diesen städtischen Bemühungen, die - noch einmal - in den höchsten Zufriedenheitsgrad, was das Kulturangebot dieser Stadt anbelangt, münden, all diesen Bemühungen, die mit hohem Mitteleinsatz erfolgen - und die auch erkämpft wurden, denn das Kulturbudget fällt ja nicht so vom Himmel - und die auf großes Verständnis in dieser Stadtregierung stoßen, all diesen Be-mühungen setzt der Bund nichts anderes als eine Ob-struktionspolitik entgegen. 

Lassen Sie mich auch da nur zwei Beispiele nennen, weil sie geradezu himmelschreiend sind: Das Filmmuseum - immer eine Bundesinstitution gewesen! -, die Bewahrung des filmischen Erbes, des filmkulturellen Erbes dieses Landes war es dem Bund nicht wert - obwohl wir in Verhandlungen gegangen sind, wo der Bund gesagt hat: Ja, erhöht ihr einmal, dann kommen wir dem schon nach! -, das dann auch tatsächlich zu tun. Wir haben das getan, aus tiefer Überzeugung, weil wir meinen - ich ha-be es eingangs gesagt -, dass das Filmmuseum eine wichtige Einrichtung in dieser Stadt ist - allerdings keine städtische Einrichtung. Wir haben die Mittel erhöht auf über 500 000 EUR, allein: Der Bund hat nicht nachgezogen - was zur Folge hat, dass Alexander Horvath, der dieses Haus ganz wunderbar führt, seit über zwei oder drei Jahren im Grunde einem in Aussicht gestellten Teil einer Förderung nachläuft und daher dieses Gesamtkonzept, das wir damals auch gemeinsam beschlossen haben, nicht umgesetzt werden kann. 

Warum?, frage ich. Warum? Geht es darum, liebe Kollegen von der ÖVP, das zu tun, was Wolfgang Schüs-sel, Bundeskanzler dieser Republik, vor zwei Jahren beim Bundesparteitag der ÖVP in Linz gesagt hat, nämlich "Wien zu knacken"? Ist das der kulturpolitische Beitrag der Bundesregierung zu unseren Entwicklungen hier in dieser Stadt? Geht es darum, tatsächlich "Wien zu knacken" und allen voran einmal die Kulturinstitutionen zu knacken? - Ganz offensichtlich. Anders kann ich die Entwicklung einer rezenten Geschichte nicht deuten:

Wir beschließen hier gemeinsam eine Theaterreform, unter anderem auch mit den Stimmen der ÖVP, zu einem der ganz wichtigen Theater in dieser Stadt, nämlich der "Gruppe 80". Wir schaffen es, gemeinsam mit den jetzigen Betreibern, mit der künstlerischen Leitung, mit einer über Jury und Ausschreibung und all diese Verfahren gewonnenen neuen Leitung eine gute Übergabe zu machen. Es funktioniert alles wunderbar, allein: Es kommt keine Antwort von Seiten des Bundes. Da wird man Wochen und Monate hin und her geschoben - das Spiel, das wir kennen -: Der Beirat - der Beirat weiß von nichts - der Beirat sagt, er braucht eine politische Einladung oder eine Vorgabe. Das wird hin und her geschoben bis zu dem Zeitpunkt, wo ich, glaube ich, das zwanzigste Telefonat mit dem Herrn Staatssekretär geführt habe und wo er mir dann letztendlich erklärte, sie sehen sich leider außerstande, dieses zu fördern – mit keiner wirklichen anderen Begründung, als dass einer meiner Mitarbeiter einmal eine Beirätin des Bundes angerufen hat und man sich das doch nicht bieten lassen könne.

Meine Damen und Herren! Hier geht es um 232 000 EUR, die ohne irgendeine Form von Begründung aus dem Wiener Kulturtopf herausgenommen werden. Wo auch immer sie hinfließen - wir wissen es nicht, wir hören es nicht. Jedenfalls nicht nach Wien! 

Geht es auch hier darum, "Wien zu knacken"? Ist das das kulturpolitische Leitbild der ÖVP? - Dann bitte sagen Sie es noch einmal, auch hier im Gemeinderat, wenn das der Wunsch wäre! Aber dann stellen wir uns auch dieser Debatte!

Meine Damen und Herren! Noch ein Wort zur Wissenschaft. Wenn Kollege Salcher nicht weiß, was im Bereich der Wissenschaft passiert: Hier liegen fast 200 Seiten vor, wo das alles aufgelistet ist. (Der Redner hält einen Bericht in die Höhe.) Sie können das gerne nachlesen, und wir können gerne darüber debattieren. Es ist ein sehr umfangreicher Wissenschaftsbericht. 

Und Sie wissen auch genau über die Kompetenzlage sowohl in dieser Stadt als auch im Gesamtzusammenhang Bescheid, aber wir versuchen hier in unserem Haus, namentlich über Dr Ehalt, seit Jahren, anerkannte und insbesondere auch von der Community anerkannte zusätzliche Fördereinrichtungen zu schaffen, zusätzliche Möglichkeiten zu schaffen, wie die Stadt Wien auch jene Bereiche unterstützen kann, die einer Wissenschaftspolitik, einer Universitätspolitik des Bundes nicht wichtig ge-nug sind. Wir haben daher sowohl im Bereich Migrant-Innen-, auch Emigrantenforschung zahlreiche Mittel ein-gesetzt. Wir unterstützen das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes. Wir setzen Schwerpunkte, indem wir auch zum Beispiel das Institut für Quantenoptik unterstützt haben und unterstützen. Wir versuchen selbstverständlich auch kultur- und gesellschaftspolitische Initiativen zu unterstützen, wie zum Beispiel das Demokratiezentrum Wien, Ausstellungen wie die schon erwähnte Wehrmachtsausstellung oder jene über die Verfolgung Homosexueller, aber auch zum Beispiel ein wichtiges Institut oder eine wichtige Initiative zur Erforschung von Vorurteilen wie das Peter Ustinov Institut – um hier nur einiges zu nennen. All das sind zusätzliche Initiativen, die wir setzen, um mit diesen Mitteln, die uns hier zur Verfügung stehen - und auch auf Grund der Tat-sache, dass wir nicht zuständig sind für die Wissenschaftspolitik, weil das eine Bundesangelegenheit ist -, sehr wohl Akzente zu setzen, die auch gesehen, anerkannt und gehört werden. 

Und, Frau Kollegin Sommer-Smolik, wenn Sie mich nach den großen Visionen fragen, dann kann ich Ihnen eigentlich beruhigt sagen: In diesen Bereichen, die sowohl für die Forscher und die Wissenschafter als auch für die Studierenden wichtig sind, haben wir uns zumindest immer stringent und einheitlich öffentlich geäußert. Wir waren immer gegen Zugangsbeschränkungen, und wir waren immer - auch ich - gegen die Einschränkung der Demokratie an den Hochschulen und Universitäten, und wir sind auch nach wie vor gegen Uni-Gebühren.

Wenn das die GRÜNEN offensichtlich nicht mehr sind (GRin Claudia Sommer-Smolik: Stimmt nicht! Stimmt nicht!), weil der Bundesparteivorsitzende plötzlich eine Kehrtwendung macht, weil er sich gar nicht schnell genug dem Herrn Schüssel an die Brust werfen kann, dann müssen Sie das intern mit sich ausdiskutieren, aber fordern Sie nicht von uns grundsätzliche Klarlegungen, die eigentlich Sie schon längst hätten treffen müssen! Sagen Sie, ob Sie für Uni-Gebühren sind oder nicht (GRin Claudia Sommer-Smolik: Das haben wir gestern schon...!) und ob das unter Umständen Koalitionsbedingungen sind oder nicht, und reden Sie das mit Ihrem Parteivorsitzenden aus! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Angesichts all dessen sehe ich mit großer Zufriedenheit nicht nur auf diesen Rechnungsabschluss 2004 zurück - er bedeutet eine qualitative und quantitative Ausweitung im kulturellen Be-reich im weitesten Sinn, zu dem auch die Wissenschaft gehört -, sondern ich sehe auch mit Zufriedenheit zurück auf eine viereinhalbjährige Legislaturperiode, in der es mir, wie gesagt, darum ging, einer Cliquen- und Klien-telpolitik klare Strukturreformen entgegen zu setzen, die nachhaltig wirken und jedenfalls weit nachhaltiger wirken als diese vier Jahre, die ich bis jetzt die Ehre hatte, hier in dieser Stadt zu dienen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Sommer-Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. Drei Minuten. GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ich berichtige tatsächlich, dass die Diskussion zu den Studiengebühren, und wie die Wiener GRÜNEN da-zu stehen, gestern stattgefunden hat: Dass wir uns klar - Kollege Ellensohn hat das gesagt - immer gegen die Ein-führung der Studiengebühren ausgesprochen haben und dies auch nach wie vor tun (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was sagt Van der Bellen dazu?), dass die GRÜNEN in ihrer Gesamtheit nach wie vor dazu stehen, dass der offene Hochschulzugang bestehen bleiben muss. (GR Godwin Schuster: Weiß das der Parteichef auch? – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was sagt Van der Bellen dazu?)

Man merkt, dass Sie gestern offensichtlich der Debatte nicht gefolgt sind, denn da wurde diese abgeführt, und wir haben gesagt, wir sind gegen Studiengebühren, wir sind für den offenen Hochschulzugang. Wenn Sie Kollegen Ellensohn gestern zugehört hätten, hätte er auch ausgeführt (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Konjunktiv ist die richtige...!), was der Bundesvorsitzende der GRÜNEN Alexander Van der Bellen gesagt hat und wie er es gemeint hat. Aber da Sie nicht da waren, können Sie das im Protokoll nachlesen. (GR Ernst Woller: Gesagt hat er es deutlich!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Per-sonal.

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. Ich erteile es ihr. 25 Minuten - erste Rede.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde die Erstrede hier traditionell dem Bereich der Frauenpolitik widmen. Die Stadtregierung ist ja 2001 mit der Ankündigung angetreten, Wien zur frauenfreundlichsten Stadt zu machen, und die Rechnungsabschlussdebatte und auch die letzte Sitzung vor der Wahl sind sicher ein guter Anlass, sich einmal anzuschauen, wie es denn mit der Bilanz der Frauenpolitik ausschaut und ob diese Ankündigung eingelöst werden konnte.

Tatsächlich - ich stehe nicht an, das zu sagen - ist die Frauenpolitik in Wien sicher um einiges fortschrittlicher als jene der Bundespolitik, obwohl es schwierig ist, diese überhaupt zu unterschreiten. Wenn wir uns die Studien anschauen, die gerade in letzter Zeit veröffentlicht wurden, zum Beispiel vom World Economic Forum, wonach Österreich bei der Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern an 28. Stelle, also unter den Schlusslichtern aller Industriestaaten steht, so ist das eigentlich ein beschämendes Zeugnis. Auch die Studien zum Kindergeld und zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, zum Beispiel die Arbeiterkammer-Umfrage vom Mai oder auch die OECD-Studie von 2004, bescheinigen Österreich kein gutes Bild und zeigen, dass wir hier in Österreich weder von Vereinbarkeit von Beruf und Familie noch von guten Wiedereinstiegsbedingungen für Frauen, noch von gleichen Chancen für Frauen auf dem Arbeitsmarkt sprechen können.

In Wien - das sage ich hier, weil wir uns darüber freuen und das anerkennen - wird Frauenpolitik gemacht. Wien geht nicht in die Falle, nicht den Weg, Frauenpolitik als Familienpolitik misszuverstehen. In Wien setzt man zumindest verbal - auch das begrüßen wir - auf die ökonomische Absicherung von Frauen, die Eigenständigkeit und die Selbstbestimmung. Wir haben eine engagierte Stadträtin, eine junge Stadträtin, die hier auch glaubwürdig wirkt und ist und mit hohem Engagement an die nicht einfache Aufgabe der Frauenpolitik herangeht - denn Frauenpolitik ist immer auch Widerstandspolitik. Das, denke ich, wissen alle Frauen auch von ihren eigenen Fraktionen: Frauenpolitik ist niemals eine angenehme Aufgabe und keine leichte Aufgabe.

An dieser Stelle kritisiere ich immer, wenn es um die Budget- und die Rechnungsabschlussdebatte geht, das niedrige Budget der MA 57, die für Frauenangelegenheiten zuständig ist. Knapp oder nicht einmal 1 Prozent der gesamten Mittel der Stadt Wien stehen für Frauenpolitik, für die MA 57 zur Verfügung. Wir freuen uns allerdings, dass ein Antrag der GRÜNEN, ein langjähriges Bemühen der GRÜNEN nun erstmals Früchte getragen hat, nämlich dass zum Beispiel die White Ribbon Kampagne, eine Kampagne gegen Männergewalt, die traditionell im-mer aus dem Frauenbudget der MA 57 bezahlt wurde, heuer erstmals aus dem allgemeinen Subventionstopf der Stadt Wien bezahlt wird, weil hier offensichtlich unserer Argumentation gefolgt wurde, dass der Kampf gegen Männergewalt ein gesamtgesellschaftliches Anliegen und kein Frauenanliegen ist. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Godwin Schuster: Das habt ihr "durchgesetzt"! – Ironische Heiterkeit bei GR Godwin Schuster.)
Es geht auch in anderen Bereichen zäh, aber doch - Frau Kollegin Korosec hat es gestern "Schlafwagenpolitik" genannt, ich nenne es "Schneckentempo" - im Schneckentempo einiges weiter, wo die GRÜNEN seit Jahren frauenpolitisch Motor sind, und zwar in den Bereichen Gender Mainstreaming und Gender Budgeting. Ich freue mich, dass im letzten Arbeitskreis "Frauen" - wo ein gutes Gesprächklima herrscht, das ich auch anerkennend erwähnen möchte - ein Bericht über den Fortschritt der Gender-Mainstreaming-Maßnahmen in den einzelnen Ressorts und Dienststellen präsentiert wurde. Wir haben ja auf Antrag der GRÜNEN 2001 auch beschlossen, dass Gender Mainstreaming in allen Politikbereichen der Stadt Wien, in allen Ressorts und allen Bezirken umgesetzt werden soll, und verbindlich umgesetzt werden soll.

Was wir vermissen, ist das, was Sie auch in Ihrem 100-Projekte-Zukunftsprogramm für Wien 2001 angekün-digt haben, nämlich einen jährlichen Fortschrittsbericht, was Gender Mainstreaming betrifft. Die Diskussionen im Arbeitskreis "Frauen" sind zwar gut und wichtig, und wir danken auch für die Zurverfügungstellung der Unterlagen in diesem Arbeitskreis, aber ich denke, hier sollte man doch eine verbindlichere Form der Berichterstattung wählen, damit auch breit darüber diskutiert werden kann. Darauf bezieht sich mein erster Antrag, nämlich betreffend Erstellung eines jährlichen Fortschrittsberichts Gender Mainstreaming:

„Der Gemeinderat beschließt die Erstellung eines jährlichen Fortschrittsberichts Gender Mainstreaming un-ter Berücksichtigung der einzelnen Ressorts und Abteilungen des Magistrats, der Unternehmungen der Stadt Wien und der Wiener Bezirke. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich denke, der positiven Erledigung dieses Antrags dürfte nichts im Wege stehen, denn er entspricht auch Ihrem 100-Projekte-Programm für Wien, das Sie 2001 vorgestellt haben.

Ich möchte auf einen zweiten Punkt eingehen, wo die Umsetzung in der Realität ein bisschen den Ankündigun-gen hinterherhinkt, und dieser betrifft die auch von Klub-obfrau Maria Vassilakou gestern schon angesprochene Präsentation eines Wiener Frauenberichts. Ich denke, es wäre höchst an der Zeit, diesen Wiener Frauenbericht, den wir ja beschlossen haben, nun auch zu veröffentlichen. Aber vielleicht finden Sie ja gewichtige Gründe - ich nehme an, Sie finden gewichtige Gründe -, das nicht zu tun, weil die Lage der Frauen in Wien eben nicht ganz so rosig aussieht, wie Sie es immer - in den mittlerweile auch Wahlreden - skizzieren.

Zum Beispiel die Frauenerwerbsquote, die in Wien immer als sehr positiv dargestellt wird und tatsächlich auch über jener der Bundesländer liegt, ist hauptsächlich auf den Anstieg von Teilzeitbeschäftigungen und anderen atypischen Beschäftigungen zurückzuführen, die für Frauen nicht existenzsichernd sind und aus grüner Sicht keine Zukunftsjobs in diesem Bereich sind. Das heißt, die Frauenerwerbsquote ist für uns in Wien keinesfalls eine zufriedenstellende, weil wir nicht nur auf die Statistik schauen, sondern auch auf die Qualität der Arbeitsplätze. 

Die Frauenarmut steigt dramatisch. Die Zahl der Sozialhilfebezieherinnen ist seit 1999 um 200 Prozent - ich wiederhole es, um sich das auf der Zunge zergehen zu lassen: 200 Prozent! - gestiegen. Immer mehr Sozialhilfebezieherinnen sind atypisch Beschäftigte und neue Selbstständige. Das heißt, wir haben auch in Wien, wie die Zahlen belegen, immer mehr so genannte Working Poor, das heißt Menschen - Frauen in dem Sinn -, die Arbeit haben, die also nicht arbeitslos gemeldet sind, kei-ne Arbeitsmarktunterstützung beziehen, aber trotzdem unter der Armutsgrenze leben beziehungsweise stark ar-mutsgefährdet sind. Sie wissen, der durchschnittliche Sozialhilfebezug für Frauen beträgt in Wien 630,17 EUR. Das liegt unter der wissenschaftlich definierten Armutsgrenze von 785 EUR, die Menschen ein so genanntes menschenwürdiges und existenzsicherndes Leben ermöglicht. 

Auch die Arbeitslosigkeit steigt, das wurde gestern schon im Rahmen der allgemeinen Debatte angesprochen. Die Arbeitslosigkeit der Frauen steigt zwar statistisch im Vergleich zum Vormonat nicht, aber dennoch gibt es noch lange keinen Grund zur Entwarnung am Ar-beitsmarkt. Die Frauenarbeitslosenquote stagniert, sie sinkt kaum merklich. Minus 0,1 Prozent im Vergleich zum Vormonat ist noch lange kein Grund zu behaupten, mit der Frauenarbeitslosigkeit gehe es aufwärts – oder besser gesagt, mit der Frauenerwerbstätigkeit gehe es aufwärts; "Frauenarbeitslosigkeit" wäre in diesem Zusammenhang eine sehr missverständliche Bezeichnung. 

Wir haben auch zusätzlich zu den 32 000 Frauen, die arbeitslos gemeldet sind, 9 000 Frauen in Schulungen. Das heißt, auch hier muss man das deutlich machen, was gestern schon diskutiert wurde, nämlich dass die of-fizielle Arbeitslosenstatistik eigentlich eine Schönfärberei ist und nach oben korrigiert gehört, gerade im Frauenbereich, wo die Dunkelziffer der arbeitslosen Frauen oder der Arbeit suchenden Frauen sehr hoch ist, weil sich viele Frauen gar nicht beim AMS erwerbstätig melden.

Höchste Zeit also für einen Frauenarmutsbericht in Wien, wie ihn zum Beispiel die Stadt Salzburg seit Jahren veröffentlicht, wobei auch armutspräventive Maßnah-men auf Grund eines solchen Frauenberichts von der Stadt Salzburg gesetzt wurden. Höchste Zeit, die Lage der Frauen in Daten systematisch zu erfassen, denn ich denke, eines der besten Mittel zur Armutsbekämpfung ist die Armutsprävention, und dazu gehört unserer Ansicht nach eine korrekte Datenerfassung.

Wir GRÜNEN verstehen also nicht, wieso sich die Sozialdemokratie nun seit Jahren hartnäckig weigert, auf unseren Vorschlag, einen Frauenarmutsbericht zu erstellen, einzugehen. Wir bringen daher noch einmal den Be-schlussantrag ein: 

„Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe für Integration, Frauenfrauen, Konsumentenschutz und Personal möge die regelmäßige Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichts veranlassen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Denn ich denke, wenn einmal die Situation der Frauen auch in Daten und in ihrer Entwicklung deutlich wird, so wäre das doch auch für die sozialdemokratische Wiener Stadtregierung ein Anlass, die Entwicklung auf Bundesebene und die Auswirkungen der dort beschlossenen Gesetze - Pensionsreform, Steuerreform et cetera - auf die Frauen, auch auf die Frauen in Wien, deutlich zu machen. Und deshalb verstehe ich das nicht, und ich kann es nur mit dem Drang zur Schönfärberei und zum Wegstecken oder Verstecken von allem, was in Wien ne-gativ oder weniger wünschenswert sein könnte, erklären. 

Wir GRÜNEN stehen jedenfalls dafür, nicht wegzuschauen, was Armut in Wien betrifft. Armut ist weiblich, und wir wollen das endlich in Daten erfasst haben.

Ich habe zu Beginn meiner Rede die Bilanz angesprochen, die ich heute ziehen möchte, und auch das Programm, mit dem die SPÖ 2001 angetreten ist. Da 
gibt es das sehr ambitionierte 100-Projekte-Zukunftspro-gramm für Wien, und man lese - oder Frau lese - und staune: Es gibt doch einige Bereiche, die dort angesprochen werden, also einige Ankündigungen, die gemacht wurden, die bis heute nicht umgesetzt wurden. Ich nütze also jetzt die letzte Möglichkeit vor den Wahlen, hier Ihr eigenes Programm, das Sie uns 2001 präsentiert haben, im Frauenbereich einzufordern – einige Bereiche daraus; es sind noch mehr nicht umgesetzt als die, zu denen wir heute Anträge stellen, aber ich möchte die wichtigsten herausgreifen. 

Der erste Antrag betrifft die sprachliche Gleichbehandlung. Im Arbeitsprogramm der SPÖ "100 Projekte für die Zukunft Wiens" vom Mai 2001 wird angekündigt, die Wiener Stadtverwaltung zum frauenpolitischen Vorbild zu machen. Die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern in Formularen, Gesetzes- und Ver-ordnungstexten wird ausdrücklich zur Erreichung dieses Ziels erwähnt.

Sie wissen, viele Gesetze, Verordnungen und auch Formulare sind nach wie vor nicht geschlechtergerecht formuliert. Es wird die so genannte Generalklausel, also das generische Maskulinum verwendet, das aussagen soll, wenn das Maskulinum verwendet wird, seien angeblich beide Geschlechter mit gemeint. Sie wissen - nicht nur von der Wissenschaft, auch von der Frauenbewegung und auch aus Ihrer eigenen Programmatik -, dass man sich damit natürlich nicht zufrieden geben kann, dass das eine Form des Unsichtbarmachens und des Versteckens von Frauen in der Realität ist.

Das heißt, ich bringe den Antrag ein, den Sie ja zu Beginn der Legislaturperiode angekündigt haben: 

„Der Gemeinderat beschließt, umgehend die sprachliche Gleichbehandlung von Frauen und Männern in For-mularen, Publikationen, Gesetzes- und Verordnungstex-ten durch geschlechtergerechte Formulierungen umzu-setzen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags." 

Ein weiterer Punkt, der im 100-Projekte-Zukunftspro-gramm der SPÖ Wien angekündigt wurde und den wir auch für gut halten, ist die Förderung von Unternehmer-innen in Wien. Die Zahl der Unternehmerinnen in Wien stagniert bei ungefähr 30 Prozent. Es werden derzeit - wir haben uns die jüngsten Zahlen angeschaut - mehr Unternehmen von Frauen in Wien geschlossen, als eröffnet werden. 

In dem 100-Projekte-Programm für Wien der SPÖ wurde auch angekündigt, sich dafür stark zu machen, im Wirtschaftsförderungsfonds mehr frauenfördernde Maßnahmen umzusetzen. Ich denke, dass der Wirtschaftsförderungsfonds auch das geeignete Instrumentarium wäre, dies zu tun, und deshalb bringen wir folgenden Be-schlussantrag ein: „Der Wiener Gemeinderat beschließt, das Angebot für Unternehmerinnen auszubauen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags." (GRin Martina LUDWIG: Wie? – GR Godwin Schuster: Das machen wir doch! – GRin Martina LUDWIG: Das passiert ja!)
Ein zweiter Antrag betrifft die betriebliche Frauenförderung, die auch im 100-Projekte-Programm für die Zu-kunft Wiens erwähnt wird. Die SPÖ schreibt darin, sie möchte - und das ist eine Antwort auf Ihre Frage, Kollege Schuster, wie man denn fördern und umsetzen könnte, zum Beispiel durch Pilotprojekte - ein Pilotprojekt etwa im Bereich der Auftragsvergabe durch die öffentliche Hand sowie durch Beratungsangebote zur betrieblichen Frauenförderung den Grundsatz der Gleichstellung auch in der Privatwirtschaft fördern.

Wir finden das richtig. Es entspricht unserer Programmatik. Wir haben auch zu diesem Punkt im Laufe der Legislaturperiode einige Anträge eingebracht, zum Beispiel betreffend die Koppelung der Auftragsvergabe an Frauenförderpläne in Betrieben. Wir haben auch im Bereich des WAFF-Kuratoriums schon darüber diskutiert, und ich habe damals eigentlich positive Reaktionen von Seiten der SPÖ-Vertreter und -Vertreterinnen bekommen. Das heißt, ich denke, es wäre Zeit für ein Pilotprojekt zum Beispiel im Rahmen des WAFF, aber auch zum Beispiel im Rahmen des Wirtschaftsförderungsfonds. Ich erwähne noch einmal, es entspricht Ihrer eigenen Programmatik, und deshalb stelle ich hier auch Ihre eigene Programmatik als Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat beschließt ein Pilotprojekt, bei dem frauenspezifische Indikatoren als Kriterium der Auftragsvergabe durch die öffentliche Hand erprobt werden. Teil dieses Projekts soll die Bereitstellung von Beratungsangeboten zur betrieblichen Gleichstellung für Un-ternehmen durch die Stadt Wien sein."

Ich denke, das könnte auch ein Antrag sein, wo die Wiener Wirtschaft und auch der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds eigentlich mitgehen könnten und müssten, wenn es darum geht, ein solches Pilotprojekt zu verabschieden. 

Zwei weitere Anträge betreffen das wichtige Thema Frauen und Arbeitsmarkt, das wir an dieser Stelle auch immer recht ausführlich debattiert haben. Ich möchte noch einmal zurückkommen auf meine eingangs erwähnte Besorgnis angesichts der Tendenz, was die Chancengleichheit für Frauen auf dem Arbeitsmarkt und auch die Entwicklung der Arbeitslosigkeit betrifft. Die offiziellen Ar-beitsmarktdaten trügen. Frauen werden in immer höherer Zahl arbeitssuchend, nicht unbedingt arbeitslos gemeldet, aber arbeitssuchend und daher angewiesen auf arbeitsmarktpolitische Unterstützungsprogramme - die es in Wien gibt, das habe ich auch von diesem Pult aus immer wieder betont, und auch im WAFF haben wir sehr positive Diskussionen dazu, dass immer wieder auch neue Programme eingeführt und alte evaluiert werden und dass man sich wirklich bemüht, auch Fehler der Vergangenheit zu vermeiden. Diesen Eindruck habe ich zumindest im WAFF, im WAFF-Kuratorium, wo ich ja Mit-glied bin, gewonnen: Dass man sich hier wirklich be-müht, für Frauen etwas umzusetzen.

Aber ich denke, es ist zu wenig. Es gibt zu wenig frauenspezifische Programme in Wien. Es gibt sehr viele zielgruppenspezifische Programme: Es gibt also Programme für Wiedereinsteigerinnen, die nach einer längeren Babypause wieder einsteigen wollen, es gibt Programme für junge Frauen, es gibt Programme für Mi-grantinnen. Wir begrüßen das. Was uns aber fehlt, ist ein Programm für Frauen, für ganz normale - ich setze das bewusst unter Anführungszeichen - arbeitslos gewor-dene Frauen, die derzeit kein spezifisches Frauenpro-gramm vorfinden. Wir stellen deshalb den Antrag betreffend Arbeitsmarktprogramm für arbeitslose Frauen, weil das unserer Meinung nach eine Lücke in der Wiener Ar-beitsmarktpolitik darstellt: 

„Die Stadt Wien erhöht ihren Mitteleinsatz zur Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit. Insbesondere sind frauenspezifische Programme zur Unterstützung jener arbeitslosen Frauen zu entwickeln, die nicht unter die Zielgruppen der bestehenden Programme des WAFF fal-len.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich möchte noch einen zweiten Antrag zu Frauen auf dem Arbeitsmarkt einbringen, der sich auch an der Programmatik der Sozialdemokratie orientiert, nämlich an Ihrem Landesparteitag vom April, den wir mit Interesse verfolgt haben und wo Sie sehr interessante Anträge be-schlossen haben, die sich zwar vorrangig an den Bund richten - so entnehme ich zumindest dem Text -, aber wo wir doch einige Forderungen entdeckt haben, bei denen wir uns gedacht haben, das könnte doch für Wien auch etwas sein. Zum Teil deckt sich das mit den Forderungen, die wir auch schon im Laufe der Legislaturperiode gestellt haben, aber auch mit innovativen Dingen, über die es noch keine so intensive Diskussion im WAFF gegeben hat. Das betrifft zum Beispiel die Förderung der so genannten SÖBs, der sozialökonomischen Betriebe in Wien, wo ich mit Freude lese, dass Sie in einem entsprechenden Antrag die Forderung stellen, diese zu fördern und auszubauen, insbesondere im Rahmen der kommunalen Dienstleistungen, insbesondere für langzeitarbeitslose Frauen.

Damit es Ihnen leichter fällt zuzustimmen, habe ich den Wortlaut sowohl der Begründung als auch des Antrages vollinhaltlich Ihrem beschlossenen Antrag des Landesparteitages entnommen. Das heißt, ich erspare Ihnen die Begründung - ich nehme an, Sie kennen sie; der Antrag wurde vom Frauenkomitee auf Ihrem Landesparteitag eingebracht - und ich stelle hiermit folgenden Beschlussantrag:

„Bei der Vergabe von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen seitens der Stadt Wien sind frauenspezifische Indikatoren festzulegen; sozialökonomische Betriebe (SÖBs) für kommunale Dienstleistungen, das heißt Förderung von innovativen Beschäftigungsprojekten für ar-beitslose Frauen durch aktive Arbeitsmarktpolitik, sind auszubauen; und frauenspezifische Instrumente und An-gebote für die Aktivierung von langzeitarbeitslosen Frauen sind zu erarbeiten."

Ich denke, es könnte auch der Wiener Arbeitsmarktpolitik nicht schaden, gerade in diesen Bereichen verstärkt Diskussionen zu führen und hier die guten Maßnahmen, die es gibt, auch auszubauen.

Ein weiterer Antrag betrifft ein aktuelles Thema, das Sie sicher in den Medien verfolgt haben, nämlich Frauen in der Wirtschaft, den Frauenanteil in der Wirtschaft, kon-kret den Frauenanteil bei Aufsichtsratspositionen. Sie ha-ben sicher die Studie der Arbeiterkammer vom Frühjahr dieses Jahres verfolgt, die ein alarmierendes Bild vom Frauenanteil in Aufsichtsratsposten der Wirtschaft zeichnet. Ich gebe nur die wichtigsten Ergebnisse wieder: Rund zwei Drittel aller Aufsichtsräte in Österreich sind ausschließlich durch Männer besetzt. In 92 Prozent der untersuchten Gesellschaften haben Männer die Mehrheit im Aufsichtsrat. Insgesamt sind Frauen nur mit 7,5 Pro-zent im Aufsichtsrat vertreten. Und noch schlechter schneiden die Frauen ab, wenn nur die Kapitalvertreter im Aufsichtsrat, nicht die ArbeitnehmervertreterInnen, ge-zählt werden: Da liegt der Frauenanteil bei 5,7 Prozent. 

Der Betriebswirtschaftsexperte der Arbeiterkammer und die Leiterin der Studie, Ingrid Moritz von der Arbeiterkammer, haben von einem so genannten Mittelalter-Szenario gesprochen, was den Frauenanteil in der Wirtschaft in Österreich, insbesondere in den Aufsichtsräten, betrifft, und - ich zitiere – „Diese Vorherrschaft der Männer im Aufsichtsrat bedeutet, dass die Interessen von Frauen bei vielen Aufgaben nicht ausreichend berücksichtigt werden.", und sie fordern, dass der Frauenanteil in Aufsichtsratsgremien durch Steuerungsmaßnahmen und Möglichkeiten - die man hat! - erhöht wird.

Und man hat diese Möglichkeiten! Wir haben uns umgeschaut - man muss ja nicht immer das Rad neu erfinden -: In Norwegen zum Beispiel gibt es ein Gesetz, das einen 40-prozentigen Frauenanteil in Aufsichtsräten der öffentlichen und privaten Unternehmen festschreibt. Dieses Gesetz sieht sogar Sanktionen vor. Es sieht vor, dass, wenn dieses Gesetz, nämlich die Frauenquote von 40 Prozent, bis 2007 nicht erfüllt ist, dem betreffenden Unternehmen die Zertifizierung an der Börse gestrichen wird. - Also, meine Damen und Herren, Sie sehen, wie es auch anderswo gehen kann, wo man hier noch weit entfernt ist. 

Ich glaube, am Gesicht einiger Zuhörer und Zuhörerinnen jetzt ablesen zu können, dass man das, was in Norwegen gemacht wird, für völlig absurd hält.

Wir GRÜNEN halten das nicht für völlig absurd, glauben aber, dass es eines ersten Schrittes in diese Richtung bedarf, und dieser erste Schritt könnte etwas sein, was auch in Norwegen oder auch in Berlin umgesetzt wurde, nämlich so etwas ganz Einfaches, Triviales wie eine Expertinnendatenbank für Aufsichtsräte: eine Expertinnendatenbank, wo Frauen, die für Aufsichtsratsposten geeignet sind, drinnen stehen, die man dort findet. Sie können sich dort auch vernetzen, und das ist dann quasi ein Pool von weiblichen potentiellen Aufsichtsratsmitgliedern. - In Norwegen hat das dazu geführt, dass binnen Monaten die Zahl der Frauen in Aufsichtsräten drastisch gestiegen ist, natürlich auch auf Grund der starken Wirkung des diesbezüglichen Gesetzes. 

Deshalb stellen wir für Wien - was ja auch nicht das erste Mal ist, wir haben schon zu Beginn der Legislaturperiode die Einrichtung einer Frauendatenbank, einer Expertinnendatenbank gefordert, leider ohne Erfolg – folgende Forderung:

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal möge die Ein-richtung einer zentralen Expertinnendatenbank veranlas-sen, um einen Pool von qualifizierten und kompetenten Frauen zur Besetzung von Aufsichtsratspositionen mit Frauen zu schaffen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Ich sehe, dass das rote Licht am Rednerpult leuchtet. Das heißt, ich werde die restlichen Anträge ohne lange Begründung und Diskussion einbringen, sonst komme ich mit der Redezeit nicht mehr durch.

Ein weiterer Antrag betrifft die finanzielle Absicherung der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt. Wir debattieren das Thema nicht zum ersten Mal. Die SPÖ hat sich auch wiederholt dafür ausgesprochen, die Bundesregierung aufzufordern, für die langfristige Finanzierung der Wiener Interventionsstelle Sorge zu tragen. Sie wissen, in einigen Bezirken, derzeit in fünf Bezirken, ist die Betreuung im Bereich Gewalt gegen Frauen nicht gewährleistet, obwohl der Bedarf steigt. Ich denke daher, es wäre Zeit für einen gemeinsamen Appell an die Bundesregierung:

„Der Gemeinderat fordert die amtsführende Innenministerin und die amtsführende Frauen- und Gesundheits-ministerin auf, die Wiener Interventionsstelle gegen Ge-walt ausreichend und dauerhaft mit Budgetmitteln auszu-statten, damit die Versorgung aller Wiener Bezirke durch die Interventionsstelle gegen Gewalt gewährleistet ist. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags."

Sie wissen, es gibt ja teilweise mündliche Zusagen der Ministerinnen, aber eingelöst wurde noch viel zu we-nig. 

Und ein letzter Antrag bezieht sich auf die Integrationspolitik. Es ist ein Antrag, der nicht neu ist und den ich deshalb auch nicht lange zu begründen brauche. Es geht dabei um den Einsatz der GRÜNEN für die "Wiener Ehe", also die Anerkennung der gleichgeschlechtlichen, der lesbischen und schwulen Partnerschaften, die immer noch in vielfältiger Form diskriminiert werden, nicht nur rechtlich, sondern eben auch, was ihre gesellschaftliche Anerkennung betrifft. Deshalb denken wir, dass es gerade in der letzten Sitzung vor der Wahl auch für diese Zielgruppe ein schönes Symbol wäre, wenn wir hier ei-nen gemeinsamen Antrag verabschieden könnten, doch endlich die "Wiener Ehe" einzuführen und lesbische und schwule Paare hier gleichzustellen, wie es auch die Ent-schließung des Europäischen Parlaments in diesem Be-reich vorsieht.

Wir stellen daher den folgenden Beschlussantrag:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Eintragung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften bei den Standesämtern der Stadt Wien in geeigneter Form ermöglicht werden soll.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags." -

Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. – Bitte.
GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir haben jetzt eher viel zur Frauenpolitik gehört. Zu diesem Thema wird dann meine Frau Kollegin Stellung nehmen. Ich werde mich in meinen Ausführungen auf die Integration und auf das Personal beschränken.

Lassen Sie mich gleich zu Beginn ein Bekenntnis ablegen, ein Bekenntnis zu Österreich als Zuwanderungsland und als Asylland. Beides ist richtig und wichtig. Dass wir Zuwanderungsland sind, dafür spricht schon al-lein das nationale Interesse, da brauchen wir noch gar nicht an die Fremden zu denken, die nach Österreich kommen wollen. Wir haben einfach in vielen Branchen zu wenige Erwerbstätige, und uns fehlen Arbeitskräfte mit Schlüsselqualifikationen. 

Diese Zuwanderung soll und muss erfolgen, aber sie soll und muss selbstverständlich streng kontrolliert und streng reglementiert erfolgen. In diesem Fall können wir uns die Zuwanderer aussuchen; dann, wenn wir attraktiv und interessant genug sind, um sie werben. Hier können wir uns überlegen, wen wir brauchen, wer zu uns passt, wer am leichtesten integrierbar ist. Hier wollen wir in erster Linie etwas von den Fremden. Die Fremden kommen hier als gleichberechtigte Partner zu uns, und wir haben ein Vertragsverhältnis zwischen dem österreichischen Staat und dem Fremden, der sich hier niederlassen möchte.

Ganz anders ist die Situation, wenn ich mir Österreich als Asylland ansehe. Auch hier bekenne ich mich zu 100 Prozent zu diesem Umstand, aus humanitärer Verpflichtung. Erstens einmal gibt es eine Genfer Flüchtlingskonvention; wir haben erst vor wenigen Tagen den 50-jährigen Bestand gefeiert. Vor allem und in erster Li-nie ist es aber Christenpflicht und Menschenpflicht, Personen, die verfolgt werden, zu helfen. Österreich hat hier eine gute Tradition, seit 1945 haben wir mehr als zwei Millionen Flüchtlinge in Österreich aufgenommen.

Bei der Situation Asylland will in erster Linie der Fremde etwas, nämlich er will hier Asyl erhalten. Der Staat Österreich will auch etwas, er will Asyl gewähren, allerdings nur dann, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Diese Voraussetzungen sind genau zu überprüfen, und wenn die Voraussetzungen nicht vorliegen, kann es auch zu keiner Aufnahme in Österreich kommen. Die Entscheidungen, die von den österreichischen Behörden getroffen werden, müssen - so ist das charakteristisch für einen Rechtsstaat - selbstverständlich befolgt und vollstreckt werden, wo das notwendig ist.

Wir haben im Augenblick mit drei Problemen in diesem Bereich zu kämpfen. Wir haben das Problem der straffällig gewordenen Asylwerber, wir haben Asylwerber, die am Asylverfahren nicht in der gebotenen Art und Weise mitwirken, und wir haben tatsächlich Asylberechtigte, die nicht schnell genug anerkannt werden können. Es wird daher zurzeit im Nationalrat das Fremdenrechtspaket 2005 debattiert, und es gibt ja sogar Ansatzpunkte dafür, dass die Vertreter der SPÖ diesem Gesetz ihre Zustimmung geben könnten. 

Dieses Gesetz sieht Mitwirkungspflichten für Asylwer-ber vor. Es sieht auch vor, dass Abwesenheitsentscheidungen getroffen werden können, ganz einfach deshalb, weil es nicht möglich sein soll, dass durch ein Untertauchen des Asylwerbers ein Verfahren verschleppt wird. Und es sieht besondere Bestimmungen für straffällige Asylwerber vor: Asylwerber, die straffällig werden, müssen innerhalb von drei Monaten je Instanz zu einer Asylentscheidung gelangen.

Es gibt leider Gottes auch jenen Fall des Missbrauches des Asylantrages, dass der Asylwerber nach der Strafhaft oder noch in der Strafhaft einen Asylantrag stellt - so genannte taktische Asylanträge -, um die Abschiebung zu verhindern. Auch für diesen Missbrauch wird Vorsorge getroffen und wird es zu einem beschleunigten Verfahren in aufrechter Schubhaft kommen.

Ganz besonders wichtig sind natürlich auch jene Maßnahmen, die dem Schutz wirklich Verfolgter dienen. Dazu dient die Aufstockung des Personals sowohl beim Bundesasylamt als auch beim UBAS, dazu gehört die Beschleunigung des Verfahrens im und durch das Zulassungsverfahren und die Rechtsberatung bereits im Zulassungsverfahren. 

Das neue Fremdenpolizeigesetz sieht flexiblere Schubhaftlösungen und auch medizinische Behandlungen vor. Im Jahr 2004 hat es immerhin 1 072 Asylwerber gegeben, die sich durch Hungerstreik freigepresst haben. Für diesen Fall, in dem eine medizinische Behandlung notwendig ist, ist vorgesehen, dass diese Personen dem Leiter des gerichtlichen Gefangenenhauses überstellt werden.

Ich darf zusammenfassen, dass im Fremdenrecht da-her sicher kein Platz für eine Laisser-faire-Politik ist, dass sich die Fremden so wie die Österreicher an die österreichischen Spielregeln und an die österreichische Rechtsordnung halten müssen. Wenn sie das tun, sind sie uns sehr willkommen; dann sollen wir alle Voraussetzungen schaffen, damit sie Österreicher werden können, dann sollen wir davor alle Voraussetzungen schaffen, damit sie sich bestmöglich integrieren können. Am Ende dieses Integrationsprozesses soll die Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft stehen, dann sind sie hoffentlich 100-prozentig integriert. Was wir nicht wollen, das sind Parallelgesellschaften. Aber wenn der Integrationsprozess abgeschlossen ist, dann handelt es sich um Österreicher ohne Wenn und Aber.

Die Dinge, über die ich jetzt gesprochen habe, sind in Bundesgesetzen, glaube ich, gut geregelt. Wir können hier der Fremdenpolitik und der Asylpolitik der Bundesre-gierung durchaus ein gutes Zeugnis ausstellen.

Wie sieht aber nun die Integrationspolitik im Bereich der Stadt Wien aus? Hier müssen wir leider konstatieren, dass Wiener Probleme mit Ausländern haben und dass auch Ausländer Probleme in diesem Wien haben. Es ist der Integrationspolitik in Wien nicht gelungen, für beide Gruppen befriedigende Lösungen zu schaffen, geschwei-ge denn beide Gruppen zusammenzuführen. Man kann sagen, die Wiener Integrationspolitik ist nicht erfolgreich; oder weniger freundlich: Die Wiener Integrationspolitik hat versagt.

Dafür kann ich einen ganz unverdächtigen Zeugen aufrufen, einen Zeugen, der sicher auch nicht damit rechnet, von mir genannt zu werden, nämlich einen Kollegen von der SPÖ, Herrn GR Mag Thomas Reindl. Er hat da eine sehr interessante Studie verfasst und sie erst vor kurzem präsentiert, nämlich am 8. Juni, und zwar 
im Rahmen der Sozialwissenschaftlichen Studiengesellschaft. Diese Sozialwissenschaftliche Studiengesellschaft hat Wienerinnen und Wiener befragt im Zusammenhang mit Problemen mit Zuwanderern, und da stellen die Wiener der Wiener Integrationspolitik kein sehr gutes Zeugnis aus. 

Am Anfang dieser Umfrage steht eine Hypothese, nämlich die Hypothese, dass es in Wien angeblich weniger Probleme mit Zuwanderern als in anderen Großstädten gibt. Im Zusammenhang mit dieser Hypothese werden vier Erklärungen abgefragt.

Frage Nummer 1: Es gibt weniger Probleme, weil viele Zuwanderer in der Wirtschaft und in Pflegeberufen Ar-beit finden. 61 Prozent der Bevölkerung stimmen dieser Erklärung zu.

Zweite Frage: Es gibt genauso viele Probleme mit Zuwanderern in Wien wie in den anderen Großstädten Europas. Da stimmen 50 Prozent zu. Es ist daher schon sehr die Frage in der subjektiven Wahrnehmung, ob die Probleme in Wien tatsächlich geringer sind als anderswo.

Drittens gibt es die Erklärung: Es gibt weniger Probleme, weil die Wiener eine alte Tradition haben, Zuwanderer aufzunehmen. Dem stimmen immerhin 49 Prozent der Wiener zu. 

Viertens kommt jetzt der Coup: Der Herr Kollege fragt und gibt zugleich als Antwortmöglichkeit den Satz an: Es gibt weniger Probleme, weil Wien eine geschicktere In-tegrationspolitik hat. Da sagen nur noch 36 Prozent: „Ja, das stimmt", aber 50 Prozent sagen: „Nein, es stimmt nicht"!

Sehr verehrte Damen und Herren! Dem ist wenig hinzuzufügen. Die SPÖ hat in der Integrationspolitik versagt. Das sagt nicht nur die ÖVP, das sagt sogar ein SPÖ-Gemeinderat. Das sagt aber vor allem die Bevölkerung, und sie hat damit leider Recht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Worin liegt nun dieses Versagen? Es gibt einfach zu wenig Hilfe für Personen, die der Integration bedürfen, und zwar auf den Gebieten des Wohnens, des Deutsch-Lernens und in der Ausbildung, und es gibt kontraproduktive Ideen wie das Ausländerwahlrecht. 

Thema Wohnen: Hier sagen uns Türkeiexperten, dass viele Ausländer in Ghettos leben und dass sich be-reits Slums gebildet haben. Das sollte uns wirklich aufrütteln! Eine Studie des Integrationsfonds bestätigt das auch eindrucksvoll mit Zahlen; ich glaube nicht, dass der Integrationsfonds deshalb zu Grabe getragen worden ist, aber es mag dies schon seinen Anteil dazu beigetragen haben. Während nur 7 Prozent der Österreicher in Substandardwohnungen leben, sind es 55 Prozent der Personen aus Ex-Jugoslawien und 60 Prozent der Türken. Während 84 Prozent der inländischen Bevölkerung in Kategorie-A-Wohnungen leben, sind es bei Personen aus Ex-Jugoslawien oder der Türkei nur 33 Prozent. 

Das hängt natürlich damit zusammen, dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der Sozialdemokratie, nicht bereit sind, Gemeindebauten für Migranten zu öff-nen. Das wird auch aus dem Stadtschulrat kritisiert. Wir haben Volksschulen mit zum Teil über 50 Prozent Anteil nicht deutschsprechender Schüler, mit so genannten au-ßerordentlichen Schülern, die gar nicht benotet werden können, weil sie der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Durch eine Öffnung der Gemeindebauten würden wir eine stärkere Verteilung der nicht deutschsprachigen Bevölkerung erreichen, und wir hätten auch weniger Probleme in den Schulen. 

Das sind die wahrhaften Probleme, die wir in dieser Stadt haben, wofür es keinen Lösungsansatz gibt oder für die skurrile Ideen wie das Ausländerwahlrecht propagiert werden. Eine Idee, die Bezirksräte erster und zweiter Klasse schafft, polarisiert, verfassungswidrig ist und natürlich von der Bevölkerung abgelehnt wird. Bei dieser Gelegenheit wieder der Einschub: Danke an Herrn Kolle-gen Reindl von der SPÖ! Er hat auch das abgefragt: 60 Prozent der Wiener Bevölkerung sind gegen das Aus-länderwahlrecht, nur 40 Prozent dafür.

Aber lassen Sie mich noch etwas zum Deutsch-Ler-nen und zur Sprachintegration sagen. Die Deutschkurse werden zu wenig angenommen, und sie sind nicht kompatibel mit der Integrationsvereinbarung. Wir haben Volksschulen mit 50 Prozent außerordentlichem Schüleranteil, im Schnitt waren es aber 25 Prozent. Man muss sich das einmal vorstellen: Wienweit über die ganze Stadt gelegt konnten 25 Prozent der Volksschüler im Schuljahr 2004/2005 nicht dem Unterricht folgen! Sie waren außerordentliche Schüler, sie konnten nicht benotet werden. 

Jetzt mag ich dahingestellt lassen, wie sich das auf die Kinder auswirkt - sicherlich entsetzlich, man tut ihnen da etwas Fürchterliches an, indem man sie hier in die Schulen setzt und sie dem Unterricht nicht folgen können. Wir haben unsere Ideen präsentiert. Wir haben vor-geschlagen, die Schuleinschreibung vorzuziehen, da-
mit man Gelegenheit geben kann, ausreichend Deutschkenntnisse zu vermitteln. Ich habe gestern von Frau VBgmin Laska gehört, dass diese Idee aufgegriffen werden könnte und dass man die Schuleinschreibung wenigstens um einige Monate vorziehen könnte.

Zu den Bildungsmaßnahmen, die gar nicht früh genug beginnen können, gehört natürlich auch unsere Forderung nach einem Gratis-Kindergartenjahr. In diesem Fall bin ich davon überzeugt, dass das Angebot von mehr nicht deutschsprachigen Familien angenommen werden würde, als das im Augenblick der Fall ist. Aber auch für die inländische Bevölkerung ist der Kindergartenplatz in Wien nicht gerade günstig: 230 Prozent der Kosten in Dornbirn, in Niederösterreich ist der Halbtagskindergarten überhaupt gratis. Wir verlangen Sprachkurse für Mütter, während die Kinder in den Kindergärten sind. Wir haben auch eine Fülle von Unterschriften gesammelt: Allein von Migranten aus der Türkei, Kroatien und Polen haben wir in nur zwei Wochen 5 000 Unter-schriften erhalten.

Ich muss daher leider Gottes zusammenfassen, dass die Integrationspolitik weder für die hier länger ansässige Bevölkerung gemacht wird noch für die Migranten, die zu uns kommen, und dass das Thema Integration in der Geschäftsgruppe ein trauriges Kapitel ist.

Das nächste traurige Kapitel ist das Kapitel Personal. Da haben wir es in Wien mit einer Mischung aus Feudalsystem und Privilegienstadel zu tun. Beim Feudalsystem vergibt der Lehensherr Güter und Ämter an seine Vasallen, und die sind zu Wohlverhalten und Treue verpflichtet. Jetzt haben wir in Wien natürlich keinen Lehensherrn, aber wir haben eine politische Klasse SPÖ. Güter und Ämter haben wir noch immer zu vergeben. Natürlich gibt es heute keine Vasallen mehr, aber es gibt Personen, die gerne einen Arbeitsplatz möchten oder eine Wohnung möchten oder, wenn sie das schon haben, beides behalten wollen. Bei Wohlverhalten gibt es eine Belohnung, und bei individualistischem Verhalten gibt es eine Bestrafung. 

Keine Sorge, die herrschende politische Klasse wird immer belohnt! Ein Beispiel dafür - jetzt sitzt er gerade nicht hier - ist Herr Landesparteisekretär Kopietz, Herr Prof Kopietz. Er wird bei der Feuerwehr Landesfeuerwehrrat. Warum genau, weshalb, weiß man nicht. 

Oder der Herr Vorsitzende des Gemeinderates: Wir hatten schon vor einem Jahr die Gelegenheit, uns ausführlich darüber zu unterhalten. Er wird in das Schema A überstellt. Warum genau, weshalb, hat man uns nicht gesagt. 

Oder die Direktoren im KAV: Keine Sorge, auch sie werden gut behandelt, auch sie werden belohnt, ein Generaldirektor Marhold, ein Direktor Paukner. Da rede ich jetzt gar nicht vom monatlichen Bezug, der immerhin einmal in der Größenordnung von 15 700 EUR liegt, und einmal in der Größenordnung von 21 400 EUR. 

Da gibt es skurrilste Bestimmungen in den Sonderverträgen. Da gibt es einen Fünfjahresvertrag, der sich automatisch verlängert, wenn er nicht 18 Monate vor Ablauf gekündigt wird. Man muss sich das einmal vorstellen, eine Kündigungsfrist von 18 Monaten! Da ist eine Abfertigung vorgesehen, bereits nach fünf Jahren, in der Höhe von 12 Monatsbezügen. Wenn Sie das mit dem Angestellten vergleichen, der muss 25 Jahre auf eine solch hohe Abfertigung warten, während ein Direktor im KAV das bereits nach fünf Jahren bekommt. Der Coup dabei ist, dass es nicht nur längeren Urlaub gibt, als das gesetzlich vorgesehen ist, sondern dass neben all dem auch noch Nebenbeschäftigungen ausdrücklich gestattet sind. 

Nicht alle Bediensteten in Wien werden so gut behandelt. Ich erinnere mich da an ein UVS-Mitglied mit Namen Windsteig, da wurde einfach das Gehalt einmal einbehalten, weil sich dieser angeblich nicht an seine Dienstpflichten gehalten hatte. Das musste dann natürlich zurückgenommen werden, es war eine klare Fehlent-scheidung. 

Nicht gut behandelt wurde auch jener Vertragsbedienstete - im Bericht der Volksanwaltschaft ist davon die Rede -, der im November 2002 noch mit "Ausgezeichnet" beurteilt wurde, letztendlich aber im September 2003 ge-kündigt wurde, und das ohne Angabe eines Grundes. 

Nicht wohl verhalten haben dürfte sich auch jene Beamtin, die am 1.5.1998 in den Ruhestand getreten ist und erst am 30.8.2004 die endgültige Entscheidung über ihre Pensionshöhe erhalten hat. Das muss man sich ein-mal vorstellen: Diese Frau hat sechs Jahre und vier Mo-nate auf diese Entscheidung warten müssen. Jetzt sage ich gleich, das liegt auch an der langen Dauer beim Ver-waltungsgerichtshof. (GR Godwin Schuster: So ist es!) Aber selbst wenn ich die Dauer beim Verwaltungsgerichtshof abziehe, bleiben immer noch zweieinhalb Jahre bei Wiener Landesbehörden - ein Verfahren, das viel zu lange dauert.

Aber es werden nicht nur einzelne Bedienstete schlecht behandelt. Eigentlich werden all jene schlecht be-handelt, die den wesentlichen Teil oder einen wesentlichen Teil ihres Einkommens aufgrund von Zulagen erhalten. Denn auf diese Zulagen hat einer keinen Rechtsanspruch, auf die hat er nur die Hoffnung, sie im nächsten Jahr wiederzubekommen. Da muss er hoffen, dass seine Chefs und die Personalvertreter, die Gewerkschaft, die richtige Entscheidung über ihn treffen - eine an sich unerträgliche Situation!

649 unterschiedliche Zulagen und Sondergebühren gibt es in diesem Nebengebührenkatalog: Eineinhalb Kilo schwer, 333 Seiten dick, ein Fest für Gewerkschaft und Hochbürokratie! Allein die Schulwarte haben 24 Zulagen, die Müllabfuhr hat 22 Zulagen. Aber da könnte man noch sagen: Na ja, das sind große Gruppen, da gibt es eine Vertretung, da werden alle gleich behandelt, und das ist ja gar nicht so ein System von Wohlverhalten und dann als Konsequenz Belohnung oder Bestrafung. Nein, dieses Zulagensystem ist heruntergebrochen auf einzelne Bedienstete! Es gibt Zulagen, die nur für einzelne Bedienstete bestehen, und das nicht einmal monatlich, son-dern überhaupt nur ein Mal pro Jahr. 

Da gibt es zum Beispiel den Portier im Lainzer Tiergarten - da kann man nur hoffen, dass der gut angeschrieben ist -, ebenso wie Landarbeiter bei der Rübenernte, weil die ein Zehrgeld ein Mal jährlich erhalten, und laut Auskunft von der Frau Stadträtin betrifft es zwei Bedienstete, die ein Mal im Jahr diese Zulage bekommen. Der Skandal liegt darin, dass es keinen Rechtsanspruch auf diese Zulage ergibt und das Wohlverhalten vorausgesetzt wird. 

Aber dieses Zuckerbrot-und-Peitsche-System hat Methode, wir finden es wieder bei der Wiener Pensionsreform. Was ist das Zuckerbrot dabei? Das Zuckerbrot ist, dass es bis zum Jahr 2009 den Pensionsantritt mit 60 gibt. Herrlich, sehr erfreulich für die betroffenen Bediensteten - weniger erfreulich für die übrige Bevölkerung! Oder dass es des Regelantrittsalter 65 Jahre erst im Jahr 2020 gibt, oder dass es den Durchrechnungszeitraum von 40 Jahren erst im Jahr 2042 gibt. 

Was sind nun die Bonifikationsinstrumente der herrschenden Klasse, die Herrschaftsinstrumente? Dass es doch möglich ist, bereits mit 60 Jahren in Pension zu ge-hen! Nämlich auch nach dem Jahr 2020, wenn alle mit 65 Jahren gehen sollten, ist es trotzdem möglich, über Antrag ab 60 zu gehen, wenn dem dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen. Aber Rechtsanspruch gibt es selbstverständlich keinen, das wird dann von Fall zu Fall entschieden, je nachdem: Wohlverhalten oder nicht. 

Aber der Coup ist wohl, dass man bereits ab 55 in Pension gehen kann, von Amts wegen geschickt, ohne jeglichen Abschlag. Bei dem Beispiel davor gibt es wenigstens einen vierprozentigen Abschlag pro Jahr. Aber wenn es eine entsprechende Organisationsänderung gibt und eine Umschulung nicht zuzumuten ist - unbestimmte Gesetzesbegriffe, man wird das schon subsumieren kön-nen in dem einen Fall, im anderen Fall vielleicht nicht -, dann kann man mit 55 Jahren bei voller Pension seinen Ruhestand antreten. 

Diese Privilegien sind ungeheuerlich! Sie kosten uns 60 Millionen EUR jedes Jahr. Das ist aber typisch für das System, das die Sozialdemokratie in dieser Stadt aufgebaut hat. 

Typisch ist es auch, dass sich die herrschende Klasse mit dem Presse- und Informationsdienst ein Instrument geschaffen hat, auf das man sehr gerne und sehr angenehm zurückgreifen kann und das in einer unglaublichen Art und Weise aufgebläht ist. Man braucht diesen Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien nur zu vergleichen mit dem Bundespressedienst, der vergleichbare Aufgaben hat. Der PID hat im Jahr 2004 zehnmal soviel Geld zur Verfügung gestellt erhalten, nämlich 33 Millionen EUR, während es beim Bundespressedienst nur 3 Millionen EUR waren, und hat doppelt so viele Mit-arbeiter, nämlich 100, während der Bundespressedienst nur auf 50 Mitarbeiter kommt. Damit kostet jeden Wiener und jede Wienerin der PID 21 EUR pro Jahr, wogegen der Bundespressedienst jeden Österreicher oder jede Österreicherin nur 40 Cent kostet. Der Vergleich macht uns sicher, auch bei der Anzahl der Pressesprecher: Während die amtsführenden Stadträte in Wien 2,2 im Schnitt haben, kommt ein Bundesminister mit 1,2 Pres-sesprechern aus. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Die SPÖ behandelt sich selbst und ihre Klientel ausgezeichnet, die anderen entsprechend schlecht. Diese Klientelpolitik ist ein Auslaufmodell. Mit dieser Politik schaden Sie Wien, mit dieser Politik verliert Wien. Wir als ÖVP haben ein Alternativangebot, und wir werden es bis zur Wahl deutlich machen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Schöfnagel zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Barbara Schöfnagel (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Seit 14 Jahren beobachte ich nun in diesem Haus die politische Arbeit, vor allem im Bereich der Zuwanderung, Integration und Problematik von Flüchtlingen, und ich bin immer wieder verwundert, wie diese Stadtregierung hier mit der Problematik umgeht. 

Aber bevor ich zu meinen weiteren Ausführungen komme, möchte ich gerne zwei Anträge der GRÜNEN kurz kommentieren und eine Bitte aussprechen. Es geht zunächst um den einen Antrag, in dem es gegen rassistische Schmierereien geht. Wir stimmen dem Antrag na-türlich zu, weil wir gegen alle Schmierereien sind. Es wä-re eigentlich nicht notwendig, rassistische extra hervorzuheben, aber da wir natürlich gegen alle Schmierereien sind, die unsere Stadt verunstalten, werden wir dem zu-stimmen. Schade ist es, dass es nicht prinzipiell auch um Schmierereien geht. 

Der zweite Antrag, den ich hier zu TOP 1 vorliegen habe, betrifft die Alphabetisierungskampagne. Wir sind für die Alphabetisierungskampagne, möchten auch gerne dem Beschlussantrag zustimmen, bitten aber um getrennte Abstimmung zu Punkt 1 und 2. Für die Alphabetisierung stimmen wir natürlich, aber wir sind nicht dafür, dass diese Angebote kostenfrei zur Verfügung gestellt werden. Wir sind der Meinung, jeder noch so kleine Bei-trag würde den Wert der Schulungen heben. Denn alles, was gar nichts kostet, ist nicht viel wert, und deswegen stimmen wir dann zu Punkt 2 nicht zu.

Wenn ich jetzt auf mein Schwerpunktthema, die Inte-gration, eingehen möchte, ist es eigentlich fast müßig, noch einmal das Gleiche zu sagen, was mein Vorredner Dr Ulm gesagt hat. Ich kann in allen Punkten, die er im Rahmen der Integration angeführt hat, voll zustimmen, er hat es deutlich ausgeführt. Trotzdem möchte ich von un-serer Seite aus noch ein paar Schwerpunkte setzen. 

Wir wissen alle - und es wurde ja heute schon gesagt -, dass viel zu lange nichts zur Integration, oder nichts Gutes zur Integration getan wurde. Man hat die alleinige Unterstützung der verschiedenen Kulturen und Vereine mit Subventionen über den Integrationsfonds versucht, und die ausufernden Probleme hat man damit nicht in den Griff bekommen. Millionen Schilling und Euro sind in diese Projekte geflossen, und man ist drauf gekommen: Es funktioniert nicht. 

Als man merkte, dass man mit diesen Subventionsmaßnahmen der ganzen Problematik nicht Herr wird, hat man versucht, diese schwerwiegenden Missstände in den Griff zu bekommen. Die Multikulti-Feste wurden pro-pagiert, Sprachbegleitung bei Behörden und im Kranken-haus, Aufklärung der Wiener Bevölkerung, dass sie doch Verständnis für die Zuwanderer haben sollte, freiwillige Sprachkurse oder auch vorzeitige Einbürgerung, und da-mit hat man gemeint, es ist schon alles in Ordnung und es hat funktioniert. Schlussendlich hat man festgestellt - ich möchte das eindeutig festhalten -, dass diese Maßnahmen zur Integration gescheitert sind. Der Integrationsfonds wurde ja auch aufgelöst, weil die Arbeit nicht den gewünschten Erfolg gebracht hat. 

Tatsache ist, dass manche Bevölkerungsgruppen hier in Wien bis heute keinerlei Bereitschaft zeigen, sich in unserem Land einzugliedern, die deutsche Sprache zu erlernen beziehungsweise aktiv an der Integration mitzuarbeiten. Es gibt noch immer viel zu viele Kinder, die bei Schuleintritt die deutsche Sprache nicht beherrschen. Die Folge ist: Schlechter Schulerfolg, schlechter Schulabschluss, keine oder nur eine niederschwellige Berufs-ausbildung, und damit geht natürlich die Unzufriedenheit dieser Menschen einher, die oftmals in sinnlose oder auch kriminelle Tätigkeiten münden.

Wie die meisten von Ihnen wissen, bin ich derzeit in Ausbildung beim Bundesministerium für Soziales, und da haben wir im Rahmen eines Seminars eine sehr interessante Diskussion gehabt. Da wird einerseits festgehalten - und alle ohne Ausnahme sind dafür -, dass es mehr Kinderbetreuungsplätze für Kinder bis drei Jahre beziehungsweise von drei bis sechs Jahren gibt. Aber zu-gleich wurde festgehalten, dass immer mehr Eltern sich einfach darauf verlassen, dass ihre Kinder in diesen Kin-derbetreuungseinrichtungen erzogen werden, und die El-tern zu wenig aktiv an der Erziehung teilnehmen. 

Das heißt aber auch, dass immer mehr Kinder in Sonderschulen beziehungsweise in Schulen mit besonderer Betreuung landen, weil sie auffällig sind, lernschwach oder hyperaktiv sind. Von diesen außerordentlichen Schülern - 25 Prozent in Wien - hat mein Kollege ja schon berichtet. Jetzt ist es natürlich positiv, dass diese Kinder diese spezielle Ausbildung, diese spezielle Be-treuung haben. Aber im Zeugnis am Schluss steht auch der entsprechende Vermerk drin, dass sie als außerordentliche Schüler betreut wurden beziehungsweise dass sie eine Sonderbetreuung erhalten haben. Da gibt es dann wieder die Probleme beim Arbeitsplatz, bei den Lehrstellen, weil natürlich Schüler bevorzugt werden, die diesen Vermerk nicht haben. 

Festgehalten wurde - und das ist nicht meine Aussage, sondern das haben die Sozialpädagogen dort festgehalten -, dass es vor allem Kinder trifft, die die deutsche Sprache nicht oder nicht ausreichend können, da-durch eben den Unterricht stören, ihm nicht folgen können oder sonst auffällig werden. Ich meine, man sollte über diese Aussagen nachdenken. Denn es gibt unter al-len gleich intelligente und gleich unfähige Kinder. Aber die Chancen nehmen wir den Zuwanderern, den Leuten, die wir integrieren wollen, die verbauen wir ihnen, wenn sie nicht die deutsche Sprache können. Dazu kommt natürlich dann auch die geringe Auseinandersetzung mit den Werten unserer Kultur und dem, was wir europäische Traditionen nennen. Spannungen entstehen zwischen den Bevölkerungsschichten, aber auch innerhalb der betroffenen Familien und vor allem im Zusammenleben der Generationen.

Wien hat sich in den letzten 30 Jahren stark gewandelt. Wir bemerken es überall in der Stadt. Das Grillen auf vielen Grünflächen und in den Parkanlagen habe ich vor 30 Jahren überhaupt nie gesehen. Auch das illegale Schächten auf der Donauinsel ist etwas Neues für uns, das momentan noch nicht in den Griff zu bekommen ist. Aber es ist auch so, wenn junge Frauen, junge Mädchen unfreiwillig verheiratet werden oder das Patriarchat, das jetzt immer stärker wird, die Frauen entmündigt. Ganz besonders schrecklich empfinde ich die Genitalverstümmelungen, die leider hie und da noch immer stattfinden und wogegen wir alle ankämpfen. Ich stelle nur fest, dass es so ist.

Jetzt kann man natürlich überlegen, ob es ein Vorteil ist, wenn eine Stadt sich wandelt, manche sagen, wenn sie sich weiterentwickelt, dass sie eine bunte Stadt mit den unterschiedlichsten Kulturen wird. Ich bin der Meinung, dass es nur dann positiv ist, wenn keine Bevölkerungsgruppe darunter leidet und alle davon profitieren.

Nur stellt sich die Frage: Ist das überhaupt möglich? Haben zum Beispiel die Türken, die zu uns gekommen sind, Vorteile, wenn sie sich abkapseln, teilweise in einem selbst gewählten Ghetto leben und allein ihre Kultur pflegen? Haben Philippinen, Schwarzafrikaner, Osteuropäer Vorteile, wenn sie sich in ihrer Kultur einigeln? Ha-ben die deutschsprachigen Wiener einen großen Gewinn, wenn sie innerhalb einer multikulturellen Gesellschaft leben? - Ich kann es nicht beurteilen. Für all diese Fragen gibt es positive Antworten und negative Antworten. Man kann es sich so aussuchen oder so, oder man versucht, beides zu verstehen. 

Aber eines ist klar: Kein Migrant, kein Flüchtling, kein Asylwerber, aber auch kein Zuwanderer aus europäischen oder anderssprachigen Ländern kann hier in Wien zufrieden leben, erfolgreich arbeiten und sich wohl fühlen, wenn er die Landessprache nicht beherrscht. Deshalb legen wir vom BZÖ Wien ganz besonderen Wert auf folgende Maßnahmen und Betrachtungsweisen. 

Wir möchten, dass es eine differenzierte Stellung zu Migranten gibt, dass Einbürgerungswillige auch Integrationswillige sind und dass unterschieden wird zwischen den Einbürgerungs- und Integrationswilligen, den zeitlich begrenzt Anwesenden sowie den Ausländern ohne Aufenthaltstitel. Beim Spracherwerb ist es uns wichtig, dass die Angebote ausgeweitet werden, dass ein verpflichtender Selbstkostenanteil dabei ist - wie ich schon vorher erwähnt habe, was nichts kostet, ist nichts wert, und das besucht man auch nicht ausreichend -, aber auch, dass es eine verpflichtende Prüfung beziehungsweise eine Evaluierung am Kursende gibt. Man kann darüber diskutieren, ob eine teilweise Refundierung der Kosten nach erfolgreicher Prüfung möglich wäre. Das wäre dann der Anreiz, sich noch mehr dafür zu engagieren. Aber auch Sprachkurse bereits im Kindergarten und in der Schule sind uns sehr wichtig. 

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein, der genau diese Maßnahmen fordert. Wir stellen den Beschlussantrag, dass die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Per-sonal aufgefordert wird, im Sinne einer Optimierung von Integrationsmaßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass bei allen geförderten Spracherwerbsmaßnahmen eine Prüfung über den Lehrstoff verbindlich vorzusehen ist.

Eine sofortige Abstimmung wird verlangt. (Beifall beim BZW.)
Um die Problematik, die ich jetzt schon angeschnitten habe, noch etwas genauer zu betrachten, gibt es Maßnahmen, die nach unserer Ansicht unbedingt notwendig sind. Bei Zuwanderern wäre es wichtig, dass sie schon in ihren Heimatländern über strenge rechtliche Handhabe in Österreich informiert werden - sodass sie nicht glauben, wenn sie nach Österreich kommen, hier ist das Schlaraffenland, hier bekommen sie alles, hier geht alles, und jeder, der nach Österreich kommt, hat hier das goldene Glück gefunden -, aber auch darüber, dass Zuwanderer nur nach Bedarf - so wie es mein Kollege ausgeführt hat - hier in Österreich integriert werden.

Sie brauchen nicht den Kopf zu schütteln. Das ist unsere Ansicht, die ich Ihnen darlege. Sie können eine an-dere haben, das steht Ihnen zu, aber wir sind dieser Meinung.

Wir sind auch der Meinung, dass bei der Integration ganz klare Signale erforderlich sind, dass eine Anpassung auch hier in unserem Land notwendig ist. Wir sind, genauso wie mein Vorredner, gegen Parallelkulturen. Das wäre allein schon mit dem Spracherwerb, wenn die-ser funktionieren würde, wesentlich besser.

Eine Einbürgerung sollte nach unserer Ansicht erst nach 13 Jahren erfolgen, mit Nachweis der Sprachkennt-nisse, mit dem Nachweis, dass sie ein wenig über unsere Staatsbürgerkunde Bescheid wissen, und es sollte eine unabhängige Kommission beurteilen. Manche Angebote wären in Ausnahmefällen möglich, je nach Fortschritt der Integration, dass man da oder dort auch vorzeitig einbürgert.

Wichtig wäre es uns auch, Rückkehrwillige in ihre Heimatländer zu unterstützen. Sie wissen, dass ich seit Jahren diese Programme durchführe, leite und betreue. All die Menschen, die ich jetzt in ihren Heimatländern wieder treffe und sehe, sind eigentlich glücklich, dass sie in der eigenen Heimat wieder Fuß gefasst haben. 

Man sollte auch jede andere Maßnahme einer Rückführung in Anspruch nehmen. Es gibt hier etwas, wofür ich die Gemeinde sehr loben möchte. Denn es gibt ein Konzept zur Rückführung von unbegleiteten Jugendlichen oder unmündigen Fremden, da werden Kinder, die in Wien aufgegriffen werden, Kinder zwischen 5 und 18 Jahren, betreut wieder zurückgeführt in ihre Heimat, wo es Sozialeinrichtungen - in der eigenen Heimat! - gibt, die sie dann auffangen und übernehmen. Kinder, die von Schleppern hergebracht werden zum Diebstahl, zur Prostitution oder sonstigen negativen Maßnahmen, werden betreut wieder zurückgeführt. Ein großes Lob an die MA 11, die nicht nur dieses Programm durchführt, sondern auch in Ländern, wohin die Kinder zurückgeschickt werden, Krisenzentren unterstützt, ausbildet und schaut, dass das dort in Schwung kommt, damit die Kinder nicht in ein Loch fallen, wenn sie wieder zurückkommen. Ich finde es toll! (Beifall beim BZW.)
Aber ich möchte noch festhalten, dass der wachsende soziale und kulturpolitische Druck aufgrund der zunehmenden Migration, vor allem hier in Wien, nur durch intelligente Lösungen im Spannungsfeld von internationalen Verpflichtungen und nationalen Notwendigkeiten erfolgen kann. Es ist ein schwieriges Gebiet, aber wenn man sich ausreichend Gedanken macht, dann wird es auch möglich sein. 

Eine verbindliche und strenge Einwanderungspolitik ist zum einen von Österreich aus stärker durchzusetzen, aber auch durch die Repräsentanten von Österreich außerhalb unseres Landes bekannt zu machen. Das schließt nicht aus, dass die natürliche Integration bis hin zur Einbürgerung unbescholtener und bereits viele Jahre in Österreich lebender Mitbürger und Mitbürgerinnen nicht durch Willkür oder bürokratische Hemmnisse erschwert werden soll. 

Zum Abschluss möchte ich ein paar Worte in eigener Sache sagen. Sobald meine Ausbildung zu Ende ist, ge-he ich dauerhaft nach Rumänien, um dort den Menschen bei der sozialen und gesellschaftspolitischen Entwicklung beizustehen. Nach 35 Jahren Arbeit für Rumänien von Wien aus habe ich mich entschlossen, ganz dorthin zu übersiedeln. 

Meine hohen Ideale am Beginn meiner Tätigkeit hier im Haus sind etwas zurechtgestutzt worden. Mein Anliegen war immer, den Menschen, die Hilfe benötigen, zur Seite zu stehen; vielfach ist das auch gelungen. Mit Kol-legen und Kolleginnen aus allen Fraktionen, die ebenso für die Menschen - und nicht für Parteien oder für ihr eigenes Wohlergehen - gearbeitet haben, habe ich immer ein gutes Gesprächsklima, trotz verschiedener Ansichten. Darüber freue ich mich und bin froh, diese Menschen kennen gelernt zu haben. 

Betroffen gemacht hat es mich, wenn unterschwellige Meinungen kamen, wenn mir Heimatliebe als "Ausländer raus"-Parole unterstellt wurde, wenn mein Bekenntnis zur eigenen, überlieferten Kultur gleich als Unverständnis für andere Kulturen ausgelegt wurde, wenn ehrlich gemeinte, aufgrund meiner Erfahrung ausgearbeitete Konzepte und Anregungen mit dem Hinweis abgetan wurden, sie sagt es nur so, aber sie meint es ja ganz anders, oder wenn unsachliche Diffamierungen und Unterstellungen als politisches Handwerk ohne sachlichen Hintergrund verwendet wurden. 

Insgesamt gesehen, habe ich die mir gestellten Aufgaben gerne erfüllt, habe ich mein Bestes gegeben. Ich habe viele Menschen und Politiker mit ihren Schwächen und Stärken kennen gelernt. Es hat mich vorwärts gebracht und mich Gelassenheit gelehrt. Nur kleinmütige Menschen greifen andere an, großherzige zeigen sich in Toleranz. 

Ja, ich habe nun eine weitere verantwortungsvolle Tätigkeit vor mir. Es ist eine schöne Tätigkeit. Ich hoffe, weiterhin vielen Menschen helfen zu können. Denn gerade Rumänien, die Menschen, die sich jetzt auf den EU-Beitritt vorbereiten, haben es verdient, dass man ihnen beisteht, diesen Schritt zu finden und zu setzen. 

Ich wünsche Ihnen allen gute Ideen, gute Gedanken für meine geliebte Heimatstadt Wien und zum Wohle der darin lebenden Menschen. - Danke. (Beifall beim BZW sowie bei GemeinderätInnen der SPÖ, FPÖ und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Frau GRin Schöfnagel, wir werden am Donnerstag beim Finale noch einmal auf eine Verabschiedung zurückkommen. 

Als Nächster ist Herr GR Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Nach den Abschiedsworten der Kollegin Schöfnagel muss ich wieder zur harten Realität der Wiener Politik und des Abschlusses 2004 zurückkehren.

Frau Stadträtin! Herr Kollege Ulm hat aufgezeigt, was das Wiener Dienstrecht alles ermöglicht und wie man es schön ausnützen kann für - ich möchte nicht sagen - sehr schwierige und unerfreuliche Dienstverträge, die ei-gentlich nicht dieser Stadt entsprechen sollten. Mir geht es aber eher darum, dass wir hier Personalmanagement und auch die Einsparungspotentiale, die diese Stadt hätte und nicht wahrnimmt, diskutieren. Es wäre schön, wenn sich die Stadt Wien hier am Bund orientieren würde, aber leider passiert das gerade in diesem Bereich überhaupt nicht. 

Sie wissen, vor einigen Wochen hat Herr StR Rieder in einer Pressekonferenz bekannt gegeben, dass in 
Wien fast 600 Dienststellen eingespart wurden. Kollege Schock hat das in seiner Rede zurechtgerückt. Rieder ist dann herausgegangen, hat repliziert und hat gesagt, alle die Berechnungen von Schock stimmen nicht. Ich darf Ih-nen jetzt noch einmal deutlich vorlesen, wo sie stimmen und wie sie zusammengekommen sind. 

Im Jahr 2003 hatte der Magistrat einen Personal-stand von 28 858 Planstellen, im Jahr 2004 von 28 272. Hier hat Rieder die 586 Stellen herausgelesen. Das Pro-blem ist nur, dass dies nicht vergleichbar ist. Denn es ist ausgegliedert worden: Der Fonds Soziales Wien im Jahr 2004 mit 493 Planstellen und das Konservatorium mit 158 Planstellen, das ergibt insgesamt 651 Planstellen. Das heißt also, der Magistrat hat inklusive der Ausgliederungen ein Plus von 58 Planstellen. 

Wenn man jetzt den Bund damit vergleicht, dann hat der Bund seit 1999 insgesamt 25 142 Planstellen eingespart. Davon sind 9 653 auf die Ausgliederung der Universitäten zurückzuführen und 707 auf Personalveränderungen der Lehrer und AHS-Lehrer. Man darf dabei je-doch eines dazurechnen: Die Ausgliederungen sind dort dabei, und es sind insgesamt ca 16 000 Planstellen ein-gespart worden. Kollege Ekkamp hat das gestern in sei-ner Rede schon kurz erwähnt. 

Es wäre daher schön, wenn die Stadt Wien sich auch dazu bekennen würde, Einsparungspotentiale zu nützen, und nicht die Planstellen in dieser Stadt erhöhen würde. (GR Franz Ekkamp: Aber nicht...!) Bitte? (GR Franz Ek-kamp: Nicht drüberfahren!) Nein, nicht drüberfahren. (GR Franz Ekkamp: Nicht kahl schlagen!) Herr Kollege Ekkamp, da bin ich ganz bei Ihnen, dass man überhaupt nirgends drüberfahren kann. 

Das Nächste ist das Pensionssystem. Kollege Ulm hat hier sehr genau aufgegliedert, wo der Unterschied zwischen dem Bundespensionssystem und dem Landes-pensionssystem liegt. Gestern hat der Finanzminister ganz intensiv auf die Länder geschaut und hat gesagt, er könnte hier ein Einsparungspotential von 138 Millionen EUR sehen. 

Jetzt weiß ich schon, dass jedes Land sehr vorsichtig ist, wenn der Finanzminister auf seine Zahlen schaut. Das Interessante ist nur: Kollege Ulm hat gesagt, hier in Wien gibt man 60 Millionen dafür aus. Interessanter war etwas anderes: Der Finanzminister hat die einzelnen Bundesländer aufgegliedert und hat dabei festgestellt, dass es in Wien ein Einsparungspotential von ungefähr 25 Millionen geben würde, aber in Niederösterreich eines von 38. Ich glaube, es wäre auch ganz gut, wenn die schwarzen Bundesländer nachdenken würden und nicht nur Wien als negatives Beispiel darstellen würden. Ich glaube, hier hätten wir einen Bereich, in dem wir alle ge-meinsam Einsparungspotentiale wahrnehmen sollten.

Im Pensionssystem wäre dem Bundessystem nachzufolgen. Denn es gibt damit zwei Arten von Beamten oder öffentlich Bediensteten, nämlich die, denen es einigermaßen gut geht, im Bereich der Länder und Städte, und die, denen es nicht so gut geht, im Bereich des Bun-des. Hier wäre, glaube ich, ein Gleichklang herzustellen, und es wäre gut, wenn es dazu käme, dass man hier die Privilegien nicht zu lange und zu weit ausdehnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf noch auf ein anderes Thema zurückkommen, und zwar beginnend seit der letzten Wahl: Das war die Wahlrechtsreform oder, wie es von der SPÖ genannt wurde, das Demokratiepaket. Knapp nach der letzten Gemeinderats- und Landtagswahl hat es in Wien Vorschläge ge-geben, das Wahlrecht in Wien zu verändern und ein Wahlrecht für Drittstaatenangehörige einzuführen. Es hat Kollegin Brauner, die Vorgängerin unserer StRin Wehsely, einen Arbeitskreis eingerichtet, in dem sehr ausführlich diskutiert wurde. Im Endeffekt sind aber im Hauptsächlichen zwei Themen übrig geblieben, nämlich Wählen mit 16 und das Wahlrecht für Ausländer, die nicht in EU-Staaten wohnen.

Das Problem war, dass die Freiheitlichen damals - nach einer Diskussion im Klub, aber dann sofort - dem Wahlrecht für 16-Jährige zugestimmt haben, was heute in vielen Schülerdiskussionen durchaus interessant ist, weil es nämlich Schüler zwischen 16 und 18 gibt, die von sich aus sagen: Ich fühle mich noch nicht bereit zu wählen. Es gibt aber keine Wahlpflicht, damit ist es ein Angebot, und ich glaube, es ist ein gutes Angebot. Es wäre nur wichtig, auch in Schulen Aufklärung darüber zu geben und dort den politischen Unterricht abzuhalten, statt politische Propaganda zu machen, oder Schülerdiskussionen durchzuführen, die ich für sehr wichtig halte und zu denen alle Parteien, die hier im Gemeinderat vertreten sind, heranzuziehen sind.

Dann ist das Ganze weitergegangen. Das Land Wien hat zuerst ein Gutachten der eigenen Rechtsabteilung von Dr Pollak eingeholt; er hat gesagt, das ist überhaupt kein Problem, wir können das Wahlrecht auch für Drittstaatenangehörige in Wien einführen. Das Nächste war ein Rechtsgutachten von Prof Mayer, der das auch bestätigt hat (GR Godwin Schuster: Ausschuss!), der Einschränkungen beim Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteherstellvertreter und im Bauausschuss, wenn ich das richtig in Erinnerung habe, dargestellt hat. Das Ganze ging an-schließend ins Begutachtungsverfahren, und es kam zu einer Stellungnahme des Bundes, die auf das Homogenitätsprinzip hingewiesen hat und auf das demokratische Prinzip in Österreich, wodurch festgestellt wird, dass das Wahlrecht ein Recht der Staatsbürger ist. 

Trotz allem wurde hier im Landtag im Dezember 2002 dieses Wahlrecht mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN beschlossen und zur zweimonatigen Stellungnahme der Bundesregierung übergeben. Die Bundesregierung hat innerhalb dieser zwei Monate mit der gleichen Begründung die Übernahme abgelehnt, und es kam hier im Haus zu einem Beharrungsbeschluss. Gleichzeitig mit dem Beharrungsbeschluss wurde die Propagandamaschine eingesetzt. Es war sicher auch einer der Teile der Erhöhung des Budgets für den Presse- und Informationsdienst von budgetierten 18 Millio-nen EUR auf 29 Millionen EUR, die hier durch diese In-formationskampagne oder Propagandakampagne in die Wege geleitet wurde.

Im Dezember 2003 hat die FPÖ gemeinsam mit der ÖVP einen Antrag an den Verfassungsgerichtshof gestellt und auch auf die beiden Prinzipien hingewiesen. In-teressant war, dass, bevor die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes gekommen ist, sich die Zahl der in Wien auf Bezirksratsebene Wahlberechtigten um ca 100 Millionen erhöht hat, und zwar deshalb, weil am 1. Mai 2004 zehn Länder der Europäischen Union beigetreten sind und die Bürger dieser zehn Länder... (GR Godwin Schuster: Ach so, theoretische Möglichkeit!) Theoretisch möglich, ja - das ist schon klar, sie kommen nicht alle nach Wien. Aber damit hätte für die Einwohner dieser zehn zusätzlichen Länder natürlich ebenfalls die theoretische Möglichkeit bestanden, sich in Wien an der Wahl zu den Bezirksparlamenten zu beteiligen.

Am 30. Juni 2004 hat der Verfassungsgerichtshof entgegen dem Wunsch der Wiener SPÖ und der GRÜ-NEN entschieden und das Wahlrecht für Drittstaatenangehörige abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Trotz der starken Propaganda, die gemacht wurde, haben die Schützer des Rechts in Österreich nicht darauf gehört und eine Entscheidung für Österreich getroffen. Das ist gut für Wien, für die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich möchte meinen Beitrag damit beginnen, dass ich an die Spitze meines Beitrags einen Dank stelle, und zwar deshalb, weil ich doch schon sehr, sehr viele Jahre Vorsitzender dieses Ausschusses bin und weil ich persönlich sehr, sehr stolz darauf bin, dass wir nicht nur im Ausschuss in einer Form diskutieren, die, glaube ich, für andere Ausschüsse sicher auch Vorbild sein könnte. In diesem Ausschuss werden Arbeiten aufbereitet und Akten behandelt in einer Form der Auseinandersetzung, die, wie ich meine, in anderen Ausschüssen leider nicht so der Fall ist. Wir haben in den vielen Jahren, kann man schon sagen - Kollegin Schöfnagel kenne ich, seitdem sie hier ist, seit 14 Jahren, und noch immer in diesem Ausschuss -, ein Gesprächsklima geschaffen. Das heißt nicht, dass wir immer die Meinung teilen, vice versa, aber trotzdem ist die Gesprächsmöglichkeit vorhanden.

Ich bin persönlich auch sehr, sehr stolz darauf, obwohl ich mich mit dem Thema sonst nicht beschäftige, aber nicht, weil ich mich nicht dafür interessiere, sondern weil GRin LUDWIG sich in erster Linie mit den Frauenthemen beschäftigen wird, aber ich bin wirklich sehr stolz darauf, und das ist ein bisschen auch eine Antwort auf das, was Monika Vana eingebracht und auch lobend er-wähnt hat, ich möchte es nur ebenfalls unterstreichen: Wir haben in der MA 2, nur in unserem Ressort, in der MA 17, in der MA 38, in der MA 57, in der MA 61, in der MA 62, im UVS - ich hoffe, ich habe jetzt niemanden ver-gessen - an der Spitze dieser Abteilungen Frauen! 

Ich bin zutiefst davon überzeugt - sonst würde ich es nicht sagen -, hier wird ganz einfach ausgezeichnete Ar-beit geleistet, und ich erkenne hier das Riesen-Enga-gement auch der an der Spitze stehenden Frauen. Was mir persönlich wirklich sehr, sehr gefällt, ist, dass hier nicht nur die Leistung und das Engagement, sondern auch die Motivation für das Personal existent sind. Mich freut es, auf das im Besonderen hinweisen zu dürfen. Ich danke Ihnen!

Ich danke natürlich im selben Ausmaß auch den Männern, die an der Spitze der Abteilungen stehen und dort ausgezeichnete Arbeit vollbringen. Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diesen Abteilungen, aber auch in allen anderen Abteilungen des Magistrats für die hervorragende Leistung für die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte diesen Dank aber auch verbinden - jetzt spreche ich allerdings als Ausschussvorsitzender, und ich glaube, dass man da wirklich alle Mitglieder des Aus-schusses mit einbinden kann -, ich möchte den Dank hier auch öffentlich kundtun für die Mitarbeiterinnen und Mit-arbeiter des Büros der Frau Stadträtin, und zwar deshalb, weil dort besonders spürbar Freundlichkeit, Hilfsbereitschaft und Kompetenz gegeben sind. Ich habe persönlich auch den Eindruck, dort kommt eine enorm positive Ausstrahlung drüber, wenn man nur in dieses Büro hineingeht. Das ist heute keine Selbstverständlichkeit, wenn man mit Menschen arbeitet. Daher, liebe Mitarbeiter des Büros der Frau Stadträtin, vielen, vielen herzlichen Dank für die Unterstützung! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn wir unser Ressort anschauen - und ich möchte auch mit der Situation des Personals beginnen -, wenn wir die Personalentwicklung vergleichen - wir können alle Ziffern haben, wir haben alle Statistiken -, ist für mich persönlich eines bemerkenswert. Wir in der Stadt Wien haben in den letzten Jahren in unserem Bereich ausschließlich - das könnte man natürlich auf alle anderen Bereiche noch weiter übertragen - zusätzliche Aufgaben übernommen.

Wir haben Aufgaben übernommen, die sich mit dem Passwesen auseinander setzen, Aufgaben, die sich mit dem Meldewesen auseinander setzen, mit dem Fundwesen, mit vielleicht künftighin – hier gibt es ja den Konsultationsmechanismus, der ausgelöst wurde – mit Angelegenheiten der Fremdenpolizei. Wir haben diese Aufgaben übernommen und, glaube ich, im Interesse der Wienerinnen und Wiener zur vollsten Zufriedenheit auch er-füllt. 

Wir sind und – ich sage das jetzt persönlich, das gilt für mich im Besonderen – ich bin nicht stolz darauf, dass, wie Kollege GÜNTHER hier ausgeführt hat, auf Bundesebene ungefähr 25 100 Dienstposten eingespart wurden, davon allein im Bundesdienst 16 000. Ich bin deshalb nicht zufrieden damit, weil hier die Bundesregierung an-getreten ist, undifferenziert Posten zu reduzieren, egal in welchem Bereich diese Dienstposten existent sind. 

Ich möchte jetzt keine Sicherheitsdebatte führen, 
aber anhand dieses Beispiels sieht man, wie falsch sie an der Realität vorbei eingespart hat. Weit mehr als 3 000 Dienstposten in Gesamtösterreich nur im Bereich Sicherheit, obwohl wir alle wissen, wie hoch die Steigerung der Kriminalitätsrate ist. Da können viele, viele Ge-schichten erzählt werden, das glaubt wirklich niemand, und die Zahlen sprechen eine andere Sprache.

Dasselbe gilt im Unterrichtswesen, dasselbe gilt auch in vielen anderen Bereichen, wo Dienstleistung angesagt ist, Dienstleistung am Bürger angesagt ist. Hier kann man nicht so leicht mutwillig, nur weil man sagt, linear soll ein gewisser Prozentsatz eingespart werden, undifferenziert einsparen. Das ist nicht im Interesse der Österreicherinnen und Österreicher, sondern gegen die Interessen der Österreicherinnen und Österreicher. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher, so meine ich, unterscheiden wir uns doch sehr vom Bund hier in dieser Stadt. Und ich füge hinzu: glücklicherweise für diese Stadt. Glücklicherweise!

Wissen Sie, wo wir uns sehr unterscheiden, das ist zum Beispiel die Umgangsform mit der Interessensvertretung der Mitarbeiter. Wir drohen nicht, wie Staatssekretär Finz es gestern gemacht hat: Wenn ihr etwas nicht macht, bekommt ihr das andere auch nicht. Wir drohen nicht, wir setzen uns zusammen, wir diskutieren, wir ver-einbaren etwas und halten diese Vereinbarungen auch. 

Wir kommen nicht in eine Situation, in der zum Beispiel – auch jetzt erst passiert – der Vorsitzende der Gewerkschaft öffentlicher Dienst, Neugebauer, ÖVP, zum Staatssekretär Finz, ÖVP, sagt, Polarisierungen sind entbehrlich. (GR Kurth-Bodo Blind: Er kann sich ja nicht wehren, Herr Schuster!) Wenn er als einer, der im gleichen Parlament sitzt, meint, Polarisierungen seien entbehrlich, und wenn er meint, wir schaffen etwas ab, sonst gibt es kein anderes Besoldungssystem, dann fra-ge ich: Was passiert denn da? 

Das ist nicht unser Weg, Kollege Ulm, und da können Sie hundertmal hier herauskommen und meinen, wir müssten die Mitarbeiter der Stadt Wien negativer behandeln. Wir tun es nicht, weil wir es mit der Interessensvertretung auch so vereinbart haben und selbst kein Interesse daran haben, sie schlechter zu behandeln, weil sie ausgezeichnete Leistungen für die Wienerinnen und Wiener erbringen.

Daher sage ich Ihnen, was Sie von der ÖVP auf der Bundesebene mit der ASVG-Regelung bei der Pensionsreform gemacht haben, das empfinden viele Leute heute schon als das, was es auch ist: Hier wurde den Menschen Zukunft gestohlen. Zukunft gestohlen! Schauen Sie sich bitte die Statistik, die Aufzeichnungen an, die in der Stadt Wien zum Bereich Sozialhilfe geführt werden. Schauen Sie sich das an, wie viele Menschen im Alter auf einmal zu Sozialhilfeempfängern gemacht wurden, die vorher andere rechtliche Möglichkeiten gehabt haben, dann, wenn sie nicht mehr können, mit Anstand und Würde aus dem Berufsleben auszuscheiden. 

Das ist der Unterschied im Zugang zu einer Situation, zu einer Problemstellung. Daher – nicht böse sein – gibt es hier, zwischen uns zumindest, keinen Konsens. Ich glaube, Politik soll für Menschen und nicht gegen Menschen agieren, aber es passiert leider, dass gegen die Menschen und gegen die Interessen der Menschen agiert wird.

Ich sage Ihnen, im Bereich der Stadt Wien bin ich sehr froh darüber, dass wir um die tausend Lehrlinge ausbilden. Ich bin doppelt froh darüber, dass wir bei der Stadt Wien auch heuer wieder Lehrlinge aufnehmen und ausbilden, und zwar in einer weit, weit größeren Anzahl, als tatsächlich benötigt werden würden. Ich bin auch froh darüber, dass die Wiener Stadtwerke die Zusage gemacht haben, auch über Gebühr Lehrlinge auszubilden. (GR Kurth-Bodo Blind: Weil ihr sie gezwungen habt!) Warum bin ich froh? Weil diese Jugendlichen... (GR Kurth-Bodo Blind: Ihr habt sie dazu gezwungen!) Kollege Blind, wer hat gezwungen? Wer hat jemanden gezwungen? Es ist eine Frage des Hausverstandes. Frau Schöf-nagel ist wirklich eingegangen auf diese Thematik. Habe ich Interesse, der Jugend zu dokumentieren, ich trete da-für ein, euch Perspektiven für eine Zukunft zu geben, oder habe ich Interesse zu zeigen, mir seid ihr wurscht? Ich habe das Gefühl, das Mir-seid-ihr-wurscht ist exis-tent, aber nicht bei uns. Wir sind wirklich nicht interessiert daran, dass man der Jugend keine Perspektive gibt.

Daher sage ich Ihnen zusätzlich: Es ist ein Thema, das mich persönlich innerlich sehr, sehr berührt, weil ich weiß, was da passiert. (GR Kurth-Bodo Blind: Ihr züchtet Analphabeten! Ihr kümmert euch überhaupt nicht! Die Kinder können nicht Deutsch! Die können nichts lernen!) Kollege Blind, kommen Sie aus dem Wasser heraus! Kommen Sie weg von der Froschperspektive und schauen Sie einmal ein bisschen herum, was passiert. Ich sage Ihnen, die Erde ist rund. Glauben Sie es mir, die Erde ist rund. Eine Scheibe war sie einmal in Gedanken. So ist es nicht mehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sage Ihnen dazu (GR Kurth-Bodo Blind: Die können nichts lernen, weil sie nichts Deutsch können! – GR Heinz Hufnagl: Weil Sie nichts Deutsch können?!), wir haben – "wir" heißt, mit ÖVP, FPÖ und GRÜNEN – mit dem WAFF eine Vereinbarung getroffen, genau aus dem Wissen heraus, welche Probleme wir haben bei Jugendlichen, weil sie keinen Lehrstellenplatz finden. Im AMS für Jugendliche sind 11 000 Jugendliche gemeldet, die einen Job suchen (GR Kurth-Bodo Blind: Alles Analphabeten!), und Sie sagen: Alles Analphabeten! Wenn das die Antwort von Ihnen ist, dann gute Nacht, Freiheitliche Partei. Schlaft weiter! 

Wir haben uns bemüht, wir machen Programme, um diesen Jugendlichen wirklich zu helfen. (GR Mag Helmut Kowarik: Da muss man einmal selber was lernen!) Wir machen gemeinsam mit dem Bund die JASG-Maßnah-men. Zu Recht, sage ich. 

VBgm Rieder hat gestern ein Angebot an die Bundesregierung gemacht betreffend tausend Lehrplätze für die Jugend. Nicht aus Jux und Tollerei, sondern weil der Bedarf und das Bedürfnis da ist, hier etwas zu tun. 

Wir haben auch ausgemacht – PISA Plus zum Beispiel –, dass wir all jenen, die keinen Hauptschulabschluss haben (GR Kurth-Bodo Blind: Da bestätigt sich ja schon, was ich sage!), all jenen, die keine Lehre haben, all jenen, die eine andere Tätigkeit ausüben wollen, die einen anderen Job erlernen wollen, zur Seite stehen, dass wir sie nicht im Regen stehen lassen, sondern sie unterstützen bei ihrem Engagement, existenzielle Möglichkeiten vorzufinden. 

Das ist der Unterschied zwischen uns und Ihnen, und deswegen werden wir nie im Leben zusammenkommen. (GR Kurth-Bodo Blind: Na eh nicht!) Und daher sage ich Ihnen: Ich bin sehr, sehr froh, in dieser Stadt Gemeinderat zu sein, denn die Stadt hat ein soziales Gewissen, im Gegensatz zu dem, was ich gerade zuvor gehört habe.

Frau Schöfnagel hat gemeint, der Integrationsfonds wurde aufgelöst, weil er nicht erfolgreich war. Frau Schöfnagel, ich sage Ihnen, er wurde aufgelöst, weil wir dieses Thema nicht nur verbal vom Rand in die Mitte die-ser Stadt genommen haben, weil wir weggegangen sind von einer Philosophie. Das war der Grund, nicht die Er-folglosigkeit. Wären Sie nur einmal im Kuratorium des In-tegrationsfonds gewesen – Angebote gab es zuhauf in den letzten 12 Jahren –, hätten Sie das alles auch miterlebt. (GRin Barbara Schöfnagel: Wer sagt Ihnen, dass ich nicht dort war?) Ich kann Ihnen sagen, die MA 17, die gegründet wurde, die neu geschaffen wurde für die Diversität in dieser Stadt, das heißt, für die Vielfalt in dieser Stadt, ist gegründet worden, ist geschaffen worden anstelle des Integrationsfonds, um hier eine erfolgreiche Arbeit weiterzuführen. Nicht umgekehrt! Wir haben auch danach getrachtet und sind froh, dass es gelungen ist, dass viele Mitarbeiter aus dem Integrationsfonds – wir sehen das ja auch an der Besetzung der MA 17 – weiterhin ihr Wissen in die MA 17 einbringen. Das ist halt die Realität. 

Wir haben hier viele, viele wichtige Aufgaben vor uns, und ich kann Ihnen versichern, wenn Sie aus Rumänien dann manches Mal nach Wien kommen, werden Sie er-fahren, wie positiv sich das entwickeln wird. Ich kann mich jetzt im Detail leider nicht damit auseinander setzen, weil die Zeit sonst zu knapp wird.

Ich meine, dass wir mit der Sprachoffensive, die wir vor Jahren in dieser Stadt begonnen haben, nämlich mit dem freiwilligen Erlernen der deutschen Sprache, weg von diesem so genannten Integrationsvertrag, wo man Menschen zwingt, die deutsche Sprache zu erlernen, wirklich viel, viel erfolgreicher waren und sind. Sie wissen genau wie ich, wie viele Menschen österreichweit das Angebot des Integrationsvertrages angenommen haben. 2 500, seit es ihn gibt. Nun, ein Riesenerfolg. Sie wissen aber auch, dass wir allein in Wien bisher Jahr für Jahr 3 000 Personen auf freiwilliger Basis in Deutschkurse ge-bracht haben. Die haben dort auch tatsächlich Deutsch gelernt. Nur, wir sind auch draufgekommen – man soll ja nicht etwas schöner reden, als es ist –, dass 100 Stun-den Deutschausbildung für viele ein echtes Problem ist. Sie können es nicht in dieser Zeit lernen. 

Aus diesem Grund hat die Frau Stadträtin richtigerweise einen Antrag auf Verdoppelung der gesamten Summe für die Sprachoffensive in der Landesregierung eingebracht. Das heißt, es wird ab jetzt das Angebot ge-ben, 6 000 Personen in diese Kursmaßnahmen zu bringen. Die sind alle ausgeschrieben, die sind alle vergeben. Da wissen wir genau, bei welchen Einrichtungen diese Kurse stattfinden. 

Selbstbehalt: Sehr geehrte Frau Schöfnagel, einen Selbstbehalt gibt es auch bei der Sprachoffensive. Den gibt es. Wissend um die soziale Situation der Betroffenen ist uns vor allem wichtig, dass sie Deutsch lernen, uns ist aber auch wichtig, dass sie einen kleinen Beitrag leisten, nach dem Motto, das Sie erwähnt haben: Was nichts kostet, ist vielleicht nichts wert. Sie leisten auch diesen kleinen Beitrag. Wir haben aber auch gesehen – das an die Bundesregierung gerichtet –, dieser Deutschkurs laut Integrationsvertrag bringt manche der betroffenen Personen in eine problematische Situation, weil sie nicht die nötigen finanziellen Mittel haben. Aus diesem Grund hat die Stadt Wien, haben wir uns dazu entschlossen, hier entsprechende Unterstützung zu geben, weil wir nicht wollen, dass diese Menschen ein Riesenproblem noch zusätzlich haben zu all den Problemen, die sie sowieso haben. 

Aus diesem Grunde meine ich, wir sollten ein bisschen zurückkehren zu dem, was wirklich Sache ist. Ich glaube, eines bringt uns sicher nicht weiter. Ich habe vor einiger Zeit eine sehr bunte Unterlage bekommen mit sehr interessanten Dingen. Ich habe mir da die vorletzte Seite angeschaut. Da steht drauf: "wir wiener" – das ist von der FPÖ – "Asylbetrug ist schwarz". Und dann wird hier geschrieben, und ich bitte Sie von der FPÖ wirklich, sich zu überlegen, was Sie da anstellen. Sie berufen sich auf eine Quelle und schreiben: „In Wien haben rund 10 000 Schwarzafrikaner die Drogenszene fest im Griff." Wissen Sie, wie viele Menschen aus Schwarzafrika es in Wien gibt? Hat jemand das irgendwann einmal nachgefragt? Hat Ihre Partei, habt ihr als Funktionäre euch ein-mal den Kopf zerbrochen, was ihr da macht? 

Wir haben 7 500 Afrikaner in der African Community. Die kennen wir. Sie machen nichts anderes... (GR Helmut GÜNTHER: Die kennen Sie? Die alle?) Aber die Zahlen müssen Sie doch kennen. Sie machen nichts an-deres, als dass Sie zu dieser Zahl, die existiert, auch noch die Asylwerber aus Afrika dazuzählen – wir haben ungefähr, wenn man Gesamtafrika nimmt, alle Staaten Afrikas, 2 500 Asylwerber –, und dann gehen Sie hinaus und sagen, 10 000 Schwarzafrikaner haben die Wiener Drogenszene fest im Griff. Das ist eine Riesensauerei, weil Sie jeden anständigen Menschen hiermit kriminalisieren. 

Ich sage Ihnen, jeder Drogendealer ist für mich ein Krimineller, aber machen Sie es nicht so, dass Sie jemanden nur wegen der Hautfarbe sofort in Geiselhaft nehmen und ihn kriminalisieren vor der österreichischen Bevölkerung. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Man muss ja sagen, die ganze Zeitung ist gleich, nämlich nichts wert. Man kann sie ja nicht einmal für et-was verwenden, weil das Papier dafür nicht geeignet ist. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist wirklich billig!)
Sie schreiben da weiter über Asylwerber und fragen, was sie vom Staat bekommen. Sie prangern hier die fi-nanzielle Unterstützung für Asylwerber an, die in Bundesbetreuung sind, Sie prangern die Gelder an, die hier ausgezahlt werden, wissen aber ganz genau, dass diese Gelder im Rahmen einer 15a-Vereinbarung gezahlt werden, die österreichweit, für alle Bundesländer, für Österreich insgesamt Gültigkeit hat. Das ist ein Witz, was Sie da machen. Sie versuchen hier nichts anderes als wiederum eine Hetzkampagne, wie sie Ihnen zu der Zeit, als ich in den Gemeinderat gekommen bin – Kollegin Schöfnagel übrigens auch –, nämlich 1991, offenbar ein bisschen geholfen hat, aus einem Schlamassel herauszukommen. Dieses Muster von damals fahren Sie jetzt wie-der. Es ist menschenunwürdig, was hier passiert, und daher sage ich Ihnen: Nein, nein und noch einmal Nein zu dem, was Sie hier treiben. (GR Dr Wolfgang Ulm: Klatschen!)

Ich sage auch dazu: Sie sollten vielleicht eines nicht tun, nämlich auf die Gruppen, die sich nicht wehren kön-nen – die Zeit macht es nicht möglich, ich wollte noch auf das Demokratiepaket eingehen –, hinzuhauen. Das ist unanständig.

Ich habe zwei Anträge, die ich einbringen möchte, weil es ganz einfach wichtig ist, sie heute neuerlich – einen auf jeden Fall – einzubringen. Wir haben im Jahre 2001 an die Bundesregierung einen Antrag eingebracht, der sich mit der Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften auseinander setzt. Diesen Antrag bringen wir neuerlich ein, wobei wir ihn noch um einen wesentlichen Punkt ergänzt haben. 

Wir sind der Auffassung, dass gerade im Gedenkjahr 2005 dafür ein besonderer Anlass gegeben wäre, dass jene Menschen, die in den Konzentrationslagern des Nazi-Regimes ermordet oder zwangssterilisiert wurden, die Opfer einer engstirnigen, brutalen Ideologie wur-den, welche die Freiheit der Menschen mit bis dato unbekannter Grausamkeit unterdrückte, auch als Verbrechensopfer anerkannt werden und dass jenen, die noch leben, eine Zuwendung beziehungsweise eine Mindestsicherung nach dem neuen Opferschutzgesetz zukommen soll. 

Das ist der Antrag, in dem das neben dem anderen, nämlich der gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft, mit inkludiert sein soll. Ich würde bitten, dass dieser An-trag auch Ihre Zustimmung findet.

Wir haben zusätzlich noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht, der sich mit einem Thema auseinander setzt, über das wir ganz am Beginn gesprochen haben, nämlich mit der Einbindung der Interessens-vertretung. Ich lese nur den Beschluss- und Resolutionsantrag vor. 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge sicherstellen, 

dass Mittel der Stadt Wien im Gesundheits- und Sozialbereich nur an jene Unternehmen und Vereine verge-ben werden dürfen, die kollektivvertragliche Bestimmungen einhalten, dass dies auch als Bedingung in die Förderverträge aufgenommen wird, dass für alle zukünftigen MitarbeiterInnen des FSW raschest eine Betriebsvereinbarung abzuschließen ist, die sich an der Vertragsbedienstetenordnung der Stadt Wien orientiert und als Min-destnorm gültig sein muss, und dass die Mitsprache- 
und Mitbestimmungsrechte der BelegschaftsvertreterInnen analog den gesetzlichen Regelungen des Arbeitsverfassungsgesetzes gewährleistet sind." 

Diesen Antrag bitte ich auch zu unterstützten. 

In diesem Sinne – vieles, was ich mir vorgenommen habe, habe ich nicht gesagt – möchte ich herzlich für die Aufmerksamkeit danken, und ich möchte ganz einfach die Bitte an alle MitarbeiterInnen in dieser Stadt aussprechen: Arbeitet so weiter wie bisher! Wir sind sehr, sehr stolz auf euch. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. 15 Minuten ab jetzt.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte heute meine Rede über die Frauenpolitik halten oder eigentlich besser über die Nichtfrauenpolitik der Wiener Stadtregierung. Wir sind seit langem damit beschäftigt, die Gleichstellung der Frauen herbeizuführen, aber wir sind noch lange nicht dort angekommen, wo wir schon längst hätten ankommen können. Neben der permanenten Weiterentwicklung und Bewusstseinsbildung erfordert es vor allem Taten seitens der Wiener Stadtregierung. Ich höre jetzt seit eineinhalb Jahren schöne Worte, aber eine ernstzunehmende Veränderung kann ich nicht sehen. 

Einmal das gendergerechte Budget. Die ÖVP hat im Dezember-Gemeinderat einen diesbezüglichen Antrag gestellt. Wir sind auf Arbeitskreise verwiesen worden. Wir alle wissen, dass die individuelle Freiheit von Frauen gesichert ist durch Ihre ökonomische Unabhängigkeit, aber nach wie vor verdienen die Frauen in Wien um ein Drittel weniger als die Männer, vor allem die Arbeitnehmerinnen verdienen sogar um die Hälfte weniger. In Schweden zum Beispiel sind die Betriebe verpflichtet, ei-nen jährlichen Gleichstellungsplan vorzulegen, in dem Einkommen und Position nach Geschlecht aufgeschlüsselt werden müssen. Das wäre zum Beispiel eine aktiv gesetzte Maßnahme zur Förderung der Gleichbehandlung.

Welchen Problemen sind Frauen am öftesten ausgesetzt? Da gibt es einmal die Armutsgefährdung. Es gibt in den letzten Jahren eine eklatante Verschärfung der finanziellen Situation von Frauen. Laut der Frauenberatungsstelle in Wien kommt es sogar immer öfter vor, dass sich Frauen nicht einmal scheiden lassen können, auch wenn der Mann gewalttätig ist, weil sie es sich nicht leisten können. (GRin Martina LUDWIG: Warum wohl?) Das sage ich Ihnen gleich.

Es ist eine unglaubliche Diskrepanz, wenn Wien im Ranking der teuersten Städte mittlerweile auf Platz 10 rangiert und auf der anderen Seite eine Sozialhilfe von lächerlichen 630 EUR vergibt, den niedrigsten Richtsatz für Sozialhilfe.

Dass Wien zu den lebenswertesten Städten gehört, finde ich eigentlich nicht einmal der Rede wert bei diesem Steuer- und Gebührenaufkommen. Es ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Wissen Sie nämlich, was in Wien gerade passiert? Es driften Ihnen die Werte auseinander, die Ausgewogenheit zwischen lebenswert und leistbar, zwischen erhöhtem Steueraufkommen und Kos-ten und dazupassenden Sozialleistungen und Förderungen. 

Ich verstehe, dass man gerne Selbstdarstellung und Show finanziert, allerdings 100 Millionen EUR, die Sie dann durch erhöhte Gebühren finanzieren müssen und kein Geld mehr haben für irgendeine Ausgewogenheit oder Gerechtigkeit, um Wien von innen her stabil zu machen und nicht nur nach außen schön – das ist genau das, was eine sinnvolle Frauenpolitik verhindert.

Ich könnte Ihnen jetzt eine lange Liste von Gebührenerhöhungen aufzählen. Das erspare ich mir, weil die ohnehin jeder kennt, aber einen Punkt, den ich nicht ver-stehen kann, den erwähne ich doch: Dass die Kosten für einen Kindergartenplatz steigen. Wie schaffen Sie es, pausenlos die Gleichstellung von Frauen runterzubeten und auf der anderen Seite eiskalt genau das zu tun, was am meisten kontraproduktiv ist und dem Budget vor al-lem jetzt von Alleinerzieherinnen und berufstätigen Frauen und Familien am meisten weh tut? (GRin Martina LUDWIG: Was meinen Sie?) Das verstehe ich nicht. 

Es geht um ein zeitgemäßes Angebot an Kinderbe-treuungseinrichtungen, es geht darum, dass es für viele Eltern eine finanzielle Belastung ist. Die Ermäßigung der Stadt Wien ist auch nicht zufriedenstellend. Es gibt jetzt zwei Möglichkeiten – ich habe mich das öfter gefragt –: Entweder verstehen Sie es nicht oder es ist Ihnen wurscht. Es ist beides schlimm. Sie können es sich aussuchen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Laut Caritas Wien liegt die zentrale Bedeutung der Ursache der Armutsgefährdung in biographischen Brüchen – das wissen wir –, zum Beispiel Familiengründung, Trennung, Scheidung, Arbeitsplatzverlust, Geburt eines Kindes, aber besonders tragisch ist, wie bereits vorhin erwähnt, der Zusammenhang mit der hohen Frauenarbeitslosigkeit in Wien, die mit 7,8 Prozent besonders hoch ist. 70 Prozent der geringfügig Beschäftigten sind weiblich, was den Einkommensunterschied verstärkt. A-ber egal, ob geringfügig beschäftigt, atypische Beschäftigungsverhältnisse oder Teilzeitarbeit, Frauen befinden sich in diesen Beschäftigungsgruppen überproportional. 

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas zum Wiedereinstieg. Da gibt es ja Maßnahmen, die gesetzt wurden. Das klingt so, als wären die ausreichend. Das stimmt nicht, denn laut Studie des Wiener Synthesis-Institutes bekommt nur jede zweite Frau, die sich um einen Wiedereinstieg bemüht – und drei von vier Frauen versuchen den Wiedereinstieg nach der Elternkarenz –, einen Job, also nur jede Zweite schafft es, und ein Drittel bekommt nur eine geringfügige Beschäftigung. 

Für die Frauen, die in Wien um ein Drittel weniger verdienen als die Männer, zieht sich dieser Unterschied natürlich bis ins Alter. Das heißt, die durchschnittliche Frauenpension beträgt 10 640 brutto, die der Männer 19 550. 

Armutsgefährdung in der Pension: Frau Dr Sabine Oberhauser, Vorsitzende des Österreichischen Frauenringes, sagt, weder Alibiaktionen noch Schönreden hilft den Frauen. Sie fordert ein radikales Umdenken. Sie sagt, Frauen sind noch immer Menschen zweiter Klasse durch die enorme Einkommensschere, durch erhöhte Ar-mutsgefährdung und natürlich auch durch Gewalt. 

In Wien besteht eine überdurchschnittliche Armutsgefährdung von fast 15 Prozent. Das Problem mangelnder externer Kinderbetreuung verdeutlicht eine Analyse nach dem jüngsten Kind. Haushalte mit kleinen Kindern haben ein überdurchschnittliches Armutsrisiko, nämlich 17 Pro-zent. Erst in Haushalten, wo das jüngste Kind bereits schulpflichtig ist, gehen knapp 44 Prozent einer Teilzeitbeschäftigung nach. Die Schlussfolgerung war: Die geringe Einbindung von Müttern mit kleinen Kindern in den Arbeitsmarkt (GRin Martina LUDWIG: Dank Kindgeld!) spiegelt sich in überdurchschnittlichen Armutsgefähr-
dungen wider. (GR Heinz Vettermann: Kindergeld-Falle!) Soll ich Ihnen was sagen, Sie verstehen ja leider nicht, dass das eine Anerkennung für Mütter ist, die ihnen eine finanzielle Unabhängigkeit sichert. Nachdem Sie es jetzt schon mehrfach nicht verstehen, ist es mir eigentlich zu langweilig, es zu erklären, ich erkläre Ihnen lieber, was Sie ändern können. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.)

Zum Beispiel, Alleinerzieherinnen sind auch mit Erwerbstätigkeit zu 28 Prozent armutsgefährdet. Es ist es-senziell – das ist laut Armutsbericht –, Frauen mit Familie ausreichend Erwerbstätigkeit und die damit verbundene Kinderbetreuung zu ermöglichen (GRin Martina LUD-WIG: Die gibt es in Wien als einziges Bundesland!) – ich habe das jetzt ganz langsam gesagt –, um Familien und ihre Kinder vor Armut zu schützen. Alleinerziehende sind eine zunehmende Lebensform und sie bedürfen in besonderem Maß flexibler Kinderbetreuung und familienadäquater Arbeitszeiten. (GRin Martina LUDWIG: Die gibt es in Wien!) Ich komme noch zu den Zahlen. (GRin Martina LUDWIG: Die gibt es ja in Wien!) Warten Sie ein Sekunderl noch!

Ich würde sagen, wir beschließen endlich einmal die kostenlose Halbtagsbetreuung im Kindergarten, zumindest das letzte Kindergartenjahr gratis, ich hätte gerne alle gratis. Ich hätte gerne eine 100-prozentige Deckung der Nachmittagsbetreuung, auch an Schulen. Es muss Ihnen ja vielleicht was sagen, dass 63 Prozent der Wiener Eltern sagen, die Beiträge für die Betreuung sind zu hoch. 

Weiters ist eine Flexibilität von Öffnungszeiten wichtig. Es geht hier aber nicht nur um Schulen oder Kindergärten und darum, wie kurz oder lang – wie immer Sie das nennen wollen – die offen haben – auf jeden Fall sind sie nicht flexibel genug –, es geht um alle öffent-
lichen Einrichtungen, die von der Stadt Wien betrie-
ben werden. Geriatrische Tageszentren schließen um 16 Uhr. Was stellen Sie sich eigentlich vor, wenn eine Frau arbeitet, wie kann Sie um 16 Uhr wieder zu Hause sein, um einen Pflegefall zu übernehmen? (GRin Anica Matzka-Dojder: Vielleicht kann das auch einmal ein Mann übernehmen! – GRin Barbara Novak: Wenn Sie einmal mit Frauen reden würden, wüssten Sie es!) Es ist ganz einfach so und Sie wissen es ganz genau, dass zu 80 Prozent die Frauen zu Hause für diese Dienste tätig sind. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich kann das leider nicht verstehen, wenn alle gleichzeitig reden.

Ich komme jetzt zu Karriere und Akademikerinnen. Laut Arbeiterkammer Wien sind gerade 2,9 Prozent der Geschäftsführer und Vorstände weiblich. In Aufsichtsratsgremien sind es 7,6 Prozent, das ist beschönigt durch 2,5 Prozent Arbeitnehmervertreterinnen. Jetzt fra-ge ich Sie: Wieso gibt es in England 11,2 Prozent weibliche Topmanager und hier nur 3 Prozent? Und wieso sind bei denen zwischen 87 und 98 Prozent gleichzeitig Mütter und hier nur 57 Prozent? Soll ich es Ihnen sagen, wa-rum? Weil es eine Nachmittagsbetreuung gibt, deswegen können die das machen. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Martina LUDWIG: In Österreich gibt es keine! Sie haben Recht! Hier haben Sie wirklich Recht!)
Ich werde Ihnen jetzt etwas sagen, die Schulen, die Pflichtschulen... (GRin Martina LUDWIG: In Österreich fehlt die Nachmittagsbetreuung! Da haben Sie Recht!) 98 Prozent der Bundesschulen in Österreich haben Nachmittagsbetreuung, bei Ihnen haben nicht einmal 30 Prozent der Pflichtschulen Nachmittagsbetreuung. Es ist so. (GRin Barbara Novak: Kennen Sie die Realität?) Wenn Sie diese Zahlen nicht kennen, dann holen Sie sich diese bei uns ab. Das sind Statistiken, die ganz klar sind. 

Ich bringe jetzt folgenden Antrag zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie ein: „Im Rahmen von Werbe- und Medienkampagnen rühmt sich die Stadtregierung, Wien als eine Metropole darstellen..." (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) Schauen Sie einmal, wenn es diese Rahmenbedingungen in Wien gäbe, dann würden die Zahlen in anderen Großstädten ja nicht wesentlich besser sein als hier. Vielleicht sollten Sie sich einmal international vergleichen und nicht ständig mit Grammatneusiedl. Vergleichen Sie sich mit London, vergleichen Sie sich mit Paris, wir sind eine Metropole hier. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Martina LUDWIG: Mit Schweden zum Beispiel!) Gut.

Ich bringe jetzt den Antrag ein. Also Sie sagen, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie leicht möglich 
ist in Wien, es gibt allerdings ganz klare Defizite. Der Rechnungsabschluss der Magistratsabteilung 11A für das Jahr 2004 sagt, dass die Versorgungsquote in städtischen Kindertagesheimen für Kinder von eineinhalb bis drei Jahren seit 2002 von 57 Prozent auf 50 Prozent gefallen ist. Gefallen! Auch im Bereich der Nachmittagsbetreuung bestehen Defizite. Von 448 Pflichtschulen haben nur 135 Standorte eine Ganztagsbetreuung, das sind 30,1 Prozent. Die Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen haben bezüglich der Flexibilisierung einen Optimierungsbedarf. Zusätzlich haben Frauen, die sich in Schulungen des Arbeitsmarktservices befinden, Probleme, in kurzer Zeit für ihre Kinder Betreuungsplätze in städtischen Einrichtungen zu bekommen.

Daher stellen wir den Antrag, dass Sie folgenden Maßnahmen veranlassen: 

„Steigerung der Versorgungsquote in städtischen Kindertagesheimen für Kinder von eineinhalb bis drei Jahre um 30 Prozent; 

Ausweitung des Angebots an ganztägiger Betreuung im Bereich der öffentlichen Pflichtschulen innerhalb eines Jahres von 30 auf mindestens 50 Prozent; 

Anpassung der Öffnungszeiten an flexibilisierte Arbeitszeiten und stärkere Berücksichtigung der speziellen Kinderbetreuungsbedürfnisse von Frauen, die in einer Schulung des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds sind. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP)
Also es wäre sehr schön, wenn Sie endlich akzeptieren könnten, dass sich die Lebensbedingungen von Fa-milien und Frauen verändert haben und dass sich ein ganz klarer Auftrag an die Politik daraus ableitet. Das heißt, weiter am Verständnis der Gleichberechtigung für Frauen zu arbeiten, unterstützende Maßnahmen zu schaffen, geeignete Rahmenbedingungen, flexible Zeiten und vor allem die Reaktionsgeschwindigkeit etwas erhöhen, die Einkommensunterschiede verringern, Maßnahmen für den Wiedereinstieg verstärken. (GRin Martina LUDWIG: Wissen Sie, wie die Einkommensunterschiede gemildert werden können? Durch genügend Kinderbetreuung!)
Im Namen aller Frauen appelliere ich jetzt an Ihr Gewissen: Handeln Sie, handeln Sie schneller, handeln Sie jetzt! – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin FRANK.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte noch einmal auf die Sprache zurückkommen, weil es ein wesentlicher Punkt im Zusammenhang mit der Integration ist und bleibt.

Dass Sie, Frau Stadträtin Wehsely, jetzt eine Fülle von Angeboten dahin gehend den Bürgern bieten, ist äu-ßerst positiv, und ich werde dann auch noch näher darauf zu sprechen kommen.

Laut Gesetz ist eine Grundvoraussetzung zur Verleihung der Staatsbürgerschaft unter anderem den Lebens-umständen entsprechende Kenntnis der deutschen Spra-che. Besteht kein Rechtsanspruch auf die Verleihung der Staatsbürgerschaft, entscheidet die Behörde nach freiem Ermessen. Ausschlaggebend sind auch hier wieder das öffentliche Interesse und allgemeine Wohl, das Ausmaß der Integration sowie das Gesamtverhalten des Antrag-stellers oder der Antragstellerin. Neben den allgemeinen Einbürgerungsvoraussetzungen sind Ermessensentscheidungen an folgende Bedingungen gebunden: Unter anderem der Nachweis nachhaltiger persönlicher und beruflicher Integration, also wiederum das erste Gebot: Die Sprache. 

Wenn sich da zuerst Kollege Schuster hergestellt und sehr flammend gesagt hat, wir wissen, wie wichtig die Sprache ist, dann freue ich mich, denn so war es nicht immer. Was sich hier als Selbstverständlichkeit anhört, war leider nicht immer so, denn schon damals, im Jahre 1991, also vor 14 Jahren, forderte unser StR Gintersdorfer eine rasche Einrichtung von Vorbereitungsklassen für ausländische Schüler ohne ausreichende Deutschkenntnisse. Das wurde aber nicht akzeptiert. Auch die mittlerweile verstorbene GRin Arie wies 1995 darauf hin, dass im Sozialausschuss die Anstellung von sechs Übersetzern in Bezirksjugendämtern und zehn muttersprachlichen Betreuern in Kindertagesheimen beschlossen wurde. Die Kosten betrugen damals 5 Millionen ATS. 

Das heißt, es wurde ja hier in Wien der entgegengesetzte Weg in Bezug auf Integration gegangen. Man hat jahrelang die Menschen in ihrer Muttersprache betreut, ohne die Konsequenzen zu berücksichtigen, die sich aus diesem Verhalten ergeben, nämlich dass dann Personen nach 30-jährigem Aufenthalt in diesem Land noch immer nicht der deutschen Sprache mächtig sind.

Zudem wurden Informationsbroschüren wie etwa im Wohnbau in der Landessprache der Migranten herausgegeben – Frau Vana, Sie verzeihen mir, wenn ich mich nur auf den Ausdruck "Migranten" und nicht jedes Mal auch "Migrantinnen" festlege, denn für mich ist es selbstverständlich, dass beiderlei Geschlecht damit gemeint ist (Beifall bei der FPÖ. – Ironische Heiterkeit bei GRin Dr Monika Vana.) –, in Kindergärten und Schulen wurde Kindern mit deutscher Muttersprache die Kultur der Migranten nähergebracht, nicht jedoch den Migranten die Kultur des von diesen gewählten Landes, nämlich Österreich. 

All diese Beispiele zeigen, dass Wien das Problem der Sprache als wesentliches Integrationsmittel sehr lan-ge nicht ernst genommen hat. Sie aber, Frau StRin Weh-sely, schütten meiner Meinung nach jetzt ein bisschen das Kind mit dem Bade aus. Es gibt unzählige Angebote, die aber nur sehr zögernd angenommen werden. Gibt es überhaupt statistische Werte, welche Kurse von wie vie-len Personen angenommen werden? Wie motivieren Sie die Menschen, außer durch die besagten Angebote, die-se für sie durch den Integrationsscheck zu kostenlosen Kursen gewordenen Kurse zu besuchen? Vielleicht liegt es aber daran, dass die Kurse zu sehr auf einzelne Gruppen aufgesplittert sind. Da gibt es in der Volkshochschule Ottakring Alphabetisierung und Basisbildung – okay, gültig für alle –, Sprachen lernen, Deutsch als Zweitsprache, Jugendbildung, Lernberatung und Förderung selbstbestimmten autonomen Lernens.

In der Volkshochschule Meidling sollen Männer und Frauen, die als Kind die Schule nicht lange genug oder gar nicht besuchen konnten und daher Lese- beziehungsweise Schreibschwächen aufweisen, sowie Personen, die in einem anderen Schriftsystem alphabetisiert wurden, an die deutsche Sprache herangeführt werden. 

Hier ergeben sich für mich schon einige Probleme. Was heißt, die in einem anderen Schriftsystem alphabetisiert wurden? Es gibt unzählige Schriftsysteme, sodass ich dann befürchte, dass vielleicht in jedem Kurs nur sehr vereinzelt Leute drinnen sitzen, wenn man etwa an Kyrillisch, Persisch, Arabisch, Indisch, Chinesisch und so weiter denkt. 

Der Verband der Wiener Volksbildung soll jene Jugendliche fördern, die im Alter zwischen 15 und 18 Jah-ren nach Wien kommen. In der Volkshochschule Rudolfsheim-Fünfhaus wird die Basiskompetenz Lesen und Schreiben der deutschen Sprache vermittelt. Andere wie-der fördern die Kommunikation zwischen Kindergarten und Müttern von Migrantenkindern, eine Gruppe, die aber nur über Migrantenvereine zu erreichen ist.

Die Liste lässt sich fortsetzen mit Zielgruppen, zu denen man nur in Moscheen Zugang hat, wie etwa vorwiegend im 5. Bezirk, oder Personen, die, wie schon erwähnt, 30 Jahre in Österreich leben und jetzt in der Pension Deutschkurse besuchen sollten.

Schon allein durch die Aufzählung der vielfältigen Angebote wird klar, dass die Kurse – da bin ich nicht konform mit Frau Schöfnagel – viel zu weit verzweigt sind. Ich wage zu behaupten, dass Migranten des 10. Bezirks, die ein Angebot, das auf sie zugeschnitten wäre, vielleicht nur im 15. Bezirk vorfinden, nicht dort hin-gehen werden. Ebenso zweifle ich an, dass Menschen, die so stark in ihrer Kultur, vor allem aber in der Religion verfestigt sind, dass sie in den Moscheen besucht werden müssen, die Absicht haben, Deutsch zu lernen, denn sie werden kaum mit der deutschsprachigen Bevölkerung in engeren Kontakt kommen, um das auch umzusetzen.

Zielführender wäre es, alle Gruppen, getrennt klarerweise nach Alphabeten und nach Analphabeten, zu un-terrichten, um die Kommunikation der Einzelnen untereinander zu fördern, eben mit der gemeinsamen Sprache Deutsch. 

Noch wirkungsvoller wäre es – und das ist überhaupt für mich die Basisarbeit, wir haben auch dahin gehend einen Antrag eingebracht –, geschultes Personal in den Parkanlagen einzusetzen, das bereits Kleinkinder unterschiedlicher ethnischer Gruppen zusammenführt, wobei die Verständigungssprache der Kinder Deutsch ist. Kinder lernen spielerisch am schnellsten. Aber wie sieht denn jetzt die Situation aus? Die Mütter einer ethnischen Gruppe sitzen mit ihren Kindern in der einen Ecke, und die einer anderen Gruppe in der anderen. Das gemeinsame Bindeglied für diese Gruppen, nämlich die Sprache zur Verständigung, fehlt und man kann sich nicht gegenseitig austauschen. 

Aber auch bei Erwachsenen erweisen sich, vorausgesetzt sie sind der Schrift mächtig, Frontalkurse als am wirkungsvollsten. In vielen Sprachkursen wird diese Me-thode sehr erfolgreich eingesetzt. Auch wenn Schüler, Studenten oder Erwachsene ins Ausland gehen, werden sie alle gemeinsam in Basiskursen in der jeweiligen Lan-dessprache unterrichtet. Die Erfolge nach bereits einem halben Jahr sind so groß, dass sie einer normalen Unter-haltung folgen und sich im Alltäglichen selbstständig aus-drücken können. 

Es wäre auch besonders vorteilhaft, wenn Sie, Frau Stadträtin, sich mit der zuständigen Bundesministerin da-rüber einigen könnten, dass zum Beispiel Strafgefangene Deutsch lernen. Dort würden solche Angebote sicher bereitwillig aufgenommen, schon einmal, um die Zeit tot-zuschlagen, denn auch hier ist massiv das Problem der Verständigung gegeben zwischen Aufsehern, Ärzten, Betreuern von Projekten und so weiter und den Gefangenen sowie den Haftinsassen untereinander. 

Denn eines muss uns klar sein: Die Kosten für dieses reichhaltige Sprachangebot sind im Verhältnis gering zu dem, was die vielen Dolmetscher auch kosten. Die Menschen sind von ihnen abhängig, etwa bei Gerichten, in Krankenhäusern, bei Behörden und so weiter. Sie sind nur schwer vermittelbar, wenn es um Lehrlingsausbildung und Arbeitsplätze geht. Das haben wir ja vorher eingehend gehört. 

Am meisten erstaunt mich bei all dem, dass über die Zugangsvoraussetzungen im Internet, also wer darf ei-nen Kurs besuchen, wie wird er gefördert und so weiter, nur in Deutsch zu lesen ist. Wie treten Sie an all die Mi-granten dieses Landes heran, um ihnen die Vielfalt der Sprachangebote zugänglich zu machen? Vom Integrationsfonds einmal abgesehen. 

Wir Freiheitlichen begrüßen grundsätzlich die Vermittlung der Sprache als oberstes Integrationsmittel und Voraussetzung für alles Weitere. Aber bitte in einer etwas vereinheitlichteren Form, sodass nicht eventuell die Verwaltungskosten der vielfältigen Angebote die Kurse mit der Zeit unfinanzierbar machen und nach Abschluss von Kursen keine einheitliche Sprache und schriftliche Grundlage gegeben ist, die als gemeinsames Kommunikationsmittel eingesetzt werden kann. 

Ich kann auch nicht ganz die Meinung von Frau StRin Wehsely teilen, wenn sie sagt, man muss die Menschen abholen, wo sie stehen, vielmehr bin ich der Meinung, dass nur, wenn man etwas von sich aus will, man sich das aus entsprechend aneignet. Die Voraussetzung für die Staatsbürgerschaft, das heißt, das Erlangen der Kenntnis der deutschen Sprache, ist sicher eines der wichtigsten Mittel, denn die Menschen werden sich dann, und nur dann, mit ihrem neugewählten Land identifizieren. Nicht immer sollen wir alles als Bringschuld definieren, was durchaus, wie in diesem Fall, eine kostenlose Holschuld sein kann. 

Und nun noch ein Zweites, wo Sie sich, Frau Stadträtin, im Bereich des Konsumentenschutzes für viele Bürger dieser Stadt, vor allem die sozial Schwächeren, ein-setzen können. Setzen Sie alles daran, die enorm hohen Bankspesen, vor allem aber die Erlagscheingebühren abzuschaffen. Reden Sie sich bitte nicht nur auf den Bund aus, sondern tun Sie selbst alles, was in Ihrem Machtbereich liegt, um hier endlich Klarheit zu schaffen. Es kann doch nicht sein, dass man nur dann, wenn man der Bank die Verfügungsgewalt über sein Konto in Form eines Einziehungsauftrages gibt, von der Erlagscheingebühr befreit ist. Für viele, die täglich kaum mehr als 10 oder 12 EUR für sich zur Verfügung haben, sind 2 EUR pro Erlagschein viel Geld. Zumindest in jenen Bereichen, wo Vorschreibungen seitens der Stadt Wien erfolgen, könnte hier ein deutliches Zeichen gesetzt werden, um einmal die Bürger nicht zu be-, sondern zu entlasten. 

In diesem Zusammenhang reiche ich einen Antrag ein und bitte in formeller Hinsicht um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Martina LUDWIG.

GRin Martina Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Kolleginnen und Kollegen!

Erstens: Kollegin Feldmann, auch die Frauen in Grammatneusiedl würden gerne arbeiten gehen und brauchen deshalb Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Zweitens: Wenn Sie das Thema Einkommensunterschiede ansprechen, dann möchte ich nur darauf hinweisen – ich weiß nicht, ob Sie sich jemals tatsächlich mit den Thema auseinander gesetzt haben, denn Ihre Art ist es, hier schöne Reden zu halten, die könnten wir auch halten –, dass hier leider der falsche Ort ist. Sie sollten das irgendwie Ihren KollegInnen im Parlament geben, denn die sind zuständig für all diese Themen, die Sie zum Teil hier angeschnitten haben. Aber wenn Sie schon das Thema Einkommensunterschiede ansprechen, dann sollten Sie auch dazusagen, woran das liegt. Ich stimme natürlich zu, die Einkommensunterschiede werden größer. Wir alle sollten uns anstrengen, dagegen etwas zu tun. Eine Studie, vor einigen Jahren in Österreich durchgeführt, hat ja auch gezeigt, woran es denn vor allem liegt, dass eben die Einkommensunterschiede nicht klei-ner, sondern größer werden, und – siehe da! – ein Grund ist die Berufsunterbrechung von Frauen, vor allem durch Kinderbetreuung, und – siehe da! – ein Jahr Berufsunterbrechung bedeutet für Frauen zirka 9 Prozent Einkommensunterschied zu ihren männlichen Kollegen im selben Alter und in selber Qualifikation. 

Das heißt, unsere Aufgabe müsste es sein zu schauen, dass Vereinbarkeit von Beruf und Familie in diesem Land tatsächlich möglich ist. Und was tun Sie als Bundesregierung? Sie tun nämlich genau das Gegenteil. Sie drängen Frauen aus dem Arbeitsmarkt hinaus und vergrößern damit auch die Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern. Horchen Sie mir zu! Das ist sehr wichtig, da geht es nämlich um die Zukunft von Frauen in diesem Land. 

Ich möchte hier nur zitieren, weil mittlerweile viele Expertinnen und Experten, nicht nur in Österreich, sondern auch in Europa, Ihnen schon bescheinigen, was Sie leider mit der Einführung des Kindergeldes in der jetzigen Form den Frauen angetan haben. Nur ein kleines Beispiel aus dem "Standard" vor einigen Wochen, wo wiederum problematisiert wurde, dass der FLAF mittlerweile mehr als ausgeräumt ist. Was unter dem Titel "Aus Jobs subventioniert" geschrieben wurde, kann ich hier zitieren: 

„Kritikpunkt drei betrifft die prinzipielle Richtung der teuren Familienförderung. Eva Pichler, Professorin für Volkswirtschaft an der WU Wien, würde einen Kurswech-sel für klug halten. Österreich subventioniert Eltern, vor allem Frauen, aus dem Arbeitsmarkt hinaus oder in Teilzeitjobs hinaus. Man kann ja Familien extrem großzügig fördern – aber man muss Rücksicht darauf nehmen, welche Effekte das am Arbeitsmarkt erzeugt. Für niedrige Einkommen lohnt sich angesichts der hohen Familienförderung und der hohen Steuerbelastung eine Vollzeitbeschäftigung kaum mehr. Die Kosten dieser Entscheidung tragen aber alle Steuerzahler." 

Das ist genau das, was wir Ihnen unter anderem auch immer zum Thema "Falle Kindergeld" bescheinigt haben. Mittlerweile ist es ja auch so, dass, außer in Wien, die Arbeitslosigkeit von Frauen immer größer wird. Damit hängt auch das Problem zusammen, dass die Ar-mutsgefährdung von Frauen in diesem Land natürlich im-mer größer wird. Aber ich glaube, wir in Wien sind, so weit es einer Stadt unter den Rahmenbedingungen des Bundes möglich ist, einen guten Weg gegangen, und ich denke, wenn wir von Einkommensunterschieden reden, dann bedeutet das auch, dass wir Frauen die bestmögliche Ausbildung bieten und vieles andere mehr. 

Deshalb möchte ich am Beginn meiner Ausführung ganz kurz auf eine Zielgruppe eingehen, für die wir immer schon, aber vor allem letztes Jahr und auch heuer einen Schwerpunkt gesetzt haben, das ist jetzt die Zielgruppe der Mädchen, weil es dort bereits beginnt. Mädchen zu fördern, Mädchen die besten Rahmenbedingungen zu geben für Ausbildung, für Handlungsspielräume, um sich durchzusetzen und so weiter und so fort, trägt letztendlich vielleicht auch zu einem kleinen Teil dazu bei, dass Einkommensunterschiede in Zukunft nicht mehr so groß sind. 

Wir haben hier in den letzten Monaten sehr, sehr viel gemacht. StRin Wehsely hat eine Studie in Auftrag gege-ben. Es wohnen in Wien mehr als 50 000 Mädchen im Alter zwischen 12 und 18 Jahren. Was sie bewegt, was sie sich wünschen, wollten wir wissen, und, siehe da, auch bereits die ganz jungen Frauen und Mädchen wünschen sich eine gute Ausbildung, Schule, wünschen sich vor allem Unabhängigkeit. Das steht überhaupt ganz oben auf der Prioritätenliste der jungen Frauen. Ihnen ist das Thema Freundschaft ein ganz, ganz großes Anliegen. Jede Zweite sagt bereits in diesem Alter, dass es ein Ziel von ihr ist, ein Kind zu bekommen, aber ganz, ganz wichtig ist das Thema, auf eigenen Beinen zu stehen. 

Vor diesem Hintergrund gab es dann auch gleich sehr, sehr viele neue Aktivitäten beziehungsweise wurden bereits schon sehr gut eingeführte verstärkt. Es wur-de im November 2004 das Mädchentelefon in Wien ein-geführt, gegründet für die Zielgruppe der 13- bis 17-jäh-rigen Mädchen. Wir können heute schon feststellen, wie toll dieses Angebot von dieser Zielgruppe angenommen wird, denn es ergeben sich halt gerade für Mädchen in diesem Alter sehr, sehr viele Fragen. Sie haben sehr spezifische Problembereiche, was das Thema Familie, Freundschaft, Liebe, Sexualität, aber sicherlich auch Ausbildung betrifft. Hier hat dieses neue Mädchentelefon auf Initiative von StRin Wehsely wirklich einen großen Erfolg zu verzeichnen. Viele Hunderte Anrufe gab es schon, und es ist natürlich auch eine Telefonnummer, welche kostenlos ist, und wo die Anliegen vertraulich und auf Wunsch auch anonym behandelt werden, was in die-sem Zusammenhang sicherlich auch sehr wichtig ist.

Eine zweite Initiative möchte ich erwähnen, weil wir heuer vor allem so stolz darauf waren, nämlich den Töchtertag, den es seit dem Jahr 2002 in Wien gibt. Auch hier war Wien Vorreiterin. Es haben heuer bereits mehr als hundert Unternehmen mitgemacht, auch Abteilungen der Stadt Wien waren dabei, denen ich von diesem Platz aus herzlich danken möchte für ihr Engagement, und es haben über zweitausend Mädchen mit gemacht.

Ich war selbst am Wienerberg in einem Betrieb. Das war ganz, ganz toll, denn hier wird eben versucht, Mädchen zu zeigen, wie zukunftsorientierte, zukunftsweisende und bislang auch sehr männerdominierte Berufe aus-schauen. Auch ich kann von meinem Besuch bestätigen, die Mädchen waren begeistert, und ich bin mir sicher, dass an diesem Tag auch ihr Interesse geweckt wurde.

Aber wir beginnen bereits im Kindergarten mit der Mädchenförderung. Auch hier wird sehr, sehr stark darauf geachtet, den Handlungsspielraum der Mädchen zu erweitern. Darüber hinaus setzt die Wiener Jugendarbeit seit vielen, vielen Jahren sehr erfolgreich auf das Thema Mädchenförderung. Es gibt einen eigenen "Girls"-Kalen-der, und auch letztes Jahr konnte die Stadträtin gemeinsam mit dem Verein Sprungbrett wieder Betriebe auszeichnen, die sich speziell um die Förderung von Mädchen in nichttraditionellen Lehrberufen bemühen. 

Ich denke, das ist nur ein kleiner Ausschnitt, aber ein ganz, ganz wesentlicher, vor allem dann, wenn wir zum Beispiel über das Thema Einkommensunterschiede re-den. Hier macht Wien sehr, sehr viel, und darauf sind wir sehr stolz.

Ganz wichtig, wenn wir sozusagen dem Wunsch nach Unabhängigkeit der Mädchen nachkommen wollen, ist das Thema Berufstätigkeit. Wir haben ja heute schon sehr, sehr viel gehört zum Thema Arbeitsmarkt von Frau-en. Ich möchte nur ganz kurz noch etwas erwähnen, was Herr VBgm Rieder ganz am Anfang auch erwähnt hat, denn es ist eben so – und daran können auch Sie nicht vorbei, Kollegin Feldmann –, dass es österreichweit eine Erwerbsquote von Frauen von knapp 64 Prozent gibt, in Wien sind es 79 Prozent. Und das ist nicht irgendetwas, das ist kein Zufall, sondern das ist deshalb, weil wir eben, soweit es der Stadt möglich ist, Rahmenbedingungen schaffen, die es Frauen ermöglichen, Beruf und Familie zu vereinbaren. 

Es ist manchmal schon ein bisschen mühsam, jedes Jahr hier dieselbe Auseinandersetzung zu führen, aber wenn man Ihre Rede hört, glaubt man, man ist irgendwie am falschen Platz, denn Sie sagen immer, so sollte es sein. Ich könnte Ihnen fast bei jedem Satz sagen: Super, ich finde auch, dass es so sein sollte. In Wien als einzigem Bundesland ist es schon so, nur leider im gesamten Restösterreich ist es nicht so, weil eben vor allem in den ÖVP-dominierten Bundesländern in den letzten Jahrzehnten verschlafen wurde, irgendetwas zu tun zum Thema Kinderbetreuung, zum Thema Vereinbarkeit, und deshalb schaut es außerhalb Wiens leider so trist aus, wie es ausschaut. (Beifall bei der SPÖ.)

Ganz kurz nur zum Thema Arbeitsmarkpolitik. Hier hat Wien – und wir waren sehr stolz darauf – im Rahmen des WAFF tolle Wiedereinstiegspakete geschaffen, die auch ins Regelbudget übernommen wurden. In Wien ist es so, dass jede Frau, die wiedereinsteigen will, auch ein Angebot bekommt.

Ich möchte ganz kurz auf einen Bereich eingehen, den du, Monika Vana, heute ganz am Anfang erwähnt hast, weil auch ich glaube, dass das ein wichtiger Bereich ist. Hier tut die Stadt Wien, der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, tatsächlich sehr viel, und wir sind sehr stolz darauf, dass wir seit vielen Jahren ein Gründerinnenservice des WWFF haben. Wie ich auch heute erst wieder dem Bericht entnehmen konnte, finde ich es ei-gentlich sehr, sehr erfreulich, dass seit dem Jahr 1999 insgesamt 2 200 Frauen im Rahmen dieses Gründerinnenservices beraten werden konnten und 730 Frauen ein eigenes Unternehmen gründen konnten. Das find ich toll. Im Übrigen ist es so, das junge Gründerinnen in Wien deshalb auch so erfolgreich sind, weil es tolle Konzepte und tolle Ideen gibt und weil jene, die durch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds beraten wurden, tatsächlich auch sehr erfolgreich waren, wenn man sich den Verlauf der Unternehmungsgründungen anschaut.

Ganz kurz noch zur Kinderbetreuung, denn man kann es nicht oft genug sagen: Wien ist das einzige Bun-desland, wo es Kinderbetreuung mit Qualität den ganzen Tag über gibt, wo nicht zu Mittag zugesperrt wird, sondern wo von in der Früh bis zum Abend offen ist, und das in ganz Wien, wo wir eine Vollversorgung der Drei- bis Sechsjährigen haben. Und, Frau Kollegin Feldmann, drei Viertel aller Krippenplätze sind in Wien. Das ist eine Tatsache. Da können Sie sich auch nicht vorbeischummeln. Deshalb ist all das, was Sie hier gesagt haben, bit-te an anderer Stelle auszuführen.

Ich möchte aber trotzdem noch kurz etwas zum The-ma Familienförderung sagen, weil ich ganz verwundert war, aber es doch auch mit Freude zur Kenntnis genom-men habe, dass mittlerweile auch Kolleginnen anderer Parteien ein bisschen sehen, wohin die Politik der Bundesregierung führt. Wir haben tatsächlich in Österreich ein großes Problem, was das Thema Vereinbarkeit betrifft. Wir haben ein Problem mit unserer Familienförderungspolitik, wie sie derzeit getan wird, und – siehe da! – ich schlage den "KURIER" vom 22. Juni dieses Jahres auf und sehe hier eine Kollegin von mir, Kollegin Ingrid Korosec, und denke mir, aha, interessant, was hat Kollegin Korosec zum Thema Familienpolitik des Bundes zu sagen, und lese dann: „Für Korosec ist eine Menge schief gelaufen. ... Zwar sei immer von Wahlfreiheit die Rede gewesen, aber in Wahrheit wollten alle, dass die Frauen zu Hause bleiben. ... Es ist heute so, dass eine Frau, die nicht bald nach der Kinderpause wieder arbeiten geht, keine Chance mehr hat. Viel zu tun ist unter an-derem für Korosec: Man redet von der Wahlfreiheit, da-bei stimmen die Rahmenbedingungen nicht. Zudem wür-de sie Zuverdienstgrenze beim Kindergeld abschaffen."

Ich denke mir, das ist auch einmal wert, hier gesagt zu werden, weil ich sowieso oft der Überzeugung bin, dass Sie ganz genau wissen, wie es ist, aber es ist halt anscheinend Ihre Pflicht, hier herauszukommen und ir-gendwie andere Dinge von sich zu geben. Mich hat es gefreut, dass im "KURIER" zumindest Kollegin Korosec anscheinend draufgekommen ist, wie es denn wirklich ist. Vielleicht finden wir in Zukunft gemeinsame Initiativen, mit denen wir uns ans Parlament wenden können, weil – und das möchte ich auch erwähnen – wir ja im vergangenen Jahr eine ganz tolle gemeinsame Initiative geschaffen haben. Es wurde heute schon unser "Arbeits-kreis Frauen" erwähnt, in dem wir versuchen, wichtige Themen im Vorfeld zu diskutieren, zu besprechen, mit dem Ziel, eben zu schauen, ob es gemeinsame Initiativen geben kann. 

Eine davon war die Antistalking-Resolution, wie wir sie ja gemeinsam dann an den Bund geleitet haben, mit dem Ziel, ein Antistalkinggesetz zu beschließen. Die Frau Stadträtin wurde ja gleich am Anfang ihrer Tätigkeit sehr aktiv in diesem Bereich. Nachdem wir hier gemeinsam die Resolution beschlossen hatten, ist auch die Frau Stadträtin in vielen Gesprächen mit den zuständigen Mi-nisterien, denke ich, sehr erfolgreich gewesen, und es ist immerhin gelungen, dass im Parlament mittlerweile ein Vierparteienantrag sogar auch im Plenum, nicht nur im Justizausschuss, beschlossen werden konnte. Ich denke, das war eine sehr erfreuliche gemeinsame Initiative. Das sollten wir öfter machen.

Damit komme ich auf einen ganz wesentlichen Punkt, den du heute schon angesprochen hast, nämlich zum Thema Gewaltschutz. Wir sind sehr stolz darauf, dass wir in Wien auch letztes Jahr wieder ein sehr, sehr dichtes Netz an Gewaltschutzeinrichtungen finanzieren konnten und dass wir als einziges Bundesland mit derartigen Verträgen dieses dichte Netz knüpfen können. Leider ist mittlerweile eine Riesenlücke entstanden, für die wir al-lerdings nicht zuständig sind. Zuständig ist in diesem Fall der Bund, und zwar auf Grund des Gewaltschutzgesetzes, welches im Jahr 1997 in Kraft getreten ist. In diesem Gewaltschutzgesetz sind auch die Interventionsstellen beschrieben. 

Wir haben hier schon sehr oft hin und her getan, und ich möchte nur sagen, ich unterstützte diese Initiative sehr, denn mittlerweile liegt auch der Tätigkeitsbericht der Interventionsstelle Wien für das Jahr 2004 vor – ich erspare Ihnen jetzt all das, was ich schon in vorvergangenen Reden einmal hier gesagt habe; wie die Situation ist, hat Monika Vana schon dargestellt –, aber auch in diesem Tätigkeitsbereich für das Jahr 2004 schließt die-ser Punkt mit einem dringenden Appell an die Regierung: 

„Die zuständigen Ministerien und die gesamte Bundesregierung werden dringend ersucht, die Lücke in der Betreuung der Opfer zu schließen. Wie die Realität zeigt, ist es nicht ausreichend, die Mittel jedes Jahr etwas zu erhöhen, dass die Fallzahlen bei Gewalt in der Familie enorm angestiegen sind. Es bedarf auf Bundesebene ei-nes klaren Bekenntnisses zur Wichtigkeit der Prävention vor familiärer Gewalt und einer wesentlichen Ausweitung der Mittel zur Erreichung des Ziels. Die adäquate Versorgung und Unterstützung aller Opfer familiärer Gewalt muss gewährleistet werden."

Diesem Appell darf ich mich auch von dieser Stelle hier anschließen, denn es ist eigentlich ganz furchtbar zu wissen, dass derzeit in Wien in vielen Bezirken viele Opfer familiärer Gewalt, Frauen und deren Kinder im Übrigen, nicht betreut werden, nicht aufgesucht werden von der Interventionsstelle, weil einfach dem Bund die Sache es nicht wert ist und er dem nicht nachkommt, wo-von alle ExpertInnen überzeugt sind, dass es ganz, ganz notwendig ist, um nämlich – und jetzt komm ich zum Punkt – Leben, Menschenleben letztendlich zu retten, denn leider gab es letztes Jahr schon einen Fall, wo sicherlich durch intensivere Betreuung vielleicht auch dieser zu verhindern gewesen wäre.

Abschließend darf ich nur noch darauf hinweisen, und das freut mich sehr, Frauen sichtbar machen, immer ein Grundsatz der Wiener Frauenpolitik. Der Frauenpreis des Jahres 2004 konnte wieder an zwei ganz tolle Frauen vergeben werden, nämlich an Emmy Werner und He-lene Klaar. Erfolgreiche Wienerinnen wurden in die erste Reihe gestellt. Und ich möchte abschließend auch die Stadt Wien in die erste Reihe stellen, wenn es darum geht, wie viel Geld gibt die Stadt Wien für die Förderung von Frauen und Frauenprojekten aus. Da geben wir mehr Geld aus als der Bund für ganz Österreich.

An dieser Stelle darf ich mich nicht nur bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, sondern auch bei den vielen engagierten Kolleginnen und Kollegen, die in den vielen Kriseneinrichtungen, Beratungseinrichtungen und so weiter jeden Tag sehr, sehr großartige Arbeit für die Wienerinnen, aber auch Wiener dieser Stadt leisten. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Ich stelle fest, dass dieses Podium passend zum Thema mit Frauen besetzt ist, sogar eine Stenographin ist jetzt im Moment tätig. (GR Dr Herbert Madejski: Das hat Ihnen der Schuster geflüstert!) Nein, nein, die ganze Zeit ist Frauenthema.

Ich bitte jetzt Frau amtsf StRin Mag Wehsely.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ganz besonders begrüßen möchte ich auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien, die unserer Diskussion im Internet folgen, und natürlich auch alle Wienerinnen und Wiener, die der Diskussion folgen, denn es geht ja um ihren Rechnungsabschluss des Jahres 2004.

Ich möchte auf die wesentlichsten Themen eingehen, die heute hier in der Diskussion gefallen sind. Kollege Schuster und Frau GRin LUDWIG haben wesentliche Bereiche dessen, was im letzten Jahr passiert ist, schon dargelegt, daher möchte ich wirklich auf die Diskussions-beiträge eingehen, sinnvollerweise thematisch gegliedert, und möchte hier mit Kollegin Vana bei der Frauenpolitik beginnen.

Voranstellen will ich, dass ich mich sehr darüber freue, dass wir in unserem Ausschuss ein sehr gutes Kli-ma haben, so empfinde ich das, sodass es möglich ist, über alle Inhalte sachlich zu reden, da das meines Erachtens auch die Voraussetzung ist dafür, voneinander zu profitieren und zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. Das gelingt, und es wurde hier auch mehrfach er-wähnt, sehr gut insbesondere im Bereich der Frauenpolitik, wo wir einen eigenen Arbeitskreis haben, wo wir uns immer wieder gemeinsam Themen widmen, und das sehe ich ausgesprochen positiv.

Kollegin Vana, ich kann mich des Eindruckes nicht ganz erwehren, dass es dir ein bisschen schwer gefallen ist, hier heute wirklich viel Kritik anzubringen (GRin Dr Monika Vana: Ich habe zehn Anträge gestellt!), insbesondere weil es ja sozusagen schon so weit gegangen ist, dass die Anträge, die hier von der grünen Fraktion gebracht worden sind, aus dem Regierungsprogramm der SPÖ abgeschrieben wurden, auch selbst vorgebracht beziehungsweise auch zurückgegriffen wurde auf beschlossene Anträge des Landesparteitages der SPÖ-Wien. (GRin Dr Monika Vana: Weil ihr es nicht umgesetzt habt!) Also das freut mich sehr, und wir setzen die Dinge, die wir beschließen, üblicherweise dann auch in die Tat um. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das ist in diesem Fall nicht passiert!)

Ein Thema, mit dem wir zwei uns schon sehr, sehr oft auseinander gesetzt haben, ich damals noch als Gemeinderätin, ist die Frage des Budgets der MA 57. Da können wir auf viele Rechnungsabschlüsse und Budgets verweisen. Ich sage es aber jetzt noch einmal für das Protokoll und vielleicht für die Zuhörerinnen und Zuhörer, die es noch nicht gehört haben: Unser Ansatz von Frauenpolitik ist nicht der zu sagen, alles, was mit Frauen zu tun hat und mit Frauenpolitik zu tun hat, muss sich im Budget der MA 57 widerspiegeln. Nein, ganz im Gegenteil: Unser Ziel ist es, dass in allen Abteilungen des Magistrats Frauenpolitik eine wichtige Rolle spielt.

Du hast ein klitzekleines Beispiel genannt, das war der Bereich um die Subvention für "White Ribbon". Aber ob wir uns das im Bereich der Jugendarbeit anschauen, ob wir uns das im Bereich der Stadtplanung anschauen, im Bereich des Wohnens, in vielen, vielen unterschiedlichen Bereichen, in der Kulturpolitik, die gerade vorher diskutiert wurde, überall spielt natürlich die Frage der Förderung von Frauen und dessen, was man als Bedürfnisse von Frauen in allen Bereichen wahrnehmen muss, eine ganz, ganz wichtige Rolle. Ich bin auch dagegen, dass sich alles das, was in dieser Stadt für Frauen investiert wird, im Budget der MA 57 niederschlägt, und daher werde ich dem auch sicherlich nicht nachkommen.

Ein bisschen überrascht war ich auch über die Sache, aber wahrscheinlich ist das deshalb, weil das im Ar-beitskreis "Frauen" berichtet wurde, weil es ja von dort kommt. Für mich ist nämlich Gender Mainstreaming und Gender Budgeting keine Frauenangelegenheit. Und ich habe daher, das war eine meiner ersten Aktivitäten, auch darauf geschaut, dass der Gender-Mainstreaming-Beauf-tragte nicht in der MA 57 angesiedelt ist, sondern in der Spitze der Verwaltung, nämlich vom Herrn Magistratsdirektor als solcher bestellt, und dass Gender Mainstreaming eine Aufgabe sein muss, die sich quer durch den gesamten Magistrat, durch die gesamte Verwaltung be-wegt und eben kein Frauenthema ist.

Dasselbe betrifft das Thema Gender Budgeting. Da gab es eine große Konferenz im Dezember in Wien unter internationaler Beteiligung, unter politischer Beteiligung des Herrn Finanzstadtrates und mir, und selbstverständlich ist es im Verantwortungsbereich, und er macht das sehr gerne, und ich freue mich sehr darüber, des Herrn Finanzstadtrates, diesen Bereich hier auch umzusetzen. Es werden erste Umsetzungsschritte bereits im Budget 2006, wie zugesagt, vereinbart und, wie wir uns das vor-genommen haben, sichtbar sein.

Der Frauenbericht, das kann ich versprechen, wird veröffentlicht, keine Sorge. (GRin Dr Monika Vana: Vor dem Oktober?) Selbstverständlich vor dem Oktober. Und es wird ein Frauenbericht sein, der sehr in die Tiefe geht und der auch sehr klar zeigt, was der Unterschied zwischen Wien und anderen Städten ist.

Zur Frage der sprachlichen Gleichstellung ist es so, dass hier kein Gesetz dieses Haus mehr verlässt, das ein neues Gesetz ist, das nicht geschlechtergerecht ist. Wo es Probleme gibt, und die habe ich immer schon ge-sehen und sehe sie nach wie vor, ist bei Novellen von Gesetzen, weil wenn wir die Dienstordnung novellieren und jetzt auf einmal die Novellen der Dienstordnung ge-schlechtergerecht sind, kennt man sich nicht mehr aus. Das ist der wesentliche Punkt. 

Ich kann aber den grünen Klub auf eines hinweisen, nämlich dass ich, seit ich dieses Amt angetreten habe, was jetzt fast ein Jahr her ist, meine Geschäftsgruppe Geschäftsgruppe für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal nenne. Das ist noch nicht durchgedrungen bei euren Anträgen. Das wird auch ei-nen Niederschlag finden in der Änderung der Geschäfts-einteilung, die morgen im Gemeinderat beschlossen wird. Also dann heißt meine Geschäftsgruppe auch offiziell so. Ich würde die GRÜNEN bitten, das dann auch in dieser Art und Weise zu verwenden.

Zur Frage der frauenspezifischen Programme am Arbeitsmarkt: Natürlich ja. Erstens tun wir das. Was man verkürzt darstellen kann, aber was nicht der Realität ent-spricht, ist, dass die besonderen Maßnahmen für Frauen im WAFF eben nur für Frauen sind, dass aber alle anderen Maßnahmen, die der WAFF anbietet, für alle da sind und da ganz genau darauf geschaut wird, dass sie Frauen im gleichen Ausmaß beziehungsweise etwas mehr, weil es eben mehr Frauen als Männer gibt, zugute kommen, und daher ist das eine Realität und keine Notwendigkeit, hier das zusätzlich noch einmal zu beschließen.

Kollegin Feldmann, Sie haben bei Frau GRin LUD-WIG dazwischengerufen: „Wissen Sie nicht, dass Sie in Wien im Landtag sind?" Dazu muss ich ehrlich sagen, das habe ich die ganze Zeit gedacht bei Ihrer Rede. Ich habe es mit Kollegin LUDWIG nicht abgesprochen, aber es liegt einfach so auf der Hand. Ich habe mir in Vorbereitung auf diese heutige Sitzung ein Interview mit Frau Kollegin Korosec, die jetzt leider nicht da ist, herausgesucht anlässlich des Frauentages, die unter dem Titel, so sagt sie es, "In der ÖVP-Frauenpolitik herrscht Stillstand", und dann auf die Frage, wie sie die ÖVP-Frauen-politik einschätzt, und das war im heurigen Jahr zum 8. März, gemeint hat: „Der Internationale Frauentag ist ein willkommener Anlass, über einiges nachzudenken. In der Frauenpolitik ist in den letzten Jahren ein Stillstand eingetreten. Es ist mir zu wenig, dass in der Pensionsreform Pensionssplitting nur auf freiwilliger Basis festgeschrieben ist. Das ist ein absolutes Muss. Die Einkommensgrenze beim Kinderbetreuungsgeld ist kontraproduktiv. Die Frauen müssen sich lauter zur Wehr setzen." – Die Frage dann: „Solche Sätze gelten als unmodern." – Antwort von Frau Kollegin Korosec: „Wissen Sie, was mich ärgert? Da wird suggeriert, alles sei wunderbar. Wir haben Vorzeigefrauen in den Ministerien und in der Wirtschaft, aber letztlich sind es immer dieselben Personen. Optisch schaut es toll aus, aber in der Realität ist das al-les andere als zufriedenstellend." Dann fragt der Redakteur: „Ist das nicht ein Widerspruch, so viele Frauen wie noch nie in der Regierung und so wenig Frauenpolitik?" – Antwort von Frau GRin Korosec: „Da wird vieles zugedeckt. Die Ministerinnen sind Fachfrauen, die sich um ihren Bereich hervorragend kümmern, nicht aber um die Frauenpolitik."

Das ist ein Befund, der von mir stammen könnte, der aber nicht von mir stammt, sondern von Ihrer Kollegin Korosec, und ich kann dem an und für sich wenig hinzufügen. Und wenn Sie sagen, dass in Wien die Situation keine andere ist als im Rest von Österreich: Erstens ein-mal gibt es andere Städte auch als Wien, jetzt tun wir nicht so, als ob Wien die einzige Stadt in dieser Republik wäre, und zweitens ist es nun einmal eine Realität, dass im Schnitt die Frauen österreichweit ein Drittel weniger verdienen, dass sie aber in Wien nur um ein Viertel weniger verdienen. Und ich sage, ich bin die erste Kämpferin gegen dieses Viertel. Aber Sie können sich nicht hier herstellen und behaupten, es gäbe da keinen Unterschied. 

Eines ist ganz klar, und Frau Kollegin LUDWIG hat das schon dargestellt: Gerade das Kinderbetreuungsgeld führt dazu, dass die Frauen aus dem Beruf hinausgedrängt werden, später wieder einsteigen, das WIFO hat das ganz eindeutig dargelegt, und dass Einkommensunterschiede eben aus Berufsunterbrechungen resultieren, ist hier auch schlicht und ergreifend keine neue Information.

Nur ganz kurz möchte ich mich dem widmen, weil ich glaube, dass wir das ausreichend diskutiert haben: Die Frage der Nachmittagsbetreuung. Frau Kollegin Feldmann! Vielleicht waren Sie noch nicht in der Politik, und ich war auch zu jung, um in der Politik zu sein, aber die Kampagne der Ganztagesschule ist nicht 30 Jahre her. Und der größte Kämpfer gegen die Ganztagsschule war die ÖVP und die Grundlage dafür, dass wir uns jetzt ge-rade hinhanteln, dass es außerhalb Wiens auch ganztägige Schulformen gibt (GR Johannes Prochaska: Die Ta-gesheimschule ist nicht das Gleiche!), ist ausschließlich Schuld der ÖVP, und das müssen Sie schlicht und ergreifend zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Johannes Prochaska: Wir haben ein freiwilliges System!)
Was die Frage der Besetzung von Aufsichtsräten betrifft, da rate ich Ihnen auch noch einmal sehr herzlich an, das in der Industriellenvereinigung und in der Wirtschaftskammer zu besprechen, denn das sind nämlich vor allem die Kapitalvertreter, und wenn Sie jetzt sagen, das wird beschönigt durch die Arbeitnehmervertreterinnen, dann geht es hier nicht um Beschönigung, sondern es geht hier darum, dass offensichtlich die Vertreterinnen und Vertreter der ArbeitnehmerInnen eben verstärkt Frauen dorthin entsenden. Das ist ihnen zu verdanken, und da handelt es sich um keine Beschönigung. 

Sie haben hier auch dargelegt, dass die Situation in anderen Ländern eine bessere ist. Wissen Sie auch, wo-ran das liegt? Das liegt daran, dass es in unserer Republik immer noch so ist, dass man der Meinung ist, und ich glaube, dass das insbesondere auch in Ihrer Partei sehr weit verbreitet ist, dass es an sich das Beste ist, wenn die Kinder mal drei Jahre von ihrer Mutter betreut werden. Die Situation ist die, dass das in skandinavischen Staaten ein vollkommen anderer Zustand ist, dass das in Frankreich ein vollkommen anderer Zustand ist und dass wir in Österreich immer noch damit zu kämpfen haben, dass, wenn Frauen dasselbe in Anspruch nehmen wie Männer, nämlich dass sie der Meinung sind, dass Beruf und Familie vereinbar sein müssen, dass sie dann verstärkter Kritik insbesondere von Bürgerlichen und Konservativen ausgesetzt sind (GRin Mag Barbara Feldmann: Aber Sie machen nichts dafür!), und dagegen müssen wir ankämpfen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wogegen wir genauso ankämpfen müssen, und das habe ich vollkommen vermisst in Ihrer Rede, ist, dass für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten die Tat-sache, dass Versorgungsarbeit, wie das technisch genannt wird, nämlich das Kümmern um Kinder und Kümmern um ältere Menschen, nahezu ausschließlich Frauen machen, dass das zwar eine Realität ist, aber dass das für uns keine Realität ist, die wir einfach zur Kenntnis nehmen, weil wir nicht der Meinung sind, dass diese Verantwortung am doppelten X-Chromosom pickt, sondern dass das eine gesellschaftliche Verantwortung ist und wir daher Maßnahmen setzen müssen, die insbesondere hier auch Männer verstärkt in die Pflicht nehmen. (Beifall bei der SPÖ. – GRin Martina LUDWIG: Dazu lacht die Kollegin nur!))
Lassen Sie mich jetzt, damit das nicht zu lang wird, zum zweiten Bereich kommen, das ist die Integrationspolitik. Kollege Ulm! Ich freue mich sehr, dass du hier ganz klar ausgesprochen hast, dass Österreich ein Zuwanderungsland ist. Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns dem auch sozusagen verbal nähern – das ist ja noch nicht so wirklich State of the Art –, weil es schlicht und ergreifend eine Realität ist. Ich finde es auch wichtig und richtig, dass wir klare Zuwanderungsregeln haben, bin aber der Meinung, dass das derzeit nicht der Fall ist, sondern dass wir uns viel stärker damit auseinander setzen müssen, wie Zuwanderung nach Österreich zukünftig sinnvoll gesteuert und sinnvoll kontrolliert werden kann. Ein falsches Zeichen ist da, meiner Meinung nach, zum Beispiel, dass die Quote für die Schlüsselkräfte im heurigen Jahr gesenkt wurde. (GR Günther Barnet: Weil sie nicht ausgenützt wurde!) Da geht es nicht um die Frage, ob es ausgenützt wurde oder nicht, da geht es um die Frage des Signals, das wir als Wirtschaftsstandort auch aussenden, ob wir wollen, dass qualifizierte Menschen kommen oder nicht. (GR Günther Barnet: Wozu eine höhere Quote, wenn keiner kommt?)

Zur Frage, die Wiener Integrationspolitik sei nicht erfolgreich. Gut, was soll die Opposition sagen? Ich nehme das auch zur Kenntnis. 

Die Tatsache ist natürlich eine andere, und da bin ich bereit, jede andere europäische Hauptstadt herzunehmen und die Lebensqualität und Lebenssituation in diesen Städten mit Wien und insbesondere mit Städten zu vergleichen, die zu vergleichen sind. Wir haben in Wien einen Anteil an Zuwanderinnen und Zuwanderern, an AusländerInnen von 17,6 Prozent, wir haben darüber hi-naus viele Menschen, die hier leben, die Migrationshintergrund haben, und zwar meine ich da nicht die Wehselys, sondern die, die erst kürzer da sind. Wir haben damit sehr, sehr wenig Probleme.

Und wenn du, Kollege Ulm, sagst, dass nur 36 Pro-zent der Menschen die Tatsache, dass wir weniger Probleme als andere Städte haben, auf die Politik zurückführen, dann sage ich, ist es ein sehr, sehr gutes Zeichen für die Politik, denn ich würde dir raten, mache einmal ei-ne Umfrage, wie viele Menschen der Meinung sind, dass die Tatsache, dass sie reines und so gut schmeckendes Wasser aus der Wasserleitung in der Früh bekommen, etwas mit Politik zu tun hat. Aber wenn das ein Hinweis ist, dass wir in diesem Bereich mehr Öffentlichkeitsarbeit machen müssen, bin ich gerne bereit, über diese Frage auch nachzudenken.

Zum Bereich des Integrationsfonds und der MA 17 möchte ich auch kurz Stellung nehmen. Es ist natürlich nicht so, dass der Integrationsfonds schlechte Arbeit ge-leistet hat und deshalb aufgelöst wurde, sondern es ist einfach so, dass, als der Integrationsfonds vor 10 Jahren gegründet wurde, generell die Situation in der Zuwanderungspolitik eine andere war und dass es eben heute so ist, dass es notwendig ist, dass die Vielfalt in dieser Stadt von der Stadtverwaltung wahrgenommen wird und dass es Aufgabe der MA 17 ist, einerseits Vereine und Organisationen zu fördern, die zum Miteinander beitragen, dass es aber auch wichtig ist, dass die MA 17 ein interner Dienstleister innerhalb der Stadt Wien ist. Und was uns hervorragend gelungen ist, ist, die MA 17, und ich sage das jetzt in ganz, ganz positivem Sinn, in diesem ersten Jahr zu einer sehr guten, aber normalen Abteilung der Stadt Wien zu machen. Das freut mich sehr, ich bin sehr, sehr stolz auf die MA 17. 

Und insbesondere, es wurde schon erwähnt, ist auch toll gelungen, was die Frage der Erweiterung der Sprach-kurse betrifft. Frau Kollegin FRANK, wir haben das ja schon im Ausschuss diskutiert. Ich bin der festen Überzeugung, dass es notwendig ist, unterschiedliche Maßnahmen zu setzen, die auch ganz unterschiedlich ausschauen, um die Menschen dort abzuholen, wo sie sind. Und dabei bleibe ich, sie dort abzuholen, wo sind, weil das ja trotzdem bedeutet, dass sie das wollen müssen, weil ich kann niemanden abholen, der sich nicht abholen lässt, aber ich muss sie mit einem Angebot ansprechen, das sie auch annehmen können.

Ein Punkt, der mehrmals genannt wurde, auf den ich kurz eingehen möchte, ist die Frage des Wahlrechts für Migrantinnen und Migranten. Kollege Ulm hat das so dargestellt, dass es sozusagen ein schwerer Fehler war, Kollege GÜNTHER auch. Ich sage Ihnen nach wie vor: Das Wahlrecht für Zuwanderinnen und Zuwanderer, die in dieser Stadt ihr neues Zuhause gefunden haben, wäre ein Meilenstein der Integrationspolitik. (Beifall bei der SPÖ.) Wir würden hier das Rad nicht neu erfinden, sondern man kann sich das in vielen europäischen Hauptstädten oder größeren Städten bereits anschauen. 

Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden, dass das nicht möglich ist. Für mich ist das keine Frage, dass Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes umzusetzen sind. (GR Dr Matthias Tschirf: Na hoffentlich!) Übrigens im Gegensatz zu dem Bundesland, wo der Vorsitzende des BZÖ Landeshauptmann ist. (GR Günther Barnet: Der lässt sich keine Vorschriften vom Bundeskanzler machen!)

Ich erlaube mir aber selbstverständlich als Politikerin trotzdem, ganz klar zu sagen, dass das politisch eine Forderung bleibt und dass das politisch nicht nur eine Forderung des Landtags, des Wiener Landtags ist, sondern dass sowohl im Grazer Gemeinderat als auch in Linz bereits die Forderung nach einem solchen Wahlrecht für Zuwanderinnen und Zuwanderer beschlossen wurde. Bekanntlich ist der Bürgermeister der Stadt Graz von der Österreichischen Volkspartei und kein Sozialdemokrat, und daher gebe ich hier die Hoffnung nicht auf, dass wir auch das noch hinkriegen werden.

Vorletzter Punkt: Zum Thema Personal. Kollege GÜNTHER! – Er ist jetzt leider nicht da, nur ganz kurz. Selbstverständlich werden wir dem, was der Bund im Personalbereich gemacht hat, nicht folgen. Denn es ist nicht sinnvoll, 16 000 Planstellen in den nächsten Jahren einzusparen. Darüber hinaus – das war heute gar kein Thema – bildet der Bund nahezu keine Lehrlinge mehr aus, was einen ganz, ganz großen Druck auch auf die Stadt ausübt und vor allem den Jugendlichen wenig Zu-kunftschancen bietet. Tatsache ist, dass wir in der Stadt Wien gemeinsam mit den Wiener Stadtwerken rund 1 000 Lehrlinge ausbilden, dass die Zahl der Lehrlinge, die auf Bundesdienststellen ausgebildet werden, permanent zurückgeht. 

Wir haben in der Stadt Wien hervorragende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und ich finde das wirklich eine Frechheit, es hier so darzustellen, als wären all jene Mit-arbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere alle Führungskräfte, und es steht hier Wiener Führungskräfte oder Abteilungsleiter-Stellvertreterinnen und –Stellver-treter, Vasallen von irgendjemandem, das sind hervorragend ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die überall anders, wenn sie nicht zur Stadt Wien gekommen wären, auch reüssiert hätten, und dass das hier so dargestellt wird, als ob diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich gängeln ließen, als ob diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausschließlich auf Zuruf irgendwelche wohlwollenden Dinge tun würden. 

Lieber Kollege Ulm, da kann ich nur sagen: Wie der Schelm denkt, so ist er. Ich weiß nicht, welche Verwaltung ihr vor Augen habt. Ich hoffe, nicht die Bundesverwaltung. Ich kann Ihnen jedenfalls versichern: In Wien ist es nicht der Fall. Und ich halte es für eine gewisse paradoxe Intervention, diese eine Aussage heute zu vergleichen mit einem Brief, der vor wenigen Tagen bei allen Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern vom Herrn Klubobmann und vom Herrn neuen Parteivorsitzenden der ÖVP eingegangen ist. Und da ja viele hier nicht Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter sind, möchte ich Ihnen das nicht vorenthalten, zumindest Teile daraus, dass hier Kollege Hahn und Kollege Tschirf, offenbar ganz im Gegensatz zum Kollegen Ulm, den Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern der Stadt Wien schreibt: 

„Sehr geehrte Damen und Herren! Die Bediensteten des Magistrats leisten Tag für Tag gute Arbeit. Motivation und effiziente Leistungserbringung der Wiener Magistratsbeamten bedürfen aber auch einer engagierten und tatkräftigen Unterstützung durch die politische Führung." (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt auch!)
Das ist sozusagen in Konkurrenz zu bringen mit den Aussagen von Kollegen Ulm. 

Und darüber hinaus wird dann auch noch berichtet: „Sie als leitende Beamte der Stadt Wien haben dann die Möglichkeit, von den Ihnen unterstellten Bediensteten die optimale Leistung herauszuholen, denn die SPÖ-Stadtre-gierung lässt eben diese Unterstützung vermissen." 

Ich denke, alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dieser unserer Diskussion folgen, und alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die insbesondere in diesem Haus arbeiten und wissen, wie sie unterstützt werden, wissen auch, welches Bild sie sich daraus machen können. (Bei-fall bei der SPÖ.)

Ich möchte inhaltlich einen letzten Punkt ansprechen, und zwar betrifft er den Antrag, den Kollegin Vana zum Thema “Wiener Ehe“ eingebracht hat, der, wie man in Wien sagt, so einen Bart hat. Und es ist auch so, da brauchen Sie ja nur mit Vertreterinnen und Vertretern der Schwulen- und Lesbenbewegung sprechen, dass die die Nase voll haben von Forderungen, die symbolischen Charakter haben. Das, was Sie hier vorschlagen, ist ein Modell, das Anfang der 90er Jahre, was mittlerweile 15 Jahre her ist, in Hamburg durchgeführt wurde, denn Sie wissen ganz genau, dass wir aus rechtlichen Gründen keine Ehe in Wien durchführen können, sondern man muss so tun als ob, was ausschließlich ein symbolischer Akt ist und für die Menschen überhaupt keine Ver-besserung bringt. Was wir in den letzten fünf Jahren in dieser Stadt gemacht haben, ist tatsächlich, all jene Be-reiche zu durchforsten, wo wir Gleichstellung machen konnten. Da ist auch der Wiener Antidiskriminierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen sehr zu danken. Und was jetzt notwendig ist, und zwar ausschließlich notwendig ist, ist eine Gleichstellung auf Bun-desebene. Wir brauchen eine Eingetragene Partnerschaft für alle Menschen, die gleichgeschlechtlich lieben, und wir brauchen keine symbolischen Akte. Das ist eine Veräppelung dieser Menschen! (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss und möchte mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien, ganz besonders bei al-len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner Geschäftsgruppe bedanken. Das war mein erstes Jahr. Ich glaube, es war ein sehr gutes Jahr, und es war ein sehr gutes Jahr dank aller Ihrer Unterstützung. Wir haben in der Stadt Wien hervorragende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Und insbesondere bei all jenen, die heute in der Dis-kussion nicht so zum Zug gekommen sind, sei das die Abteilung 1, Allgemeine Personalangelegenheiten, die Personalabteilung, die aber auch sozusagen nicht konkret hervorgehoben wurde, die MA 38, die Lebensmitteluntersuchungsanstalt, die MA 54, Zentraler Einkauf, das Marktamt, das Veterinäramt mit seinen hervorragenden Tierschutzaktivitäten, die Abteilung für Staatsbürgerschaftsangelegenheiten, die Wahlabteilung oder die Ge-werbeabteilung, bei Ihnen allen möchte ich mich sehr, sehr herzlich bedanken. Sie sind wunderbare Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienste der Wienerinnen und Wiener. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. Daher ist die Beratung dieser Geschäftsgruppe beendet. 

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Um-welt. Es gilt das Gleiche wie bisher. Die Erstredner haben 25 Minuten Redezeit, alle anderen jeder Fraktion 15 Minuten. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich möchte sozusagen mal umgekehrt beginnen und sagen: Es ist ganz, ganz wichtig, dass wir so tolle Beamte und Beamtinnen haben. Ich möchte mich gleich am Anfang der Rede bedanken, weil ich mir denke, im Ausschuss, wenn ich die Beamten und die Beamtinnen, die dort vor Ort sind, frage, dann bekomme ich immer Antworten mit Hand und Fuß. Und ich bin sehr, sehr zufrieden mit dem, was ich da höre und an Auskünften erhalte. Das ist ganz, ganz wichtig. Die viele Arbeit muss belohnt werden, und da stehe ich nicht an, das gleich am Anfang zu tun. 

Zum Rechnungsabschluss selber ist zu sagen: Wenn man sich ihn anschaut, könnte man sagen, vieles ist na-türlich auch bei der Stadt Wien teurer geworden. 

Wenn man sich den Rechnungsabschluss anschaut, findet man jede Menge Mehreinnahmen, und zwar bei der MA 48. Die Einnahmen aus den Müllgebühren sind um 3,1 Millionen EUR gestiegen, beim Sperrmüll waren insgesamt 7 Millionen EUR Mehreinnahmen, bei der MA 31, bei der Wasserrechnung, waren es 5,5 Millio-nen EUR. Die Erklärung ist, dass es so heiß war. Bei der MA 30 waren 4,5 Millionen EUR Einnahmen mehr. 

Da könnte man sich schon einmal überlegen, die Müllgebühren zu senken. Man könnte die Wassergebühren auch senken. Man könnte die Kanalgebühren auch senken. Wäre ja eine Möglichkeit gewesen, hat man nicht angenommen. Da will ich gar nicht mal sagen, dass das lukrative Übernahmegeschichten wären, die man vielleicht privatisieren könnte. Das möge dann die ÖVP sagen. Kollege Klucsarits wird sicher wieder damit anfangen. Wir glauben, dass da Mehreinnahmen vorhanden sind, die wir eigentlich auf die betroffenen Bürger und Bürgerinnen in dem Sinne aufteilen könnten, dass einfach die Gebühren gesenkt würden. Wäre auch einmal was. Und für die Inflation wäre es auch kein Fehler. 

Ich möchte mir eine Magistratsabteilung herausgreifen, nämlich die MA 45, und zwar deshalb, weil es da in den letzten Wochen und Monaten die Debatte gegeben hat um die Renaturierung des Wienflusses und um den Radweg, der dort gebaut hätte werden sollen (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wurde!) oder was auch immer das geworden ist. 

Jetzt gibt es einen Radweg, der wunderschön gelegen ist. Das Problem ist nur: Wenn man in Richtung Pur-kersdorf fährt, ist es dann einmal bald aus an einem Zaun. Also so richtig angebunden an den niederösterreichischen Radweg ist es nicht. Aber da kann die Wiener Stadträtin nichts dafür, sage ich gleich einmal dazu. 

Das Problem ist nur, wenn man ihn stadteinwärts fährt, den tollen Radweg, kommt man irgendwann einmal auf eine Radroute in der Auhofstraße. Unsere Idee war eigentlich seinerzeit, und das hat uns an dem Projekt der MA 45 auch immer sehr gut gefallen, dass es eigentlich eine Radautobahn im Wienflussbett gewesen ist bis in die Stadt hinein. Das hört jetzt draußen im 14. Bezirk o-der an der Grenze zum 13. Bezirk auf, und dann muss man sich normalerweise wieder hineinquälen über alle möglichen Ampeln, und schnell ist man dabei wirklich nicht. Besser wäre es gewesen im Wienfluss. Man hätte ja zum Beispiel das Kanalprojekt, das jetzt am Rüdigerhof endet, durchaus weiter hinaustreiben können. Das alte Projekt ist getauscht worden, es gibt ein neueres, besseres, möglicherweise, aber mit der Wienfluss-Re-naturierung ist es vorbei. 

Ihre Kollegin Kossina, Frau Stadträtin, hat uns damals mitgeteilt nach einer Probeflutung des Wienflusses: Ich brauche noch tolle Projekte für die nächsten fünf Jah-re. Als Umweltausschussvorsitzende in Floridsdorf wird sich das nicht ausgehen, würde ich einmal sagen. Ich hoffe, die Frau Stadträtin hat dieses tolle Projekt in den nächsten fünf Jahren. Es wird so sein, die SPÖ wird die Absolute schaffen.

Aber trotzdem ist es für uns so, die wenigen Kilometer, ein paar Kilometer, das klingt so ein bissel abwertend, aber die wenigen Kilometer, die da draußen sicher wunderschön gelegen sind, es gibt hie und da ein bissel eine Überschwemmung, ist ja auch schön, weil es ja am Wienfluss direkt unten liegt, werden ein bissel was kosten, einige hunderttausend Euro. Aber im Grunde genommen hat es ein Projekt dadurch nicht gegeben, und das war das Projekt der Bach- und Flussrenaturierung der Wienerwaldgerinne. Das steht dann im Rechnungsabschluss so drinnen wie: Verzögerung bei der Sanierung des Einlaufbauwerkes und dadurch geringere Instandhaltungsarbeiten. Insgesamt hat es ein Minus gegeben von 657 000 EUR. Ist nicht wahnsinnig viel, aber bei den Wienerwaldgerinnen, da war halt diesmal nichts.

Interessant ist natürlich auch, wenn man sich anschaut, wie so alle anderen Magistratsdienststellen gewirtschaftet haben, wie man das verwenden kann, so muss ich sagen, ein bissel überrascht bin ich bei der MA 49, dass aus dem Verkauf des Produzierten jetzt weniger herausschaut als vorher. Möglicherweise sind die Preise für Biolebensmittel gesunken, das weiß ich nicht so genau. Wenn ich mir das in den jeweiligen Geschäften anschaue, habe ich immer einen anderen Eindruck. Aber grundsätzlich muss ich sagen, dass die Ma-gistratsdienststellen dieser Geschäftsgruppe sehr gut ge-arbeitet haben.

Doch jetzt einmal zu den Themen. Das ist die eine Arbeit und dann die politische Arbeit. 

Was hat herausgeschaut in diesem Bereich? Wir haben jetzt möglicherweise sozusagen die letzte Bilanz, dann gibt es die Wahl. Es hat einen Wechsel in der Stadtregierung geben. Frau Kossina ist durch die neue Stadträtin, Frau Sima, ersetzt worden. 

Interessant bei Frau Kossina war die Ankündigungspolitik und bei den harten Maßnahmen unheimlich viel Technokratisches. Jetzt gibt es eigentlich interessante Sachen sozusagen im weichen Bereich. Umwelt, Bildung ist ein Thema geworden. Bei den Spielplätzen ist eigentlich nie was passiert. Also ich glaube schon, dass da in einem Bereich, wo wir vorher auf taube Ohren gestoßen sind, jetzt einiges durchaus Positive, muss man sagen, passiert.

Interessant ist allerdings: Ich habe vor kurzem eine Landkarte bekommen, die habe ich mir offensichtlich ver-kehrt angeschaut. Ich habe so die Innenseiten aufgemacht, habe einmal geschaut, was ist das Ding? Ich ha-be mir gedacht: Aha, interessant, das ist der Plan von den Hauptverkehrsrouten der Stadt Wien. Das ist so orange, rot gehalten, ganz viele Schnellstraßen, Autobahnen sind da darauf, und dann ist rundherum so ein grüner Strich, und das Ganze heißt Rundumadum. Hinten, wenn man es sich ein bissel länger anschaut, dann kommt man schon drauf, das ist eine Wanderkarte der Stadt Wien. 100 Jahre Grüngürtel wird gefeiert mit einem Rundumadum-Wanderweg. Den werde ich mir sicher noch im Laufe des Sommers geben. Möglicherweise bin ich dann auch so zahlreich unterwegs mit meinen Freunden und Freundinnen, wie damals bei diesen Etappen mit berühmten Menschen wie Herrn Ivancic, ein bekannter Fußballer. Der war auch nicht allzu zahlreich begleitet. Ganz egal, auf jeden Fall, diese Hundertjahrfeier hat dann gegipfelt in einem 2-Tages-Fest mit Christl Stürmer. 

Aber Faktum ist bei dieser Geschichte: Was ist da zu feiern bei dem Grüngürtel? Die ÖVP bringt noch einmal einen Antrag. Da geht es darum, dass wieder einmal be-weint wird, dass Sww-Flächen jetzt plötzlich zu SwwL-Flächen werden, und das ist so schwierig. Aber wenn man es sich genau anschaut, so gibt es dann schon ei-nige Flächen, die 1995/1996 noch im Grüngürtel dabei waren und jetzt, 2005, eigentlich nicht mehr dabei sind. 

Und dann schaut man sich einmal genau an: Was sind das für Flächen? Was kommt dort hin? Und dann ist das schon interessant, weil das sind immer Flächen wie die neue Siedlerbewegung. Das ist zwar ein bissel eine andere Geschäftsgruppe, hat aber natürlich auch mit der Geschäftsgruppe Umwelt zu tun. Aber die neue Siedlerbewegung, das sind so schöne Stadtvillen, Reihenhäuser an Punkten, wo man wahrscheinlich gerne wohnen würde. Problem ist nur, dass das immer Punkte sind, die eigentlich zum Grüngürtel gehören und eigentlich Sww-Flächen sein müssten und eigentlich beim 1000-Hektar-Plan dabei sind und eigentlich geschützt gehören. 

Da möchte ich drei Beispiele einmal nennen, und das eine sind die Badeteiche Süßenbrunn. Die Badeteiche Süßenbrunn gehören laut Karl Glotter und seinem 1000-Hektar-Plan zum 1000-Hektar-Plan. Interessanterweise hat es eine Debatte gegeben und einen Gründruck, wo diese Badeteiche Süßenbrunn von netten Einfamilienhäusern und Reihenhäusern und Wohnen am Wasser umgeben wurden. Nach einigen Protesten hat man begonnen, wieder einmal zu überlegen, aber grundsätzlich ist der Plan nicht gefallen, weil der Gründruck liegt in ir-gendeiner Lade und wird irgendeinmal dem Rotdruck weichen, und dann werden dort nette Häuser hinkommen. 

Das Gleiche hat man bei den Radio Austria-Gründen versucht. Ich habe es interessant gefunden, dass Kollege Fuchs gestern zu später Stunde, leicht angestrengt, sagen wir es halt jetzt einmal so, einen Antrag verlesen hat, den er offensichtlich irgendwie unserem abgekupfert hat. In dem Antrag von der ÖVP habe ich einen Punkt gefunden, den ich bis jetzt überhaupt noch nie gehört ha-be, aber das kann er mir vielleicht ein anderes Mal erklären, und zwar spricht er davon: Dadurch wird nicht nur die Einmaligkeit der Ökobaufläche vernichtet. Ich habe bis jetzt nicht gewusst, was eine Ökobaufläche ist. Es gibt Ökobau oder Bioanbau oder von mir aus Ökoflächen, aber Ökobauflächen? Wahrscheinlich werden dort Ökohäuser angebaut, keine Ahnung. Interessant war noch offensichtlich ein Schreibfehler bei unserem Antrag, bitte korrigieren, das macht nämlich keinen Sinn.

Ich möchte deswegen unseren Antrag vorlesen, da geht es nämlich um den Lebensraum der wenigen noch vorhandenen Ziesel in Wien. Die sind auf der roten Liste, wären eigentlich ein Fall für die Flora-Fauna-HABITAT-Richtlinie. Wir glauben, dass es der Stadt Wien ansteht, diese Fläche unter Schutz zu stellen, und deswegen un-ser Antrag. Ich lese nur den Beschlussantrag vor:

„Um den ökologisch wertvollen Lebensraum der artgeschützten Zieselpopulation in den Trockenwiesen langfristig zu sichern und den Wiener Grüngürtelplan, den so genannten 1000-Hektar-Plan, umzusetzen, sind die Grundstücke des Radio Austria-Geländes, KatG Oberlaa - Stadt Wien, EZ 887, bei künftigen Umwidmungen als Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel Sww zu widmen. Weiters werden die Flächen nach dem Wiener Naturschutzgesetz unter Schutz gestellt, und die Stadt Wien versucht, die Flächen vom Eigentümer käuflich zu erwerben oder zumindest langjährige Pachtverträge da-für abzuschließen. Die dafür notwendigen finanziellen Vorkehrungen sind zu treffen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Zu diesem Antrag ist nur zu sagen: Interessant war, es ist in der Bezirksvorstehung im 10. Bezirk lange gesagt worden, da gibt es überhaupt nichts, überhaupt noch nie gehört. Warum? Das ist eh alles irgendwann einmal erledigt worden. Und dann taucht plötzlich im Bauausschuss der Gründruck auf; und alle sind erstaunt: Jessas na, das haben wir nicht gewusst. Und dann treten so interessante Bemerkungen auf wie die, von der Frau Bezirksvorsteherin gegenüber Bürgern gesagt: Na, da sammeln wir die Ziesel ein, und wenn wir dann gebaut haben, dann lassen wir sie in die Vorgärten wieder aus. Das zeugt von Ignoranz, so eine Sache.

Jetzt hat die Frau Stadträtin den Bürgern versprochen, dass dann eine Nachdenkphase kommt. Das Problem der GRÜNEN, offensichtlich auch das der ÖVP, aber auch von anderen, ist, dass die Nachdenkphase möglicherweise nur bis zum 23. Oktober dauert. Werden wir sehen, wir werden deine Worte genau hören.

Wir verlangen eine Unterschutzstellung. Die Nachdenkphase kann damit enden, dass dann zwei Drittel des Areals verbaut werden, und die Ziesel kriegen ein Gehege so groß wie das in Schönbrunn. Das wollen wir nicht. Wir wollen eine Unterschutzstellung des ganzen Areals, und die Bürger haben ein Recht darauf, dass die Antworten auch nach dem 23. Oktober gelten, und zwar lange nach dem 23. Oktober. Und dass dort keine netten Menschen nette Häuser mit Aussicht auf die Lobau haben. Aber zur Lobau noch später.

Zu dieser Geschichte möchte ich nur eine Kleinigkeit hinzufügen. Es gibt natürlich auch ein wunderschönes Gelände beim Stammersdorfer Friedhof. Dort gibt es die-se so genannte Gewässervernetzung zur Alten Donau hinunter vom Marchfeldkanal. Keine Frage, eine wunderschöne Gegend und Sww-Gebiet und daneben wieder einmal diese netten Häuser, neue Siedlerbewegung und wunderschöne Architektenhäuser. Da möchte natürlich jeder gerne wohnen. In dem Fall glaube ich, Sww sollte Sww bleiben, und den Grüngürtel sollte man ernst nehmen.

Eine Kleinigkeit bei dem Thema noch hinzufügend. Bürger haben mich angerufen, ich schaue mir das an, was bemerke ich? Eine riesige Schuttdeponie mitten im Landschaftsschutzgebiet, ein Teil davon ist ja schon Wien. Landschaftsschutzgebiet Döbling. Der andere Teil liegt auf niederösterreichischem Gebiet, nämlich im Natura-2000-Gebiet Klosterneuburg. Alles zusammen ein wunderschöner Biosphärenpark. Mitten drinnen eine Bauschuttdeponie, mitten drinnen eine Sortieranlage, mitten drinnen ein Caterpillar, herumfahrend. Und was wird dort gelagert? Der Bauschutt vom Abbruch des Kah-lenberghotels. Warum weiß denn die MA 22 nichts davon? Warum weiß denn die Umweltbehörde in Niederösterreich nichts davon? Da ist Gefahr in Verzug, da ist ein Höllenlärm, da draußen, mindestens 80 dB. Die Bauarbeiter rennen herum ohne Lärmschutz. Allein das müsste schon ein Grund sein, um die Sache zu schließen. Also wir verlangen dort sofort Stopp jeglicher Arbeit und Abtransport des Schutts. Das geht doch nicht wirklich an, dass man im Landschaftsschutzgebiet einfach Bauschutt lagert, und nicht nur lagert, sondern auch noch granuliert. Ein Höllenlärm! So etwas habe ich überhaupt noch nie gesehen! Also das ist ein toller Kontrapunkt zu 100 Jahre Grüngürtel. Mitten im gefeierten Wienerwald eine Bauschuttdeponie! Und zwar keine kleine! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist schon Niederösterreich!) Das glaubst du aber selber nicht. Ich war dort, du nicht. Das ist der Unterschied zwischen uns zwei. 

Nächster Punkt, ein netter Punkt, und zwar die Landesgrenze verläuft genau durch die Bauschuttdeponie. Ich habe es mir genau angeschaut. Irrtum. Egal.

Zur Lobau-Autobahn. Die Lobau-Autobahn ist auch so eine Geschichte. Wenn man dann so mit der Umweltschutzabteilung redet, hört man: Das ist irrsinnig gut dort. Gott sei Dank betrifft uns das nicht. Das ist alles, alles, alles, Kollege Schicker. Und eigentlich ist es so, dass der Nationalpark eh gerettet worden ist. Und eigentlich ist es ja so, dass eh alles in Ordnung ist. 

Faktum ist, dass zwar die A22, der Raffineriestraßenausbau gestorben ist, aber die Außenvariante, die ist noch immer da. Und bei der Außenvariante, aber da komme ich dann bei der nächsten Geschäftsgruppe eh dazu: Ich habe noch nie gesehen, dass eine Partei, die in Wien die absolute Mehrheit hat, sich vom niederösterreichischen Landeshauptmann so über den Tisch ziehen hat lassen wie bei dem Punkt. Also unglaublich, wie man denen auf den Leim gegangen ist. Aber dazu später noch. 

Ein unglaublicher Hype im heurigen Jahr wird möglicherweise auch der abgelöste Feinstaub. Und eine hilflose Stadtregierung, muss man dazusagen. Da werden 45 Maßnahmen präsentiert, und trotz der 45 Maßnah-men... (Beifall von GR Kurth-Bodo Blind.) Danke schön. Einen Fan wenigstens habe ich. (GR Heinz Hufnagl: Das war eine falsche Aussage! Da gab es nichts zu applaudieren!) Ich weiß schon. Aber Sie, Kollege Hufnagl, dazu komme ich dann noch, Sie waren derjenige, der uns ge-sagt hat, wir werden am letzten Septembertag das Maßnahmenpaket bekommen. Das ist schon überfällig seit einem dreiviertel Jahr. Und am letzten Septembertag werden wir das kriegen. 23 Tage genau vor der Wahl. Al-so das werden wir uns anschauen, ob 23 Tage vor der Wahl das Maßnahmenpaket herauskommt. Bei dem Maßnahmenpaket werden die 45 Maßnahmen drinnen stehen, die eh nix bewirkt haben bis jetzt, außer dass wir 35 Überschreitungen gehabt haben. Man könnte natürlich auch umgekehrt argumentieren und sagen: Wenn die 45 Maßnahmen nicht gewesen wären, dann wäre es noch viel schlimmer gewesen. Der Bund ist jetzt schlimm genug dran. Wir wollen Maßnahmen, die uns in Wirklichkeit von 35 Überschreitungen befreien. 

Und, was auch wichtig ist beim Ozon. Wir haben wie-der einmal gehört: Ozon und der Feinstaub kommen aus dem Ausland. Weil da gibt es so viel Schlimmes. Und auf die Frage, dann könnten man ja im Ausland investieren, hat die Frau Stadträtin bei einer anderen Sitzung hier herinnen gesagt: Ja, das soll der Bund machen. 

Wir glauben, dass die Stadt Wien durchaus in der La-ge ist, in Filteranlagen auch bei ausländischen Kraftwerken zu investieren. Ist aber nicht passiert. 

Eine Kleinigkeit gibt es allerdings dann noch, und zwar beim Statusbericht zu NOX. Aber da hat es die Aus-rede nicht gegeben, das kommt ja aus dem Ausland. Das NOX kommt in Wirklichkeit vom Straßenverkehr, und zwar direkt am Hietzinger Kai nachgewiesen, nachgemessen. Bei den Vorschlägen, die die MA 22 und das Umweltbundesamt gemacht haben, wie zum Beispiel City-Maut, da war plötzlich die erste Reaktion: Das muss man sich überlegen. Das könnte man machen, in 10 Jah-ren, wenn ein neues Team kommt. Und auf einmal sagt der Bürgermeister in der Dienstag-Pressekonferenz: Nix, nix, nix. Die City-Maut spielt es nicht. Und schon ist allgemeines Zurückrudern wieder angesagt, weil der Autofahrer, meistens ein Autofahrer und keine Autofahrerin, sind ja vor der Wahl immer heilig, und ÖAMTC und AR-BÖ sind ja die wichtigsten Verbündeten jeder Stadtre-
gierung, wenn man nach ihren Pfeifen tanzt. Wichtiger Punkt. So. 

Nachdem die Zeit rasch voranschreitet, muss ich mich langsam um das Blei im Trinkwasser kümmern. Beim Blei im Trinkwasser haben wir wieder eine Aktion im Gange, und interessant ist ja in Wirklichkeit, wir wollen ja Information für die Bürger und Gratismessung. Das gibt es schon in anderen Städten, und da haben wir auch einen Antrag, den möchte ich zunächst einmal kurz vorlesen, und dann möchte ich ein bissel genauer auf das eingehen.

Beschlussantrag: „Die Stadt Wien führt eine umfassende Informationskampagne zu Blei im Trinkwasser durch. Diese Informationskampagne beinhaltet insbeson-dere auch die Möglichkeit zur Durchführung von kostenlosen Bleitrinkwasseruntersuchungen für Schwangere und für Haushalte, in denen Säuglinge und Kleinkinder wohnen. Weiters werden kostengünstige Bleitrinkwasser-untersuchungen für alle Haushalte angeboten. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Bei diesem Antrag ist es so: Diese Bleimessung kostet für uns 5 EUR. Tun wir ein bisschen subventionieren, kein Geheimnis, aber nur ein bisschen. Das andere ist allerdings das Interessante, dass die Stadt Wien für die-selbe Bleimessung 25,44 EUR verrechnet.

Ich frage: Was ist da so teuer? Das hat uns keiner beantworten können. Ganz im Gegenteil. Wir hatten das schon einmal gefordert, und die Reaktion von Frau StRin Kossina war damals eine Erhöhung um 2 EUR. Na super! Ist eh toll! 

Und dann hat uns damals Frau Kossina ja einiges versprochen, und das möchte ich durchaus zitieren. Am 1. September 2003 hat es eine Beantwortung gegeben einer Anfrage von mir, und zwar hat es da geheißen: „Die Stadt Wien setzt derzeit eine Initiative mit Umweltorganisationen und der Wiener Umweltanwältin zur kostenlosen Möglichkeit von Wasseranalysen für Schwangere. Damit ist eine wesentliche Hilfestellung für die besonders betroffene Gruppe der Säuglinge und Haushalte mit Kleinkindern" – das ist genau derselbe Text – „geschaffen. Dieses Projekt wird derzeit erarbeitet. Die Umsetzung ist ab Jahreswechsel 2003/2004 vorgesehen." 

Na, da habt ihr euch ein bissel im Kalender geirrt, liebe Sozialdemokraten. Mittlerweile haben wir 2005, aber von dem ist noch nicht die Rede.

Am 27.2.2004, also doch ein halbes Jahr später, sagt dieselbe Stadträtin: „Keineswegs politisch abgedreht wurde der von der Wiener Umweltanwaltschaft geplante Folder zum Thema Blei im Trinkwasser, nahm Umweltstadträtin Dipl Ing Isabella Kossina zu dem heutigen Zei-tungsbericht Stellung. Der Folder, der auch Messgutscheine für Schwangere enthält, wird sicher erscheinen." 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Träumereien oder Versprechungen? Hat es nicht gegeben. Hat es nicht ge-spielt. Offensichtlich war es nicht so. 

Nächster Punkt: UVP. Da haben wir auch schon einigermaßen herumgestritten. Faktum ist, es gibt drei entscheidende UVP, wo drei Private oder einmal so ein bis-sel die Stadt auch wichtige Interessen vertreten haben, und dreimal ist es zufälligerweise so ausgegangen, dass es keine UVP gibt. Die Firma Lasselsberger lässt sich bedanken, und zwar geht es um eine große Zementfabrikanlage in Albern. 20 Tonnen Feinstaub pro Jahr extra, gratis sozusagen für die Wiener und Wienerinnen, vor al-lem für die Simmeringer. Dann noch die Park and Ride-Anlage in Hütteldorf und jetzt das Ekazent, Parkanlage beim Stadion. Und immer dann, wenn viel Geld im Spiel ist, geht es sich gerade aus, dass man einfach zu keiner UVP findet. Na, da wird es sicherlich ganz normale Erklärungen geben. 

Jetzt lasse ich die Geschichte mit Herrn Polzer aus. Das ist so eine Sache. Herr Polzer ist derjenige, der 3 Millionen ATS bekommen hat, weil er so ein armer Mann ist, und den armen Menschen muss geholfen wer-den. Und weil er so ein wichtiger Ökopionier war, darf 
er weiterwurschteln, und er hat 3 Millionen EUR eingesteckt. Ich habe damals die Illusion gehabt, es könnte ir-gendwas noch werden mit dem Herrn Polzer, weil er ja doch so ein Ökopionier war, und geben wir unserem Her-zen einen Stoß, es wird sich was ändern. Aber es hat sich nichts geändert. Außer dass Kollege Polzer, wenn man so will, bei der SPÖ um 3 Millionen weniger Schulden hat. Schilling, wohlgemerkt. 

Es bleibt mir noch eine Kleinigkeit über. Na, eine Kleinigkeit war es eigentlich nicht. Wir hatten vor langer Zeit einmal einen Antrag gestellt, da ging es vor allem um das Bodenschutzgesetz. Eine wichtige Sache. Boden gehört geschützt. Es geht um Versiegelungen. Es geht um Schwermetalleintrag im Boden. Und da wiederum ei-ne Sache: Im Umweltausschuss hat es eine Powerpoint-Präsentation gegeben. Wunderbar. Die Dame von der MA 22 hat uns das ganz, ganz wichtig und klug erklärt. Und dann wundern wir uns die ganze Zeit, seit Jahren wundern wir uns: Wieso gibt es kein Bodenschutzgesetz? Aber da gibt es Erklärungen. Am 25.9.2002, also auch in dieser Legislaturperiode, erläutert Frau Kossina in Beantwortung einer mündlicher Anfrage im Landtag die Grundzüge des zukünftigen Bodenschutzgesetzes. Da haben wir uns noch gefreut. Am 24.11.2003, also praktisch ein bissel später, mehr als ein Jahr später, er-innerte Kollege Zimmermann, jetzt leider nicht mehr in Amt und Würden, an die Erstellung des Wiener Bodenschutzgesetzes, das im kommenden Jahr vom Landtag beschlossen wird. Also im Jahr 2004. Und Kollege Hufnagl, der natürlich auch einer ist, der immer alles ganz genau weiß, sagt am 29.1.2004, es sei ein modernes Bo-denschutzgesetz in Vorbereitung, das in Kürze dem Um-weltausschuss vorgelegt wird. Am 29.1.2004, vor eineinhalb Jahren. Na ja, Kollege Hufnagl! Die Zeit spielt offensichtlich keine Rolle. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist GR Klucsarits. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der heutige Rechnungsabschluss ist ja, nicht ganz vorgesehen, zu einer endgültigen Bilanz mit der Umweltpolitik dieser Stadtregierung geworden. Eigentlich, Frau Stadträtin, habe ich gehofft, wir würden diese Debatte nützen können, um mit Ihnen die akute, die derzeitige Umweltpolitik zu besprechen. Doch weil die SPÖ nun einmal Wien ist, ist es eine endgültige Bilanz über die Umweltpolitik geworden.

Frau Stadträtin, ich gestehe Ihnen: Ich habe mich eigentlich sehr gefreut, wie ich gelesen habe, dass die Umweltsprecherin der SPÖ im Nationalrat hierher als Umweltstadträtin kommt. Ich habe immer sehr genau verfolgt, was Sie alles dort machen, wie viel Wind sie dort machen. Und ich war überzeugt, hier kommt sie her, mit einer absoluten Mandatsmehrheit ausgestattet, und da werden wir schauen, wie Umweltpolitik auf einmal funktioniert, die ja nur durch Stillstand aufgefallen ist bei ihrer Vorgängerin. Aber natürlich brauchen Sie eine Ein-gewöhnungsphase, und die hat man Ihnen nicht gegönnt anscheinend. Wenn der Häupl nicht will, nutzt das gar nichts, dann wird halt gewählt, egal, ob Sie sich bereits profilieren konnten oder ob das Ganze so bleibt. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie haben die falsche Rede mit!) 

Die uns von der Mehrheitsfraktion aufgezwungene Schlussbilanz des heutigen Tages geht aus mehreren Gründen nicht zugunsten der Umweltpolitik aus. Es ist ja so, ich werde natürlich aus Zeitgründen nur einige Sachen herausnehmen können, zum Beispiel die Feinstaubbelastung.

Wir haben ja bereits im Jahre 2001 an die Wiener Stadtregierung, damals an die Frau Umweltstadträtin, eine Anfrage gerichtet, wo wir sagten: Gibt es eine Gefahr durch Feinstaub? Sie hat uns beruhigt und hat gesagt, überhaupt nicht, alles in Ordnung, alles im Griff. 

Aber wie sich gezeigt hat, ist es auf Kosten der Gesundheit der Wiener gegangen. Man hat das ganz einfach verschlafen, man hat ganz einfach nichts gemacht, obwohl wir als Wiener ÖVP eine eigene Pressekonferenz gemacht haben und gesagt haben, bitte macht doch endlich was. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima lächelt.) Sie lachen. Wir haben das gemacht, das können wir ja alles beweisen, dass das so war. Und es ist eigentlich nichts geschehen. Es hat vier Jahre gedauert, bis es zu einer Statuserhebung gekommen ist. Und das Einzige war, dass auch Sie immer gesagt haben, was immer wieder hier kommt, ganz automatisch: Na, schuld ist der Bund, weil wir können nicht und der Pröll tut nichts und so wei-ter. Ja, für was haben wir eine Landesregierung? Es ist kein Wunder, wenn Sie immer wieder dem Bund sagen, an allem ist der Bund schuld, dass da eine Debatte entsteht, für was haben wir die Länder, für was haben wir eine Landesregierung, wenn die eh für nichts zuständig sind? Also bitte, vielleicht tun wir ein bisschen vor der eigenen Türe kehren und schauen wir, dass hier wirklich etwas geschieht. 

Und das Gleiche ist ja jetzt beim Bundeslärmschutzgesetz. Frau Stadträtin, auch hier wiederum hat das Land seine Verantwortung, und bitte, auch hier machen wir was als Land. Und wenn Sie wirklich nicht mit dem Bundesminister Pröll können, dann reden Sie mit uns, wir können mit ihm. Wir würden da gerne vermitteln, bei dem Ganzen.

Also mein Appell: Bitte machen wir hier etwas. 

Und das gleiche Verwirrspiel ist ja bei der Renaturierung des Wienflusses. Zuerst haben wir es verkauft, rie-sige PR-Mittel sind da reingegangen. Das Umweltressort ist ja immer sehr großzügig mit PR-Mitteln, das lässt sich sehr, sehr gut verkaufen. Und auf einmal haben wir von dem ganzen Radweg, wo es einmal geheißen hat, der geht das ganze Wiental entlang, nur mehr eine kleine Versuchsstrecke, die sauteuer ist, und wir werden sehen, was das bringt. Wir fordern einen Radweg, wie er uns einmal versprochen wurde. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein bisschen noch aus meiner Liste, die ja leider Gottes sehr, sehr lange ist. Bei den UVP-Feststellungen der letzten Zeit wurde beispielweise bei der Park and Ride-Anlage Hütteldorf nicht im Sinne der Bürger und der Um-welt entschieden. Da wurde wieder einmal drübergefahren. Oder bei der Handymastenaufstellung. Da hat Ihnen sogar die Umweltanwaltschaft mangelndes Engagement vorgeworfen. Das kann doch alles ganz einfach nicht sein. 

Oder was Sie versuchen bei der Hundehaltung, da geht auch nichts Richtiges weiter. Und da fordern wir als Kontrollmaßnahme, als Überwachung eine Stadtwache. Es wäre endlich notwendig, dass so etwas kommt, dass das überwacht wird.

Denn schauen Sie sich die Wiener Gehsteige an. Die werden immer schmutziger. Die Verschmutzung im öffentlichen Raum wird immer ärger. Die Wiener fühlen sich ganz einfach nicht mehr wohl dabei. Und wenn wir dann fordern, machen wir doch Mistbehälter, die sich nicht so leicht öffnen lassen, dann sagen Sie uns, ja, ja, ihr habt ja eigentlich schon Recht, aber da haben wir kein Geld dafür, dass wir das so schnell umändern. Mit der Zeit wird das Ganze umgeändert. Es ist ganz einfach bei der MA 48 kein Geld da.

Aber schau, beim Kindererlebnisprojekt, das mit der MA 48 nicht direkt gerade was zu tun hat, da haben wir 800 000 EUR, womit wir das subventionieren können, ein Projekt, das zwar auf privater Basis funktioniert, aber wo Eintrittgelder verlangt werden, und nicht gerade wenig. Nicht dass wir gegen dieses Projekt sind. Aber da gibt es ja andere Magistratsabteilungen als die MA 48, die das machen könnten. Und das ist kein effizienter Mit-teleinsatz vom Umweltressort, das können Sie nicht sa-gen.

Meine Damen und Herren! Wenn wir heuer um 220 Millionen EUR weniger ausgeben für Umweltsanierung in einem Fach, wo wir sehr, sehr viel Geld haben, wo weniger investiert wird, aber wo die Kosten für die Verwaltung steigen, auch da, Frau Stadträtin, können wir sicher nicht mitgehen.

Und weil hier die Umweltprobleme dieser Stadt ganz einfach einverschlafen werden und weil das Umweltbudget den gerade skizzierten Aufgaben, es ist nur ein ganz ein kleiner Ausschnitt, nicht nachkommt, können wir die-sem Rechnungsabschluss nicht unsere Zustimmung ge-ben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte noch einen Beschlussantrag einbringen, damit wir dann nicht missverstanden werden, wenn wir mit dem Beschlussantrag der GRÜNEN nicht mitgehen. Wir sagen: 

„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich gegen alle Liberalisierungsschritte der öffentlichen Trinkwasserversorgung aus.

In formeller Hinsicht würden wir die sofortige Abstimmung verlangen.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wenn ich mich richtig erinnere, habe ich beim Rechnungsabschluss 2003 Zwischenbilanz gezogen, also zur Hälfte der Legislaturperiode, und ich dachte, dass wir noch zwei Jahre Zeit hätten, um für die Umwelt zu arbeiten. Heute wissen wir, oder zumindest gehen wir davon aus, dass diese Rechnungsabschlussdebatte die letzte Debatte dieser Legislaturperiode ist, wo wir uns mit dem Budget im weiteren Sinne beschäftigen. Das heißt, es ist also Zeit, eine Schlussbilanz zu ziehen. 

Und wenn ich mir jetzt dieses Rechenwerk so vor Au-gen führe, was springt da beim Umweltressort so ins Au-ge? 

Da ist einmal zum Ersten, dass man sich die umweltbezogenen Zahlen, nämlich insbesondere, was an Förderungen im Umweltbereich ausbezahlt werden, nur mühsamst aus den verschiedenen Ansätzen und Posten zusammensuchen muss, so sie überhaupt noch ausgewiesen werden, weil es immer mehr Fördermaßnahmen gibt, die dann irgendwo in einem Gesamtpaket drinnen sind und da nicht mehr zu erkennen sind. 

Ich habe vor Jahren unter dem Vorvorgänger Svihalek einmal einen Antrag gestellt, und ich habe erklärt, es wäre doch schön, wenn es eine übersichtliche Darstellung gäbe über alle Ausgaben, über alle Förderungen im Umweltbereich, also dass sie gerafft dargestellt werden, dass man halt so sieht, was alles gemacht wird, und bin natürlich immer an der SPÖ-Mehrheit gescheitert. 

Das Zweite ist der Vergleich der Ist-Zahlen des Rech-nungsabschlusses mit dem Soll, also den Voranschlagszahlen.

Das ist an und für sich etwas ganz Normales, dass man also zum Rechnungsabschluss vergleicht, habe ich jetzt mehr ausgegeben als veranschlagt oder weniger und üblicherweise ist es so, dass man das dann begründen kann, warum habe ich mehr ausgegeben, wieso ha-be ich weniger ausgegeben, war der Voranschlag zu hoch oder zu niedrig oder was waren die Gründe? Nur wenn wir uns das in diesem Bereich anschauen, dann stellt man fest, dass man eigentlich relativ wenig mit den Zahlen anfangen kann, mit den Differenzen, weil wir sehr viele Dezentralisierungsbereiche haben, wo im Voranschlag ganz einfach nur Erinnerungswerte angeführt sind oder relativ niedrige Beträge und beim Rechnungsabschluss dann die vollen Zahlen der Bezirke. Das heißt, ich habe überhaupt keine aussagekräftigen Differenzen, die ich dann begründen kann. Gibt es jetzt tatsächlich Mehrausgaben oder Minderausgaben? Das sieht man ganz einfach nicht.

Das heißt, Transparenz oder Nachvollziehbarkeit ist damit nicht gegeben und offensichtlich ist das etwas, was man auch gar nicht haben will und dass man der Opposition gar nicht zugestehen will, dass sie nachvollziehen kann: Haben wir jetzt zu niedrig veranschlagt oder zu viel ausgegeben und was sind die Gründe dafür? 

Das dritte ist: Auch heuer steht fest, dass wir definitiv wieder über 110 Millionen EUR an Wasser-, Kanal- und Müllsteuer für das Gesamtbudget abführen. 110 Millio-nen EUR, das sind rund 70 EUR pro Einwohner! Also 70 EUR pro Kleinkind, 70 EUR pro Frau oder Mann in dieser Stadt oder in alten Schillingen 1 000 ATS! Und wenn Sie jetzt 1 000 ATS hören, dann werden sich manche erinnern: 1 000 ATS in der Politik, da gab es doch etwas, den so genannten "Ederer-Tausender", der uns vor dem EU-Beitritt versprochen wurde, den wir uns an-geblich ersparen werden. Na ja, jetzt stellt sich heraus, einen "EU-Ederer-Tausender" haben wir uns nicht erspart, dafür müssen wir jetzt in Wien 1 000 ATS pro Kopf und Nase aus diesen drei Abgaben ins Budget einzahlen. Also das ist sozusagen jetzt der "Rieder-Häupl-Tau-sender", den wir uns leider nicht ersparen, sondern der abgezockt wird.

Und jedes Jahr, wenn wir das diskutieren und das seit Jahren, gibt es bei diesen drei Gebühren diese horrenden Überschüsse und jedes Jahr hören wir, dass es die Überschüsse eigentlich nicht gibt, so will es die Kameralistik in der Darstellung und im Übrigen dient das Geld für spätere große Investitionen und Ähnliches. Also jetzt bin ich seit 10 Jahren Mitglied dieses Gemeinderats, seit 10 Jahren auch im Umweltausschuss und seit 10 Jahren gibt es relativ gleichbleibend diese Überschüsse und nie irgendein Jahr, wo diese tollen, großen Investitionen kommen, wo man dann meint, es müsste jetzt ein ausgeglichenes Ergebnis geben.

Wenn es stimmen sollte, dass die Kameralistik so verzerrt, dann frage ich mich, warum man das System beziehungsweise die Darstellung nicht ganz einfach än-dert und es so darstellt, wie es angeblich wirklich wäre. Und wenn eine ordnungsgemäße Kostenrechnung etwas anderes aussagen würde, dann frage ich mich, warum man sie nicht offen legt. Gelegentlich bei einzelnen Magistratsabteilungen ist es so, dass dann nur so im Text irgendwo vorkommt, wir haben einen Deckungsgrad von 98 Prozent oder von 102 Prozent; aber wie dieser Deckungsgrad errechnet wird, welche kalkulatorischen Zin-sen oder sonstige Dinge da angesetzt wurden, das ist natürlich für die Opposition nicht nachvollziehbar. Das heißt, auch hier gilt offenbar: Transparenz und Nachvollziehbarkeit ist nichts, was die SPÖ der Opposition zugestehen will. 

Dafür gab es gegenüber diesen Gebührenüberschüs-sen gerade im Umweltbereich saftige Erhöhungen für die Bevölkerung, Erhöhungen der Strompreise, Erhöhungen der Gaspreise, Erhöhungen der Müllgebühren, Erhöhung der Wasseranschlussgebühren. Kollege Maresch hat nicht zu Unrecht gemeint: Wir haben sogar Erhöhungen gehabt und eigentlich, wenn permanent solche Überschüsse sind, dann könnte man sich doch überlegen, einmal für einen gewissen Zeitraum die Gebühren zu senken. Na, so etwas kommt natürlich überhaupt nicht in Frage. (Beifall beim BZW.) 

Nun möchte ich auch eine Schlussbilanz hinsichtlich der Inhalte ziehen, also was zum Beispiel vom SP-Re-gierungsprogramm 2001 jetzt umgesetzt wurde. Dazu möchte ich aber vorweg einmal bemerken: Die Ziele in diesem Regierungsprogramm sind zum Teil so allgemein und so unpräzise formuliert, dass eine Erfüllung dieser Ziele durchaus jederzeit behauptet werden kann.

Also aus dem Verkehrsprogramm, dem Nachtragsprogramm, wird auf den Einsatz der intelligenten Verkehrssysteme hingewiesen, also Car-Sharing, City-Lo-gistik und diese Dinge. Und da darf ich zum letzten Bericht der Klimaschutz-Koordinationsstelle, zum KliP 2003/ 2004, sagen und ich zitiere aus diesem Bericht zum Pro-gramm Car-Sharing: „Trotz wiederholter Bewerbung läuft die Aktion nur zögerlich an. Nur ein einziger Anbieter mit 138 Fahrzeugen.“

Zum Programm Car-Pooling: „Ist leider nur auf sehr mäßiges Interesse in der Bevölkerung gestoßen.“ 

Programm Geschäftsstraßen- Logistik: „Derzeit ein Pilotprojekt und es wird festgehalten, dass dem relativ geringen Reduktionspotential dieses Programms ein sehr hoher Aufwand zur Umsetzung gegenübersteht.“ Al-so eindeutig drei massive Flops.

Das Ziel auf dem Weg zur Klima-Musterstadt. Also der erste Absatz ist eigentlich nur Selbstbeweihräucherung und offensichtlich nach dem Motto “Je öfter ich das Wort Umweltmusterstadt irgendwo hinschreibe oder sa-ge, desto eher glauben wir selber, dass wir eine sind.“ Und das Ziel, das Klimaschutzprogramm umzusetzen: Beim letzten Bericht zum KliP, wie gesagt der 2003/ 2004-Bericht, habe ich damals im Plenum zusammenfassend ausgeführt, dass wohl die Klimaschutz-Koordi-nationsstelle zur Halbzeit des KliP viel in Bewegung ge-setzt, viel erreicht und viele neue Akzente gesetzt hat, aber dass das nicht über die grundsätzlichen Mängel und Schwächen des KliP hinwegtäuschen darf, und dass Wien vom Ziel, nämlich einer zufriedenstellenden CO2-Reduktion, noch sehr weit entfernt ist.

Dann gibt es das Ziel, mehr Niedrigenergiehäuser zu errichten. Na ja, von nichts auf ein bissel was ist auch schon ein großer Sprung, aber das ist noch lange nicht unbedingt der Umweltmustererfolg. Ein Ziel ist verstärkter Einsatz von Windgeneratoren und die Brücke zum Solarzeitalter. Auch hier hält sich der Erfolg in sehr engen Grenzen, weil wir wissen, wie immer alle diese Anträge, die ich in punkto erneuerbare Energie gestellt ha-be, abgeblockt worden sind. Ich orte eine einzige Person oder Stelle, die sich wirklich intensiv und vorbildlich damit auseinander setzt, und das ist die Klimaschutz-Koor-dinatorin, die sich da wirklich für erneuerbare Energien stark macht.

Die thermische Sanierung: Also ich möchte sagen, das ist eine der wenigen Bereiche, wo wirklich was weitergeht, aber es wäre sicherlich auch noch mehr möglich. 

Das Thema Grünraum erhalten, mehr Grün in Wien: Da darf ich an meine Wortmeldung zum STEP 05 erinnern, wo ich festgestellt habe, dass die Sicherung des Grünbereichs, insbesondere auch der landwirtschaftlichen Flächen, keineswegs sichergestellt ist und dass es in Wien an der Auswahl verschiedener kleiner Grünflächen fehlt und natürlich auch dementsprechend an Programmen, wie diese zu schützen sind. Also auch hier kann von einer Erfolgsstory keine Rede sein.

Abfallmengen reduzieren, Recycling und Ähnliches: Also bis jetzt hat die SOP-Abfallwirtschaft nicht sehr viel hinsichtlich der Reduktion der Abfallmengen gebracht. Im Gegenteil, wir werfen jetzt wieder mehr Plastik in den Restmüll und nicht deshalb, weil wir, nämlich die Müll-trenner, schlampiger geworden sind, sondern weil das neue Konzept es so vorsieht. Also auch das halte ich nicht unbedingt für eine Erfolgsstory.

Ein Ziel war, das Wiener Wasser unter Verfassungsschutz zu stellen. Na ja, da haben wir jetzt den 100-pro-zentigen Erfolg. Das ist geschehen, aber damit war es das auch schon. Wenn ich erinnern darf, hat sich seinerzeit Kollegin Mag Schmalenberg auch dafür stark gemacht, andere Institutionen der Daseinsvorsorge ebenso unter Verfassungsschutz zu stellen und sie damit vor fremden Zugriffen und Missbräuchen zu schützen. Ihr ging es damals um die Kanalisation. Die Reaktion der SPÖ: Njet. Grund: Teile der Kanalisation waren zu diesem Zeitpunkt schon längst mittels Cross-Border-Lea-sings ans Ausland verscherbelt worden. 

Na ja und nach dem Regierungsprogramm der SPÖ gab es auch noch ein Papier über gemeinsame Projekte der SPÖ und der GRÜNEN. Da möchte ich auch ein bisschen durchblättern, was da umgesetzt wurde:

Das Klimaschutzprogramm, das habe ich schon zitiert, meine ich, war bisher in der Umsetzung keine Erfolgsstory.

Das Biomassekraftwerk für Wien, das wird kommen, also soweit ist das Ziel erfüllt. Sie kennen meine Bedenken, ob der Standort ökologisch sinnvoll ist. So wie es sich jetzt herausstellt, dürften die Versprechungen, dass die Anfuhr des Holzes hauptsächlich mittels Bahn erfolgt, auch nicht zutreffen, sondern die Zufuhr wird voraussichtlich überwiegend mit dem LKW erfolgen. Das ist CO2-belastend und daher eigentlich nicht unbedingt ge-rade der große Erfolg in der Umweltmusterstadt.

Die GRÜNEN wollten Biomasseförderung und Pilotprojekte dazu. Eine Förderung gibt es, also soweit kann man damit zufrieden sein. Vor einer Schwerpunktsetzung, wie es die GRÜNEN gerne hätten, nämlich im Be-reich der Ein- und Zweifamilienhäuser, warnt sogar die Klimaschutz-Koordinatorin und sie weist zurecht darauf hin, dass in den meisten Fällen mehrere LKW-Fahrten pro Jahr notwendig sein werden, um die notwendigen Materialien zuzuführen und das aus Sicht der CO2-Re-duktion nicht so sinnvoll ist.

Ökostromoffensive: Wien war wirklich sehr lange Schlusslicht in diesem Bereich und keineswegs eine Um-weltmusterstadt und so wie ich das beobachtet habe, ist all das, was bisher erreicht wurde, eigentlich eher auf Druck des Bundes geschehen, aber sicher nicht als Ei-geninitiative der Stadt. 

Die Biogasanlage war ein Ziel. Auch diese kommt, das wurde von mir auch sehr begrüßt. Das war auch ei-ne meiner Forderungen über lange Zeit. Aber auch hier hätten wir gerne über den Standort diskutiert. Hier meinen wir, ob es sinnvoll ist, das sozusagen alles in einem Standort zu vereinen. Ich erinnere an die heftigen Diskussionen, die wir gehabt haben. Wir hätten damals ger-ne eine umfassende UVP für alle dort befindlichen Anlagen gehabt und das wurde uns auch als unmöglich abgelehnt.

Passivhaussiedlungen: Hier gibt es Projekte. Ob das, was schon vorhanden ist, den GRÜNEN und ihren Zielvorstellungen entspricht, das können nur die GRÜNEN beurteilen. Die Zielvorgabe, finde ich, ist in dem Papier sehr allgemein gehalten. Ich hoffe, Sie sind zufrieden, dann kann man sagen, dann hätten wir hier einen Erfolg. 

Biolebensmittel: Der Anteil der öffentlichen Institute wäre auf 50 Prozent zu erhöhen. Also ob flächendeckend 50 Prozent erreicht sind, wage ich zu bezweifeln. Auch hier bin ich davon überzeugt, dass das Ziel weit verfehlt wurde. 

Ja, und dann noch Wien als Biobauer. Da wollten die GRÜNEN eine 100-prozentige Umstellung auf Biolandbau. Das war auch ein Antrag von mir. Auch wir hätten das gerne gehabt. Die SPÖ hat es abgelehnt. Auch die-ses Ziel ist ja eindeutig verfehlt worden. 

Also in Summe sind viele dieser selbst gesteckten Ziele in den Programmen nicht erreicht und man kann davon ausgehen, sie wären auch zum regulären Ende der Legislaturperiode, also im März 2006, sicherlich nicht erreicht worden. So hat man den Eindruck, dass sich die SPÖ ganz einfach aus der Verantwortung für diese Nichterfüllung ihrer eigenen Regierungsprogramme und der Absprache mit den GRÜNEN flüchtet.

Weitere Punkte sind heute zum Teil schon genannt worden: 

Das Bodenschutzgesetz ist überfällig. 

Feinstaub und Ozonbelastung: Es gibt keine brauchbaren Lösungsansätze. 

Lärmschutz: Da ist die Frau Stadträtin medienwirksam im Fernsehen und in den Zeitungen, wenn es darum geht, zum Beispiel in Floridsdorf eine Lärmschutzwand zu errichten. Also dort, wo sich andere wie zum Beispiel die Bundesbahn oder der Bund daran beteiligen, da ge-schieht etwas. In anderen Bereichen, wie zum Beispiel beim Fluglärm, also echte Schutzmaßnahmen für die jetzt wirklich vom Fluglärm betroffene Bevölkerung gibt es nicht. 

Ein weiteres Beispiel, wo bis jetzt mehrere Umweltstadträte und -stadträtinnen auch noch keine Lösung herbei geführt haben oder auch nicht annähernd eine Lösung gefunden haben, das ist der auch schon erwähnte Hundekot. StRin Sima rückt den Hundehaltern jetzt mit roten und grünen Karten zu Leibe, also rot für die, die den Hundekot nicht entfernen, grün für die, die brav sind. Die armen Mitarbeiter der MA 48, die das dann durchführen müssen, denn das ist ja mehr ein Gag, denn ich den-ke, die Hardliner unter den Hundehaltern, also die sich wirklich um nichts kümmern, die wird das wahrscheinlich auch nicht wirklich beeindrucken. Wir vom BZW werden morgen dazu Lösungsvorschläge und zwei Anträge im Rahmen des Tierhaltegesetzes einbringen. 

Im Übrigen kann ich nur hoffen, dass die Wähler die Misserfolge in diesem Bereich, auch im Umweltbereich, mit der gleichen Antwort wie das BZW zum Rechnungsabschluss beantworten, nämlich mit: Nein danke, so nicht. (Beifall beim BZW.)

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Diese Rede, die ich jetzt halte, könnte ich getrost zu jedem Kapitel des Rechnungsabschlusses 2004 halten, denn in jeder Geschäftsgruppe gab es bis zur letzten Ausschusssitzung -zig Anträge mit Hunderttausenden von Euro unter dem Titel oder Deckmantel “Information und Öffentlichkeitsarbeit“. 

Zum Beispiel haben wir am 13.6. noch unter Punkt 41 im Umweltausschuss 359 000 EUR und unter Punkt 42 100 000 EUR für Öffentlichkeitsarbeit beschlos-sen. Wir von den Freiheitlichen haben dieses selbstverständlich abgelehnt. 

In Wirklichkeit dienen diese Beträge dazu, die Meinungsmacher durch das gewaltige Inseratenvolumen ge-fügig zu machen. Kein Medium zumindest im Osten Österreichs kann es sich leisten, objektiv zu berichten oder gar die Meinung der FPÖ darzustellen. Bitte, das gilt durchaus auch für andere Oppositionsgruppen. Aber wenn dann doch der eine oder andere Skandal in der Abendausgabe auf der Titelzeile erscheint, ist er in der Morgenausgabe zumeist abgeschwächt oder ganz verschwunden. Es ist den Meinungsmachern und Meinungsbildern ganz klar, dass zu jedem freiheitlichen Pressedienst oder zu jeder freiheitlichen Pressekonferenz die Stellungnahme der amtsführenden Stadträtin einzuholen ist. Vice versa schaut es natürlich ganz anders aus. Öffentliche Beschimpfungen durch den Beamten Dipl Ing Bachl werden hingenommen und führen keineswegs zu einem Disziplinarverfahren. Ich frage Sie gerne, Frau Stadtrat, haben Sie schon ein dementsprechendes Disziplinarverfahren gegen diesen Beamten eingeleitet? 

Ich habe es nämlich gewagt, die Vergabepraxis beim Radweg am Wienfluss als Vergabeskandal festzumachen. Denn während wir am 12.4.2005 im Ausschuss noch über das Wie debattiert haben, waren hunderte Me-ter des Radweges schon fix und fertig betoniert. Ich habe dann in der Zeitung - es handelte sich, wie gesagt, um ein Exklusivinterview -, gemeint, die SPÖ mit ihrer absoluten Mehrheit hat den Gemeinderat in der Praxis ausgeschaltet. Die Antwort des Beamten, wenn es ein hoher Politiker wäre, dann nimmt man das gerne hin, Dipl Ing Bachl in der Zeitung: „Vollkommener Blödsinn, heißt es dazu vom Gruppenleiter Baudirektion Dipl Ing Hans Bachl.“ Ich kann die Zeitung gerne nachbringen. Das Problem besteht darin, dass der politische Gegner, hier die Freiheitlichen, ohne Gefahr eines Disziplinarverfahrens fertig gemacht werden darf. Im Ausschuss darauf angesprochen, leugnet er jeglichen Zusammenhang mit meiner Person, obwohl es sich um ein Exklusivinterview gehandelt hat. 

Bei meiner Pressekonferenz vom 15.6.05 habe ich daher ein zwingendes Inhaltsprotokoll für die Ausschüsse des Gemeinderats gefordert. Derzeit sind laut Geschäftsordnung des Gemeinderats nur Minimaldaten not-wendig und zwar: Datum, Ort, Zeit, Teilnehmer und sogar, ob nur einstimmig abgestimmt wurde oder mehrstimmig abgestimmt wurde. Die Geschäftsordnung für die Bezirksvertretungssitzungen sind da viel weitgehender und weitreichender. Dort werden Mitteilungen des Vorstehers zu den Anfragen und deren Beantwortung, Informationen über die Beantwortung von Anträgen und die Debattenredner protokolliert. In den Bezirksvertretungen wird sogar protokolliert, ob von derselben Fraktion der eine so und der andere anders abgestimmt hat. Wir werden daher im Sinne von mehr Demokratie im nächsten Gemeinderat einen dementsprechenden Antrag einbringen.

Warum sind diese Änderungen wichtig? Wir haben es ja gesehen, wie mein grüner Vorredner in der Vergan-genheit sehr viele Punkte - das ist natürlich die vorhergehende Stadträtin gewesen, Frau StRin Kossina - hier vorgetragen hat und sich die neue Stadträtin natürlich an diese Dinge nicht erinnern kann. Aber würden sie in einem Protokoll sein, dann würde diese Arbeitshilfe auch der Stadträtin sehr dienlich sein, um das Versprochene ihrer Vorgängerin dann auch erfüllen zu können.

Wir werden daher im Sinne von mehr Demokratie und Effizienz im nächsten Gemeinderat einen dementsprechenden Antrag einbringen.

Wie gesagt, die Vergesslichkeit der derzeitigen Umweltstadträtin Sima ist genauso groß wie die ihrer Vorgängerin und macht ein vernünftiges Arbeiten im Ausschuss unmöglich. Die zwingende Führung eines Inhalts-protokolls, wie es sogar in vielen Ausschüssen auf Be-zirksebene üblich ist, ist deswegen notwendig, da sich die Vergesslichkeit in letzter Zeit gehäuft hat. Dazu einige Beispiele, wenn man sagt, das stimmt alles nicht. Das ist klar, wenn man alles vergisst, kann man sich ja auch nicht erinnern, dass man etwas vergessen hat. Das ist schon logisch.

Erstens: Seit 7. September 2004 warten wir auf die Präsentation der Hochwassersteuerung des Wienflusses. Damit hängt auch dieser etwas unglücklich konzipierte Radweg zusammen. Wie gesagt, Sie haben uns seit 7. September diese Hochwassersteuerung des Öfteren versprochen, aber bis heute leider nicht eingehalten. 

Zweitens: Im Ausschuss hat Frau StRin Sima gemeint, dass sich der Holztransport - den haben wir heute eh schon öfter gehört - zum Biomassekraftwerk Simmering per Bahn oder Schiff nicht auszahlt. Das sind 170 000 Jahrestonnen, das sind 6 200 LKW-Fuhren und das zahlt sich nicht aus, dass man das auf die Bahn oder auf das Schiff umlegt. In der Fragestunde am 24.5.2005 habe ich das Frau StRin Sima vorgehalten, Sie hat nur ungläubig den Kopf geschüttelt. Das hat sie, wie gesagt, bei meinem grünen Vorredner auf Vorhaltungen ebenso getan. Daher, was wäre so ein Inhaltsprotokoll für eine große Stütze, auch für die Frau Stadtrat. 

Detto die Feinstaubproblematik. Im Ausschuss habe ich angeregt, die so genannten Laubblasegeräte seitens der Gemeinde Wien nicht mehr einzusetzen. Sicher, die Laubblasegeräte werden das Feinstaubproblem in Wien nicht wirklich wegbringen, aber viele kleine Maßnahmen könnten doch hilfreich sein. Ich habe gemeint, seitens der Stadt Wien sollte man diese nicht mehr einsetzen und in Wien - ähnlich wie am Samstag Nachmittag und am Sonntag das Rasenmähen mit Benzinmotoren verboten ist - auch diese Laubblasegeräte verbieten. Dazu habe ich eine Presseaussendung gemacht, OTS 21.4. 2005. Das, was die Frau Stadträtin im Ausschuss abgelehnt hat, reklamiert sie nun in der Fragestunde vom 24.5., zirka einen Monat später, als ihre eigene Ideen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima schüttelt den Kopf.) Daher ist es wirklich notwendig, Frau Stadtrat – ja, Sie schütteln wieder den Kopf, aber wie soll ich es Ihnen denn beweisen, dass ich es Ihnen das letzte Mal in der Fragestunde gesagt habe. Ich habe das mitgeschrieben, da haben Sie auch den Kopf geschüttelt und haben Sie es nicht geglaubt. Wie soll ich Ihnen als Opposition beweisen, dass das halt so ist, wenn in Ihrem Protokoll nur Datum, Ort, Zeit, einstimmig, mehrstimmig steht. Bezirksvertretungssitzungen sind doch sicher nicht höherwertiger als Ausschusssitzungen des Gemeinderats, wo die Arbeit geleistet wird angeblich. Aber sogar in jeder Ausschusssitzung in den Bezirksvertretungssitzungen - gehen Sie nach Penzing, Frau Kollegin Kalchbrenner wird Sie gerne belehren, einschulen, Sie wird es Ihnen zeigen - sind wirklich tadellose Inhaltsprotokolle vorhanden. Kollege Krisch von den Grün-Alternativen kann durchaus des Öf-teren diese Protokolle inhaltlich nicht anerkennen, verlangt eine Ausbesserung, die wird vorgenommen und dann wird das Protokoll per E-Mail an alle Bezirksräte verschickt. Das geht dort ganz problemlos. Dann wird auch das, was in einem Ausschuss einer Bezirksvertretung in Penzing geht, auch hier im Ausschuss möglich sein. Also ich bitte Sie, das kann ja keine Unmöglichkeit sein. Ich war das letzte Mal Ersatzmitglied im Gesundheitsausschuss. Dort wird ja auch alles mitgeschrieben und das ist ja gescheit, weil man ja auch die Ergebnisse der Verhandlung irgendwo zur Erinnerung braucht, denn nicht jeder ist so ein Genie, dass er sich nach zwei, drei Jahren an alles so gut erinnern kann. Manche schon nach einem Monat nicht mehr. Aber was doch eh schon von Amtswegen mitgeschrieben wird, das kann man doch getrost auch im Sinne von Demokratie der Opposition überlassen und einsehen lassen. Soviel nun einmal zur Änderung der Geschäftsordnung und warum wir ein Inhaltsprotokoll fordern. 

Nun möchte ich zu meinem Leitthema zurückkehren und zwar, was man in jedem Ausschuss halten könnte: Wieweit Werbeeinschaltungen und Inseratenvolumen auch eine Gefahr für die Demokratie darstellen können. Ihr Versuch, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, mittels “Arbeiterzeitung“ die Bürger für Sie zu gewinnen, war erstens viel zu teuer und zweitens viel zu plump und zu durchsichtig. Das Pro-jekt “Arbeiterzeitung“ ist einfach gescheitert. Was Sie nun machen, ist viel geschickter: Sie verkaufen nun Ihre Ideen über die Medien und verkaufen Umweltprojekte als neu, als modern, als kreativ. Es ist wirklich haarsträubend, was hier alles dem Bürger verkauft wird. Die Zeitungen, die halt ein gewisses Inseratenvolumen durchaus gerne annehmen - wie gesagt, die Bundesregierung bemüht sich ja auch in dieser Hinsicht, Sie sind ja nicht alleine -, sind natürlich dann auch geneigt, Ihrer Argumentation ziemlich ungefragt Raum zu lassen. 

So wird trotz Feinstaubproblematik der Schutzgürtel der Sträucher am Karlsplatz abgeholzt und das Projekt aus den 70er Jahren als modern verkauft! Sven Ingvar Anderson kann sich schon gar nicht mehr daran erinnern, dass er Wien dieses Projekt angedient hat, der will ja nichts mehr davon wissen. In Wirklichkeit ist es kein modernes Parkprojekt, sondern Sie werden dort mit der Szene nicht fertig und brauchen aus Sicherheitsgründen - Sie haben es ja auch in der Presseaussendung klar dargestellt - neue Sichtachsen, damit es dann sicherer wird. Aus Sicherheitsgründen müssen Sie die Gebüsche abholzen, die an und für sich die Parkbesucher vom Feinstaub schützen könnten. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima ist erheitert.) Na ja Sie lachen. Sie wissen ja ganz genau, Sie wollen unbedingt eine transparente Polizeistation, Sie wollen mehr Licht in den Park. Wir verstehen es, wir unterstützen das Projekt selbstverständlich auch. Das ist nicht modern, sondern das ist der Ausfluss Ihrer verfehlten Jugend- und Drogenpolitik, denn während Sie hier in Wien die Parks abholzen müssen, weil Sie die Szene nicht in den Griff bekommen, geht in Linz die Sozialistische Jugend her und verteilt an 12-Jährige Flugblätter, wie man sich am besten einhascht und einraucht. Das heißt, es ist schon so, dass die Sozialdemokratie hier mit ganz falschen Karten spielt. Wir haben auch diesen Un-fug in Linz. (Aufregung bei GR Dr Thomas Reindl.) Aber bitte nicht, Herr Reindl, sind Sie gut, ich habe nur eine beschränkte Zeit. Sie haben es notwendig, ich erzähle es Ihnen. Kommen Sie dann raus und machen Sie, was Sie wollen. Sie haben ja eh die Möglichkeit zu reden.

Das Thema UVP Umweltverträglichkeitsprüfung kann ich hier in diesem Zusammenhang natürlich auch nicht auslassen. Dort hat Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie, wirklich - man kann es nicht anders ausdrücken - der Machtrausch gepackt. Schauen Sie sich das Projekt Park and Ride in Hütteldorf an. Dort hat StRin Laska vorher gesagt, die Garage zum Rapidplatz wollen wir gewerblich nutzen. Kaum hat man gesehen, dass das zusammen mit dem Park and Ride-Projekt in Hütteldorf bei diesem kleinen Einkaufscenter eine UVP-Prüfung nach sich zieht, hat StRin Laska einfach die gewerbliche Nutzung wieder zurückgezogen. Aber wir können hier alle sicher sein - kaum ist die Park and Ride-Anlage in Hütteldorf, wird die gewerbliche Nut-zung für die Garage vom Rapidplatz eingereicht und es wird dann sicher nichts mehr weggerissen, UVP hin, UVP her. Daher ist das eigentlich eine Täuschung. 

Der nächste UVP-Skandal entwickelt sich beim Ernst-Happel-Stadion im Prater. Wir haben es hier schon von manchen Oppositionsrednern gehört, obwohl die Umweltanwältin, die ein UVP-Verfahren wirklich als zwin-gend erachtet, ihren Einspruch erheben will, macht sie es dann dennoch nicht, weil sie weiß: Die Macht der Sozialdemokratie in den Medien, aber auch im Rathaus und den Betrieben der Stadt Wien ist dermaßen groß, dass jegliche Oppositionsmeinung im Keim erstickt wird und durch die Rechtsabteilungen der Stadt Wien durchaus gebogen werden kann. Anders kann man diesen Vorgang nicht bezeichnen. Dass die Umweltanwältin sagt, da würde ein UVP-Verfahren beim Prater-Stadion notwendig sein, aber es findet halt doch nicht statt.

Wer kommt gegen die reale Macht des Magistrats an? Der Magistrat macht, was die SPÖ-Stadträte befehlen. So funktioniert für Sie viel. Viel von Demokratie hier erzählen. So funktioniert weder Demokratie und so funktioniert auch keinesfalls Umweltschutz. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Städtebund hat am 15. Februar in der Sitzung im Wiener Rathaus festgestellt, dass Wien - und das stellt er hier nicht erstmalig fest, das haben ja viele Vorredner festgestellt – in punkto Feinstaub gar keinen Lösungsansatz besitzt. Wien will – das waren herrliche Schlagworte - ein kurzfristiges Konzept erstellen und dann will es ein langfristiges Konzept erstellen. Das ist gescheit. Aber was eigentlich drinnen stehen soll, das weiß man bis heute nicht!

Im Klartext: Punkto Umweltschutz ist Wien anders, leider viel schlechter als der Rest der Diskussionsteilnehmer und ich hoffe, dass die Frau Stadträtin jetzt heraus kommt und uns erzählt, welche neuen, innovativen Elemente in diesem Kurz- und Langzeitkonzept enthalten sein werden. Dann bin ich gerne der, der klatschen wird.

Dies alles decken Sima und die Sozialdemokratie mit Propaganda zu. Stark angestiegen sind gegenüber dem Budgetanschlag die Ausgaben für die Stadtpropaganda. Im Voranschlag waren 19,7 Millionen EUR budgetiert, im Rechnungsabschluss sind 28,3 Millionen EUR ausgewie-sen. Das ist eine Überschreitung von 43 Prozent und das in einem Jahr, wo es gar keinen Wahlkampf gegeben hat. Ich gespannt, wie das nächstes Jahr ausschauen wird. Allein der PID hat 100 Bedienstete, die sich redlich um die Verdienste der SPÖ und/oder der Stadt sage ich, weil SPÖ und die Stadt, glaube ich, sind ident, bemühen. Bisweilen kann man das wirklich nicht unterscheiden. Vielleicht kann mir die Frau Stadträtin da diesen herrlichen Unterschied heute in der “Presse“ zeigen (GR Kurth-Bodo Blind zeigt eine Seite der “Presse“.): Babystadt – Babystaat. Kein Unterschied, oder? Nein. Da das Tuttiflascherl, da auch. Ins gesunde Leben - ins gesunde Leben. Ein Apferl, da unten der Teddybär. Jetzt ist er in-novativ, da oben der Teddybär. Da hat sich was verändert. Statt der intelligenten Mitarbeiterin, die da auf der Broschüre abgebildet ist, wo steht: „Ulli Sima, SPÖ-Um-weltsprecherin, ist jetzt das Logo der Stadt Wien“. Das heißt, es wurde nur das Foto mit der Mitarbeiterin... (GR Dr Wilfried Serles: Welche Seite?) Das ist die Seite 14 der “Presse“. Es wurde nur das Logo ausgetauscht einer Mitarbeiterin gegen das Stadt Wien-Logo, aber sonst ist eigentlich die SPÖ-Umweltsprecherin jetzt... (GR Christin Oxonitsch: Hätte man das so verteilen sollen?) Nein, bitte, die Umweltsprecherin ist viel zu hübsch. Da steht jetzt natürlich Wien. Das heißt, es hat hier wirklich die SPÖ gesagt: Wir sind eigentlich die Stadt. Das ist nicht ganz so wie in der DDR. In der DDR war das viel eleganter. Die DDR-Sozialisten waren ehrliche Sozialisten. Die haben gesagt, die Partei ist der Staat und der Staat ist die Partei. In Wien ist es auch so, aber in Wien wird uns vorgespielt, als hätten wir dabei noch eine Demokratie und das ist der große Schmäh! (Beifall bei der FPÖ.)
Dazu kommen noch die Pressesprecher der Stadträte und ganz wesentlich die Propagandaabteilungen der formal ausgegliederten Betriebe. Überall plakatiert die Stadt oder ihre Betriebe ungeniert wild auf Säulen vor U-Bahn-Stationen, auf Bäumen am Ring. Ich habe das al-les fotografiert und festgemacht. Wenn Sie wissen wollen, wo die MA 7 zusammen mit der Stadtzeitung “Falter“ plakatiert und wenn Sie wissen wollen, wo die Stadt Wien wild plakatiert, dann sage ich es Ihnen auch gerne. Das heißt, es wird in Wien ganz einfach wild plakatiert und die MA 48 kann das wieder runterkratzen, was die MA 7 und der “Falter“ wild in Wien plakatieren haben las-sen.

Aber wie gesagt, den Vogel schießt ein Inserat ab, das ich Ihnen zum Schluss nicht vorenthalten will. (GR Kurth-Bodo Blind zeigt eine Zeitschrift.) Hören Sie sich den Text des Inserats genau im O-Ton an. Hier das In-serat: „In Wien kann man die Zukunft genießen.“ Hier können Sie das Inserat nachschauen: „In Wien kann man die Zukunft genießen.“ Wunderbar. „Wien bietet sei-nen Einwohnern mit weitläufigen Grünflächen den idealen Lebensraum.“ Da freut man sich drauf, oder? Ich freue mich auch schon. Was steht drunter? “Die Bestattung Wien“ (Heiterkeit bei der ÖVP, FPÖ, den GRÜNEN und dem BZW) Also „In Wien kann man die Zukunft genießen - Bestattung Wien“? Das freut mich. „Wien bietet seinen Einwohnern mit weitläufigen Grünflächen den idealen Lebensraum.“ Ja, gut, mir ist schon klar, was mit diesen Inseraten bezweckt wird. Damit demaskieren Sie sich, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Demokratie muss man leben - Sozialdemokratie kann man kaufen. Das ist die Schande in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ramskogler. 

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Kollege Blind! Sie machen hier jede Rede zu einem Ver-gnügen, danke schön. Es fällt mir wirklich leicht.

Sehr geehrte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Abteilung Umwelt! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Deshalb leicht, warum ich das eingangs gemeint habe, ist, denn was interessiert denn die Wiener und Wienerinnen? Was ist interessant für die Bevölkerung Wiens? Was ist das Interessante an der Umweltpolitik in Wien?

Meiner Ansicht nach nicht unbedingt das hier Gesprochene, sondern das hier Gesprochene ist mehr eine Bedürfniserklärung von einzelnen Kollegen und Kolleginnen, ihre Wahrnehmung, die sie hier haben oder einfach ihre Befindlichkeit, wenn sie sich beleidigt fühlen oder irgend etwas nicht so gelaufen ist, wie es ihrer Persönlichkeit vielleicht entsprochen hätte, wie sie meinen.

Nun aber zu dem Thema, was Wiener und Wienerinnen in Wien an der Umweltpolitik interessiert. Was ist das Interessante daran? Welche Antwort geben die Wie-ner und Wienerinnen? 

In erster Linie wollen sie in Wien eine Politik für die Umwelt, für jene Politik, die hier Verantwortung übernimmt, Verantwortung für die Zukunft übernimmt, Verant-wortung für die Umwelt in Wien übernimmt. Diese Verantwortung hat nicht nur seit 2001 eine rote Stadtregierung übernommen, sondern diese Verantwortung haben auch dementsprechend schon vorher andere Stadtregierungen übernommen und das ist das, was die Wienerinnen und Wiener wollen. Sie wollen und das haben die Wähler und Wählerinnen 2001 so entschieden und voraussichtlich, wir werden sehen, wie sie 2005 entscheiden werden, wollen die Wiener und Wienerinnen eine Umweltpolitik in Wien, die auch sozialdemokratisch geführt wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Das zeigen uns Ergebnisse und es ist auch ein riesengroßer Unterschied, wo hier an diesem Rednerpult ständig über, sage ich jetzt einmal so in dem Angesicht, Glaubensfaktoren diskutiert wird. Wir glauben hier nicht an irgendetwas, wobei ich mir denke, dass schon einige von uns natürlich an etwas glauben, aber an sehr unterschiedliche Dinge, sondern wir haben auch Fakten. Diese Fakten sind diese so genannte Wahrheit, die hier dar-gestellt werden kann, diese Fakten berufen sich nämlich auf Zahlen. Diese Zahlen schauen so aus, dass wir in Wien bei einer Stadtfläche von über 41 000 Hektar über 20 000 Hektar Grünfläche haben. Das ist Faktum, das ist keine Glaubensfrage, so ist es. Auch wenn die Kollegin Reinberger meint: Ich glaube, aber ich kann es nicht mehr hören, Wien ist Umweltmusterstadt - ich weiß nicht, warum Sie sich so weigern und auch andere Kollegen hier, es zu akzeptieren. Faktum ist, 50 Prozent von Wien ist Grünfläche, so ist es, dagegen kann nichts sprechen.

Das andere ist: 1 900 Hektar Park ist ebenfalls Faktum. Das heißt, darüber braucht man nicht zu diskutieren, sollte man eigentlich nicht diskutieren. (GR Mag Rü-diger Maresch: Ein bissel mehr!) Gut, Kritik konstruktiv, wenn es zu Lösungen führt, keine Frage. 

Ich möchte dabei bleiben: Faktum sind über 100 000 Alleebäume in Wien, 18 Prozent der Stadtfläche Wiens sind mit Wald bedeckt, über 8 500 Hektar Stadtwälder, ein Drittel der Wiener Landfläche sind Schutzgebiete nach dem Wiener Naturschutzgesetz, 400 000 Hektar Landwirtschaftsschutzgebiet, zur Zeit über 427 Naturdenkmäler, 17 Prozent der Fläche Wiens wird landwirtschaftlich genützt, Nationalpark Donauauen, Lainzer Tiergarten, Bisamberg, Schutzgebiet Netzwerke Natura 2000.

Das ist Faktum, das ist Wien, das ist die Musterstadt Wien, das ist eine Umweltmusterstadt Wien und das kann man einfach nicht wegreden, man kann es glauben oder nicht. Wir glauben es, weil es Faktum ist, ganz einfach.

Ich berufe mich weiter auch darauf, dass wir hier natürlich in einer Rechnungsabschlussdebatte sind, das ist auch Faktum, und dass es so ausschaut, dass für das Grünland und für die Gestaltung der Grünflächen in Wien zurzeit die Magistratsabteilungen 42, 45 und 49 dementsprechend versorgt über 55 Millionen EUR ausgeben. Das heißt, wir bemühen uns dementsprechend nachhaltig auch um die Zukunft und darum, aus diesen 50 Pro-zent in Zukunft vielleicht sogar mehr zu machen, damit es mehr Prozent der Stadt betrifft. 

Eine weitere interessante Frage und worum es meiner Ansicht nach eigentlich geht, ist nämlich nicht, was tun wir hier für die Wiener und Wienerinnen, was tun wir für uns selbst oder was können wir uns gegenseitig erzählen oder wie können wir uns gegenseitig, ich weiß nicht, einen Gefallen machen, nein, darum geht es nicht. Es geht in erster Linie darum: Was machen wir für die Wiener Bevölkerung? Was machen wir hier für den Umweltschutz? Was machen wir für die Zukunft, damit auch weitere Generationen in Wien noch Natur zur Verfügung haben? Darum geht es, denn die Wiener und Wienerinnen wollen - und das ist das Nächste - ganz bequem so gut wie möglich vor ihrer Haustüre ins Grüne gehen. Sie wollen einen Freizeitraum, egal ob jugendlich oder ältere Bevölkerung. Die meisten Aussagen und Wünsche, die hier von den Wienern und Wienerinnen kommen, sind: Sie wollen schnell mit dem Fahrrad, mit der U-Bahn, aber auch einige mit dem Auto – so ist es – ins Grüne kommen. Und da ist Wien an Qualität und Urbanität mit der Natur in einer Verbindung. Das ist auch eine Sache, wo Wien im Prinzip eine Vorreiterin ist und diese Querverbindung, egal ob es in die Lobau ist, ob es der Prater ist oder ob es die Donauinsel ist, ist öffentlich erreichbar. Wir wissen, dass alle diese Naturparadiese, die Faktum sind, in Wien öffentlich erreichbar sind und das ist auch eine Spezialität von Wien. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hier möchte auch weiter darauf eingehen, dass es eben zu den Interessen der Wiener und Wienerinnen ge-hört, dass wir ein Naherholungsgebiet haben. Wie gesagt, das Grün vor der Haustüre, das ist heute schon er-wähnt worden. 100 Jahre Grüngürtel wird gefeiert und da denke ich mir, das ist auch etwas, was wirklich zu feiern ist. Und für alle, die bei diesem Standrundherumwander-weg mitgehen, denke ich mir, ist das eine zusätzliche Herausforderung, diese Natur zu genießen, aber im Gro-ßen und Ganzen nicht das einzige Um und Auf. 

Das, was wichtig ist und was für die Wiener und Wienerinnen von Interesse ist, egal ob es uns hier interessiert oder nicht, sondern es ist für die Wiener und Wienerinnen, ist, dass der Grünraum in Wien jährlich um 30 bis 50 Hektar größer wird. Im Augenblick wird durch einen Gemeinderatsbeschluss der Grüngürtel Wien durch 60 Hektar Neugestaltung erweitert und der Bevölkerung als Erholungsgebiet zur Verfügung gestellt. Am Kellerberg wird dieser Trend fortgesetzt. Das ist eben eine Er-weiterung des Grünraums Wiens. 

Es gibt halt den Unterschied – denke ich mir – wie man über Umweltpolitik denkt, wie man Umweltpolitik macht und das finde ich eigentlich ganz in den Abteilungen und ich möchte mich hier bei allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen recht herzlich bedanken, weil es hier darum geht, Lösungen zu finden. Es gibt Probleme, auch zum Teil von der Opposition angesprochenen Probleme, zu Recht, keine Frage. Das sind auch Tatsachen meiner Ansicht nach. Aber Probleme sind dazu da, dass sie ge-löst werden und nicht, dass man nur darum herum redet und im Prinzip im Großen und Ganzen eigentlich nur nör-gelt und keine großartigen Vorschläge bringt. Es geht um Lösungen und auch das will die Bevölkerung. Wenn es Probleme gibt, dann müssen Lösungen her und diese Lösungen werden zum Großteil von der Politik angeboten. Das ist natürlich die Voraussetzung dazu und diese Politik macht die Sozialdemokratie in Wien und so ist es. Das ist auch ein Faktum. Dabei bleibt es, Herr Kollege Blind, wollen wir hoffen, auch in Zukunft. (GR Kurth-Bodo Blind: Alles klar!)

Die zweite Lösungsschiene sind natürlich die Experten und Expertinnen und davon haben wir ja ganz, ganz viele in der Stadt. Darum möchte ich mich auch herzlich bedanken, dass sie ihre Expertisen der Bevölkerung in Wien durch die Stadt zur Verfügung stellen. Recht herzlichen Dank an sie und an alle ihre Mitarbeiter. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz möchte ich auf einige Projekte eingehen, bei denen ich mir denke, dass es besonders gute Lösungen für die Zukunft waren. 

Ein Projekt und es war ein umstrittenes Projekt, das war eine meiner ersten Diskussionen, die ich erleben durfte, ist der Biosphärenpark. Das war damals die Entscheidung und die Diskussion, als es darum gegangen ist, soll es ein Nationalpark werden oder ein Biosphärenpark. Diese Lösung ist eine Lösung, die voraussichtlich jene ist, die dieses Gebiet am meisten schützen kann. Uns ist es darum gegangen, dass hier Mensch, Wald und Natur in einer Verbindung stehen können und das Engagement des Wiener Bürgermeisters hat es auch gezeigt, dass wir eine Machbarkeitsstudie gemacht haben. Also es war ein Projekt, welches wir verfolgt haben, welches ein Problem dargestellt hat, nämlich: Wie schützen wir am besten? Und die Lösung und die Antwort war durch die Lösung mit einem Biosphärenpark. Hier wird demnächst auch die UNESCO zustimmen, dass dieser Biosphärenpark anerkannt wird. Das ist im Großen und Ganzen die geeignete Strategie. Dementsprechend ist davon auszugehen, dass wir hier Lebensraum für Menschen und Kulturraum im Wienerwald schützen können. 

Als eine weitere Lösung, die hier anzubieten ist, nämlich auch bei der Problematik, wenn wir davon ausgehen, dass wir in Zukunft damit zu tun haben werden, dass es immer wieder neue Technologien gibt, aber auch natürlich auf Grund der neuen Technologien neue Entwicklun-gen und neue Fortschritte, sehe ich die Kläranlage in Simmering, die vor kurzem ja eröffnet wurde. Es ist die modernste Kläranlage in Europa, über 225 Millionen EUR, die hier eine Investition in die Zukunft sind. Das heißt, auch hier dürfen wir uns nicht einer Lösung verschließen, die auch eine gute Lösung für die Zukunft sein wird und darstellen wird. 

Abgesehen davon möchte ich ein weiteres großes Projekt und eine wichtige politische Ansage sozusagen der Umweltpolitik in Wien setzen, wo ich mir auch denke, dass die Wiener und Wienerinnen etwas profitieren und dass es ihnen etwas sehr Positives zeigt, nämlich wenn es um die biologischen Lebensmittel und den biologischen Landbau geht. Ich weiß schon, nicht alle Wiener und Wienerinnen leben unbedingt so gesund, aber die, die es wollen, haben die Möglichkeit, Biolebensmittel zu kaufen und wenn sie diese kaufen, dann gibt es auch die Möglichkeit, dass sie sie vielleicht beim Biobauern oder bei der Biobäuerin von Wien kaufen. Das ist eben machbar, da ja fast ein Viertel der Gesamtfläche Wiens auf vielfältige Weise landwirtschaftlich genutzt wird. Wir ha-ben zwei Hauptproduktionszweige: Das ist der Gartenbau, der Weinbau und der Ackerbau. 

Was die biologische Landwirtschaft betrifft, so sind es 900 landwirtschaftliche Betriebe, die hier durch ihre Tätigkeit nicht nur einen wichtigen Beitrag zur Nahversorgung der Wiener Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln geben, sondern es wird auch zur Bewirtschaftung und Pflege der Kulturlandschaften beigetragen, die wesentlich für den hohen Erholungswert und für eine weitere Bereicherung der vielen Grüngebiete sind. Ja, die Stadt hat 50 Prozent der Flächen biologisch. Das ist eine ganz gute Leistung, denke ich mir, für einen Wie-ner Betrieb und die Magistratsabteilung 49 ist jene, die diese Landwirtschaftsbetriebe hier auch betreut und dafür auch noch herzlichen Dank. 

Bundesweit sind es, zum Vergleich, nur 9 Prozent der Landwirtschaften, die biologisch bewirtschaftet sind. Das heißt, da wäre natürlich auch noch weiterer Förderungsbedarf, was die Bundesebene betrifft, wenn es um biologischen Landwirtschaftsanbau geht. 

Nun gibt es für die Stadt als Bäuerin keine vergleichbare Stadt Europas und sie ist in diesem Bereich auch wieder eine Musterstadt. Hier kann man ebenso sagen: Rein die Zahlen stellen klar, Faktum ist, Wien ist hier her-vorragend unterwegs und dies nenne ich im Prinzip auch keine Glaubensfrage. 

Ich gehe weiter. Was sind die Produkte? Was sind die Ergebnisse? Es gibt hier Biolebensmittel. Diese Biolebensmittel sind für die Wiener und Wienerinnen auch erreichbar, nicht nur über den Biohandel. Auch die Wiener Krankenhäuser sind so weit und haben einen 30-pro-zentigen Anteil von Bioprodukten, die hier zur Anwendung kommen, wobei eben Backwaren und alle Milchprodukte tatsächlich biologisch sind, ausgenommen Käse. Sonst ist der Rest aus 100-prozentiger biologischer Landwirtschaft. 

Was besonders wichtig ist, hier zu erwähnen, ist auch noch, dass Schulen und Kindergärten dementsprechend bei diesen Projekten mit dabei sind, aber auch das Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser. Das heißt, die Stadt versucht nicht nur Umweltpolitik im herkömmlichen Sinn, was die Umweltabteilung betrifft, sondern in einer gesamtheitlichen Sicht in einer Zusammenarbeit, was Biolebensmittel betrifft auch weiter im Krankenanstaltenverbund, dementsprechend aber auch in Schulen und Kindergärten fortzuführen. Umweltpolitik ist eben eine Querschnittsmaterie. 

Durch diese Gelegenheit, heute hier auch über den Rechnungsabschluss der Umweltabteilung zu sprechen, bietet sich auch an, über das Gut Cobenzl zu sprechen. Sie haben vielleicht auch schon bemerkt, dass im Arkadenhof des Rathauses der “Erste Weinpreis der Stadt Wien“ vergeben wird und da möchte ich natürlich kurz Bezug auf dieses großartige Landgut Cobenzl nehmen, das auf 35 Hektar Rebfläche pro Jahr rund 1 000 Hek-toliter Wein produziert und zu den größten Weingütern Wiens zählt. 25 Hektar Rebfläche liegen in Grinzing rund um das Weingut und 10 Hektar befinden sich am Bisamberg in Floridsdorf. Dort werden auch jährlich 80 000 Li-ter Weißwein und 20 000 Liter Rotwein gekeltert. Ich möchte das auch deshalb hervorheben, weil das Weingut Cobenzl eines ist, das in den letzten Jahren auch im Ausland und bei Internationalen Fachjurys wirklich Anerkennung gefunden hat und das ein Betrieb der Stadt Wien ist, den man auch hervorheben muss und der eine wirklich positive nachhaltige Wirkung herbeiführen kann. Es ist auch so, dass sich diese ausgezeichnete Weinqualität nicht nur diese Woche hier im Arkadenhof einer Wahl stellt. Über 100 Spitzenweine werden hier aus allen Regionen Wiens im Arkadenhof der Jury vorgestellt und wir können nur hoffen, dass unser Landgut Cobenzl dementsprechend auch einen guten Preis erhalten wird, denn es hat ja auch schon in den vergangenen Jahren viele Preise bekommen. Ich möchte nur kurz erwähnen: In den letzten vier Jahren Landessieger beim Grünen Veltliner, beim Weißburgunder, beim Riesling und das Landgut hat auch noch zusätzlich zahlreiche Gold- und Silbermedaillen gewonnen, das heißt, wir haben hier einen Qualitätswein. Ich denke, Sie haben ihn schon ge-kostet, wenn nicht, dann sollten Sie es einfach noch tun.

Unterstützend ist das Weingut Cobenzl auch bei den jungen Winzern, bei den jungen Wienerinnen und Wienern. Das heißt, das ist ein junger Wein, wo auch die jun-gen Unternehmer und Unternehmerinnen in diesem Be-reich der Weinproduktion Unterstützung finden, was sicher eine gute herausragende Möglichkeit ist, das auch zu tun. 

Ja, zur Information, was ich auch nicht unwichtig finde: Am Cobenzl ist es jetzt auch möglich, auf Grund der Renovierungsarbeiten, die hier zur Erhaltung der historischen Bausubstanzen stattgefunden haben, dort sogar auch Hochzeiten durchzuführen. So viel nur zu Ihrer In-formation.

Ich gehe weiter vom Interesse her und ich spreche nur vom Interesse der Wienerinnen und Wiener, weil ich mir denke, dass das die Wienerinnen und Wiener auch interessiert, und da ist es wichtig, wie sauber unsere Stadt ist und wie die Abfallwirtschaft in unserer Stadt funktioniert, weil ich auch einige kenne, die immer wieder nörgeln und sagen, dort und dort ist es ein bissel schmutzig und da müssen wir mehr tun. Aber eigentlich gibt es doch mehr die Aussagen von den Wienerinnen und Wienern, zumindest von denen, die mir begegnen, die sagen - überhaupt wenn sie vom Urlaub zurück kom-men -, wir leben wirklich in einer sehr sauberen Stadt. Und das sagen nicht nur unsere Wienerinnen und Wiener, sondern das sagen sehr viele Touristen und Touristinnen, die im Vergleich zu anderen Städten tatsächlich meinen, unser Abfallwirtschaftssystem in Wien ist ein gutes, denn hier kann man kaum Schmutz auf der Straße sehen. Aber es kostet natürlich auch etwas, keine Frage. Für die Abfallvermeidungsmaßnahmen, die hier unter anderem für die MA 48 gesetzt werden, investiert die Stadt rund 5 Millionen EUR und das jährlich.

Die Abfallvermeidung in Wien ist etwas ganz Besonderes, denn hier geht es darum, dass wir nicht nur einen guten Ruf, nämlich den der Musterumweltstadt zu verteidigen haben, sondern auch den Ruf einer hochqualifizierten Stadt, in der wir hier leben und wo es möglich ist, unter anderem auch Abfallvermeidung nicht nur selbst zu tun, sondern auch etwas die Bildung betreffend. Aber da wird sich Kollege Wutzlhofer genauer damit auseinander setzen.

Unsere Abteilung, nämlich die MA 48, ist hier mit einigen Projekten sehr bemüht. Das sind Projekte, die man wirklich herzeigen kann: Das ist seit kurzem der Ausbau der Biotonnensammlung, aber auch die Errichtung der Aufbereitungs- und Sortieranlage für Haus- und Sperrmüll. Weitere Kampagnen, die ich ganz besonders erwähnenswert finde und die leider sonst nie erwähnt werden - man glaubt dann immer, es gibt keine, aber es gibt sie doch und das sind sehr viele, ich könnte sie hier gar nicht alle aufzählen, weil mir die Zeit zu knapp werden würde, deshalb sage ich nur wenige –, sind die Kampagne zur Vermeidung von illegalen Sperrmüllanlagen, aber auch Sozialprojekte für Arbeitslose werden ini-tiiert. Sie kennen hoffentlich alle schon die Sammlungen von Speiseöl und Speisefetten sowie das Mistmobil, das jedem in der Stadt auffällt und wo man auch immer wieder das Gefühl hat, hier wird dementsprechend etwas getan. Aber auch die Umstellung der Glassammlung ist erfolgt und in allen Bereichen Wiens bereits durchgesetzt. Sie erspart uns hier auch einige Kosten bei einer Fehlbehandlung von Müll, was Glas betrifft, ebenso die Ablagerung von Verbrennungsrückständen in einer Unter-Tagesdeponie, aber auch die Kampagne, die heute schon erwähnt wurde, eben die Rote Karte für den Mist, welche mehr zur Bildungsaufgabe gehört als zu einer Vermeidungsstrategie. 

Hier möchte ich der MA 48 noch einmal recht herzlichen Dank für die geschätzte Arbeit, die sie hier leistet, sagen.

Abschließend denke ich mir, es ist wichtig, hier beim Rechnungsabschluss im hohen Gemeinderat vor allem das, was die Wienerinnen und Wiener interessiert und das, was die Wienerinnen und Wiener wünschen, nämlich eine dementsprechend verantwortungsvolle Politik, mit Ihnen, sehr verehrte Kollegen und Kolleginnen, zu diskutieren. Diese Politik leisten wir, eine Politik, die hier Lösungen nicht nur findet, sondern sie auch umsetzt, eine Politik, die von der Sozialdemokratie geprägt ist und hoffentlich auch in Zukunft geprägt sein wird. – Danke schön.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. Ab jetzt wieder 15 Minuten Redezeit.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Es ist jetzt schon fast an der Grenze der Belastbarkeit gewesen, der Kollegin Ramskogler zuzuhören, wie sie alles schön redet. Ich möchte nur auf den Schluss eingehen, wo sie über die saubere Stadt spricht. 

Ich weiß nicht, Sonja, in welcher Stadt du lebst. In dieser Stadt stinkt es nach Hundekot, um dieses andere Wort nicht zu verwenden! Alle Menschen, die nach Wien kommen, die nicht in Wien leben, sagen als Erstes: Da stinkt’s bei euch in Wien! Macht’s ihr nichts gegen die Hundstrümmerl? Das dann irgendwie so hoch zu loben von wegen Umweltmusterstadt, alles ist so super, es ist alles so sauber, vor allem, wenn man aus dem Urlaub zurückkommt; weil es ja in jedem Urlaubsland dreckig ist, eh klar. Dort stinkt’s zumindest nicht so nach Hundekot wie in Wien. Irgendwie sich jetzt hinzustellen und zu be-haupten, Wien ist sauber – ja, die Müllabfuhr funktioniert, aber alles andere, vor allem rund um die Beseitigung des Hundekots, funktioniert nicht und hier ist auch nichts passiert, damit sich da etwas ändern könnte. (GRin Inge Zankl: Das stimmt nicht!)

Dann noch zu den Biotonnen. Ja, ganz toll. Also der Ausbau der Biotonnen hat super funktioniert. In den Au-ßenbezirken sind die Biotonnen verschwunden, zumindest in den Bezirken, wo wir uns erkundigt haben. Also es gibt keine Biotonnen mehr, sondern die HausbewohnerInnen müssen sich selber um die Biotonnen kümmern und dann halt versuchen, dass sie nicht übergehen, weil sie nur einmal in der Woche geleert werden. Auch da ha-be ich das Gefühl, dass da offensichtlich in einer anderen Stadt gelebt wird, als wir leben. 

Ich möchte aber eigentlich dort fortfahren, wo Kollege Maresch aufgehört hat, bei diesen lang dauernden Prozessen, die es ja offensichtlich im Umweltbereich gibt und ein nächstes Beispiel anführen, nämlich die Untersuchung der Böden von den Kinderspielplätzen. 

Da hat es einen Wiener Bodenbericht 2000 gegeben, der ist dann 2003 erschienen. Es hat also doch eine sehr lange Zeit gebraucht, bis der dann offensichtlich irgendwie kundgemacht wurde. Wir haben dann im Juli 2003 eine Anfrage an die damalige Umweltstadträtin gestellt, wie es denn jetzt mit diesen mit Schwermetallen doch sehr hoch belasteten Kinderspielplätzen ist. Es wurde uns dann geantwortet: „Derzeit“ - also damals im Juli 2003 – „wird ein umfassendes Programm zur repräsentativen Untersuchung der Wiener Kinderspielplätze ausgearbeitet. Für die Untersuchung der Bodenflächen der ins-gesamt 500 Kinderspielplätze in öffentlichen Parkanla-gen laufen derzeit Vorbereitungen. Die ersten Probenah-men werden noch heuer abgeschlossen sein.“ 2003!

Dann gab es den Bodenbericht 2003, der dann 2004 veröffentlicht wurde und da steht dann drinnen, dass die Untersuchung der Böden von Kinderspielplätzen beauftragt wurde und im Herbst 2004 vorliegen wird.

Mittlerweile haben wir den 28. Juni 2005 und den Bericht gibt es immer noch nicht! 

Deswegen stelle ich folgenden Beschlussantrag:

„Die amtsführende Stadträtin für Umwelt, Mag Ulli Sima, veranlasst die sofortige Veröffentlichung aller Messdaten des Untersuchungsprogramms der Wiener Kinderspielplatzböden. Die Daten werden bis spätestens 31. Juli auf gedruckten Publikationen im Internet für alle Interessierten zugänglich gemacht.

Und ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Ich möchte zum zweiten Antrag kommen, der die Niederösterreicher betrifft, wo wir als Wien aber eigentlich nicht die Augen verschließen sollten, sondern in der guten Kooperation, die es mit Niederösterreich gibt, doch vielleicht auf Niederösterreich einwirken könnten. Das ist auch durch die Medien gegangen. Es hat einen Abschussbescheid bezüglich der Rohrweihe in Niederösterreich gegeben. Dort sollten dann innerhalb von drei Jahren 144 Rohrweihen abgeschossen werden, um den Ma-geninhalt zu analysieren, damit man irgendwelche Rückschlüsse auf das Niederwild treffen kann. Jetzt ist die Rohrweihe in der EU-Vogelschutzrichtlinie im Anhang I als Art angeführt und EU-weit von Bedeutung und Niederösterreich hat sich da offensichtlich hinreißen lassen, den Brutbestand massiv zu reduzieren. Diese Abschussbewilligung widerspricht ganz klar der EU-Vogelschutz-richtlinie. Wir sehen eigentlich nicht ein, dass einfach zur mutwilligen Belustigung der Jäger sonst eher seltene Tiere zum Abschuss freigegeben werden. Es hat dann nach der medialen Berichterstattung und auch durch die Aufregung der Umwelt- und Tierschutzorganisationen wie Birdlife Österreich, WWF und den Vier Pfoten dann ein Zurückziehen dieses Projekts gegeben, aber der Be-schluss des Landes Niederösterreich ist nach wie vor aufrecht.

Deswegen stelle ich folgenden Beschlussantrag:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die niederösterreichische Landesregierung auf, den positiven Abschussbe-scheid für jährlich 48 Rohrweihen zurückzunehmen.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Zum Schluss dann ein Thema, das wir schon eingebracht haben. Wir, Kollege Maresch und ich, haben schon öfter darüber geredet. Das ist die Alberner Schotterbank. Wir haben schon einen Antrag dazu eingebracht, dass dieses Naturreservat für die Raubtierschwalbe unter Schutz gestellt werden sollte. Wenn man sich anschaut, was bis jetzt passiert ist, gibt es ein mickriges kleines Schild, worauf "Betreten verboten" steht, aber eigentlich hat sich dort an der Situation und an dem Reservat der dort nistenden Vögel nichts geändert. Wir glauben, dass es mehr als notwendig ist, wirklich einmal Schritte zu unternehmen, dass diese Vogelarten, die dort brüten, und das sind die seltenen Vogelarten, auch geschützt werden.

Wir haben schon unter Umweltstadträtin Kossina versucht, dort doch irgendwie etwas zu bewegen und es ist eigentlich nichts passiert. Es gibt keine Unterschutzstellung des Areals, es gibt keine Information für die Menschen, die dort vorbeigehen, was dort eigentlich los ist, wer dort brütet und warum das schützenswert ist.

Deswegen möchte ich auch hier noch einmal den Be-schlussantrag einbringen, gemeinsam mit Kollegen Rü-diger Maresch:

„Die Stadt Wien veranlasst die Ausbaggerung der Donau zwischen Donauinsel und Alberner Schotterbank oder andere zum Vogelschutz geeignete Maßnahmen, die das Betreten der Schotterbank hintanhalten. Gleichzeitig wird auf der Donauinsel eine Aussichtsplattform zur Vogelbeobachtung errichtet, bei der auch auf den Vogelschutz und die zu beobachtenden geschützten Vogelarten hingewiesen wird. Weiters wird das Gebiet von der Naturschutzbehörde per Bescheid als geschütztes Biotop unter Schutz gestellt.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Ich möchte dann noch zum Schluss auf ein Thema zurückkommen, wo ich nicht ganz sicher bin, ob Kollege Klucsarits es vergessen oder erwähnt hat, die Tauben, unser beider Lieblingsthema, wobei wir manchmal ein bisschen unterschiedlich in der Bekämpfung sind und wie man damit umgeht. Ich harre der Dinge, was uns zu der Reduktion der Taubenpopulation noch passieren wird. Bis jetzt ist ja eigentlich nichts passiert. Es gibt viele Modelle, von den Falken, die wir ablehnen, die die ÖVP immer fordert, bis zum Basler beziehungsweise Augsburger Modell, das wir präferieren. Ich hoffe, dass sich hier in der nächsten Legislaturperiode etwas tun wird. Wenn nicht, werden wir weiter unser Modell fordern be-ziehungsweise auch im 7. Bezirk umsetzen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm und bitte ihn zum Rednerpult.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine lieben Angehörigen des Umweltressorts mit den ganzen Leitern! Einen schönen Nachmittag!

Es wäre sicherlich viel positiver gewesen, wenn die Frau Stadträtin in dieser Periode mehr Zeit gehabt hätte, die Agenden des leider durch die Jahre etwas durcheinandergekommenen Umweltressorts neu zu ordnen. Das ist ihr leider in der kurzen Zeit nicht alles gelungen. Es wäre besser gewesen, man hätte das Umweltressort bis zum regulären Wahltermin arbeiten lassen, denn es gibt da wirklich genug zu tun. Die Liste der offenen Reformpunkte bei der Umweltpolitik dieser Stadt ist nicht sehr kurz. Ich möchte hier ein bisschen über einige Problematiken reden.

Ganz kurz die Müllproblematik: Die Müllmengen in Wien steigen. Wir wissen das. Man sagt, der Bund ist schuld, weil er nichts tut dagegen. Aber selbst wenn die Behauptung hier im Raum steht, dass der Bund schuld ist, die Verantwortung für die Entsorgung in Wien hat halt die Stadt und da muss ich Sie bitten und immer wieder daran erinnern, die infrastrukturellen Voraussetzungen zu schaffen und hier wirklich für die Abfallwirtschaft ein neues System zu schaffen oder ein zusätzliches System zu schaffen, um dieser Plage Herr zu werden.

Weil ich schon bei diesen Problematiken bin, gehe ich zur größeren Problematik über, die auch meinen Be-zirk betrifft. Das ist der Rautenweg, meine Damen und Herren. Die Aufstockung des Rautenwegs ist unserer Meinung nach bestimmt nicht die richtigste Maßnahme. Ich weiß schon, dass man dann sagt, wir sind im Florianiprinzip, wir wollen den Rautenweg nicht mehr, wir dre-hen zu, wir suchen uns eine andere Mülldeponie. Ich weiß schon, dass das nicht leicht ist, es muss jeder seine Mülldeponie haben und suchen. Wir werden danach trachten, dass die irgendwann einmal aus der Donaustadt wegkommen muss, denn es kann nicht sein, dass wir jetzt bis zum Bescheidende spekulieren, den Rauten-weg noch solange durchzuziehen und schließlich die Umweltbelästigungen im Bezirk, die nicht sehr klein sind, weiterhin bestehen lassen. Es gibt sehr viel Winde bei uns in der Donaustadt. Das heißt, es wird sehr viel Schmutz vom Wind durch die Gegend getragen und der Geruch ist auch nicht der angenehmste.

Dazu wird es auch gehören, endlich das zu Beginn dieser Legislaturperiode gekaufte Grundstück als Platz für eine neue Zentrale der MA 48 zu adaptieren. Das wä-re die richtige Antwort auf eine steigende Müllproblematik. An der neuen Zentrale hängt auch die Frage, wann eine neue Containerwaschstraße gebaut wird, die unbedingt notwendig ist, um die Sauberkeit und damit die Ak-zeptanz für die Sammeltonnen zu erhöhen. Das Wichtige an dem Ganzen ist mir aber, was wir mit diesem Grundstück machen, das die MA 48 mit allem Pipapo, das da-mals im Raum gestanden ist, gekauft hat. Die Stadt Wien hat es für die MA 48 gekauft und wir können uns noch sehr gut daran erinnern, dass alle Oppositionsparteien Sturm gegen diesen Kauf gelaufen sind. Aber wir sind damals auf taube Ohren gestoßen. Und weil wir damals auf taube Ohren stießen, sind wir jetzt soweit, dass, man höre und staune, in diesem Zusammenhang eine Ermächtigung zur Einräumung einer Option zu Gunsten der Wiener Holding GmbH gekommen ist, für Teilflächen des Areals von einem Sachverständigen einen milden Kaufpreis zum Zwecke der städtebaulichen Entwicklung zu fixieren. Schau, schau, geradezu ein Hohn! Das ist gleichzeitig der Beweis des Nichtbedarfs dieses großen Grundstücks.

Einmal mehr verweisen wir auf die Kritik des Rechnungshofs, der schon am Beginn gesagt hat, dass der ganze Kauf der MA 48-Gründe in Stadlau das war, was wir von Anfang an gesagt haben, eben ein Fehlkauf. Das ist und bleibt, und das muss ich, so hart es klingt, sagen, ein großer Parkplatz für die MA 48-Fahrzeuge von Wien. Ich hoffe, es wird sich irgendwann einmal etwas tun, da-mit man den Parkplatz dort auch sinnvoller denn als Parkplatz benützen kann. Ich weiß schon, das ist ein bisschen ein heikles Thema für die Sozialistische Partei, aber es ist einmal so, dass dieser Grund einzig und allein mit den Stimmen der SPÖ damals angekauft wurde und natürlich jetzt, im allgemeinen Volksmund, alles andere als ein guter Kauf war, außer man kauft jetzt teure Grundstücke um einen anderen Preis, dann kann man so wenigstens etwas erzielen, wäre wenigstens ein Vorteil dafür.

Es gibt aber noch andere Fragen in der Umweltpolitik betreffend die MA 48 und auch die MA 30. Vor kurzem haben wir hier die Subventionierung eines, muss ich schon ehrlich sagen, durchaus positiven Projekts gehört, und zwar eine Erlebnisspielwelt für Kinder, die so genannte "Kids Town", die bei uns im Bezirk sein wird. Das ist im Gemeinderat für die Umwelt beschlossen worden. Warum in der Umwelt? Ganz klar, weil 1,6 Millionen EUR dafür vom Umweltausschuss quasi übernommen worden sind. Die MA 48 und die MA 30 machen dort bestimmt gute Sachen. Sie wollen sich dort mit ihren personellen Aufbauten platzieren, sprich die MA 48 am Müllsektor und die MA 30 am Kanalsektor. Das ist durchaus positiv, nur dass die Kosten alle nur das Umweltressort tragen muss, finde ich schon ein bisschen stark. Das ist der ei-ne Punkt.

Der zweite Punkt ist der, dass ich auch bekrittle, wenn das einmal fertig sein wird, und das soll schon heu-er im November sein, dann wird es auch für Schulen und für Kinder, vor allem für Kinder, zugänglich sein, weil die dort lernen sollen, wie sie sich dann in der freien Welt zu bewegen haben, ob das im Einkauf oder in den einzelnen Sparten, die man ihnen hier zeigt, ist, aber der Eintritt für Kinder, finde ich, ist schon ein bisschen steil. Da sollte man sich etwas überlegen, weil 12 EUR für ein Kind als Eintritt zu verlangen, ist sehr viel. Wenn dort ei-ne Familie hingeht, zwei Kinder, kostet das, wenn der Vater auch noch mitgeht, immerhin 36 EUR. Ich komme mir vor, als ob ich mit meinen Kindern Schi fahren gehe, weil da kostet die Liftkarte auch nicht viel mehr. Aber es ist sicher eine positive Einführung. Vielleicht kann man sich mit den Preisen ein bisschen etwas überlegen, weil es doch sehr teuer ist. 

Wien ist Schlusslicht bei den Solaranlagen, das brau-che ich nicht zu sagen. Es wird sich hoffentlich etwas ändern. 

Es gibt Biomasseheizungen, die auch nicht wirklich angenommen worden sind. Auch hier müsste einmal etwas passieren, 

Zuerst ist schon etwas über den Grünraum erwähnt worden. Die Sonja hat da sehr positiv gesprochen, was in Wien alles Grünraum ist und so weiter und dass man das ja schätzen soll. Ja, wir schätzen das schon, aber es wird auch immer wieder neu versiegelt. Das heißt, Sie haben mir damals im Grünhofprogramm 1 000 Hektar gesagt, aber 40 Hektar sind in Wirklichkeit erst durchgeführt worden. Also auch hier sollte man vorsichtig mit den Gründen umgehen, nicht zu viel zu versiegeln.

Lärmbekämpfung: Lärmbekämpfung in Wien ist auch ein heikles Thema. Wir haben es alle gehört, ob das ein Fluglärm ist, der plötzlich viele Bezirke betrifft. Vorher war das nicht so, jetzt sind fast schon alle Bezirke vom Fluglärm betroffen. Früher war es fast nur der 22., aber es ist so, dass es auch Liesing, der 23., ist und so weiter. Auch hier müsste man Maßnahmen setzen, die mehr greifen als das bisherige Verfahren, das gelaufen ist. Ich weiß schon, wir haben das nicht unterschrieben, auch aus dem Grund, weil eben zu wenig Maßnahmen gesetzt worden sind. Hier müsste auch etwas passieren.

Als Donaustädter Mandatar möchte ich noch über die Problematik der Wasserqualität sprechen. Es ist so, dass es immer heißt, die Donaustädter Wasserqualität ist dann schlecht, wenn wir einmal die Schleusen öffnen. Das ist klar, weil dann kannst du nicht baden gehen. Aber vorher, muss ich schon sagen, hat es immer die Geschichte gegeben, dass dort die Algen drinnen sind und so weiter. Jetzt hat es auf einmal geheißen, die Al-gen sind gut, je mehr Algen desto besser. Nur beim Schwimmen sind sie nicht gut, das darfst du nicht vergessen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Makrophyten und Algen sind zwei verschiedene Dinge!) - Ja, aber es ist genauso ungut, wenn du schwimmst, wenn es diese Ma-krophyten sind, wie du sagst, als wenn wir dort Algen hätten. Im Grunde genommen ist es egal. Sie sollten mit dem Mähboot geschoren werden, nur wenn sie nicht alle funktionieren, haben wir auch immer eine Schwierigkeit. Also wir werden natürlich danach trachten, dass das eben nicht der Garant für die Wasserqualität ist, sondern es soll nur ein Garant dafür sein, dass man schwimmen kann und von diesen Pflanzen im Wasser nicht gestört wird. Es ist nicht sehr angenehm. 

Das alles gäbe es hier und es gibt noch andere Sachen. Es gibt beim Lärm noch die Sache des Verkehrslärms und so weiter, der auch wieder durch viele Dinge strukturiert ist. Das heißt, auf der einen Seite geben wir den Verkehrslärm weg, auf der anderen Seite haben wir ihn dann. Also man muss sich das immer anschauen. Die Verkehrshölle Gürtel ist nur eines der Beispiele. Aber das würde ins Uferlose führen. Ich würde sagen, die Lis-te ist noch so weiter fortzusetzen, dass ich es jetzt in der Periode gar nicht weiter sagen will. Wir haben das jetzt die neuen fünf Jahre oder vier, wie lange auch immer die neue Periode dauern wird, wie lange es sich der Bürger-meister überlegen wird, wenn er wieder einmal die Absolute hat, dass er sagen kann, er hört auf und macht eine Wahl. Das kann er natürlich jetzt dann auch wieder machen, wenn er die Mehrheit hat. Da werde ich ihm sagen, in der Zeit werden wir genau darauf schauen, was sich in der Umweltproblematik tut. Da wird auch die Stadträtin, wenn sie dann Stadträtin bleibt, so wie Grete Laska es gestern gesagt hat, sofern sie wieder in denselben Ämtern sind, danach trachten können, Ihrem guten Ruf nachzukommen, den sie hatte, denn ich habe heute schon einmal gehört, das hat, glaube ich, Kollege Blind gesagt, dass sie aus dem Nationalrat als Umweltsprecherin der SPÖ kam und natürlich sehr viel falschen Lor-beer bekam. Sie kann es dann in den nächsten fünf Jah-ren beweisen. Wenn das dann so ist, dann werden wir uns auch beim Budget etwas überlegen. 

Dieses Mal können wir uns nichts überlegen. Dieses Mal sagen wir, wir können dem Budget leider nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Wutzlhofer hat sich gemeldet. - Bitte schön.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Hohes Haus!

Ich möchte das Rednerpult nach oben schieben und dann mit einem Thema beginnen, mit dem Kollegin Som-mer-Smolik geendet hat. Eine Frage stelle ich mir schon: In welcher von der Außenwelt hermetisch abgeschlossenen Enklave muss man leben, um den Eindruck zu gewinnen, die Leute kommen alle nach Wien und regen sich auf, dass es da so stinkt? Das ist für mich eine der faszinierendsten Aussagen, die ich jemals gehört habe. In meiner Welt ist das Gegenteil der Fall. Es ist, auch wenn man es am zweiten Rechnungsabschlusstag nicht glauben kann, draußen Sommer, am Wochenende beginnt für alle Schülerinnen und Schüler zumindest die Ferienzeit. Viele davon fahren auf Urlaub und wenn man auf Urlaub ist, dann gibt es ein Phänomen, das viele Wienerinnen und Wiener teilen, nämlich nicht nur den tollen Urlaub, sondern auch die Freude am Zurückkommen. Das liegt daran, dass Wien die Stadt mit der höchsten Lebensqualität in Europa ist, sage nicht nur ich, aber ich erspare Ihnen jetzt die gesamte Latte mit den objektiven Untersuchungen. Es liegt daran, dass die Hälfte der Stadt mit Grün bedeckt ist. Es liegt am Wasser. Es liegt an unseren Bädern und so weiter. Jetzt kann man sagen, das ist natürlich die geographisch günstige Lage und sind weitsichtige Entscheidungen unserer Vorvorvorvorvorgänger, die 1864 beschlossen haben, die Hochquellwasserleitung zu bauen. Das ist schon auch richtig. Aber dass Umweltqualität nichts mit der Wiener Umweltpolitik zu tun hat, ist schlichtweg falsch. Die hohe Lebensqualität in Wien liegt nämlich zu einem Gutteil an unserer konsequenten Umweltpolitik. Ich werde ein paar Beispiele bringen, um das zu belegen.

Erstens zum Rechnungsabschluss an sich: Wir schauen zurück auf ein Jahr mit 813 Millionen EUR Ausgaben, wenn man sich alles inklusive der Beteiligungen, WKA, EbS und so weiter anschaut, Investitionen in die Umwelt und damit Investitionen in die Zukunft, Investitionen ins Kanalnetz, in die Wasserversorgung, in den Atemschutz und so weiter. Das ist gut eingesetztes Geld, wenn man, außer der Enklave der Frau Kollegin Sommer-Smolik, die Wienerinnen und Wiener bei der "Leben in Wien"-Studie fragt, immerhin mit einem Sample von 8 000 Leuten, so haben die Bürger in allen Bereichen der Umweltpolitik ausgezeichnete Noten ausgestellt. Das ist ein Zeugnis der Bürgerinnen und Bürger und auf dieses Zeugnis können wir stolz sein! Es bestärkt uns, den richtigen und engagierten Weg in Zukunft weiterzugehen. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Lärm, der gerade gemacht wird, komme ich dann noch. Ich möchte jetzt zu den paar Themen kommen, die ich versprochen habe:

Das erste ist das Thema "Wasser": Wasser ist das wichtigste Lebensmittel der Welt. Warum ich es aber sage, ist, weil es nicht ganz selbstverständlich ist. Es ha-ben Milliarden von Menschen auf der Welt keinen Zugang zu sauberem Wasser, Millionen Todesopfer fordert das im Jahr. Dass es in Wien aus der Leitung rinnt, und zwar in einer großartigen Qualität, und wir es nicht in Plastikflaschen kaufen können, ist auf der einen Seite darauf zurückzuführen, dass es seit mehr als 100 Jahren die Erste Hochquellwasserleitung gibt. Es liegt aber auch, und das kann man ganz konkret im Rechnungs-
abschluss nachlesen, an der laufenden Sanierung der Hochquellwasserleitung, an den Quellschutzmaßnahmen, an den Brauchwasserbehältern, an Altlastensanierungen. Wir sind bei der letzten großen Altlast gerade mitten am Beginn, dann ist diese Geschichte erledigt. Es liegt auch am Einsatz der Sozialdemokratie gegen die Privatisierung der Daseinsvorsorge. Es ist nicht einfach so abzutun, wie von Frau Kollegin Reinberger, da gibt es irgendetwas mit dem Verfassungsschutz und das war es dann schon. Wiener Umweltpolitik heißt, wir tun alles für das beste Wasser und wir tun alles, dass es auch in 100 Jahren noch so ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Stichwort von der Frau Kollegin war jetzt nicht zu dem Kanal. Also zum Kanal: Natürlich ist ein verantwortungsbewusster Umgang mit dem Thema "Wasser", wie Sie richtig sagen, auch ein Umgang mit der Abwasserentsorgung. Das bedeutet die laufende Instandhaltung von zum Beispiel mehr als 2 300 Kilometern Kanal. Es bedeutet den Bau von Entlastungskanälen im Liesingbach und im Wiental. Es bedeutet die Vollkanalisierung im 21. und 22. Bezirk. Das ist nämlich das, was mit dem Cross-Border-Leasing passiert, nicht eine Verscherbelung des Kanals in Wien. Es bedeutet, und dieses Thema ist eigentlich spannend, dass die Opposition auf die-ses Thema gar nicht gekommen ist. 

Es bedeutet zum Beispiel, dass wir am 18. Juni nach einer fünfjährigen Bauphase der Erweiterung die modernste Kläranlage eröffnen konnten. Alle Abwässer wer-den in Wien auf höchstem technologischen Niveau gereinigt. Wir haben einen Durchlauf von 7 000 Litern pro Sekunde und einen Reinheitsgrad von 95 Prozent, eine Sache, die sich international mehr als sehen lässt. Aber es ist auch die Energiebilanz eine spannende. Der abfallende Klärschlamm wird in vier Wirbelschichtöfen verbrannt. Dadurch entsteht Strom und mit der Abwärme entsteht Fernwärme. Das ist ein echter ökologischer Mei-lenstein. Das ist auch ein Beispiel für ein Thema, auf das ich eigentlich ganz am Anfang zurückkommen wollte, nämlich dass in Wien nicht nur zukunftsweisende Arbeit für die Umwelt getan wird, sondern dass Umweltpolitik und Intelligenz und Hochtechnologie vereint werden. 

Es ist eine recht spannende Frage, beim Rechnungs-abschluss nicht immer nur darauf zu schauen, was investiert wurde, was die Maßnahmen sind, was wir ausgegeben haben, sondern vielleicht auch einmal, was sich Wien erspart, was wir uns ersparen, weil rechtzeitig vor-gesorgt wurde, was wir uns zum Beispiel dadurch ersparen, dass wir nicht mit dem Thema "Hausbrand" kämpfen. Wir haben in Wien 4 Prozent, alle anderen Bundesländer kämpfen als Hauptsache bei dem Thema "Feinstaub" mit dem Hausbrand. Wir tun das nicht, weil Wien ist die einzige Metropole mit einem flächendeckenden Fernwärmenetz, das aus Müllverbrennung gespeist wird, übrigens schon lange bevor es internationale Vereinbarungen zum Thema "Klimaschutz" gegeben hat. 

Wir ersparen uns zum Beispiel auch die Folgen einer Jahrhundertflut, weil vor 36 Jahren die Donauinsel gebaut worden ist, ein wunderschönes Naherholungsgebiet, auch ein großartiger Hochwasserschutz, nicht, wie damals die ÖVP gesagt hat, ein Zeichen dafür, dass die Stadt krank sei. (GR Johannes Prochaska: Das war die Spaghettiinsel!) - Ja genau, das war die Spaghettiinsel, wo überhaupt keine Leute drauf sein werden. Es sind 200 000 pro Tag an einem schönen Tag. 

Aber ich möchte mich da jetzt nicht irritieren lassen. Ich möchte nämlich zwei wirklich spannende, auch aktuelle Beispiele für das Thema "Hochtechnologie, Intelligenz, Vorausschauendsein und Geldsparen" in der Umweltpolitik von meinem Lieblingsbereich bringen, nämlich der Kanalisation: 

Das eine Beispiel ist die Kanalnetzsteuerung. Es ist nämlich so, wenn es in Wien arg regnet, dann funktioniert das Kanalnetz zum Teil auf Aquaterspeicher und nach dem Abklingen des Regens wird das dann alles in der Hauptkläranlage gereinigt. Dass das geht, erfordert 40 Computer, die zu einem Großrechner zusammengeschlossen sind, der alle Daten verarbeitet, über Regensensoren, über Pumpwerke, über das Kanalnetz, über Regenprognosen. Elektrische Verschlussorgane heben sich, senken sich, die Sachen werden gepumpt, das heißt, durch Glasfaserringe verbunden. Das ist nicht nur eine technische Spielerei, sondern diese Sache spart uns zum Beispiel den Bau von Überlaufbecken und damit der Stadt 50 Millionen EUR.

Das andere Beispiel ist das hier schon oft diskutierte, nur in einem falschen Zusammenhang, Vorhaben, Datenleitungen im Kanal zu legen, Spezialroboter tändeln seit sieben Jahren im Wiener Kanalnetz herum und legen Glasfaserleitungen. Mittlerweile sind in 15 Prozent aller Kanäle in Wien Glasfaserleitungen installiert. Das ist eine insofern beachtliche Zahl, wenn man sich anschaut, dass in einem 1 000-Meter-Abstand zu diesen Glasfaserleitungen 80 Prozent der Wiener Bevölkerung versorgt werden könnten. Die flächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit Hochleistungsnetzen ist somit in ganz greifbare Nähe gerückt und im Zusammenhang mit dem Pimperlthema Broadband-Förderung des Bundes eine wirklich spannende Sache für die Zukunft.

Ganz kurz, ähnlich wie die Geschichte mit der Enklave, das Thema "Luft": Ich wundere mich immer wieder, wie unterschiedlich man die Welt sehen kann. Frau Rein-berger hat gesagt, im Prinzip ist nichts passiert. Immerhin hatten wir Ende 2002 einen Stand minus 3 Prozent der CO2-Ausstöße. Das ist eine Zahl, die man sehen kann, wie man will. Spannend ist es, wenn man Zahlen vergleicht: In Wien ist der CO2-Ausstoß 4 Tonnen pro Kopf, in Österreich ist der CO2-Ausstoß zum Beispiel 8,6 Tonnen pro Kopf, in Deutschland ist der CO2-Aus-stoß zum Beispiel 10,6 Tonnen pro Kopf. Das ist eine anschauliche Vergleichsziffer und zeigt den Erfolg der vielen Maßnahmen, angefangen von Effizienzsteigerung der Kraftwerke, erneuerbarer Energienützung, wir haben die beste Solarförderung in ganz Österreich und wir ha-ben nicht irgendeine schlechte Förderung der erneuerbaren Energie (GR Mag Christoph Chorherr: Und wir haben die wenigsten Solarkraftwerke!), zum Beispiel auch der Bau des Trinkwasserkraftwerks Mauer, das angedacht worden ist, der öffentliche Modal-Split, öffentlicher Verkehr wird gefördert, Radwege werden gebaut. 

Und es bringt uns, und jetzt komme ich zu dem zweiten Punkt, der heute angesprochen ist, beim Feinstaub in eine ganz andere Position als die, wo andere Bundeslän-der jetzt wegstarten müssen. Wir müssen nämlich, und das Beispiel ist schon gekommen, beim Hausbrand nicht mehr dagegen ankämpfen. Wir haben a) das Problem gar nicht.

Es ist b) nicht unbedingt ein lokales Problem, was der Vergleich mit Illmitz zeigt, wo ungefähr die gleichen Werte bei der Messstation aufscheinen wie in Wien. Trotzdem, das, was man in Wien tun kann, das tun wir. Beispiele: Winterdienst, neue forcierte Straßenreinigung, die ganze Busflotte fährt mit Flüssiggas, wir haben einen Emissionskataster, die urbane Luftinitiative und so weiter. 

Dass das alles nicht einfach nichts ist, zeigen wie immer, auch wenn man es sich nicht gern anschaut, Vergleiche. Ich habe da zum Beispiel den Linzer Städtevergleich 2003. Darauf sind viele Balken. Hinter Wien sind darauf zum Beispiel Millionenstädte wie Mailand, Kopenhagen, München, Brüssel, Warschau und Madrid, aber zum Beispiel auch Graz, Klagenfurt, Linz und St Pölten. 

Jetzt aber zum wichtigsten Thema und dem Grund, warum hier diese Schachtel steht. Es ist mir auch deshalb wichtig, weil es hier kaum besprochen wird, das Thema "Umweltbildung". Die Aussage vom Kollegen Parzer zum Thema "Kids Town" und dass die Stadt dort zwei Stationen betreibt, mit der MA 48 und mit der MA 30, dass er das zwar gut findet, aber für arg hält, dass das die Umwelt zahlt, zeigt eigentlich, wessen Geistes er ist. Bester Umweltschutz verfehlt nämlich die Wirkung, wenn man nicht in die Köpfe der Leute hineinkommt und wenn er nicht gelebt wird. Bester Umweltschutz muss vermittelt werden und das ist ein Grund, warum Umweltbildung sehr wohl Teil der Umweltpolitik und ein ganz wesentlicher Teil ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Anschauen, wir haben es auch alle in den Postfächern gehabt, aber falls es irgendwie richtig getrennt im Papiermüll gelandet ist: Es gibt das "EULE"-Pro-gramm. Darin sind alle Maßnahmen, welche die Umweltabteilung der Stadt Wien zum Thema "Umweltbildung" anbietet, vom Müllkasper bis zur Kinderbaustelle Wientalkanal, Filme, Vorträge, Cobenzl, man kann es im Büro drüben einfach holen, bis zum Beispiel Material für Kindergärten und Schulen.

Weil ich den Eindruck habe, das ist nicht so ganz durchgedrungen, habe ich ein Beispiel mit. (Der Redner zeigt die zum Rednerpult mitgenommene Schachtel und deren Inhalt her, der zum Beispiel aus Miniaturmistkübeln für verschiedene Abfälle besteht.) Das ist so eine Geschichte, die an Volksschulen zum Thema "Umweltbildung" geschickt wird. Da gibt es ganz unterschiedliche Materialien zum Thema der Mülltrennung. Es gibt zum Beispiel ein Mülltrennungsspiel, wo man lernen kann, wo Abfälle und Sonderabfälle hinein gehören, damit er dann zu Hause weiß, was er mit seinem Müll macht. Liegt zum Beispiel zu Hause - die Mama ist Abteilungsleiterin - irgendein E-Mail mit skurrilen Dingen von irgendeinem Mann, von dem sie noch nie gehört hat, herum, sollte man es ins Altpapier schmeißen. Oder eine verschrumpelte Orange könnte man zum Beispiel in den Biomüll schmeißen. Was auch immer, ein Fetzerl von einem blauen Luftballon gehört in den Restmüll. Es ist wichtig, wenn man diese Dinge schon vermittelt kriegt, alles nachzulesen im "EULE"-Programm. 

Jetzt bin ich schon beim Schluss. Ich könnte stundenlang reden (GR Mag Christoph Chorherr: Das bezweifeln wir nicht!), tue ich aber nicht. Noch einmal: So-zialdemokratische Umweltpolitik ist nachhaltige Umweltpolitik. (GR Mag Rüdiger Maresch: Super! Ursuper!) Sie funktioniert aber nur deshalb, weil auf der einen Seite ein Zusammenspiel von vielen Abteilungen und Ressorts ist und auf der anderen Seite auch das Engagement vieler Einzelpersonen, erstens des Großteils der Wienerinnen und Wiener, die sich vorbildlich verhalten, was das Thema "Umweltschutz" betrifft und zweitens vor allem aller MitarbeiterInnen aller Abteilungen, der Umweltanwaltschaft, der Umweltberatung und des Büros der Stadträtin. Ihnen allen gebührt Dank und Respekt meiner Fraktion! 

Mein Dank gebührt am Ende einer Periode auch den Ausschussmitgliedern, denen ich hiermit einen sehr schönen Sommer wünsche! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau amtsf StRin Mag Ulli Sima hat sich zum Wort gemeldet, ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine erste Rechnungsabschlussdebatte fällt auch genau mit einem Jahr meines Amtsantritts zusammen. Auch ich muss wie meine Vorredner und Vorrednerinnen die Gelegenheit nutzen, um ein wenig Bilanz zu ziehen. Ich glaube, dass wir eine sehr gute und erfolgreiche Bi-lanz präsentieren können und möchte zunächst einmal allen meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen, aber auch meines Büros, wirklich danken für einen hervorragenden Einsatz zu Tages- und Nachtzeiten zu einem guten Umweltschutz in dieser Stadt. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn ich meinen Vorrednerinnen und Vorrednern zugehört habe, dann könnte man meinen, es ist eigentlich alles ganz furchtbar in dieser Stadt. Wenn man sich allerdings zum Beispiel die Bilanz des Umweltausschusses des Jahres 2004 ansieht, und ich habe mir das erhe-ben lassen, dann sieht man, dass 93 Prozent aller Anträge, die wir dort beschließen, nicht von der SPÖ alleine, sondern von der SPÖ gemeinsam mit anderen Fraktionen teilweise einstimmig bis mehrstimmig beschlossen werden. Das heißt, wenn Sie zum Schluss darstellen, das ist alles so furchtbar und das bezieht sich eigentlich nur auf 7 Prozent der Anträge, dann kann irgendwie irgendetwas nicht zusammenpassen. Das heißt, es muss einen gewissen Grundkonsens in der Stadt geben, dass man gewisse Dinge oder den Großteil, um nicht zu sagen, fast 93 Prozent, doch immer wieder gemeinsam be-schließen kann. 

Ich möchte gleich ein paar dieser Projekte nennen und werde einen kurzen Durchlauf machen, weil ich weiß, die Zeit ist schon recht fortgeschritten, aber ich glaube, es gibt doch Dinge, auf die wir wirklich sehr stolz sein können.

Ich sage nur das Beispiel Gewässerschutz: Wir haben mit der Eröffnung der neuen Hauptkläranlage wirklich ein Herzstück unseres Gewässerschutzprogramms nach einer fünfjährigen Bauzeit fertiggestellt. Einer der Wissenschaftler, der das begleitet hat, hat ganz stolz zu mir gesagt, das ist der Rolls Royce unter den Anlagen. Wir sind führend in Europa und damit auch führend in der Welt mit dieser Hauptkläranlage, wo wir in der Lage sind, der Donau das Wasser sauberer zurückzugeben als wir es bekommen. Ich glaube, das ist ein Anspruch, den eine Umweltmusterstadt durchaus an sich stellen kann. 

Wir haben den Wientalkanal beinahe abgeschlossen. 

Wir haben die Kanalnetzsteuerung begonnen. Diese wird nächstes Jahr fertig. 

Wir haben den Abschluss des ersten Teilabschnitts der Renaturierung am Liesingbach durchgeführt. Der zweite Abschnitt ist derzeit in Planung. 

Wir können in punkto Gewässerschutz wirklich sagen, wir sind in der letzten Legislaturperiode einen ganz großen Schritt weitergekommen. Wir haben alles erreicht, was wir uns vorgenommen haben und das freut mich persönlich sehr.

Der Radweg im Wiental ist schon angesprochen worden. Ich würde sagen, auch das ist ein Projekt, das wirklich schon länger herumgegeistert ist, das es schon länger gegeben hat. Ich bin wirklich sehr stolz darauf, dass wir vor wenigen Wochen den ersten Teilabschnitt eröffnen konnten. Wir haben hier und auch im Ausschuss schon sehr ausführlich darüber diskutiert, warum es schwierig ist, diesen Radweg, wie er ursprünglich ge-plant war, fortzusetzen, nämlich die Kostengründe sind auch von der ÖVP gekommen, aber andererseits, was viel wesentlicher und schwerwiegender ist, das Sicherheitsargument. Wir wissen, dass wir die drei Kilometer im Falle eines Hochwassers noch leichter räumen können als bei einer Ausdehnung in die Stadt. Wir wissen, dass das Wienflussbett immer enger wird, dass es immer we-niger Auffassen gibt. Ich will die ganze Debatte nicht noch einmal fortführen, nur weil es auch von verschiedenen Seiten gekommen ist, ich habe auch den Eindruck gehabt, dass es im Ausschuss durchaus auch Verständnis für diese Sachargumente gegeben hat.

Mit der MA 31 haben wir gemeinsam ein Wasserleitungskraftwerk in Mauer errichtet, eine kleine, aber feine Ökostromanlage, über die ich mich auch sehr freue. Sie versorgt immerhin 1 000 Haushalte in Wien mit Ökostrom. Wir können unsere Ökostrombilanz dahin gehend verbessern. 

Wir haben die Auswechslung der Bleileitungen mit immerhin 4,3 Millionen EUR allein im Jahr 2004 vorangetrieben. 

Lärmschutzmaßnahmen haben wir gesetzt: 1,6 Millio-nen EUR waren es im Jahr 2004. Da freue ich mich, dass es so eine gute Zusammenarbeit mit dem Bund gibt. Ich bin überhaupt nicht die, die sagt, der Bund ist an allem schuld, was auch vorgekommen ist, ganz im Gegenteil. Gerade beim Feinstaub habe ich immer gesagt, gemeinsam statt einsam. Ich bin froh, dass der Bundesminister jetzt ein Einsehen gehabt hat. Jetzt gibt es eine gemeinsame Vorgangsweise auch zum Feinstaub und nicht nur im Lärmschutz.

Wir haben den Wasserspielplatz bei der Donauinsel eröffnet, der sehr gut angenommen wird, der für viele Kinder wirklich etwas ganz Tolles ist. Im Sommer wird der zweite Wasserspielplatz an der Liesing folgen.

Wir haben die Planungen der Biogasanlage finalisieren können und diese sozusagen auf die Reise geschickt, was ihre Errichtung betrifft. 

Wir haben den Spatenstich für das Biomassekraftwerk machen können.

Wir haben eine zweite Waldschule in der Lobau eröffnet, um das Umweltbildungsangebot der Stadt zu er-weitern, weil wir gesehen haben, dass die Waldschule in Ottakring so gut angenommen wird, dass wir sie hätten doppelt ausbuchen können. Jetzt haben wir die doppelte Kapazität. 10 000 Kinder können im Jahr zu uns in die Waldschulen kommen und dort einen Tag in der Natur erleben, sozusagen dem Wald und der Natur nähergebracht werden und wir hätten immer noch genügend Kin-der, die wir so unterbringen. 

Ich habe mich generell bemüht und glaube, dass es sehr gelungen ist, das Umweltbildungsangebot der Stadt wirklich auf solide Beine zu stellen, zusammenzufassen, aber auch die Angebote wirklich zu den Menschen, zu den Kindern zu bringen. Das wird wahnsinnig gut angenommen. Für mich ist das deswegen ein Schwerpunkt, weil ich glaube, dass uns eine Investition in das Umweltbewusstsein der Kinder umweltbewusste Erwachsene bringt, die dann mit der Umwelt auch vorsichtig umgehen. Das muss unser aller Ziel sein. 

Wir haben die Glas- und Plastiksammlung nach erheblichen wissenschaftlichen Vorversuchen umgestellt. Es hat wirklich sehr gut funktioniert. Wir sind auch mit der Erfolgsquote, der Reinheitsquote der Sammlung, wirklich sehr zufrieden. 

Nicht zuletzt werden wir morgen das Gentechnik-Vor-sorgegesetz hier im Landtag beschließen, gemeinsam mit der Gentechnik-Plattform, die wir mit der Landwirtschaftskammer und der LGV ins Leben gerufen haben. Das ist, glaube ich, eine sehr gute Strategie, die dazu dienen wird, dass die Wiener Landwirtschaft auch künftig frei von Gentechnik bleibt. 

Das war jetzt nur ein kurzer Auszug, meine sehr geehrten Damen und Herren. Ich glaube, das ist wirklich ei-ne sehr gute Bilanz, auf die wir stolz sein können und die sich sehen lassen kann.

Ich möchte jetzt noch ganz kurz auf einige Bemerkungen der Gemeinderäte eingehen:

Herr GR Maresch hat zum Thema "Wienfluss" - ich bin mir da nicht ganz sicher, ob ich Sie richtig verstanden habe - gesagt, es gibt ein Hindernis in Purkersdorf. Das kenne ich nicht. Ich kann nur sagen, dass ich bei der Be-fahrung des Wienflusses festgestellt habe, dass es noch eine Möglichkeit gäbe, ihn weiter zu befahren, dass dort ein Zaun ist. Ich habe sofort die Anordnung gegeben, dass man sich das anschaut, wie man das erleichtern kann, weil ich das auch nicht ganz verstanden habe, wa-rum man dort sozusagen nicht direkt weiterfahren kann. Das ist aber in Hadersdorf und nicht in Purkersdorf. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist schon in Niederösterreich!) - Okay, dann reden wir von verschiedenen Dingen.

Es ist der Grüngürtel sehr stark angesprochen worden. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, beim Beschluss des Grüngürtels war er 6 000 Hektar groß, jetzt ist er 12 000 Hektar groß. Wir haben es geschafft, ihn in den letzten 100 Jahren zu verdoppeln. Das ist eine Errungen-schaft, die nicht zuletzt auf sozialdemokratischer Umweltpolitik begründet ist. Da zu sagen, es ist alles so furchtbar, es ist alles so schrecklich, ist falsch, denn die Zahlen sprechen eine eindeutig andere Sprache. 

Im Jahr 1905 hat die Stadt Wien 200 Hektar im Grün-bereich besessen, mittlerweile sind es 8 000 Hektar, die sich im Eigentum der Stadt Wien als Wiener Grünflächen befinden und ich rede nicht vom Quellschutzgebiet. Ich glaube, man kann wirklich belegen, dass es hier zu einer guten Ausweitung gekommen ist.

Was die Radio-Austria-Gründe betrifft, habe ich der Bürgerinitiative versprochen, mich dafür einzusetzen. Es hat diese Nachdenkpause gegeben und ich kann Ihnen genau das sagen, was ich auch der Bürgerinitiative, die letzte Woche bei mir war und mir Unterschriften übergeben hat, gesagt habe, nämlich dass auch ich eine Bebauung dieser Gründe nicht für sinnvoll halte.

Zum Thema Schuttdeponie: Herr Kollege Maresch, ich habe Ihnen eine Karte mitgebracht und möchte Sie wirklich bitten, dass nächste Mal ein bisserl genauer zu schauen. (Die Rednerin zeigt eine Landkarte her.) Ich weiß, es ist ein bisschen verwirrend dort oben, weil das Schild, auf dem "Hier beginnt Niederösterreich" oder was auch immer dort draufsteht, 20 Meter nach der niederösterreichischen Landesgrenze ist. Wir haben uns das an-geschaut. Die MA 49 war dort, der Herr Oberforstinspektor war dort, die MA 22 hat es sich angesehen und wir sind alle zu dem gleichen Schluss gekommen. Wir wissen auch, warum es so ist. Dazu komme ich gleich. Dieser rote Strich hier ist die Landesgrenze, da ist die Schuttdeponie in Niederösterreich. (GR Mag Rüdiger Maresch: In Wien, nicht in Niederösterreich! Ohne Bewilligung!) Herr Kollege Maresch, es ist leider die Sachlage eine andere. Der Betreiber wollte von der MA 49 eine Genehmigung haben, das in Wien zu machen. Das haben wir ihm selbstverständlich mit dem Verweis auf ein Landschaftsschutzgebiet verwehrt. Deswegen hat man sich offensichtlich gleich neben die Landesgrenze verlagert. Zuständig ist die BH Wiener Neustadt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das stimmt nicht!) Ich kann Ihnen nur sagen, was Faktum ist, ob Sie es mir glauben oder nicht. Wir haben natürlich auch ausführlich recherchiert. Es handelt sich um einen Privatgrund des Stifts Klosterneuburg, der in Niederösterreich liegt. Sie können hier noch solche Forderungen stellen, wenn es Wien nicht betrifft, kann ich als Wiener Umweltstadträtin nicht tätig werden. Wir haben unsere Kollegen von der niederösterreichischen Landesregierung selbstverständlich auch informiert und ersucht, tätig zu werden, sollte es stimmen. Die sind gerade dabei, das zu überprüfen. Aber das nächste Mal bitte ich Sie schon, sich einfach die geographischen Verhältnisse, auch wenn ich weiß, dass das mitten im Wienerwald nicht immer einfach ist, etwas ge-nauer anzuschauen.

Zum Thema "Feinstaub": Wir haben schon öfter über dieses Thema hier diskutiert. Ich möchte wirklich noch einmal sagen, dass das kein Thema ist, das wir von heute auf morgen lösen können. Ich glaube, das ist allen bewusst. Die Stadt Wien hat schon sehr früh begonnen, Maßnahmen zu setzen. Ich erinnere nur an die Umstellung unseres Winterdiensts, Stichwort "Reduzierung des Splitts in nur einem Jahr von 33 000 Tonnen auf 17 000 Tonnen". Wir haben ein 45-Maßnahmen-Paket gemeinsam mit StR Schicker verabschiedet. Wir arbeiten mit Niederösterreich und dem Burgenland gemeinsam an Maßnahmen für die Feinstaubbekämpfung. Wie ich vorher schon gesagt habe, freue ich mich auch, dass es ei-nen Schulterschluss zwischen dem Bund und den Bundesländern zu diesem Thema gibt. Wir werden gemeinsam im September noch eine außerordentliche Landesumweltreferentenkonferenz haben, wo wir ein gemeinsames Feinstaubpaket verabschieden. Ich glaube, dass das wirklich ein sehr guter Schritt ist, weil wie wir alle wissen, macht Luft nicht vor den Stadtgrenzen halt, sondern es ist ein gemeinsames Problem, das wir auch ge-meinsam angehen sollen. Ich bin froh, dass auch der Herr Bundesminister jetzt zu dieser Auffassung gekommen ist.

Eines möchte ich Ihnen schon sagen, Herr Kollege Klucsarits: Ich habe wirklich nie davon gesprochen, der Bund solle das alleine machen. Ich habe nur etwas verlangt, nämlich dass wir gemeinsam an einem Problem arbeiten. Ich glaube, das bei einem Umweltproblem vom Umweltminister zu verlangen, ist nichts Unzulässiges.

Zum Thema “UVP“, glaube ich, sind auch mehrere Anmerkungen gekommen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, da möchte ich Sie wirklich bitten, die Kirche ein bisschen im Dorf zu lassen. Ich vollziehe hier ein Bundesgesetz, gegen das ich als Abgeordnete im Nationalrat gestimmt habe, weil ich der Meinung war, dass die Novelle in die falsche Richtung geht. Jetzt bin ich in der glücklichen Lage, dieses Bundesgesetz trotzdem vollziehen zu müssen. Auch wenn ich mir vielleicht manch sinn-vollere Variante in dem Bundesgesetz gewünscht hätte, vollziehe ich jetzt das Bundesgesetz, das mir vielleicht nicht so passt, aber ich vollziehe es trotzdem, weil ich als Stadträtin dazu verpflichtet bin. Da sind gewisse Grenzwerte eingeführt worden beziehungsweise im Feststellungsbescheid ein gewisser Spielraum, den wir so vollziehen, wie es der Gesetzgeber vorgibt, nämlich entsprechend der Judikatur. Das ist keine politische Entscheidung, es ist keine Willkürentscheidung, sondern meine Juristen der MA 22 schauen sich die entsprechende Judikatur an und treffen so ihre Entscheidung. 

Ich möchte wirklich nur darauf verweisen, dass in punkto UVP-Bescheide bisher alle UVP-Bescheide von den höchsten Instanzen bestätigt worden sind. Auch beim Einspruch, den die GRÜNEN zur Müllverbrennungsanlage Pfaffenau gemacht haben, ist der Bescheid der MA 22 bestätigt worden. Das möchte ich hier wirklich nur noch einmal festhalten.

Ich glaube nur, dass die ganze Diskussion immer ein wenig seltsam geführt wird, weil man immer so tut, als wäre es im Pouvoir der Umweltstadträtin, völlig selbstständig zu entscheiden, ob UVP ja oder nein. Das Gesetz gibt klare Regeln vor und den Rest entscheiden wir anhand der Judikatur, und zwar meine Juristinnen und Juristen der MA 22, in die ich hier wirklich vollstes Vertrauen habe, die das nach den Buchstaben des Gesetzes machen. Was Sie von mir wollen, was Sie von mir verlangen, ist eigentlich genau das, was ich nicht will, nämlich mich politisch in ein behördliches Verfahren ein-zumischen. Das werde ich mit Sicherheit nicht machen, weil ich das für einen falschen Weg halte, wobei ich mich jedenfalls dafür ausspreche, das UVP-Gesetz zu novellieren, um es für die Umwelt verträglicher zu machen. 

Zum Thema "Lärmschutz" habe ich, glaube ich, vom Kollegen Klucsarits auch noch eine Kritik gehört. Ich kann Ihnen nur sagen, Bundesminister Pröll hat bei der letzten Landesumweltreferentenkonferenz Wien explizit dafür gelobt, dass wir so schnell mit der Umsetzung des Gesetzes sind. Also da gibt es, glaube ich, irgendwie noch ein bisschen Abstimmungsbedarf in Ihrer Fraktion.

Die Hundehaltung ist immer ein Thema in der Stadt, selbstverständlich auch für mich. Wir haben generell eine Sauberkeitskampagne in Wien gestartet, die auch das Thema "Hundekot", sage ich einmal, beinhaltet. Es gibt ein Pilotprojekt, wo in vier Bezirken die Mitarbeiter der MA 48, übrigens sehr erfolgreich, Frau Kollegin Reinberger, durch die Parks gehen und den Leuten nicht nur rote Karten in die Hand drücken, das wäre wirklich nur ein Gag, sondern sie haben auch immer ein Hundekotsackerl dabei und sie fordern die Leute auf, den Hundekot wegzuräumen. Sie geben ihnen auch einen Folder, wo alle Hundezonen des Bezirks eingezeichnet sind, wo noch Informationen und zusätzliche Links, wo man Sachen nachschauen kann, drauf sind, weil das auch einen gewissen Servicecharakter haben soll. 

Aber eines ist schon klar: Mit Politik werden wir dieses Problem nicht lösen, sondern mein Ziel ist es, wie in anderen Städten auch, den Peinlichkeitsfaktor für diejenigen, die den Hundekot nicht selbst wegräumen, so hoch zu schrauben, dass man es irgendwann einfach selbst tut. Weil genauso funktioniert es in anderen Städten. Dort ist es auch nicht so, dass hinter jedem Busch jemand von der dortigen MA 48 steht und den Hundekot wegschaufelt, sondern die Besitzer räumen ihn einfach selbst weg. Das ist, glaube ich, einmal das Pilotprojekt, von dem ich auch sehr erfreut bin, dass es so erfolgreich läuft. Denn was wir vermutet haben, sie werden quasi nur beschimpft, stellt sich als nicht zutreffend heraus. Den meisten Leuten ist es unglaublich unangenehm, da-rauf angesprochen zu werden. Die Mitarbeiter sagen mir dann, zurückblickend auf den Park sehen sie dieselben dann das mit dem Hundekotsackerl wieder wegräumen. Ich glaube, in diese Richtung sollten wir weiterdenken, wenn wir dieses Problem in den Griff kriegen wollen. Wir müssen einfach die Mentalität in Wien ändern, nämlich in die Richtung. Da ist jeder von Ihnen aufgefordert, aktiv zu werden, nämlich in die Richtung, dass die Leute, die Hundebesitzer und Hundebesitzerinnen, dazu erzogen werden, das im Sinne der Eigenverantwortung selbst wegzuräumen. 

Genauso wollen wir auch mit der Sauberkeitskampagne in diese Richtung arbeiten, zu sagen, wir haben ein großartiges Angebot. Wir haben Tausende von Trennkübeln auf der Straße, wo wir Müll sammeln. Wir haben 19 Mistplätze. Wir haben über 40 Problemstoff-sammelstellen. Es ist daher von den einzelnen Bürgern nicht zu viel verlangt, wenn sie ihre Sachen dort abgeben und sie nicht einfach auf der Straße fallen lassen. Das ist unser Ziel, die Eigenverantwortung wieder zu fördern, weil wir es uns nicht leisten können werden, für jeden Bürger der Stadt einen Mitarbeiter der MA 48 abzustellen, der hinter ihm herräumt. 

Zum Thema "Kids Town": Dazu möchte ich schon noch anmerken, ich habe mich gefreut, dass wir es mit großer Mehrheit im Ausschuss beschließen konnten. Ich glaube, Herr Kollege Klucsarits, genau mit solchen Investitionen investieren wir eben, dass Kinder lernen, wa-rum Sauberkeit in der Stadt wichtig ist, warum Mülltrennung wichtig ist. Es werden dort die Kinder - unter Anführungszeichen - quasi als Müllfahrer eingesetzt. Sie tauschen die Mülltonnen aus, schauen dann hinein und se-hen, in der Glastonne ist nicht nur Glas drinnen, wie halt im richtigen Leben, weil die Leute oft Fehlwürfe machen. Wir profitieren dann erstens von den Kindern, die wissen, warum es wichtig ist, dass man Dinge nicht einfach auf die Straßen haut und dass man richtig Mülltrennung macht, und diese Kinder erziehen sehr oft auch ihre El-tern. Das heißt, wir haben einen doppelten Nutzungseffekt. Ich glaube, wenn wir in solche Institutionen wie "Kids Town" im Sinne der MA 48 und der MA 30, die dort beteiligt sind, investieren, dann ist das wirklich eine gute Investition in die Zukunft, weil die Kinder dann quasi am eigenen Leib einmal sehen können, wie das ist, wenn man eben falsch getrennten Müll sortieren muss. Es ist natürlich nicht richtiger Müll, sondern - unter Anführungszeichen - nur ein Spielmüll, der selbstverständlich sauber ist. 

Der Klimaschutz ist schon erwähnt worden. Wien ist an sich im Klimaschutzbereich gegen den Bundestrend sehr gut unterwegs. Wir haben minus 3 Prozent. 17 Pro-zent plus hat der Bund bei der CO2-Entwicklung. Ich glaube, dass wir wirklich gut unterwegs sind, aber wir sollen die Hände nicht in den Schoß legen, das ist überhaupt keine Frage. Das ist wie der Feinstaub eine Herausforderung, die uns sicherlich noch über längere Jahre begleiten wird. 

Zum GR Blind nur wirklich eine ganz generelle Anmerkung: Wissen Sie, Herr Gemeinderat, ich habe es hier schon einmal gesagt, wenn Sie irgendwelche Probleme mit meinem Ressort haben, dann kann ich Sie nur bitten, suchen Sie die politische Auseinandersetzung, aber hören Sie auf, hier einzelne Beamte und Mitarbeiter meines Ressorts persönlich zu attackieren. Das ist ein Niveau, das sich dieser Gemeinderat hier nicht verdient hat. Meine Beamten können nicht hier herauskommen und sich wehren. (GR Kurth-Bodo Blind: Nicht einzelne Beamte, sondern einen einzelnen!) Die machen wirklich gute Arbeit! (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Nicht die Mehrzahl verwenden!) 

Die machen gute Arbeit und ich möchte mich wirklich dafür bedanken. Ich möchte mich dagegen verwehren, dass Sie hier Abteilungsleiter aus meinen Abteilungen negativ darstellen, attackieren. Das, finde ich, ist einfach ein schlechter Stil. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte hier Ihre Erinnerung ebenfalls auffrischen. Am 7. September, haben Sie gesagt, habe ich die Hoch-wassersteuerung versprochen. Wir haben kurz darauf einen Vortrag, und zwar einen sehr ausführlichen, der MA 45 in unserem Ausschuss darüber gehabt, einerseits natürlich zum Thema "Wienflussbäche" und andererseits zum Thema "Hochwassersteuerung". Ich weiß nicht, viel-leicht waren Sie da nicht da. Ich habe ihn gehört und ha-be ihn sehr aufschlussreich gefunden. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie haben gesagt, wir machen das vor Ort!) Vielleicht waren Sie in einem anderen Parallelausschuss, keine Ahnung. (GR Kurth-Bodo Blind: "Vor Ort" haben Sie gesagt, liebe Frau Stadträtin! Darüber haben wir ein Protokoll!) Können wir uns darauf einigen? Das haben Sie auch gehört. Wir haben im Ausschuss einen Vortrag über Hochwassersteuerung gehabt. An das können Sie sich hoffentlich schon noch erinnern. (GR Kurth-Bodo Blind: Und sie haben mir "vor Ort" versprochen!) 

Zum Thema “Karlsplatz“: Herr Gemeinderat, Sichtachsen haben nichts mit Sicherheit zu tun. Sichtachsen haben damit zu tun, dass die wunderbaren historischen Gebäude, die am Karlsplatz sind, frei sichtbar sind, dass man von der Karlskirche hinüberschauen kann. Deswegen fällt Ihre Drogenstrauchtheorie sozusagen ein bisschen in sich zusammen. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Sicht braucht nicht gut zu sein!) Ich wollte das einfach nur einmal aufklärend erklären, warum wir diese Sichtachsen machen. Das hat sozusagen eher etwas mit historischen Gegebenheiten und stadtplanerischen Dingen zu tun. Ich kann Ihnen nur sagen, ich persönlich stehe zu einer neu-en und modernen Parkgestaltung. Es tut mir für Sie sehr Leid, wenn Sie es nicht tun! (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend, meine Damen und Herren, nur ein Satz noch zum Kollegen Parzer, der gesagt hat, das sind alles Algen. Es tut mir Leid, ich kann es mir als Biologin nicht verkneifen, ich muss Ihnen das jetzt noch einmal ganz kurz, wirklich kurz, erklären. Algen sind das, was wir nicht wollen. Da kippt das Wasser und dann kann man nicht zum Baden hineingehen. Makrophyten, die jetzt wachsen, brauchen wir. Die brauchen wir, damit die Alte Donau sauber ist. Wenn es keine Makrophyten gibt, gibt es kein sauberes Wasser. Was wir nicht wollen, sind die hochwachsenden Makrophyten. Wir wollen die niedrigwachsenden. Deswegen mähen wir sie auch. Ich sage nur, ohne Makrophyten kein sauberes Wasser. Das als Algen, die wir nicht wollen, abzuqualifizieren, untergräbt die Bemühungen der Stadt Wien, die von den Wissenschaftlern sehr gelobt worden sind, da wir es in acht Jah-ren mühevoller Arbeit geschafft haben, eine wirklich gute Wasserqualität in der Alten Donau wiederherzustellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hoffe, ich habe es geschafft, ein bisschen einen Überblick über das letzte Jahr und auch die letzten Jahre im Umweltressort zu geben. Ich glaube, dass es wirklich eine sehr gute Bilanz ist, auf die wir alle gemeinsam, ich sage nur 93 Prozent, stolz sein können. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. - Zur Geschäftsgruppe Umwelt liegt keine Wortmel-dung mehr vor.

Wir kommen somit gleich zur Geschäftsgruppe Stadt-entwicklung und Verkehr. 

Herr Mag Chorherr hat sich gemeldet. Der Herr Stadtrat ist schon anwesend. - Bitte, Herr Mag Chorherr, wir lauschen alle Ihrer Rede.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Das will ich hoffen, dass Sie meiner Rede lauschen. Da ich mich in der Fraktion dafür eingesetzt habe, dass wir in der Präsidiale zu einer Übereinkunft kommen, die-se wesentliche, die Stadt verändernde Rechnungsabschlussdebatte präzise und spannend, aber auch kurz, zu gestalten (Beifall von GR Dr Wolfgang Ulm.), wobei die anderen Fraktionen unserem Vorschlag in diesem Punkt nicht gefolgt sind, auch die ÖVP nicht, gehe ich trotzdem mit gutem Beispiel voran und werde meine Minuten, die inzwischen 24 Minuten sind, nicht ausnutzen. Wir werden ja beim Gemeinderat Zeit genug haben, einige wesentliche Akten zu diskutieren. 

Ich möchte primär einige Anträge einbringen. Die Position der GRÜNEN zur Stadtentwicklung der letzten Jahre hat sich nicht grundlegend verändert. Insofern ken-nen Sie unsere Positionen. Ich gehe davon aus, dass auch die Position der Sozialdemokratie heute nicht vollkommen anders ist. Darum werden wir das beim Prater, beim Nordbahnhof, bei anderen Projekten diskutieren. Ich mache es jetzt kurz in der hoffentlich nicht ganz vergeblichen Hoffnung, dass mir andere hier folgen werden.

Ich bringe den ersten Beschluss- und Resolutionsantrag ein. Dieser beschäftigt sich mit dem öffentlichen Raum. Ganz kurz nur eine Begründung: Fahren Sie mit der U1 nach Kagran und schauen Sie sich das Projekt "Tokiostraße" an, das durchaus von einer nicht unattraktiven Architektur ist, aber das, was dazwischen ist, der so genannte Freiraum, ist gelinde gesagt ein Wahnsinn! Fo-tografieren oder stehen Sie dort, dann haben Sie das Gefühl, dort hat sich wirklich jemand bemüht, dort würden Sie gern wohnen. Das, was zwischen den Häusern übrigbleibt, ist das, was bei der Planung ganz am Schluss übrigbleibt, um das sich niemand kümmert. Das Problem ist, das lässt sich nicht verkaufen. Das hat an sich auch keinen Wert, außer einem enormen Ge-brauchswert für die Menschen. Der größte Nachholbedarf an Planung, gebe ich zu, betrifft nicht nur dieses Ressort, betrifft alle Ressorts, ist das, was eigentlich zwischen den Häusern ist, das, was die Qualität einer Stadt ausmacht. Wie das mit den Wohnungen ist und was die Architektur ausmacht, da gibt es gute Architektinnen und Architekten, da gibt es bessere und schlechtere Bauträger. Wie sich jemand seine Wohnung einrichtet, ist sein Privatkaffee. Das, was zwischen den Häusern ist, die Urbanität, das ist die Qualität der Stadt. Hier haben wir den allergrößten Nachholbedarf, weil eigentlich ist niemand wirklich dafür zuständig. Wir kennen alle dutzende Beispiele, dass dort am meisten gespart wird. Bauträger wollen nicht dafür zuständig sein, die Stadt Wien bemüht sich nicht in ausreichendem Ausmaß, hat auch nicht die Instrumente dazu, und dann schaut es aus wie in der Tokiostraße, errichtet irgendwann 2003, 2004, 2005. Bitte schauen sie sich das an! Ich war erst vorgestern dort fotografieren. Dort, wo der große Freiraum ist, liegen Müllsäcke herum, die Hunde haben Platz genug, ihr Geschäft zu verrichten und in der Mitte steht ein Mistkübel. Es ist ein Wahnsinn!

Es gibt hunderttausend Beispiele, auf dem Widmungsplan großzügig gewidmete. Was wären wir froh, wenn im innerstädtischen Gebiet derartig großzügige Straßenfreiflächen wären. Aber was daraus gemacht wird, ist erbärmlich! Was wir mit dem ersten Resolutions-antrag verlangen, ist ein Masterplan "öffentlicher Raum". Ich lese ihn jetzt gar nicht im Detail vor. Es geht überhaupt um die Erhebung des öffentlichen Freiraumpotentials und des Freiraumnetzes, es geht um Partizipation. Um nichts interessieren sich die Leute mehr, als darum, wie es in ihrer Umgebung ausschaut. Da sind sie auch, siehe "Agenda 21", bereit, etwas beizutragen. Darauf schlagen wir vor, einen Masterplan "öffentlicher Raum" zu machen. Da gibt es im Übrigen in Berlin ein Beispiel, dem wir folgen könnten. Da ging es einmal darum, bei einigen Projekten zu zeigen, wie es vorrangig wäre.

Dann als letzter Punkt, ich habe es der Einfachheit halber nicht in einem eigenen Antrag gebracht, die unendliche Geschichte der Erdgeschoßzonen. Ich glaube, dass diese blinden Augen in der Stadt, sterbende Geschäftsflächen, nicht entsprechend genutzt werden. In ein leerstehendes Geschäft kann man irgendwann mit einer anderen Politik und einer anderen Wirtschaftslage Geschäfte hineintun oder auch neue Formen der Nutzung, Stichwort "Architekturbüros" machen. In der Gumpendorfer Straße, wo ich wohne, machen jetzt einige auf. Dort gibt es das wenigstens. Ein Großteil des neu Gewidmeten und auch neu Gebauten sieht überhaupt keine Erdgeschoßzone mehr vor, sondern verändert das, was früher Souterrain, wie auch immer, geheißen hat, dass sozusagen die Erdgeschoßzone auf 2,20 Meter ist. Wo man dann an Müllräumen und an Ähnlichem vorbeigeht, das ist dann vollgesprayt. Das ist aber, ich sage es noch einmal, nicht das Projekt, wo man als Architekturkritiker von oben draufschaut, sondern das ist die berühmte Höhe zwischen 1,50 und 1,90, je nach Größe der Menschen, wie es dort ausschaut. Wenn einer ein Haus ohne Erdgeschoßpotential errichtet, passiert gar nichts. Hier Förderungen anzudenken, dass es wieder rentabel, dass es wieder möglich wird, Erdgeschoßzonen zu errichten, ist etwas Wesentliches. Das betrifft nicht nur dieses Res-sort, das betrifft die Bauordnung und die Wirtschaftsförderung.

Lange Rede, kurzer Sinn, ein Masterplan "öffentlicher Raum" ist für mich das Wesentlichste, was ich heute zur Diskussion über die Planung einbringen möchte. 

Ein zweiter betrifft eine Unterstützung für den Herrn Stadtrat. Nichts tue ich lieber. In diesem Fall hat das kei-nen zynischen Unterton. Dort, wo der Planungsstadtrat oder auch der Wohnbaustadtrat unmittelbaren Einfluss hat, gibt es einmal bessere, einmal schlechtere, aber im-merhin einen gewissen Stand an Verfahren von architektonischer Qualität. Wir haben hier, ich glaube, einstimmig, vor ungefähr einem Jahr auch einen Beschluss ge-fasst, der qualitätssichernde Verfahren durchsetzt. Was wir hier als Unterstützung für den Herrn Stadtrat einbringen wollen, betrifft faire Vergabeverfahren der ausgeglie-derten Unternehmen der Stadt Wien. Dafür ist er nämlich nicht zuständig. Das mache ich ihm auch nicht zum Vor-wurf. Wie Wiengas, die Wiener Holding oder viele an-dere im mehrheitlichen oder völligen Besitz der Stadt Wien agieren, ist kaum beeinflussbar, außer wir haben dort Menschen sitzen, das gibt es auch im Ausnahmefall, die sich ihrerseits um Qualität bemühen. 

Wir schlagen vor, dass qualitätssichernde faire Verfahren bei allen ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien verbindlich sein müssen. Was heißt das konkret? – Folgende drei Punkte will ich, weil sie kurz sind und mir ein großes Anliegen sind, ganz kurz zur Kenntnis bringen: 

Was ist das Wesentlichste? Das Wesentlichste ist, dass, bevor ein Verfahren losgeht, die Ausschreibebedingungen transparent und öffentlich bekannt gemacht werden. Die schlechtesten Verfahren sind die, wo man nachher, wo vielleicht der Sieger schon feststeht, fragt, wieso dort so eine hohe Dichte verlangt ist, wieso dort dieser oder jener Nutzungsmix ist, wie auch immer. Bevor ein Verfahren beginnt, eine detaillierte und gründliche Vorbereitung und eine Veröffentlichung derselben. 

Dann geht es um die Zusammensetzung von Jurys. Da kann man nicht irgendwelche Haberer hineinnehmen oder irgendwelche Leute, sondern da gibt es zum Beispiel in der BUA klare Vorgaben, wie eine Jury zusammenzusetzen ist. Die Kenner von Architekturverfahren sagen immer: „Sag mir, wie die Jury zusammengesetzt ist und ich sage dir, welches Projekt herauskommt."

Und dann geht es um die Präsentation dieser Ergebnisse im Nachhinein, um eine öffentliche Diskussion zu ermöglichen. Würde man das tun, würde man sich viel Zoff mit Anrainern ersparen. Bei den vielen Projekten hat die Stadt Wien unglaublich viele ausgegliederte Unternehmen. Schauen Sie sich nur einmal vom Wirtschaftsförderungsfonds den Bau und seine Beteiligungen an! Das sage ich jetzt nicht als Vorwurf. Also ich könnte gar nicht aus dem Stand heraus sagen, wie viele Töchterunternehmer der Wirtschaftsförderungsfonds hat, die alle mehr oder weniger auch mit dem Bauen zu tun haben. Es sind etliche, die ganzen Töchter von Wien Energie, die ganzen Töchter und Beteiligungen der WIENER LI-NIEN. Ich sage nur Stichwort "TownTown" oder andere. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt.

Aus Zeitgründen spare ich mir jetzt, weil es auch nur teilweise um das Ressort des Herrn Stadtrats geht, aber das eigentlich niemandes Ressort wirklich ist, über die Energieeffizienz vom Bürogebäuden zu sprechen. Wir haben einen hohen Standard beim Wohnbau erreicht. Beim Bürobau kümmert sich niemand darum, mit Ausnahme der Hochhäuser. Wie kritisch das läuft, werde ich bei der Gemeinderatssitzung bei einem Projekt darstellen.

Zweiter Antrag, wie gesagt, betreffend faire Vergabeverfahren der ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien.

Ein Letztes, ein Bezirksantrag, die Aufwertung und die Belebung des Ortskerns von Grinzing: Da haben wir einen Wettbewerb gemacht, um ein paar Ideen zu bekommen, wo es um die Attraktivitätssteigerung, um Verkehrsberuhigung, um die Zukunft des Heurigenorts geht. Da wir alle Freunde des guten Weins sind, bin ich sicher, dass Sie diesem Antrag zustimmen. 

Ich habe jetzt neun Minuten gesprochen, danke für die Aufmerksamkeit, gebe bekannt, dass wir dem überraschenderweise nicht zustimmen und hoffe, dass sich meine Folgerednerinnen und -redner angesichts des wunderschönen Tages auch der Kürze befleißigen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wenn Herr GR Chorherr jetzt davon gesprochen hat, dass es die GRÜNEN wären, die für Redezeitbeschränkung oder für kürzeres Abführen dieses Rituals sind, ist das nicht richtig. Das ist leider falsch. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass in der Präsidiale sowohl die Sozialdemokratische Partei als auch die Österreichische Volkspartei ein Interesse gehabt hätten, dass wir hier eine zügige, vernünftige und inhaltsvolle Diskussion führen und dies leider an den GRÜNEN gescheitert ist.

Ich kann das so nicht stehen lassen, weil es unwahr ist. Es ist vor allem deshalb ärgerlich, weil die GRÜNEN, die dieses Prozedere wollten, dann am Abend gar nicht mehr hier sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Neuhuber. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Unabhängig von der Aufforderung oder der Idee des Kollegen Chorherr hätte ich mich sowieso dazu entschlossen, mich einigermaßen kurz zu halten. Ich werde auch versuchen, einen Rahmen von ungefähr 10 Minu-ten einzuhalten.

Wie schon manche meiner Vorredner möchte natürlich auch ich mich heute mit einer kurzen Leistungsbilanz der Ära Schicker beschäftigen und habe mir gedacht, ich mache das - da es so viel ist, dass ich fast stundenlang reden müsste, wenn ich könnte - stichwortartig, und habe mir als Leitfaden das Abc hergenommen. (GR Dr Herbert Madejski: Das habe ich auch schon einmal gemacht!) Wir haben tatsächlich, bis auf eine einzige Ausnahme, für jeden Buchstaben des Abc einen passenden Punkt oder mehrere aus der Ära Schicker gefunden.

A wie zum Beispiel Flugfeld Aspern: Das fängt gleich einmal mit einem großen Brocken an. Wir wissen alle, dort wird gerade das Pferd von der falschen Seite her aufgezäumt. Wir beginnen in der Planung mit viel zu viel Wohnbau und nicht mit Betriebsansiedelung - ein ganz schwerer Schnitzer des Planungsressorts!

B wie etwa Brachmühle: Ein besonderes Gustostückerl aus der Planungspraxis der letzten Jahre, meine Damen und Herren! Bis heute weiß eigentlich keiner, wie diese Widmung - abgesehen davon, dass wir sie hier beschlossen haben - und wieso sie zustande gekommen ist. Das einzige, was wir wissen, ist, dass es in dieser Stadt einstweilen außerrathäusliche Widmungsspezialisten gibt. Einer von ihnen war bei der Brachmühle tätig, und wir werden ihm demnächst auch bei anderen Großprojekten der Stadt Wien begegnen. Wir werden uns sicher sehr intensiv mit ihm auseinander setzen. Es gibt jedenfalls Leute in der Stadt, die bringen Widmungen zu-sammen, da glaubt man gar nicht, dass es so etwas gibt.

Unter B finden wir aber auch den Bahnhof Wien-Mit-te, ebenfalls ein absoluter Leckerbissen, meine Damen und Herren. Jetzt haben wir das zweite Mal gewidmet und den Zeitungen entnehmen wir, dass noch immer nicht sicher ist, ob dort gebaut wird oder nicht. Möglicherweise wird jetzt nur das bestehende Gebäude behübscht, aber angeblich gibt es ja bis Ende Juni eine Entscheidung. Wir von der Wiener ÖVP haben hier schon öfter vorgetragen, dass wir befürchten, dass dort trotz der Maßwidmung für die Investoren wieder nichts passieren wird.

C wie Creative Industries: Ein ganz wichtiger Zweig, auf den sich die Stadt Wien viel mehr stützen sollte. Es gibt noch immer keinen Standort, keinen Cluster. 

D wie Denkmalschutz: Meine Damen und Herren, da sage ich nur, es würde auch zu S wie Sofiensäle passen. Da brauche ich gar nichts weiter auszuführen.

E wie Eurogate: Das hätte ich natürlich auch unter A wie Aspanggründe aufführen können. Das Projekt dieses neuen Stadtteils im Zentrum Wiens liegt mehr oder weniger auf Eis. Wir werden ja sehen, wie es dort mit der Realisierung weitergeht.

E aber auch wie EKZ: Darüber haben wir hier schon des Öfteren gesprochen, und wir werden in wenigen Tagen, übermorgen, ein weiteres Beispiel für ein großes und sinnloses Einkaufszentrum erörtern. Obwohl wir seit Jahren immer wieder darauf hinweisen, dass sich die Stadt Wien und das Planungsressort endlich einmal da-mit beschäftigen sollten, wo denn überhaupt in dieser Stadt sinnvollerweise noch Einkaufszentren gebaut werden, ist es bisher nicht dazu gekommen.

Ich bringe daher gemeinsam mit Kollegen Gerstl heute einen Antrag ein, der da lautet:

„Die Stadt Wien wird dazu aufgefordert, ein Einkaufszentrenkonzept zu erstellen, das genau festlegt, ob und in welchem Ausmaß die Schaffung von Einkaufszentren vorzunehmen ist. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung." (Beifall bei der ÖVP.) 

F wie Flak-Türme - auch nicht viel weitergegangen, wie wir wissen, meine Damen und Herren - oder F wie FIAT-Gründe: Auch dort haben wir geradezu hellseherisch Recht behalten, nämlich einerseits, dass dieses Projekt in die Gesamtplanungen rund um Schönbrunn, in eine mögliche Untertunnelung und in die Vorplatzgestaltung hätte mit einbezogen werden müssen, und auch in der Hinsicht, dass wir gesagt haben: Wir werden ja einmal sehen, ob dort trotz einer weiteren Maßwidmung von den Investoren her etwas weitergeht. Bis heute ist nichts geschehen. Na gut, das kennen wir ja schon.

G wie Geschäftsstraßensterben: Dagegen ist im Res-sort Schicker kaum etwas unternommen worden, sondern ganz im Gegenteil, durch die vielen geplanten EKZ wurde es wesentlich beschleunigt.

H wie Hochhauskonzept: Auch ein besonderer Meilenstein, eigentlich gleich zu Beginn der Ära Schicker. Ich habe damals hier an dieser Stelle gesagt, das wird ein Hochhaus-Verhinderungskonzept, und wie wir wissen, ist außer einem gescheiterten Projekt, auf das ich bei K noch zu sprechen komme, im Hochhausbau in den letzten Jahren tatsächlich so gut wie nichts weitergegangen. Es war also wirklich das von uns vermutete Hochhaus-Verhinderungskonzept.

I wie Initiativen zum Klimaschutz: Hier erklärt sich der Stadtrat in Anfragebeantwortungen immer wieder für un-zuständig und verweist auf andere Ressorts.

J wie - seien wir hier ein bisschen kreativ - Janusköpfigkeit bei der Behandlung der Bauern: Auf der einen Sei-te wird von der Stadtregierung und auch vom Herrn Bür-germeister die Landwirtschaft immer als besonders wichtig eingestuft, auf der anderen Seite wird sie dann durch Umwidmungen schlechter gestellt, nämlich vor allem - ich möchte es jetzt nicht im Detail erklären, wir haben es ja schon oft genug diskutiert - durch die Umwidmungen von L auf SwwL, die eine ganz gravierende Behinderung der Wiener Landwirtschaft darstellen. 

Dazu bringe ich, ebenfalls gemeinsam mit den Kollegen Gerstl und Klucsarits, einen Antrag ein, der da lautet:

„Der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird aufgefordert, die Praxis, bei den Flächenwidmungen landwirtschaftliche Flächen mit einer SwwL- statt mit einer L-Widmung zu versehen, zu stoppen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung."

Ich habe schon gesagt, bei K kommen wir auf ein missglücktes Hochhausprojekt laut Hochhauskonzept, nämlich auf die Komet-Gründe, zu sprechen. Bei K hätte man aber auch den Kunstplatz Karlsplatz nennen können, der ja auch noch immer nicht realisiert worden ist.

L: Ein weiteres Gustostückerl ganz vom Beginn der Ära Schicker ist das LKW-Fahrverbot auf der Tangente oder die schon erwähnte landwirtschaftsfeindliche Widmungspraxis.

M wie Mehrwert Simmering: Meine Damen und Herren, das Projekt dort ist im Wesentlichen gescheitert, mit den PPP-Finanzierungen kann die Stadt Wien nicht wirk-lich umgehen. Wir haben des Öfteren angeregt und ge-fordert, dass man hier ein klares und durchsichtiges Mo-dell etablieren sollte. Bis heute ist nichts geschehen.

N wie Nord-Ost-Umfahrung: Allein darüber könnte man wohl stundenlang reden.

O wie Orteprogramm für Wien: Von den versprochenen 50 Platzgestaltungen sind nur ganz wenige realisiert worden, und davon sind auch noch mehrere misslungen.

P wie eines meiner Lieblingsprojekte, über das wir am Donnerstag sicher noch reden werden, das EKZ beim Prater-Stadion: Da wir es, glaube ich, angemessen behandeln werden, möchte ich es jetzt nicht mehr erwähnen.

Oder P wie Prater allgemein: Es ist doch wirklich ein besonders faszinierendes Schauspiel - "Schauspiel" passt ja mit dem Prater zusammen -, dass sich der Planungsstadtrat der Stadt Wien aus den Planungen im Pra-ter, wie hier schon öfter dargestellt, quasi völlig verabschiedet hat und handstreichartig das Ressort von einer anderen Geschäftsgruppe in dieser Planungspraxis über-nommen wurde.

Q wie querungsfreie Radwege: Trotz oftmaliger Ankündigungen werden die Radwege immer gefährlicher und die Unfallzahlen steigen.

R wie Regionalplanung: Auch da gab es Unmengen von Ankündigungen, Arbeitsgruppen, angeblichen Gesprächen, Arbeitsinitiativen und Ausschüssen, aber eine wirklich gute Regionalplanung existiert noch immer nicht.

Oder R - auch das ist ja vielleicht ein signifikanter Punkt der letzten Jahre gewesen - wie Roßauer Lände: Meine Damen und Herren, auch die sollte uns immer wieder, wenn wir an die Ära Schicker denken, in Erinnerung bleiben.

Das S hat es Herrn StR Schicker besonders angetan. Das geht von der Sensengasse über die schon erwähnten Sofiensäle und über den Stadtentwicklungsplan, ich erwähne nur die von uns und vom Rechnungshof kritisierte Nicht-Festlegung und Evaluierungspraxis Schwarzenbergplatz, meine Damen und Herren. Auch der Schönbrunner Vorplatz fällt unter S, da könnte man locker eine ganze Reihe von gescheiterten Projekten aufführen.

T wie fehlende transparente Architekturwettbewerbe.

U wie unkontrollierte Dachausbauten: Da ist wieder einmal eines interessant, und zwar im Zusammenhang mit einem anderen heute diskutierten Akt. Erst vor kurzem hat der Herr Stadtrat angekündigt, dass es im 1. Be-zirk - und die letzten, die demnächst zu beschließenden Planungsdokumente weisen ja in diese Richtung - nur mehr eingeschoßige Dachausbauten geben soll. Dazu kann man einmal pro oder contra stehen, es gibt einige Argumente dafür und dagegen. Interessant ist aber dann, dass bei einem der nächsten großen öffentlichen Bauvorhaben, nämlich beim Ronacher, das ja aus ganz anderen Gründen, finanziellen und kulturtechnischen, kri-tisiert wurde, auf einmal wieder ein riesiger, zweigeschoßiger Dachausbau in Form einer Glaskuppel, die auch noch zu öffnen sein soll, auftaucht. 

In dieser Stadt gilt also bei Bauvorhaben immer wieder: "Some animals are more equal than others", einige sind einfach gleicher als andere. Im 1. Bezirk sollte es keine zweigeschoßigen Dachausbauten geben, beim Ro-nacher wird genau das vorgeschlagen, meine Damen und Herren!

Deshalb bringen wir auch hier einen Beschlussantrag ein, nämlich Kollege Salcher und ich, der folgendermaßen ausschaut:

„1. Der Umbaubeginn des Ronacher möge bis nach den Wahlen aufgeschoben werden. 

2. Der Ausbau des Gebäudes möge entsprechend der kürzlich von StR Schicker verkündeten neuen Planungspraxis für den 1. Bezirk im Dachbereich maximal eingeschoßig erfolgen. 

3. Die berechtigten Bedenken der Anrainer bezüglich unzumutbarer Lärmbelästigungen durch die Öffnung des Daches mögen bei der Planung und Realisierung des Umbaus berücksichtigt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt."

V, meine Damen und Herren, wie Vienna Bike: auch ein Punkt, über den wir lange diskutiert haben und der uns in liebevoller Erinnerung bleiben wird. (GR Karl Dampier: Herr Kollege, das ist die Rechnungsabschlussdebatte, nicht der Villacher Fasching! Ich bin froh, dass das Alphabet so kurz ist!) Herr Kollege, die ist ziemlich lang, diese Liste. Sie haben Glück, dass sie nur 24 Buch-staben hat, weil ich sonst noch viel mehr gefunden hätte, was beim Kollegen Schicker zu bekritteln ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Was funktioniert beim Bike nicht...? Das würde mich interessieren!) Das geht sich nicht mehr aus, lieber Kollege. 

W wie Waagner-Biro: Bei Waagner-Biro ist wirklich Villacher Fasching, da haben Sie völlig Recht. Wenn man nämlich mehrere hundert Millionen Schilling, 30 Mil-lionen EUR, für ein Grundstück ausgibt und dieses dann jahrelang liegen lässt, dann ist das zum Lachen, genau, das ist wirklich ein guter Scherz. Waagner-Biro lassen wir jahrelang liegen, die Zinsen laufen, und dann kommen wir drauf, dass wir es für die MA 48 eigentlich gar nicht brauchen. Da kann ich wirklich nur sagen: Ein guter Scherz der SPÖ-Wien, gratuliere! (Beifall bei der ÖVP.)
Bei Y habe ich letzten Endes nichts gefunden. Sehen Sie, jetzt können Sie beruhigt sein.

Bei Z hätten wir noch den Zentralbahnhof, meine Damen und Herren.

Damit sind wir für heute bei den vielen Fehlern - das X war nämlich für den x-ten Fehler - des StR Schicker auch schon am Ende. Was es letzten Endes in einer Bi-lanz noch zu überlegen gibt, meine Damen und Herren, ist: Was bleibt von einer Ära übrig? 

Ich glaube, letzten Endes wird es wenig geben. Im Großen und Ganzen wird die Ära Schicker dem Vergessen anheim fallen. Das ist eigentlich in einem Ressort, das einer Stadt gestaltungsmäßig durchaus einen Stempel aufdrücken könnte, überhaupt das Schlimmste, was passieren kann. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Dr Troch. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

In Wien ist Politik spannend. Hier wird überlegt, geplant, gestaltet und bewegt. Politik ist packend, insbesondere im Ressort Stadtentwicklung. Es ist ein interessantes Politikfeld, es ist packend, weil es um die Veränderung der Gegenwart geht, weil es um die Gestaltung der Zukunft geht. Es ist interessant, weil hier ressortüber-greifend gearbeitet wird, alle Politikfelder zur Entwicklung von Stadtentwicklung beitragen und die Stadtentwicklung wieder den Rahmen aller Ressorts mitgestaltet. 

Faszinierend ist, dass Stadtentwicklung über den Tellerrand der Stadt, ja der Region blicken muss. Wiens Position in Europa hat sich in den 90er Jahren stark ver-ändert, wir sind noch deutlicher in die Mitte gerückt. In dieser Europaregion Mitte sind wir allerdings keineswegs allein. Da gibt es gemeinsame Interessen, da gibt es auch Konkurrenz, da gibt es die Chancen von Synergien mit anderen Städten, da gibt es aber auch die Gefahr von Stagnation: Wirtschaftlich, intellektuell, wissenschaftlich, ökologisch. Wiens neue Rolle und seine Chancen im neuen, erweiterten Europa, in der Region CENTRO-PE, waren und sind wesentliche Momente in der Diskussion zur Stadtentwicklung. Das Motto der Stadtentwicklung ist Ihnen wahrscheinlich sehr gut bekannt: "Europäisch denken - regional handeln - Wien entwickeln". 

Dazu kommen grundlegende Werthaltungen und Ziele, für die die Wiener Stadtregierung und die SPÖ stehen. Wir bekennen uns zur Förderung von Forschung und Bildung, das heißt heute allerdings mehr denn je: In-ternationalisierung. Das funktioniert jedoch nur in einem offenen Klima der Toleranz. Offenheit und Toleranz wie-derum bilden weiche, aber sehr, sehr wichtige Standortfaktoren für eine dynamische Wirtschaft wie auch für ei-ne Kulturstadt von Weltrang. 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns zur Lebensqualität auf hohem Niveau für alle Wienerinnen und Wiener, egal, wie hoch ihr Einkommen ist, egal, welche Ausbildung sie bekommen haben, egal, woher sie ursprünglich stammen.

Nach ausführlicher Diskussion und in Kooperation aller Geschäftsgruppen haben wir diese Punkte schließlich 2004 im Strategieplan für Wien beschlossen, beschlossen als Orientierungsrahmen, ergänzt um die Grundsätze von Nachhaltigkeit, Gender Mainstreaming, Diversität sowie Öffentlichkeit und Bürgerbeteiligung. Darin liegt auch die neue Qualität dieses Strategieplans. Einen Strategieplan gab es schon 2000, den legte der damalige Stadtrat - was der ÖVP ja sehr bekannt sein wird - allerdings nicht im Gemeinderat zur Diskussion und auch nicht zum Beschluss vor. 

Die neue Qualität liegt in diesem Strategieplan auch in seiner Umsetzungsorientierung. 41 strategische Projekte werden den Wirtschaftsstandort Wien weiter ausbauen, das hohe soziale Niveau sichern, die beispielhafte Umweltqualität ausbauen und die Lebensqualität, um die uns zahlreiche Städte beneiden, sichern. Umsetzungsorientierung heißt weiters, dass als nächster Schritt die räumliche Konkretisierung entwickelt wurde. 

Mit dem Stadtentwicklungsplan 05 liegt nun ein zukunftsweisender Entwicklungsplan vor, der auch die ab-sehbare Bevölkerungsentwicklung mit einkalkuliert. Beachtlich war dabei der breite Diskussionsprozess, ein Dialog zwischen Fachleuten und der Stadtverwaltung, zwischen der Stadtpolitik und den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt, und zwischen den Investoren, Bauträgern und Interessensvertretungen. Auf diesen Dialog gründen sich folgende Ziele: Die Qualität des Lebensraums durch den Ausbau des Grüngürtels und des Wasserschutzes; ein investitionsfreundliches Klima für eine dynamisch Wirtschaft; ein sparsamer Umgang mit der Ressource Boden; die bauliche Entwicklung entlang leis-tungsfähiger öffentlicher Verkehrsmittel, um damit den Anteil am Verkehrsverbund zu erhöhen und den Anteil am motorisierten Individualverkehr zu senken, generell aber Verkehrsentstehung schon im Ansatz womöglich zu verringern; die Lebensqualität aller WienerInnen, wie be-reits beim Strategieplan umrissen, erhöhen. 

Der Stadtentwicklungsplan 05 ist allerdings auch eine zentrale Richtschnur für Flächenwidmungen, und dabei haben die Magistratsabteilungen 21 A und B Enormes geleistet. Rasch, kompetent und genau haben die Kollegen und Kolleginnen der Abteilungen mit Dipl Ing Vatter und Dipl Ing Binder an der Spitze qualitativ und quantitativ Enormes geleistet. Enormes geleistet wurde sowohl bei der Erfüllung des Zehnjahresflächenwidmungsprogramms als auch bei den laufenden, aktuellen Aufgaben-stellungen. Die rasche Flächenwidmung ist ja oft die Ini-tialzündung zum eigentlichen Start groß angelegter oder bedeutender Projekte. Dafür sage ich den Kollegen und Kolleginnen dieser Abteilungen ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.)

So ein laufendes Projekt ist zum Beispiel der Bahnhof Wien - Europa Mitte. Ja, wir bekennen uns zu Europa Mitte, auch zu dieser Benennung des Bahnhofs. Die Transeuropäischen Verkehrsnetze TEN weisen Wien noch als so einen bedeutenden, zentralen Knoten aus. Noch! Denn diese TEN verlangen die Durchlässigkeit, und erst der Durchgangsbahnhof Wien Mitte wird die ver-langte Durchlässigkeit auch gewähren. Diesen Zentralbahnhof plant und schafft Wien jetzt gemeinsam mit dem Bund und den Österreichischen Bundesbahnen bis 2010. 

Unser einstimmiger Beschluss des Masterplans war allerdings auch der Startschuss für einen neuen Stadtteil. Gemeinsam mit den quasi anschließenden Aspanggründen - Eurogate und dem Erdberger Mais bis zu den Ga-sometern legt der STEP 05 ein zentrales Zielgebiet der Stadtentwicklung mit höchstem Entwicklungspotential fest. 

Von zentraler Bedeutung wird dabei die Verkehrserschließung mit öffentlichen Linien sein. Die optimale Trassenführung der U2-Verlängerung wird der nächste geniale Streich dabei sein, es geht ja weiters um Wirtschaft, Technologie und Arbeit, natürlich mit dem entsprechenden Nutzungs-Mix, für den Wien ja geschätzt wird, das heißt moderne, individuelle, leistbare Wohnungen, Erholungs- und Naturraum, soziale und kulturelle In-frastruktur sowie Nahversorgung. Den östlichen Ausläufer dieses ambitionierten Zielgebietes unseres Stadtentwicklungsplanes bildet das Umfeld Gasometer Süd, wo an der Umsetzung des Masterplanes Mehrwert Simmering weitergearbeitet wird. 

Hier ein Stichwort: PPP - Public Private Partnership, bei dem es unsere Zielsetzung ist, dass mit den Gewinnen durch Flächenwidmungen auch die Öffentlichkeit und alle Anrainer gewinnen können. Wie? Indem Projekt-entwickler einen berechenbaren Anteil des gewonnenen Bodenwertes für die Gestaltung ihres öffentlichen Umfeldes abführen. Der erste Vertrag mit dem Projektentwickler Gobiet ist ja bereits auf Schiene. 

Ein weiteres zentrales und spannendes Zielgebiet unserer Stadtentwicklung liegt in der Donaustadt, mit dem Flugfeld Aspern und der U2-Verlängerung Donaustadt. (Zwischenruf von GR Robert Parzer.) Ein attraktiver Stadtteil mit Wohnungen, sozialer Infrastruktur, Erholungs- und Naturbereichen wird an einem modernen Technologiepark entstehen, der Arbeit, Forschung und Entwicklung vielen Wienern und Wienerinnen bieten wird. 

Bemerkenswert ist dort allerdings der Planungsprozess und insbesondere die Form der Bürgerbeteiligung. Ein interdisziplinäres Planungsteam hat die ersten Schritte im Planungsprozess in die Wege geleitet, gefragt war eine betont innovative und kreative Herangehensweise. In EU-weiter Interessentensuche sind zehn Teams gebildet worden, eine international besetzte Bewertungskom-mission wird die drei besten Planungsteams ermitteln und daraus sozusagen die Sieger küren, um eine optimale Qualität zu erzielen. Sie werden sehen, Herr Chorherr, dass sich in diesem Bereich der Wettbewerb lohnt, sehr korrekt durchgeführt wird und tatsächlich zu hohen Ergebnissen führen wird. 

Noch zur Bürgerbeteiligung: Die Bürgerbeteiligung hat im Zielgebiet in der Donaustadt bereits in der Vorbereitungsphase eingesetzt. Es wurde Information gegeben und in der Bevölkerung die Erwartungshaltung an dieses Projekt abgefragt. Diese Ergebnisse wieder wurden mit der Bevölkerung diskutiert und sind in der Folge in die Ausschreibungsunterlagen für das Vergabeverfahren eingeflossen. Unter den Anrainern wurden drei so genannte ExpertInnen vor Ort nominiert, die den weiteren Planungsprozess unmittelbar begleiten werden, und auch in der Bewertungskommission zur Ermittlung des Masterplanungsteams ist die Bevölkerung mit einem Sitz vertreten. 

Kreativ und innovativ wie das Zielgebiet Flugfeld As-pern präsentiert sich speziell auch die zeitgenössische Architektur in Wien. Ein modern-urbanes Lebensgefühl heißt eben auch, in anregender, spannender Architektur zu wohnen und nicht in einem kleinkarierten Fertigteilhaus der "Blauen Lagune" im Speckgürtel. 

Was kann die Stadt hier tun? Nun, vor allem Wettbewerbe haben die Qualität wesentlich erhöht. In den Wettbewerben sind wichtige Charakteristika eine Frauen- und eine Jugendquote, die eine wesentliche und dynamische Belebung der Wettbewerbsprojekte mit sich brachten. Ei-ne internationale Beteiligung brachte wiederum eine kräf-tige Brise neuer Trends nach Wien. 

2004 kamen die Grundlagen für die Durchführung von Wettbewerben in Architektur und Städtebau voll zur Anwendung. Von der MA 18 entwickelt, gibt es nun klare, transparente Richtlinien für derartige, geistig schöpferische Wettbewerbe, um eben eine maximale Qualität im Neubau zu erreichen. 

Bei der Entwicklung von Stadtarchitektur geht es aber nicht nur um Zeitgenössisches, es geht auch um Er-haltenswertes und manchmal auch um realistische Kompromisse. Als Beispiel möchte ich auf die gelungene Ent-wicklung und die Teilerhaltung des Boltenstern-Traktes am Kahlenberg verweisen: Das Charakteristische, das Individuelle bleibt erhalten. Die Finanzierung durch eine wirtschaftliche Nutzung kann trotzdem möglich gemacht werden. Die Stadt wendet sich am Kahlenberg nun auch dem Parkplatzmonster aus Asphalt zu. Dieses wird zugunsten der Natur verkleinert werden. 

Spannendes gibt es zum Kunstplatz Karlsplatz zu berichten: Diese hochkarätige Stadtlandschaft galt schon immer als schwer zu gestaltendes Terrain. Eklektische Stile, zum Teil allerdings von höchster Qualität, auf jeden Fall mit hoher Konzentration an kulturellen Einrichtungen - somit ist der Karlsplatz eigentlich eine Visitenkarte die-ser Stadt, eine Visitenkarte in zentralster Lage. Bloße Behübschungsmaßnahmen würden hier wenig bringen. Das vorliegende Konzepte setzt daher auf Nutzungsfreundlichkeit. Wer den Karlsplatz und seine Kultureinrichtungen entdecken will, der geht ja bekanntlich zu Fuß. Somit sollen bestehende Fußgängerbarrieren beseitigt und zusätzliche Gehsteige geschaffen werden, da-mit die Sehenswürdigkeiten dieses Platzes besser miteinander vernetzt werden. 

Es geht dort weiters um mehr Durchlässigkeit und Sichtbeziehungen. Es geht um ein neues Lichtkonzept, was auch das subjektive Sicherheitsgefühl der Passanten steigern soll. Das Konzept ist ressortübergreifend entstanden, der ganzheitliche, urbane Ansatz ist positiv spürbar. 

Wir Sozialdemokraten setzen auf seriöse Information und Bürgerbeteiligung, weil wir verstanden haben, dass das ein Beitrag zur Wohlfühlstadt Wien ist, dass nachhaltige Planung von der Unterstützung der Bevölkerung lebt. In diesem Sinn ist die Agenda 21 zu sehen. Als Pi-lotprojekt begonnen, ist nun schon ein Drittel der Wiener Bezirke aktiv beteiligt und macht bei der Entwicklung ganzheitlicher, nachhaltiger und bürgernaher lokaler Strategien sehr gute Erfahrungen. 

Seriöse Information und Dialog finden allerdings auch in der "Roadshow" der Stadtentwicklung "In Zukunft: Wien" ihren Ausdruck. Es ist eine intelligente Ausstellung mit lokalen Mutationen. Die Interessen von Anrainern und Zielgruppen werden in jeder lokalen Schau berücksichtigt. Private Projektentwickler und Bauträger konnten auf eigene Kosten die Schau auch um ihre Vorhaben ergänzen. Höhepunkte dieser Schau waren das Donauzentrum, die Wohnmesse, die Millennium City und vor al-lem am vergangenen Wochenende die Donauinsel. 

Für wichtige Projekte nehmen wir uns die notwendige Zeit zur Diskussion. Das Copyright auf Andreas Khols berüchtigten Sager "Speed kills" überlassen wir gern der ÖVP mit ihrer Drüberfahrpolitik im Nationalrat. Das passt nicht zu Wien, und die Wiener wissen, was Sie erwartet, sollte die ÖVP in Wien je wieder etwas mitzumischen ha-ben. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Die stabilen Verhältnisse in Wien haben der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gut getan, die ressortübergreifende Arbeit läuft ohne alle Koalitions-querelen dank der stabilen Verhältnisse hier in Wien. Grundlegende Weichenstellungen für die Stadtentwicklung und damit für die Zukunft konnten jüngst vorgenom-men werden. 

Ich befinde mich da sehr in Opposition zur dunklen, zur schwarzen Opposition hier in der Stadt. Als ich mir Kollegen Neuhuber angehört habe, habe ich mir gedacht, sein Motto ist "Alle Macht der Kommune – Fragezeichen“ Denn er glaubt, es ist hier für alles und jedes die Stadtkommune verantwortlich zu machen. Es gibt aber private Investoren, es gibt private Bauträger, die ihrerseits mit Flächenwidmungen natürlich durchaus et-was anfangen könnten, wenn Sie wollten. Aber oft sind es einfach sehr kurzsichtige Gewinnperspektiven, die den Startschuss für ein Projekt hintanhalten. Die Stadt kann nicht für alles und jedes, was in der Stadt nicht pas-siert, verantwortlich gemacht werden! Wir haben eine sehr gemischte Wirtschaft, das ist einmal zur Kenntnis zu nehmen, und ich glaube, darauf sollte auch hingewiesen werden. Womit Sie sich allerdings nicht auseinander ge-setzt haben, sind die grundsätzlichen Entscheidungen, die vor allem im letzten Jahr in dieser Stadt gefallen sind.

Wie gesagt, die stabilen politischen Verhältnissen in Wien tun der Stadtpolitik sehr, sehr gut, sie haben auch der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gut getan. Gut getan hat unserer Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr allerdings auch StR Dipl Ing Rudi Schicker selbst. Ich kann sagen, dass er mit Leib und Seele bei der Sache ist und mit hohem Fachwissen, allerdings auch mit viel Liebe dieses Ressort leitet. Herzlichen Dank für dein Engagement! (Beifall von GR Dipl Ing Omar Al-Rawi.) Herzlichen Dank allerdings auch dei-nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Büro, die auch die Arbeit unseres Gemeinderatsausschusses sehr effizient vorbereiten und begleiten - danke! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte abschließend noch auf die Favoritner Zie-sel eingehen - eine wichtige Sache, die nicht nur die Massenmedien beschäftigt -, flächenwidmungsmäßig, und hier einen Resolutionsantrag einbringen, der sich allerdings von dem der GRÜNEN unterscheidet. Wir wol-len nicht so weit gehen, hier gleich die Stadt darauf festzulegen, ob Ankauf oder nicht; es geht darum, dass der Lebensbiotop dieser Tiere, die es ja nur an zwei Standorten in Wien gibt, gesichert ist. In diesem Sinn übergebe ich nun den Resolutionsantrag und ersuche um Zustimmung. - Danke. (GRin Heike Trammer: Ob der durchgeht...)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Trammer, das Antragsrecht gilt für alle.

Ich habe, nachdem die Reihenfolge ein bisschen durcheinander gekommen ist, als Nächsten Herrn Ing WOLFRAM gemeldet. Herr Ing WOLFRAM hat noch ur-sächlich 25 Minuten - wenn er meint, er braucht sie.

GR Ing Gunther WOLFRAM (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Wenn nicht Herr Troch dazwischengekommen wäre, hätte ich auch angeschlossen. Meine Re-de wird also weiterhin nur ungefähr 10 Minuten dauern, wenn überhaupt.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Stadtentwicklung für unser Wien ist eine unendlich faszinierende, spannende und konstruktive Herausforderung, die Gestaltung dieser Stadt so zu beeinflussen, dass auch in den Generationen von der heutigen Zeit noch etwas erkennbar ist. Die Stadt entwickelt sich nach allen Seiten, wobei der Schwerpunkt der Stadterweiterung in den nördlichen, östlichen und südlichen Be-zirken liegt. Die Fläche der Stadt ist jedoch begrenzt, und man kann schon heute ausrechnen, wann die Erweiterungskapazität erschöpft ist. So kann es sicherlich nicht sein, dass bis zum Rande der Stadtgrenze Hochhäuser und Häuser bis zur Bauklasse IV und V stehen. Das ländliche Ambiente in einzelnen Bezirksteilen muss weiter erhalten bleiben. 

In den alten Arbeiterbezirken verschwanden in den letzten Jahrzehnten immer mehr die rauchlose Industrie, Fabriken, das Mittelgewerbe und so weiter, welche sich doch harmonisch in die Wohngebiete einfügten. Otta-kring und Hernals zum Beispiel haben in der Gründerzeit das Arbeiten und Wohnen in einem Bezirk gehabt, Zeugen wie Ottakringer Brauerei, Austria Email, Meinl, Manner, Zahnradfabrik Kienast, GESIG und viele mehr waren Bestandteil dieser Bezirke. Nur wenige sind übrig geblieben, und auf den aufgelassenen Grundstücken wurden Wohnungen errichtet. 

Große Supermärkte übernehmen sehr wohl die Nahversorgung, doch die Menschen unserer Stadt können nur selten im selben Bezirk arbeiten. Sie müssen vom Wohnbezirk in den Arbeitsbezirk täglich pendeln, damit verliert man viel Zeit im öffentlichen Verkehrsmittel oder im eigenen Auto. Dieser Aufgabe muss sich diese Stadt stellen, um die langen Anfahrtswege von der Wohnung zum Arbeitsplatz zu verringern. 

Ein Schritt in die richtige Richtung ist der verstärkte Ausbau der U-Bahn-Linien. Die U-Bahnen müssen aber bis zum Stadtrand geführt werden. Tendenzen sind vorhanden, aber die Maßnahmen kommen um Jahrzehnte zu spät. Mir ist schon klar, Herr Stadtrat, dass man dies nicht in wenigen Jahren schafft. Darum sollte der Stadtentwicklungsplan alle Erweiterungsmöglichkeiten des öffentlichen Verkehrs beinhalten, und das fehlt in vielen Bereichen, speziell in den westlichen Bezirken: U-Bahn nach Auhof zum Beispiel, oder Vermehrung der S45-Bahnstationen.

Herr Stadtrat! Brücken können schön sein. Ich konnte mich vor drei Wochen selbst davon überzeugen, indem ich auf einer Studienreise die Brücken von Le Havre, dem Tor in die Normandie, und die höchste Autobahnbrücke der Welt in Südfrankreich bewundern konnte. Ich habe auch die Brücken über den Golf von Korinth voriges Jahr gesehen. Meisterwerke der Architektur und Sta-tik - ja, Brücken können schön sein. 

Natürlich sind Sie von der Gestaltung der Wiener Brücken nicht verwöhnt worden, Herr Stadtrat. Reichsbrücke, Brigittenauer Brücke, Floridsdorfer Brücke, um nur einige zu nennen, entbehren jeglichen Charmes. Wa-rum ich das so betone, Herr Stadtrat? Ich bin weiterhin davon überzeugt, dass bei der letzten Trassenplanung durch die ASFINAG durchaus eine Brückenlösung zwischen den Autobahnen A4 und A22 hinpassen würde. Brücken können ästhetisch sein, sie haben eine lange Haltbarkeit, bessere Erweiterungsmöglichkeiten bei Be-darf, und der Hauptgrund: Sie sind billiger als eine Tunnellösung. 

Im Übrigen bin ich mit der letzten ASFINAG-Variante hoch zufrieden. Betreffend Tunnel muss ich aber immer an den Elbtunnel in Hamburg denken. Als ich 1957 das erste Mal dort durchgefahren bin, gab es eine Röhre. Vor zwei Jahren wurde bereits die vierte Röhre gebaut, und diese Langzeitbaustellen verursachten jahrzehntelang ei-nen täglichen Verkehrsstau. Auch wegen der Klaustrophobie vieler Menschen unserer Stadt sind lange Tunnel ein Horror. Überdenken Sie das, Herr Stadtrat.

Es wird in den letzten Wochen viel vom Feinstaub geredet und festgestellt, wer aller Verursacher ist, aber keiner weiß eine Lösung, um dem Feinstaub Herr zu werden. Ich habe in einem Magazin der Österreichischen Gesellschaft für Straßenverkehrswesen einen interessanten Beitrag aus Salzburg gelesen. Als Überschrift steht dort "Saubere und leise Lösung für den öffentlichen Personennahverkehr". Die Stadt Salzburg baut ihre Obusnetze aus. Dadurch gibt es jährlich eine erhebliche Entlastung bei Kohlenmonoxid, bei Stickoxiden, bei Schwefeldioxiden und bei Kohlenwasserstoff. Weiter steht in dem Bericht, dass die neuen Fahrzeuge, die in den nächsten Jahren ausgeliefert werden, mit einem Hilfsantrieb ausgestattet werden, um im Störfall kurze Strecken ohne Stromversorgung fahren zu können. 

Das wäre doch auch in Wien eine Lösung, eine saubere Lösung! Ich war immer schon ein Fan von Obussen. Zur Erinnerung: In Wien gab es bis zum Jahr 1958 zwei Linien, eine nach Klosterneuburg und eine nach Salmannsdorf. Die WIENER LINIEN haben sich für Flüssiggasantrieb entschieden, heute haben die WIENER LI-NIEN die größte Flüssiggasflotte der Welt. Darauf soll man nicht stolz sein, im Gegenteil, es soll uns zu denken geben, dass keine größere Stadt auf Flüssiggasantrieb umsteigt, obwohl diese Fahrzeuge zwar weniger Schadstoffe als Benzin- oder Dieselfahrzeuge ausstoßen, jedoch nur einen geringeren Vorteil bei den CO2-Emissio-nen aufweisen. 

Obusse in den Bezirken Transdanubiens wären eine saubere und leise Lösung. Und noch einen Vorteil hätte der Obus: Man kann die tausende Quadratmeter großen Busabstellhallen wie bei den Straßenbahnremisen auch überbauen. Damit kann man das Grundstück auch anders nutzen. Das geht bei Flüssiggasabstellhallen wegen der Explosionsgefahr nicht. 

Das sind einige Punkte, die ich aufgezählt habe. Wir vom BZÖ lehnen den Rechnungsabschluss 2004 ab. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wie gesagt, wir sind ein bisschen durcheinander gekommen. Nächster Redner ist Herr StR Herzog. Sie haben auch 25 Mi-nuten - wenn Sie es brauchen. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich werde sicher keine 25 Minuten brauchen. Ich möchte den Rechnungsabschluss als Gelegenheit nutzen, in der Abschlussdebatte noch einmal das Wort in dieser Legislaturperiode zu den Themen, die mir wichtig erscheinen, zu ergreifen.

Wenn ich hier damit beginnen darf, sind es einmal die Bahnhöfe, die natürlich besondere Fixpunkte einer Stadt sind und deren Neugestaltung den Mittelpunkt von vielen Diskussionen in dieser Stadt ausgelöst hat. Da ist natürlich einmal der Bahnhof Wien - Europa Mitte, bei dem die grundsätzliche Zustimmung unsererseits in Fra-ge gestellt ist, auch was die Umgebung betrifft, von Details wie der Lage von Hochverbauungen abgesehen. 

Das Stadterweiterungsgebiet von 60 Hektar ist eine gewaltige Chance, keine Frage, und bietet die Möglichkeit zu einer einmaligen städtebaulichen Gestaltung ei-nes großen Areals. Aber, meine Damen und Herren, Sie wissen, hier ist die FPÖ in weiteren Überlegungen, und wir stellen eine Gesamtbetrachtung an, eine Gesamtbetrachtung, die nicht nur den Südbahnhof und das Gebiet des kommenden Zentralbahnhofs umfasst sowie die 60 Hektar dahinter, sondern dieser von uns "Südgürtel-Neu" genannte Arealbereich würde ja vom heutigen Süd-bahnhof bis hin nach Meidling reichen. 

Allein am Matzleinsdorfer Frachtenbahnhof - das haben wir schon oft genug gesagt - warten 35 Hektar Stadtentwicklungsgebiet auf eine Verwertung. Dazwischen gibt es dann auch eine Verbindungsbrücke zwischen dem heutigen Südbahnhof und dem Matzleinsdorfer Platz, der sich ebenfalls für Neugestaltungen anböte. Hier bietet sich - wir haben es schon oft gesagt - eine einmalige Chance für die Gestaltung, für die Aufwertung alter und teils abgewohnter Stadtviertel. Es wäre das Ganze ein Magnet der Erneuerung, der weit in diesen städtischen Raum hineinstrahlen könnte, eine Ausstrahlung eines wirtschaftlichen, kulturellen und auch architektonischen Aufschwungs, der den gesamten 4., 5., 10. und 12. Bezirk umfassen könnte. 

Doch leider scheint sich Wien die Chance auf eine solche Großraumgestaltung entgehen zu lassen. Im STEP 05 ist der weitergehende Bereich über dieses Ge-biet der Südbahnhofverbauung hinaus nicht enthalten, und er ist auch nicht im Bereich der 13 Zielgebiete genannt. Das heißt aber, bitte, dass der Bahnhof Wien – Europa Mitte damit Zielgebiet ist. Er ist in einer Planungsphase 2 eingeteilt, was hieße, dass er spätestens bis 2020 fertig gestellt sein wird, vielleicht auch schon früher. Die Weiterführung der Stadterneuerung bis zum Bahnhof Meidling, unter Einschluss von Matzleinsdorf, ist allerdings nicht einmal für spätere, nach 2020 geplante, Zeitpunkte ins Auge gefasst. 

Wien lässt sich so eine Chance auf ein Jahrhundertprojekt einer einheitlichen städtebaulichen Gestaltung im größten Ausmaß entgehen. Herr StR Schicker, ich glaube, Sie sollten hier handeln. Sie sollten dafür Sorge tra-gen, dass diese Gebiete für Wien in Zukunft nicht verloren gehen, sondern gebietsmäßig für uns verwertet werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Westbahnhof ist festzustellen, dass für die Bahnhofsgestaltung der äußere Bereich der Mariahilfer Straße und auch der innere Bereich des Mariahilfer Platzls selbstverständlich als Einheit zu sehen sind, die gemeinsam gestaltet werden sollte. Die Gestaltung dieses Mariahilfer Platzls hat bereits Fortschritte gemacht. Es sind eine Reihe von Vorschlägen eingelangt, die sich in erster Linie auf die Grünraumgestaltung beziehen. 

Seitens der FPÖ ist eine Pavillonlösung ins Gespräch gebracht worden, die auch in der Zwischenzeit bereits in mehreren Vorschlägen präsentiert wurde. Ich kann sagen, dieser klein gehaltene Pavillon würde im Bereich des 6. Bezirkes platziert sein, ungefähr 220 m² Grundfläche und eine Höhe von 7,5 Metern haben, das heißt, ein weiteres Stockwerk noch drinnen enthalten. Er wäre vor allem als Informationszentrum für kulturelle Veranstaltun-gen gedacht, er könnte aber auch für die nähere Umgebung Tipps für kulinarische und Einkaufsmöglichkeiten schaffen.

Eine interessante Idee, die im Raum steht, aber noch nicht wirklich diskutiert wurde, wäre ein gemeinsamer Museums-Infostand, der im Zusammenhang mit einem möglichen Museumsbus gestaltet werden könnte - so et-was gibt es zum Beispiel in Berlin -, sodass die Touristen mit einer Buslinie die wichtigsten und meisten Museen dieser Stadt abfahren könnten. Das wäre auch für uns ein interessantes Projekt, und seinen Ausgangspunkt mitsamt Infostand könnte das an diesem Pavillon auf dem Mariahilfer Platzl nehmen. Die Kosten dafür lägen bei ungefähr 800 000 EUR bis zu einer Million, je nach verwertetem Material. Interessant ist, dass die Kaufleute der Mariahilfer Straße durchaus daran interessiert sind, dass auch eine Arbeitsgruppe von Bezirksvorsteherin Kaufmann sich schon damit befasst und dass - was bei den Kaufleuten noch wichtiger ist - sogar die Bereitschaft besteht, sich finanziell daran zu beteiligen. 

Die Westbahnhoflösung selbst steht, wie ich meine, zurzeit in den Sternen. Vor 2008 wird sich sicher nichts bewegen, was in irgendeiner Form einer Realisierung nahe kommen kann. Gedacht wäre schon an 2005, es gibt da drei Bauphasen A, B und C, die zeitlich weit auseinander klaffen. Sie wären grundsätzlich richtig, weil sie die Verbauung des Westbahnhofgeländes bei Mariahilfer Straße und Felberstraße beinhalten würden, aber es ist, glaube ich, bisher weit und breit kein Finanzier oder In-teressent, der potent genug wäre, in Sicht, und damit hängt das Ganze in der Luft. Damit besteht die Gefahr einer Filetierung. 

Das heißt also, die Phase A, Westbahnhofgestaltung plus Bürogebäude in unmittelbarer Nähe plus Einkaufszentren in diesem so genannten blauen Haus, wäre dann vielleicht verwirklichbar. Allerdings würde das heißen, wenn dort ein Einkaufszentrum entsteht plus der sonstigen Verbauung, dann ist diese Phase A verwirklicht, die Phasen B und C würden aber wahrscheinlich nie verwirklicht werden, und die gesamte Neugestaltung und Verwertung der Felberstraße entlang des Bahndamms wäre gestorben. Eine Teilverwirklichung eines Einkaufszentrums wäre auf alle Fälle abzulehnen, weil damit die Kaufleute in der Umgebung massiven Druck hätten, Schaden für die örtliche Kaufmannschaft entstünde und ein Verdrängungswettbewerb entstünde.

Weiters ist auch die Durchlässigkeit in Nord-Süd-Richtung zurzeit ungelöst. Es sind zwar Lösungen vorbereitet, diese beziehen sich aber sämtlich auf den Bereich der äußeren Felberstraße. Das heißt, dass eine Realisierung vor 2015 bis 2020 nicht einmal annähernd in die Nähe gerückt ist. Somit hängt die städtebauliche Gesamtlösung Westbahnhof, Felberstraße, äußere Mariahilfer Straße und Mariahilfer Platzl als Gesamtkonzept völ-lig in der Luft. Ich hoffe, Herr StR Schicker wird in seiner Antwort darauf eingehen und Lösungsmöglichkeiten auf-zeigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Noch kurz zum Nordbahnhofgelände: Das ist im weiteren Umfeld zurzeit als Wohnraumgestaltung in weiten Bereichen unterwegs. Ein Parkhausbau ist geplant. Das ist alles in allem positiv und zu begrüßen, aber eines möchte ich schon feststellen. Durch Jahrzehnte haben sozialistische Verkehrsminister, zum Beispiel Klima, das Areal vernachlässigt, den Bahnbau selbst vernachlässigt, und erst jetzt, in der allerletzten Zeit und unter der neuen Regierung, läuft eben der Neu- und Umbau dieses Bahn-hofes Wien-Nord. Das ist also nunmehr keineswegs ein Erfolg früherer sozialistischer Bundesregierungen, und es ist auch kein Erfolg der jetzigen sozialistischen Stadtpolitik.

Nun zum zweiten Thema, das mir noch am Herzen liegt: Das ist der Bereich der Altstadterhaltung. Die Maßnahmen gegen den Wildwuchs der Dachbodenausbauten und Aufstockungen in der Innenstadt sind zu begrüßen. Mein Vorredner von der ÖVP hat das ja auch schon gesagt. Jahrelang hat die SPÖ der Zerstörung der Innenstadt tatenlos zugesehen, obwohl sie immerhin Weltkulturerbe-Charakter hat. Es ist... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Und die ÖVP!) Selbstverständlich, die regierende Stadt-SPÖ, aber auch die schwarz dominierte Bezirksvertretung hat sich letzten Endes nicht weiter geschert und hat nicht die geringsten Handlungen gesetzt. Das muss man auch feststellen. (GR Dr Herbert Madejski: ...Bezirksvorsteher!) 

Ferner möchte ich feststellen - weil das ja Herr Neuhuber so herausgehoben hat -, in Koalitionszeiten war Herr VBgm Görg letztendlich einer der Hauptverantwortlichen für eine weitergehende Zerstörung der Innenstadt. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Genau!) Viele Projekte, die heute noch negativen Charakter haben, sind e-ben seinerzeit entstanden. (GR Dr Herbert Madejski: Richtig!) Er war sozusagen einer der Väter des Missbrauchs von Dachbodenausbauten und Aufstockungen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Als abschreckendes Beispiel zitiere ich immer die Kärntner Straße. Da kann man nur sagen, in der Kärntner Straße ist unter dem Titel Dachbodenausbau de facto immer eine mehrstöckige Aufstockung gedacht ge-wesen - das sieht man heute - und außerdem die Ver-schandelung durch massive Portalausbauten bis in den ersten Stock. Das heißt, von vielen Häusern, die dort noch stehen, ist gerade der zweite oder dritte Stock, so-zusagen noch in mittlerer Lage des Hauses, unberührt geblieben. 

Gerade die Kärntner Straße bleibt komischerweise ausgespart aus dieser Regelung, dass der Dachbodenausbau auf einen Stock beschränkt wird und dann überhaupt eingeschränkt werden soll. Ich frage mich: Warum geschieht das gerade in der Kärntner Straße? Welche Interessen muss die sozialistische Stadtverwaltung dort noch befriedigen? Und welche Betreiber stecken dort massiv dahinter? Vielleicht kann uns auch darauf der Herr Stadtrat die eine oder andere Antwort geben. Es gibt ja genug schlechte Beispiele, die in seiner Zeit entstanden sind. Ich erinnere nur an Ambassador, Hoher Markt 9, die Sacher-Aufstockung und die Verunstaltung der Freyung in der Bankgasse. (Beifall bei der FPÖ.)
Für die Zukunft ist Änderung versprochen. Hoffentlich kommt sie auch! Hoffentlich werden dieses Versprechen und diese zukünftige Veränderung ernst genommen, und es wird nicht wieder völlig mit Ausnahmen gearbeitet, die durch die Hintertür den bisherigen Zustand perpetuieren.

Noch ein kurzer und letzter Appell in Sachen Sofiensäle: Bgm Häupl hat bekanntlich die Wiedererrichtung der Sofiensäle als im besonderen Interesse der Stadt Wien liegend bezeichnet. Es war ein bloß hohles Versprechen im Jahre 2004, dem keine Taten folgten. Wind und Wetter zerstören dort weiterhin das Areal, und es wird dadurch den Sofiensälen weiterhin zugesetzt.

Heute war zufälligerweise im "Standard" ein großes Bild der Sofiensäle, wie sie heute ausschauen dank der Tätigkeit von Bürgermeister, Denkmalamt und Eigentümer. (Der Redner hält die entsprechende Zeitungsseite in die Höhe.) Das Ganze wird verkauft unter dem Titel "Requiem" für ein altes Piano in den Resten der Sofiensäle. Hier möchte ich nur ganz kurz zitieren, was da drinsteht: "Das Piano, sagt Herr Adrien T, habe einfach da gestanden. Irgendwann, als er sich einmal in der Ru-inenlandschaft der Sofiensäle umgesehen habe, habe er es entdeckt. Und es war noch ziemlich gut in Schuss. Freilich: Nur zwei Drittel der Tasten hätten noch Klänge erzeugt - und auch da hätten Wetter und Zeit einiges an den Tönen bewirkt. Aber im Großen und Ganzen, erzählt Herr T, habe das Ding noch funktioniert."

Das gilt aber nicht nur für das Klavier, meine Damen und Herren, das gilt auch für die Sofiensäle als solche. Sie sind rettbar, wenn sie gerettet werden wollen. Ich würde sagen, Herr Bgm Häupl ist gemeinsam mit dem Bundesdenkmalamt und dem Eigentümer aufgerufen, endlich zu handeln und seiner Verantwortung nachzukommen.

Meine Damen und Herren! Dem Rechnungsabschluss werden wir auch in Bezug auf diese Geschäftsgruppe nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön, Herr StR Herzog.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Gerstl. Seine Redezeit beträgt 15 Minuten. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wie geht es einem Stadtrat, der keinen Einfluss auf den Wahltermin hat? Vor allem, wenn die Wahlzeit früher kommt, als man denkt? All die Projekte, die man sich vorgenommen hat, müssen früher fertig werden, können nicht rechtzeitig abgeschlossen werden, und somit fällt die Bilanz nicht so aus, wie man sie sich vielleicht vorgestellt hat. 

Große Hoffnungen wurden in ihn gesetzt, StR Svihalek hat einen Fachmann als Nachfolger erhalten. Die An-kündigungen klangen gut, auch wenn sie vielleicht gleich polarisierten. Mit viel Engagement ging er hinein, er scheute sich nicht, auch die Wochenenden einzusetzen, und Schonung war nicht seines. Jeden Vorschlag ließ er sich vorlegen, er entschied alles selbst. Auch Leidenschaft legte er hinein. Manchmal war auch ein lautes Wort dabei, aber nie böse gemeint, nur um seinen Vorschlägen vielleicht Nachdruck zu verleihen. 

Doch bald musste er merken, dass es für einen Stadtrat auch in der eigenen Fraktion nicht leicht ist, sachorientierte Vorschläge durchzubringen. Das ständige Intervenieren und manchmal auch Intrigieren nervte zunehmend, bald frustrierte es auch. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wen?) So verlegte sich der Stadtrat zunehmend darauf, nur mehr Entscheidungen durchzubringen. Er ging ins andere Extrem: War zu Beginn jeder Vorschlag wohl durchdacht und wurde mit Zähnen und Klauen verteidigt, so war er jetzt zu jedem Kompromiss bereit. Hauptsache war, möglichst viele stimmten zu - was sie dann schlussendlich doch nicht taten. 

So erhielten wir tausende Seiten an Papier, Verkehrspläne, Entwicklungspläne, Strategiepläne sowie dutzende und aber dutzende neue Studien. Die Beamten leisteten perfekte Arbeit für den Stadtrat, auch wenn sie nicht immer gewürdigt wurde. Wir sagen den Beamten jedenfalls ein ganz besonderes Danke! Sie können nichts dafür, dass ihnen die sozialdemokratische Verkehrspolitik keine Chance gab, den Wienerinnen und Wienern zu zeigen, was sie alles können und wozu sie fähig sind.

Denn so vieles wäre angestanden, was alles in der Regierungserklärung vor vier Jahren stand: Der Ausbau eines Schnellbusnetzes, der Ausbau der Wasserwege, die Sicherstellung von Mindest-Gehsteigbreiten, mehr Parkplätze, die Sicherheitsbedürfnisse der Frauen in den U-Bahnen zu sichern, das U-Bahn-Netz auszubauen, was sogar so weit führte, dass wir 1963 unsere U-Bahn-Kilometer von 61,6 auf 60,5 verringern mussten. Komisch: Wurde ein Kilometer vernichtet? Nein, wir haben die U-Bahn-Kilometer neu vermessen, dabei kam ein Kilometer weniger heraus.

Wir beließen die Triebwagen in gleicher Anzahl, wir beließen die Beiwagen in gleicher Anzahl, die verfügbaren Plätze in den U-Bahnen blieben gleich. Alle Initiativen schlugen sich nicht nieder. Die Ausrede "Der Bund sichert nicht" gilt nur bis zu dem Zeitpunkt, als der Bund die Budgets 2005 und 2006 beschlossen hat. Nun hat der Bund wieder zwei Jahre Vorsprung. 109 Millionen EUR sind jährlich für den U-Bahn-Ausbau gesichert, und das nun schon beschlossen, obwohl in Wien noch nicht einmal das Jahr 2005 beschlossen wurde.

Die Stadt der kurzen Wege wurde proklamiert, eine Attraktivierung der WIENER LINIEN, die Schaffung einer City-Logistik für die Wirtschaft, sogar eine Mobilitäts-Card wurde angedacht. Doch zu all dem kam es nicht. Erleichterungen für den Lieferverkehr: Wenn man das heute sagt, kommt es nur zum Stöhnen bei den Unternehmen. 

Ein Car-Pool im Programm, eine besondere Fahrspur für Fahrzeuge, die mehrfach besetzt sind, all das waren gute Ideen, doch deren Verwirklichung ist bis heute nicht erfolgt. 

Die Sicherung von Wien als TEN-Standort: Gut ange-dacht, doch bis heute nicht verwirklicht, auch wenn die Absichten schon da sind. 

Die Ökologisierung der Mobilität sollte herbeigeführt werden. Sie führte nur dazu, dass wir viele Fahrräder im Donaukanal gefunden haben. 

Für die S80 wurde ein 15-Minuten-Takt gefordert. Wir danken der erfolgreichen Verhandlung, doch nur 20 Min-uten kamen heraus. 

Sammeltaxis sollten verstärkt eingeführt werden. Nur zwei Linien sind es geworden. 

Ein 50-Orte-Programm wurde angedacht, maximal die Hälfte verwirklicht. 

Der Gürtel sollte vitalisiert werden. Viele Runden wurden gestartet, rein abgeschlossen wurde es noch nicht. 

Der Modal-Split sollte sich verbessern. Ja, wir taten es, indem wir im Masterplan unsere Zielsetzung um 10 Jahre verschoben und nun hoffen, das Ziel 2020 zu er reichen. 

Die Autos in Wien sind mehr geworden, seit Beginn der Legislaturperiode um 12 000. Die Anzahl der Stellplätze konnte da nicht mithalten.

Das Passagieraufkommen im Flugverkehr hat sich dramatisch erhöht. Die Lärmbelastung für die Wienerinnen und Wiener geht nicht zurück, sondern es wurde nur noch mehr.

Zu Beginn der Periode hat der Bürgermeister noch zugesichert: Keine Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung! Doch nun dürfte es feststehen: Mit 1. September wird die Parkraumbewirtschaftung auf Bereiche außerhalb des Gürtels ausgedehnt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ausnahmsweise nicht schlecht!) 

Der Donaukanal wurde jahrelang in die Überlegungen nicht einbezogen. Es bedurfte schlussendlich der ÖVP, die nun die ersten Initiativen setzt.

Ein Verkehrsdienstevertrag hat zwei Jahre gebraucht, bis er ausverhandelt worden ist. Es führte dazu, dass wir heute auf der S50 noch immer enorme Verspätungen hinnehmen müssen. 

Die Stauzeiten haben sich in den letzten Jahren nicht verringert, sondern sie wurden erhöht, und die Bundesstraßen wurden nun zu Landesstraßen, sodass auch hier die Ausrede, der Bund wäre Schuld, nicht mehr greifen kann.

Das angekündigte temporäre Fahrverbot für Schwerfahrzeuge wurde nur kurz andiskutiert, aber nicht mehr weiterverfolgt und auch nicht Realität. 

Eine angekündigte Verkehrsoffensive aus 2001 im Regierungsprogramm ist nur mehr eine Ankündigung ge-blieben. Maßnahmen für das Verkehrsmanagement blie-ben aus, Studien wurden angefertigt, doch der Autofahrer merkt noch nichts vom Verkehrsmanagement in der Stadt. 

Die Verbindungen zum Wiener Flughafen sollten verbessert werden. Schlussendlich kam es zu einem Halbstundentakt beim CAT und einem Halbstundentakt bei der S7, was den Anforderungen nicht gerecht wird.

Eine Offensive für die Motorradsicherheit schlich sich in die Regierungserklärung auch ein. Dank unserer Initiative seitens ÖVP wird es nun gelingen, dass wir gerade dieses eine Projekt noch vor der Wahl wahrscheinlich zu einem Teil mit einer Öffnung der Busspuren realisieren werden können.

Bei der Mobilitätsoffensive im betrieblichen Bereich kam es dank der Raiffeisen-Landesbank zu einem Projekt. Da keine anderen Partner gefunden werden konnten, dürfte es zu keinem weiteren Projekt mehr kommen.

Das Fahrradlückenschlussprogramm wurde seit 2001 proklamiert, doch bis heute nicht abgeschlossen. Stattdessen wurde der Radweg Wiental mit einer Länge von zwei Kilometern um 1,1 Millionen EUR geschaffen.

Die Nachtparkaktion wurde viel diskutiert, doch bis heute liegt sie auf Eis.

Die Gratisradaktion war ein Flop. 400 Räder verschwanden, 600 000 EUR Schaden. 

Dafür konnte sich die GEWISTA mit größeren Großplakatflächen stolz in der Stadt präsentieren, was auf heftige Kritik des Kontrollamtes stieß.

Das Projekt Roßauer Lände hat einen volkswirtschaftlichen Schaden von über einer Million Euro hinterlassen. 

Und von den 15 Garagenbauten, die in einer Anfragebeantwortung im Jahre 2004 für 2005 zur Fertigstellung in Aussicht genommen worden sind, werden heuer gerade drei fertig werden.

Meine Damen und Herren! Hundert Projekte hat sich die Wiener Stadtregierung für die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr vorgenommen, zehn wurden bestenfalls erreicht. Das bedeutet nach vier Jahren: Wien hat die 10 Prozent-Bilanz erreicht.

Ich sage: Wien kann mehr! Vor allem um das Geld, das Sie verbraucht haben.

Damit bin ich bei den Anträgen, die wir noch einbringen, und zwar:

Erster Antrag: Verlängerung der Straßenbahnlinie 33 zum Franz-Jonas-Platz in Floridsdorf.

Zweiter Antrag: Die Durchforstung aufgelassener Ladezonen in Wien.

Dritter Antrag: Die Prüfung der Unterquerung der Prater Hauptallee beim Ernst-Happel-Stadion.

Vierter Antrag: Die Rückvergütung des Fahrpreises bei wiederholten Verspätungen der S‑Bahn in die Verhandlungen zum Verkehrsdienstevertrag mit aufzunehmen als gemeinsamen Antrag von Wolfgang Gerstl, Alexander Neuhuber und Dr Sigrid Pilz.

Als letzten Antrag ein Antrag der GRe Ingrid Korosec und meiner Wenigkeit für die unentgeltliche Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel durch Angehörige von Ordensgemeinschaften.

In diesem Sinne danken wir. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin FRANK. Herr Dr Madejski (der sich offensichtlich zum Rednerpult begeben wollte), bitte Platz nehmen. (Heiterkeit.)
Ein kleiner Zwischenstand: Wir sind derzeit bei 88 Anträgen. Vielleicht könnt ihr euch bemühen, dass ihr auf 100 kommt. – Bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Wien sichert Grünräume" steht im Bezirksjournal und „Wien hat vor 100 Jahren mit dem Beschluss des Wiener Wald- und Wiesengürtels internationale Planungsgeschichte geschrieben. Diese mutige und visionäre Entscheidung macht Wien heute zu einer privilegierten Stadt." – Und dann sagt noch Herr StR Schicker zum nachhaltigen Schutz: „Diese Siedlungsgrenzen definieren genau jene Bereiche, in denen eine Bebauung im Sinne des Natur- und Umweltschutzes keinesfalls in Frage kommt."

Da frage ich mich aber jetzt, Herr Stadtrat, wo waren Sie, als der Laaerberg verbaut wurde. Bis Ende der 90er Jahre war das noch Jagdgebiet und wurde erst Ende der 90er Jahre als solches aufgehoben. Heute ist dort am Monte Laa eine Grundfläche von 90 000 m² verbaut. Und selbst wenn man die Überplattung der Tangente abzieht, so ist ja das im Verhältnis zur Gesamtfläche lediglich ein schmaler Streifen. Aber es wird dann sofort wieder die Grünfläche gepriesen: „12 000 m² Park". Unter einem Park stelle ich mir eine sehr große zusammenhängende Fläche vor. Hier handelt es sich lediglich um einen Grünstreifen zwischen den Häuserzeilen, der eben diese Größe von 12 000 m² aufweist.

Aber es scheint das ein bisschen sozialistisches System zu sein, denn da steht zum Beispiel in der "Presse" von gestern: „Streng geschütztes Grünland soll verbaut werden". Da ist die Landeshauptfrau von Salzburg mit dem Argument zitiert: „Da Salzburg zusätzliche Flächen für Wohnbauten benötigt, kann sich die SPÖ in Teilbereichen eine Aufweichung der so genannten Grünlanddeklaration vorstellen. Auch die ÖVP ist verhandlungsbereit." – Also es ist offensichtlich momentan sehr modern: Wir pflastern alles zu.

Aber doch nicht so ganz, denn gleich wieder wird im "Bezirksjournal" – momentan werden ja die Medien in dieser Form sehr stark beansprucht – hochgejubelt, dass man 800 m² Park in Margareten geschaffen hat. "Aus grau mach grün." – Also wir haben 90 000 m² Grundfläche verbaut, und 800 m² werden hochgejubelt.

Bleiben wir gleich noch beim Wohnen am Laaer Wald. Da heißt es dann: „20 Minuten zu Fuß zum Zentrum." Jetzt sind einmal 20 Minuten zu Fuß eigentlich schon ein ganz schön langer Weg, vor allem, wenn ihn dann ältere Menschen oder Menschen mit Behinderung gehen müssen. Und "zum Zentrum" bedeutet eigentlich U1, von wo man dann, wenn man Glück hat, innerhalb von 10 Minuten oder so weiterfahren kann mit teuren Fahrscheinen.

Und auch da habe ich einen Zeitungsausschnitt, in dem steht, was der Leiter des Wiener Stadtentwicklungsplanes, Herr Kurt Mittringer, sagt: „Hochrangiger öf-fentlicher Verkehr muss heute noch vor dem Bau einer Wohnsiedlung entstehen. Da hat man aus der Vergangenheit gelernt." – Ja, da braucht man nicht viel aus der Vergangenheit zu lernen, denn das sagt jedem der logische Hausverstand: Wenn ich wo etwas hinbaue, muss ich Leute auch dort hinbringen.

Es geht aber dann noch weiter: „Das wird heute repariert." – Mit dem Reparieren ist es aber dann schon wieder so eine Sache. Denn wenn repariert würde, dann hätte man schon längst eine U1 in den Süden. Aber die haben wir nicht, obwohl sie auch schon seit den 90er Jahren versprochen wird. Und es ist jetzt die dritte Wahlperiode, in der es wieder einmal heißt: U1 in den Süden kommt.

Aber wenn es dann darum geht, dass Sie eben alles zupflastern, dann schrecken Sie auch nicht einmal davor zurück, alte gewachsene Struktur in Tourismuszentren wie etwa in Grinzing zu zerstören. Pressemeldungen, Bürgerversammlungen und so weiter ändern die Meinung von Herrn StR Schicker nicht. „Keiner muss Angst haben, dass historische Kerne zerstört werden", heißt es da. Aber wie nennen Sie das, wenn eine Reihenhaussiedlung, ein Glas-Alu-Bauwerk und so weiter errichtet werden? 

Besonders interessieren würde mich dazu, wo der Schutzzonenbeirat bleibt. Hat der das alles genehmigt oder wurde er so wie bei der Zollergasse, die wir vor kurzem abgehandelt haben, wieder einmal gar nicht erst einbezogen?

Aber in dem einen Zeitungsartikel, den ich vorhin zitiert habe, hieß es dann noch weiter: „Die kleineren Bauabschnitte wurden in der Folge über Bauträgerwettbewerbe vergeben. Das brachte eine deutliche Qualitätssteigerung und eine Vielfalt architektonischen Ausdrucks." Gut so, wäre da nicht der "Standard Wohnen", wo steht: „Verfluchter Wunsch der Architekten – Jahrzehntelang haben Architekten Wettbewerbe gefordert. Jetzt können sich viele von ihnen die Teilnahme kaum noch leisten."

Das hat mich schon einmal näher interessiert: Wieso können sich die Architekten die Teilnahme an Wettbewerben nicht leisten? Ist es vielleicht deshalb, weil es im-mer wieder dieselben Architekturbüros sind, die eingeladen werden? Dann kann das teuer werden, denn es sind wirklich viele Leute beschäftigt und es ist ein hoher Aufwand, wenn es auch noch um Modelle geht. Oder ist es zu teuer, weil das Siegerprojekt dann, obwohl es ursprünglich gekürt wurde, gar nicht immer auch den Zuschlag zur Ausführung erhält? Das heißt, die Kosten kommen ja dann gar nicht mehr herein. Oder liegt es auch daran, dass alle jene, die sich an so einem Wettbe-werb beteiligen und die sich an die Vorgaben halten, oft schon im Vorverfahren ausgeschaltet werden, weil sie zu wenig innovativ waren? Der Nächste baut drüber über das Grundstück, das anliegend ist, obwohl es gar nicht Gegenstand des Wettbewerbs ist, und folglich ist er der Sieger. Es sind auch zu viele Kriterien, die für einen Wettbewerb immer gefordert werden, und es ist zu wenig Konsequenz bei der Jury, wenn sie nicht eingehalten werden. 

Herr Architekt Podsedensek von der Architektenkammer hat gemeint, die Mindestpräferenzen sind zu hoch. Das heißt, es werden von Grund auf zu viele EDV-Arbeitsplätze, die Umsatzstatistik und so weiter gefordert, was noch gar nicht so zum Tragen käme, vor al-
lem dann nicht, wenn es kleinere Bauträgerwettbewerbe sind. 

Ich meine aber, Wettbewerbe sind unabdingbar für diese Stadt. Sie dienen nicht nur der Ideenfindung, sondern vor allem geben sie städtebauliche Gesamtkonzeptionen vor, bei denen auch schon die Infrastruktur einbezogen werden soll. Es müssen zuerst einmal Gesamtplanungen geleistet werden und erst dann die Details. Wettbewerbe ja, aber man soll sie überdenken, so wie es sicher gegeben ist bei den Aspanggründen, wo Norman Forster den Wettbewerb gemacht hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt komme ich noch zu einem letzten Punkt, der mir schon am Herzen liegt und der erstaunlicherweise hier überhaupt noch nie diskutiert wurde, das ist der Zustand der Straßen in Wien. Ich meine, ich brauche einmal nur die Lichtenfelsgasse zu nehmen. Ich bin normal nicht persönlich, möchte aber jetzt doch sagen, ich bin froh, dass ich ein geländegängiges Motorrad habe, denn das ist eine einzige Rumpelpiste und für Fahrradfahrer zudem außerordentlich gefährlich. Warum man nicht einmal diesen repräsentativen Teil vor dem Rathaus bis jetzt saniert hat, das ist mir sowieso ein Rätsel. Ein bisschen erinnert das an Sorrent, aber Sorrent liegt in Süditalien. Also eine Reputation haben wir mit der Sanierung von Straßen in Wien sicher keine, denn sie sind in einem erbärmlichen Zustand.

Was auch auffällig ist an unseren Straßen, dass es sehr wenige gut durchgängige, also zügige Straßenstrecken gibt. Unter zügig verstehe ich nicht Geschwindigkeit, aber es ist einfach ein sicheres Fortbewegen. Wenn heute am Rande jeder größeren Straße – Favoritenstraße, teilweise sogar am Gürtel – eine Parkspur ist, es ist die Ampel auf Grün, aber der vor Ihnen bremst plötzlich, weil er in die Parklücke fährt, dann ist das wirklich ein ho-hes Gefahrenpotential und nützt niemandem. Und wenn der dann endlich in der Parklücke steht, dann reißt er die Tür auf, und der Nächste, der auf dem Radweg daneben daherkommt, fliegt noch drüber. 

Also ich würde meinen, dass man das schon einmal wirklich überdenken soll, inwieweit man da nicht auch innovativ – um das Schlagwort zu verwenden – sein kann. Da gibt es schon tolle Möglichkeiten mit Ampelregelungen, indem einfach, wenn man zu schnell ist, die Ampel auf Rot schaltet, ist man in der richtigen Geschwindigkeit, bleibt sie auf Grün. Ampeln müssen auch nicht generell in der rot-gelb-grün Phase geschaltet sein, sondern wenn man sich ihr nähert, überhaupt bei weniger frequentierten Straßen, dann können sie einfach umschalten durch Lichtschranken, Bewegungsmelder und so weiter. 

Wir haben in der Beziehung einige Anträge bereits vorweg eingebracht, für die wir um Ihre Zustimmung bit-ten, aber für ein sicheres Wien, für einen sicheren Verkehr ersuchen wir vor allem auch einmal um das Überdenken von den Straßenzügen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte als Erstes auch jenen Punkt bringen, der im letzten Ausschuss Punkt eins war, weil sich mit dem auch noch niemand beschäftigt hat und ich weiß, dass sich für morgen keiner bei der Volksanwaltschaft dazu gemeldet hat.

Dr Troch hat in seiner Rede gesagt – ich habe mitgeschrieben –: Wien ist eine Wohlfühlstadt und bedarf auch seriöser Dialoge. Selbstverständlich bedarf es, wenn man sich wohl fühlen will, immer eines Dialoges, es be-darf aber auch, damit ich mich wohl fühle, eines Rechts-rahmens, einer Rechtsprechung, die grundrechtsadäquat ist. Genau das ist aber in Wien, wie die Volksanwaltschaft schon seit Jahren feststellt, in einem Punkt, der jährlich -zigtausende Wiener betrifft, nicht gegeben, und zwar sind das die grundrechtswidrigen Bestrafungen, wenn man Parkvergehen hat, wenn man zu schnell fährt, was auch immer. Das wird bestraft, soll auch bestraft werden, nur die Stadt Wien, die MA 67, macht es sich einfach. Sie bestraft immer den Zulassungsbesitzer, obwohl der Täter oft bekannt ist. Da wird nicht nachgefragt. Es ist wahrscheinlich jedem von uns schon passiert, dass man eine Strafe bekommen und dann gesagt hat, wegen der 22 oder 40 oder 15 EUR gehe ich das nicht an, berufe ich nicht und mache ich keine Lenkererhebung. 

Von dem lebt die Stadt Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren. Der Volksanwalt hat das in drei Be-richten festgestellt, und jetzt gibt es überraschenderweise vom UVS in dieser Richtung ein neues Urteil, einen neuen Bescheid. Es wurde so eine Strafe aufgehoben, und das zeigt, dass die Volksanwaltschaft vollkommen richtig liegt mit ihrer Rechtsauffassung. Es handelt sich nämlich um einen Deutschen, dem man einfach einen Strafzettel nachgeschickt hat. Das heißt: Du zahlst! Nur, der konnte nachweisen, dass er gar nicht in Wien war, sondern sein Sohn gefahren ist. Er hat das vorgelegt. Das hat die MA 67 überhaupt nicht interessiert, obwohl jetzt der Täter – unter Anführungszeichen –, also der Lenker, bekannt war, ist trotzdem der Zulassungsbesitzer in Deutschland bestraft worden. Er ist zur Volksanwaltschaft gegangen, und der UVS hat schlussendlich auf Amtswegen selbstverständlich dieses Urteil oder die-se Strafe ausgesetzt beziehungsweise sistiert. 

Das ist ein Beispiel, wie Wien mit seinen Bürgern um-geht, indem man nicht einmal die primitivsten Regeln ei-ner grundrechtsadäquaten Bestrafung vollzieht. Ich hof-fe, Herr Stadtrat, dass wir das in Zukunft hier nicht mehr behandeln müssen und dass die Volksanwaltschaft nicht nächstes Jahr wieder das Gleiche hineinschreibt.

Als nächsten Punkt habe ich mir den Prater ganz kurz vorgenommen. Wir werden ja am Donnerstag ein Aktenstück haben, bei dem wir uns dann noch einmal ausführlich unterhalten können. Ich möchte nur anführen, dass der Prater als Gesamtheit gesehen werden muss, also mit Prater, Krieau, Messe, Hotel, Hochhaus, Stadion, Dusika-Stadion und was es dort alles gibt und natürlich mit dem Einkaufszentrum, daher ist mir nicht verständlich, dass man zum Beispiel erst 2006 den Entwurf des Praterkonzeptes von Mongon erwartet. Das verstehe ich überhaupt nicht, denn wenn ich vorher nicht weiß, wie lang der Prater sein muss, wo der hinziehen soll, welche Leute in den Prater kommen, welche Parzellen verkauft oder verpachtet werden, könnte ich seriöserweise ja dieses Gebiet gar nicht planen. 

Von der UVP hat Frau StRin Sima ja heute da vom Rednerpult aus sehr gewichtig und den Eindruck erweckend, dass sie sich auskennt, argumentiert, dass das alles nicht notwendig ist, weil ja die Beamten sowieso sehr rechtssicher sind. Ich bin mir nicht so sicher, dass sie alle so rechtssicher sind, wenn ich mir den Bericht der Volksanwaltschaft anschaue und das überlege, was ich vorhin gerade gesagt habe. Die sind nicht einmal im-stande, eine Lenkererhebung zu machen, daher können sie durchaus auch in diesem Sinne irren. 

Das Interessante ist das Beispiel Spielberg. Ich möchte nicht erleben, dass in Wien das Beispiel Spielberg auf uns zukommt, wo am Schluss ein UVP-Gut-achten eingefordert wird, weil eben dort das Land oder die Kommune falsch gehandelt hat. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich bin auch der Meinung, dass Frau StRin Sima schon sehr aufpassen muss. Es könnte auch in Richtung einer Amtshaftungsklage gegen Sie gehen, vor allem dann, wenn ein UVP-Gutachten doch noch auf Grund höchstgerichtlicher Entscheidung eingefordert wird. 

Dass sie doch auch ein bisschen ein schlechtes Gedächtnis hat, wie Kollege Blind heute gesagt hat, wollte ich auch noch anführen, denn er konnte sich ja nachher nicht mehr wehren. Es ist so, dass natürlich das Ganze, was Herr Dipl Ing Bachl gesagt hat, in dieser Zeitung un-ter Anführungszeichen gestanden ist. Das war eben ein Interview, und er hat auf Anrede eben gemeint, das ist ein Blödsinn. Das hat natürlich gestimmt, was Kollege Blind gesagt hat, und die Frau Stadträtin hat doch ein bisschen ein schlechtes Gedächtnis, daher wäre das Protokoll, so wie es er heute gefordert hat, für sie als Denkansatz und als Denkstütze sicherlich von Vorteil. 

Schönbrunn – das ist eine Geschichte, die heute auch noch nicht gekommen ist. Da haben wir gemeinsam mit der Schönbrunn Betreibergesellschaft den Vorplatz geplant. Es gibt da auch noch andere Beteiligte wie die Union oder auch den Bund. Aus verschiedensten Gründen haben sich die einen oder anderen Partner kurzzeitig von diesem Konzept verabschiedet beziehungsweise sind nicht mit dem einverstanden, was die Stadt Wien jetzt gebaut hat, da das wieder nicht mit dem übereinstimmt, was ursprünglich offensichtlich vereinbart war. 

Auf Rückfrage im Ausschuss – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen –, was denn passiert, wenn wider Erwarten oder auch hoffentlich sich alle an einen Tisch setzen und sich einigen, dass die Parkgaragekommt, wenn die Verschwenkung kommt, wurde mir gesagt vom Herrn Stadtrat – ich weiß nicht genau, ich glaube, das war der Herr Stadtrat selber –: Dann müssen wir halt einen Teil von dem, was wir jetzt neu bauen, wie-der abreißen. 

Meine sehr geehrte Damen und Herren! Da bauen wir jetzt etwas Herrliches dort hin, wunderschön, und nachher müssen wir es abreißen. Also das ist ein Schildbürgerstreich! Ich hätte mich zusammengesetzt mit den beteiligten Partnern, hätte verhandelt und hätte dann erst den Vorplatz neu gestaltet, bevor ich mir die Blamage antue und es nachher abreißen muss. 

Wienfluss und Radweg. Auch hier gibt es eine interessante Geschichte. Da hat man ja jetzt einen Radweg gebaut und groß verkauft. Da muss man zuerst vom 14. Bezirk in den 13. Bezirk und vom 13. Bezirk wieder in den 14. Bezirk, damit man dann unten eineinhalb Kilometer mit dem Fahrrad fahren kann, auf einer Strecke, die halb asphaltiert und halb gepflastert ist. In Wirklichkeit ist das kein ordentlicher Radweg. 

Aber es ist ja noch etwas passiert und das müsste Sie eigentlich betreffen. Es betrifft einen alten Verein, nämlich den Arbeiterfischereiverband. Die haben dort ihre Angelplätze und – man sollte es nicht glauben – die fischen dort sogar etwas, weil die Wasserqualität dort oben sicherlich nicht schlecht ist. Seit vielen Jahren haben die dort ihre Rechte, haben ihre Saisonkarten. Was passiert? Die Stadt Wien kümmert sich überhaupt nicht, einen Dreck kümmert sie sich um diesen alteingesessenen Verband. Jetzt wird plötzlich um 19.30 Uhr al-les zugesperrt. Die können die Angeln einpacken und nach Hause gehen, auch bei schönstem Wetter. 

Also das ist wirklich skandalös, meine Damen und Herren. Öffnen Sie das für die Fischer! Es ist auch Ihr Ar-beiterfischereiverband. Die würden sich sehr freuen, wenn sie dann wieder fischen könnten, vor allem deshalb, weil sie Saisonkarten für das ganze Jahr gekauft haben, und da könnten sie natürlich wesentlich länger fischen. Das wäre genauso, als wenn ich eine Streckenkarte bis 8 Uhr hätte, aber nach 7 Uhr sagt mir der Schaffner: Leider, jetzt können Sie nicht mehr fahren, das haben wir geändert. – Also das ist an sich wirklich nicht sinnvoll.

Meine Damen und Herren! Zur Umfahrung ganz kurz. Herr Stadtrat, das Klagen über den Speckgürtel, ich kann das nicht mehr hören. Überall erlebe ich das: Der Speck-gürtel, der Speckgürtel. Wir haben jahrelang herum-gestritten über die Innenvariante, damit kein Speckgürtel kommt, weil der so schädlich ist. Ich kann das nicht mehr hören! In Wirklichkeit ist Wien doch nicht eine Stadt mit einer Stadtmauer, mit einer Maut, sondern die Region Ost muss sich entwickeln. Wir sind ein Teil, und zwar ein Hauptteil dieser Region Ost. Daher kann ich nicht immer über den Speckgürtel jammern. 

Niederösterreich hätte das sowieso gebaut, egal, ob Wien die Umfahrung gebaut hätte oder nicht, die hätten sowieso die Straßen gebaut. Das ist ein Versäumnis von Ihnen und Ihren Vorgängern. Sie wussten nämlich von den Straßenbauprojekten des Landes Niederösterreich. Ich darf Ihnen sagen, die Südumfahrung ist 2006 fertig, die Nordautobahn, erster Teilabschnitt, 2008, der zweite Teilabschnitt und somit der Rest ist 2009 fertig. Korneuburg – Eibesbrunn wird 2008 fertig sein, die Marchfeldstraße zwischen 2008 und 2010 und die Nord-Ost-Umfahrung, also das, was unser Anliegen wäre, ist nicht vor 2014 fertig. 

Also wo da die Vision war, wo da die Planer der Stadt waren in den letzten 10, 15 Jahren, frage ich mich ernsthaft. Wir haben immer nur gejammert über den Speckgürtel und haben vergessen, dass die anderen durchaus dort bauen, durchaus Ihre Straßen legen, egal, ob Wien eine Umfahrung baut oder nicht, und jetzt hinken wir hin-terher. 

Herr Stadtrat! Das ist ein Versäumnis, nicht nur von Ihnen, sondern von vielen Ihrer Vorgänger, und da möchte ich Dr Görg natürlich nicht ausnehmen, wie das die ÖVP immer tut. Die tut immer so, als ob es den nie gegeben hätte. Jetzt sitzt er nicht da, aber in Gedanken ist er immer bei mir. Immer wenn ich mir so Sachen wie den Schwarzenbergplatz oder die Nord-Ost-Umfahrung anschaue, sehe ich ihn vor meinem geistigen Auge und denke mir, es war furchtbar. Dieser Mensch als Stadtrat! Er war unfähig für die Planung, auch wenn er sonst ein netter Mensch gewesen sein mag.

Meine Damen und Herren! Zum Donaukanal hat mich jetzt Kollege Gerstl motiviert, der diesen Donaukanal angeführt hat. Das ist ja wirklich eine skurrile Geschichte. Da hat der Architekt Podrecca geplant. Der hat übrigens die Meidlinger Hauptstraße auch geplant, er hat viel ge-plant in Österreich, es ist nur nie so gebaut worden, wie er es geplant hat, und zwar nicht, weil er es so schlecht geplant hat, sondern weil er es so überdrüber geplant hat, dass es für Wien oft nicht durchführbar war. Dann hat er gejammert und hat das Nächste geplant. Jetzt hat er für den Donaukanal so ein Wellness-Schifferl mit ei-nem Restaurant und einem Bad geplant. Wunderschön. Nur der Koordinator der Stadt, Engleder, der bremst jetzt wieder, denn der hat wieder andere Vorstellungen. Ich glaube, die fünfzehnten oder zwanzigsten in den letzen Jahren. 

Und jetzt, vor der Wahl, plötzlich erinnern sich die SPÖ und die ÖVP im Wettstreit des Donaukanals. Offensichtlich haben sich ein paar Mandatare – ich weiß nicht, wer es war – eines alten Kinderurlaubs in Caorle, Rimini oder sonst wo erinnert und sind auf den Sand ge-kommen. Jetzt streuen sie überall den Sand am Donaukanal hin, im Wettstreit, wer den schöneren Sand hinbringt, wer mehr Sand hinbringt, wer früher dran ist, wo-bei die SPÖ den Vorteil hat, dass sie bei ihrem Sandhaufen beim Hermannpark sogar eine Bar stehen hat. Aber das steht Ihnen als Bürgermeisterpartei zu. Sie haben ei-ne Bar, die ÖVP hat nur Strecksessel am Sand stehen. Also es ist wirklich unglaublich, meine Damen und Herren.

Ich sage Ihnen, das ganze Donaukanalprojekt wird in Vergessenheit geraten. Es ist auf Sand gebaut, ohne festes Fundament, wie viele Ihrer Planungen sowohl von Rot auch als Schwarz. Und aus diesem Grund werden wir auch dem gesamten Rechnungsabschluss nicht zu-stimmen. Es gäbe noch so viele Projekte, die man in den Sand gesetzt hat, auf Sand gebaut hat. Herr Stadtrat, ich erwarte mir Ihre Antworten zu diesen Fragen, die ich Ihnen gestellt habe. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wenn in Wien die Lichter angehen, ist das eine Selbstverständlichkeit, denn Wien ist die Stadt des Lichtes. Als ich mir die Jammerworte vom Kollegen Gerstl angehört habe, habe ich geglaubt, bei ihm sind heute die Lichter ausgegangen und er hat seinen Abschied hier eingereicht. Er hat nämlich nur mehr versucht, mit einer weinerlichen Stimme das zu tun, was anscheinend bei der Österreichischen Volkspartei auf der Tagesordnung ist: Man denkt gar nicht mehr an morgen, sondern man denkt nur an die Vergangenheit. Das einzige Ziel, das man in dieser Stadt noch hat – ich will gar nicht auf die Punkte von A bis Z eingehen –, Ihr einzige Ziel ist anscheinend, den Sand am Donaukanal dazu zu verwenden, den Donaukanal in "kleine Donau" umzubauen. Das ist das einzige, was bei der ÖVP, glaube ich, für die nächste Zeit übriggeblieben ist. 

Kollege Madejski, es war ganz nett, was Sie alles erzählt haben, aber auch Sie sind heute bereits in eine Richtung gegangen, wo ich mir gedacht habe, der letzte Satz war der wichtigste: Es ist vieles nur auf Sand gebaut. Ihr Fundament scheint auch nur auf Sand gebaut zu sein. Bei den nächsten Wahlen scheinen die Ausgänge in eine Richtung zu gehen. Ein Teil Ihrer Mandate aus dem Jahr 2001 ist Ihnen ja abhanden gekommen und verloren gegangen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum sachlichen Teil der Rechnungsabschlussdebatte und möchte noch einmal auf das Licht in Wien eingehen. Dass Wien so leuchtet, verdankt es fast 151 000 Leuchten mit in et-wa 245 000 Lampen, die von der Stadt, also von der Ma-gistratsabteilung 33, permanent gewartet werden und Licht für diese Stadt geben.

Meine Damen und Herren! Dass das so funktioniert, bedeutet auch, dass die Damen und Herren der Magistratsabteilung 33 ca 19 000 Mal im Jahr im Einsatz sind, diese Lampen, ob es Verkehrssignallampen sind oder ob es Leuchten sind, entsprechend wieder in Gang zu bringen, sodass uns das gar nicht auffällt und die Lichter nicht ausgehen. 

Sie werden ja auch wissen, dass wir in der Zwischenzweit an einer neuen Ringstraßenbeleuchtung ar-beiten, um mit dieser Verbesserung eben wesentlich mehr Licht auch in die Ringstraße zu bringen. 

Ein ganz wichtiger Bestandteil – wenn wir von Licht reden, reden wir ja auch gleich immer über mehr Sicherheit: Es gibt die Aktion "Achtung, Zebra!" Es geht darum, weniger Verunglückte, weniger Verkehrsverunfallte in Wien zu haben. Ich glaube, da sind wir auf einem guten Weg. Wir machen noch mehr, als notwendig wäre, aber, wie gesagt, für uns ist ja jeder Verkehrsverunfallte einer zu viel. Wir haben uns das Ziel gesetzt, das noch zu re-duzieren.

Ich kann aber nicht umhin, hier eine Zahl anzuführen, die die Stadt Klagenfurt weitergegeben hat. Klagenfurt ist das Schlusslicht, was die Verkehrsverunfallten betrifft. Dort kommen auf 1 000 Einwohner 9,6 Personen-schäden, in Wien – wir sind führend – sind es 3,6. Wir wollen das noch einmal verringern um die Hälfte, und wenn es leicht geht, wollen wir sogar auf null reduzieren. Sie sehen, dass wir da einen Weg gehen, der ganz anders ist. Also nicht nur sparen, sondern auch entsprechende Ressourcen für die Sicherheit in dieser Stadt ein-zusetzen. Da gibt es auch im lokalen Teil ganz beachtliche Dinge wie zum Beispiel die Schulwegpläne, die ganz wichtig sind.

Meine Damen und Herren! Wenn wir über Sicherheit sprechen, dann kommt in dieser Stadt auch die Vielzahl an Brücken und Grundbauten zum Tragen. Sie wissen ja, wir werden demnächst "25 Jahre Neue Reichsbrücke" feiern, und es ist die MA 29, die jetzt die Reichsbrücke neu gestaltet, mit neuen, breiteren Wegen ausführt, die einen neuen Belag anbringt, eine so genannte barrierefreie Lösung für diese Brücke vorsieht, um allen Menschen die Möglichkeiten zu geben, auf die Donauinsel zu kommen, aber auch auf die so genannte Donaupromenade zu kommen. Sie ist aber nicht nur für die Reichsbrücke verantwortlich, sondern auch für sämtliche Brücken, und ich glaube, dass man dieser Magistratsabteilung hohe Anerkennung zollen muss. Es hat in den letzten Jahren kein einziges Problem mit irgendeiner Brücke gegeben. 

Ein neues gewagtes Projekt, das den Menschen den Zugang zu den öffentlichen Verkehrsmitteln, insbesondere im 19. Bezirk, wesentlich erleichtern wird, ist die so genannte Wegeführung im Gürteldreieck, vielen von uns besser bekannt unter dem Namen Skywalk. 2004 – und über diesen Rechnungsabschluss reden wir – wurden schon die Ausführungsprojekte vorgestellt, die Umsetzung ist demnächst zu erwarten.

Aber das ist nicht alles, was in dieser Stadt geschieht, darum habe ich manches nicht verstanden. Ich habe hier vom Kollegen Neuhuber die Punkte A bis Z ge-hört. Er hat manche Punkte doppelt verwendet, einzelne Punkte sogar noch öfter. Ich will mich jetzt gar nicht näher auf den Kollegen Neuhuber einlassen, aber er hat eines gesagt: Querungsfreie Radwege. Kollege Neuhuber – ich weiß nicht, ob Sie jetzt da sitzen oder nicht –, ich kann Ihnen nur empfehlen, sich zu informieren. Gerade der Radwegsektor ist wesentlich ausgebaut worden. (GR Mag Alexander Neuhuber macht durch Winken auf sich aufmerksam.) Es gibt noch ein paar Restplätze bei der ÖVP auf der rechten Seite, die sieht man nicht immer so. Kollege Neuhuber, gerade der Radwegsektor ist wesentlich ausgebaut worden, und es hat etliche Lückenschlüsse gegeben. Ich will nur zwei erwähnen: Die Marxergasse und die Nordbahnstraße vom 20. Be-zirk in den 2. Bezirk. 

Und was natürlich ganz wichtig ist: Das Radfahren hat in Wien, auch wenn es manche nicht glauben wollen, stark zugenommen. Kollege Madejski, in Rom hast du je-den einzelnen Radfahrer gezählt und hast gesagt, das erzählst du dem Chorherr, dass es da so wenige gibt. Ich kann dir etwas anderes von Wien erzählen. In Wien ha-ben wir heuer bei den Zählstellen – das sind unsere alten Zählstellen, will ich nur erwähnen – bereits im April 7 667 Fahrzeuge gehabt – und zwar werktags, da rede nicht über den Freizeitverkehr –, das ist immerhin eine Steigerung von 4,5 Prozent im Berufsverkehr. Wenn man das umlegt, was das bedeutet, um wie viele Autos das weniger sind – wir können beide rechnen –, da werden wir draufkommen, es ist eine ganze Menge. Aber auch der Freizeitverkehr auf dem Rad ist in Wien wesentlich gestiegen, nämlich um 14 Prozent. 

Schließlich und endlich haben wir dem auch als Stadt – und das gehört auch zu diesem Ressort – Rechnung getragen, indem wir in zwei Tagen hier den Flächenwidmungsplan für die Bike-City beschließen werden, um hier auch ein Segment anzubieten für viele Menschen, die e-ben das Rad als Verkehrsmittel verwenden wollen und sich dementsprechend bewegen wollen. 

Das ist eine Alternative, das ist schon richtig. Wir machen es nicht mit Zwang, sondern jeder soll das machen, wenn er es will. Ich sage ganz offen, ich fahre auch einige Kilometer, auch wenn ich nicht so ausschaue, aber ich fahre auch einige Kilometer, und es funktioniert ganz gut, sogar schneller als mit der U-Bahn, muss ich gestehen. (GR Kurth-Bodo Blind: Nein, das glaube ich nicht!) Kollege Blind, ich fahre mit Ihnen zum Praterstern. Wir werden sehen, wer von uns zwei schneller dort ist. (GR Kurth-Bodo Blind: Das probieren wir aus!) Aber bitte, gerne. (GR Kurth-Bodo Blind: Von Hütteldorf zum Praterstern!) Nein, Rathaus, Praterstern.

Im Übrigen – auch für die ÖVP vielleicht – haben wir feststellen können, dass das Rad auch Impulse für die Wirtschaft bringt. Gerade an den Radrouten haben sich in letzter Zeit einige Fahrradfachgeschäfte, also fachspezifische Geschäfte, angesiedelt und scheinen sich zunehmender Beliebtheit zu erfreuen. 

Frau Kollegin FRANK hat angeschnitten, warum es in der Lichtenfelsgasse so Löcher gibt. Sie sind im falschen Gremium. Die Gasse müssen Sie im Bezirksbudget re-klamieren und nicht hier. Das ist nämlich eine Sache des Bezirksbudgets. Aber bitte, es ist halt schwer, alles auseinander zu halten. Dort, wo die Stadt verantwortlich ist, dort, wo der Straßenbau in der Verantwortlichkeit des Ressorts liegt, dort ist einiges geschehen. 

Ich will nur einiges streifen und gar nicht ins Detail gehen: Es hat die Umgestaltung des Schwarzenbergplatzes stattgefunden. Es sind die Wiedner Hauptstraße, der Wallensteinplatz, die Kundratstraße, die Gerasdorfer Straße teilweise schon abgeschlossen, teilweise begonnen. Aber auch im Hauptverkehrsnetz, dort, wo die Verantwortung direkt beim Herrn StR Schicker liegt, wie zum Beispiel Lothringer Straße, Siebeckstraße, Untere Donaustraße, Shuttleworthstraße, dort ist Realisierung passiert. In den Bezirken ist das in den Bezirksbudgets des jeweiligen Bezirkes. Dort muss man auch nachfragen.

Es kommt immer darauf an, wo die Mehrheiten sind. Ich könnte Ihnen jetzt zitieren, dass sogar der 7. Bezirk viel Geld für Straßen ausgibt, sogar mehr Geld als für Kindergärten. Aber das gehört hier nicht her, das weiß ich, also werde ich es auch nicht im Detail nennen.

Verkehrsmanagement. Es gibt erstmals den Ansatz eines Verkehrsmanagements, wo die Zusammenarbeit zwischen Wien, Niederösterreich, ÖBB, ASFINAG, WIENER LINIEN und PORR gemacht wurde, eben um hier eine gemeinsame Datenhaltung, um eine gemeinsame Sichtweise zu haben. Grund der ganzen Geschichte ist auch, dass man wesentlich mehr Informationen hat und auch Projekte realisieren kann wie zum Beispiel den Umbau und die Modernisierung der Verkehrssignalanlagen mit kostensparenden, energiesparenden Lampen. Ich denke an die 40 Volt-Technologie in diesem Falle. Das müsste ja auch den GRÜNEN gefallen.

Weiters wird das Verkehrsfernsehsystem ständig ausgebaut. Zu den 38 Kamerastandorten von früher sind noch 17 weitere dazugekommen, im Endausbau sollen es 70 sein. 

Aber es ist nicht nur der Radverkehr, der uns am Herzen liegt, ein Anliegen ist uns zum Beispiel auch der ruhende Verkehr mit dem Parkleitsystem. Hier sind bereits 45 Garagen mit 19 200 Stellplätzen angeschlossen.

Meine Damen und Herren! Schließlich und endlich noch zur modernen Technologie. In Wien ist es relativ einfach, wenn man keinen Parkschein hat, dass man mit dem Handy seine Parkgebühr zahlen kann. Für die Innenstadtbezirke ist eben der Entschluss gewesen, hier eine Parkraumbewirtschaftung zu machen, die sich meiner Meinung nach gut bewährt hat. Wie wir hören, kommen ja aus verschiedenen Bezirken immer wieder Wünsche in diese Richtung. Als Nächstes gibt es einen Pilotversuch – und ich sage, das ist echt ein Pilotversuch – über zwei Jahre im Bereich der Stadthalle. Aber genau in jenen Monaten, in denen die Stadthalle einen Betrieb hat, von September bis Juni. Im Juli und im August ist der Betrieb in der Stadthalle nicht so stark, gibt es nur Einzelveranstaltungen, sodass es eben nicht notwendig ist, diese Parkraumbewirtschaftung dort zu machen. 

Meine Damen und Herren! Wir vergessen immer eines: Es gibt seit Jahren auch in der Stadthalle eine Möglichkeit, kostengünstig zu parken. Nicht nur, dass Sie für diese Parkgarage dort bei einer Veranstaltung ein verbilligtes Parkticket bekommen, können Sie bei einer Vielzahl von Veranstaltungen mit der Eintrittskarte, die Sie an hunderten Stellen in Österreich bekommen können, auch in den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. Also ein Anreiz, der entsprechend beworben ist und den natürlich auch die Besucher gerne nutzen sollen. 

Meine Damen und Herren! Ich will meine Redezeit nicht voll ausnützen, möchte mich aber auf diesem Wege bei Herrn StR Schicker, der eigentlich ein Ressort Zukunft Wien leitet – Sie sehen die Vielzahl der Projekte, von denen ich hier wirklich nur einen kleinen Abriss gebracht habe – bedanken für diese, wenn Sie so wollen, innovative Zeit. Ich bin zuversichtlich, dass wir auch nach den nächsten Wahlen in Wien mit unserer Verantwortung weiterarbeiten können, mit der Verantwortung, die uns zusteht, und mit der Verantwortung, die wir auch zu tragen wissen. 

Meine Damen und Herren! Auf diesem Weg möchte ich mich auch noch bei allen bedanken in unserem Ressort, bei StR Schicker bedanken für die gute Zusammenarbeit und für die innovative und kreative Arbeit. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort gemeldet ist Herr StR Dipl Ing Schicker. Bitte sehr. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Zunächst einmal herzlichen Dank für diese Diskussion, die nur in wenigen Teilen vom heraufdämmernden Wahlkampf getragen war, obwohl es in meinem Ressort ja um Zukunft geht und immerhin steht zukünftig ja auch ein Wahlgang vor uns. 

Wir haben in diesem vergangenen Jahr die Diskussion um den Stadtentwicklungsplan sehr intensiv geführt, alle Gremien damit befasst und auch versucht, so viel wie möglich in öffentliche Diskussionen einzubinden, Ide-en, Vorschläge, die von Wienerinnen und Wienern kommen, mit aufzunehmen, und ich denke, dass der Stadtentwicklungsplan, so wie wir ihn zur Beschlussfassung vorgelegt haben und wie ihn der Gemeinderat auch akzeptiert hat, sehr, sehr vieles enthält, was für die Zukunft dieser Stadt von eminenter Bedeutung ist. Zum Beispiel: Die Absicherung des Grünraums in Wien, die Feststellung, dass mehr als 50 Prozent der Fläche Wiens Grün, Erholungsgebiet, Freiraum, landwirtschaftliches Gebiet und natürlich Wasserflächen sein sollen. Dass wir innerhalb dieser Siedlungsgrenzen, die wir im Stadtentwicklungsplan festschreiben, aber auch moderne, zeitge-mäße Architektur gleichberechtigt gegenüber jenem Be-reich, den wir als schützenswerten und erhaltenswerten Bestand an Gebäuden sehen, verankert haben, das halte ich für genauso wichtig, denn die Weiterentwicklung einer Stadt liegt auch an ihrer Architektur und an der Formengebung, die die ArchitektInnen dieser Stadt für ihre Stadt, die die internationalen Architekten auch für unsere Stadt finden. 

Wir haben vor kurzem – Sie haben das ja in den Zeitungen gelesen – ein weiteres Projekt am Donaukanal juriert. Ich denke, dass das Ergebnis ebenfalls, so wie der Kaipalast, der neue Uniqa-Tower oder der Media-Tower, eine Bereicherung der Uferkante des Donaukanals gegenüber dem ersten Bezirk sein wird.

Wir haben in dem Stadtentwicklungsplan auch etwa festgehalten, was wir laut Ihrem Antrag eigentlich gar nicht notwendig haben: Wir haben die Frage der Einkaufszentren, wir haben die Fragen der Einkaufsstraßen, der Geschäftsstraßen ganz, ganz ausführlich im Stadtentwicklungsplan behandelt, und ich darf mich bei dieser Gelegenheit auch ganz, ganz herzlich für die Mitwirkung der Wirtschaftskammer Wien bedanken, die ganz intensiv an der Gestaltung des Stadtentwicklungsplanes mitgearbeitet hat, gerade im Bezug darauf, wo wir Gewerbeflächen, wo wir Einkaufsflächen, wo wir Freiflächen für die Industrie bereithalten sollten. Gerade hier hat die Wirtschaftskammer sehr, sehr wesentliche Beiträge ge-leistet. 

Ich möchte aber auch noch eines herausheben, auch wenn diese Vereinbarung erst in diesem Jahr, im März, zum Abschluss gekommen ist. Es ist uns gelungen, mit dem Verkehrsministerium zu einer Vereinbarung zu kom-men, die sehr, sehr wesentliche Infrastrukturprojekte für diese Stadt absichert. 

Erstens den Bahnhof Wien - Europa Mitte, ein Projekt, das die Internationalität dieser Stadt erst garantieren wird, wo man von Ost nach West, von Nord nach Süd in dieser Stadt an einem Punkt ankommt. Der zentrale Punkt in dieser Stadt für die Reisenden, für die Geschäftsreisenden, für den Standort Wien wird dieser Bahnhof Wien - Europa Mitte sein. 

Auch die Einbindung des Flughafens wird dadurch erst ermöglicht. Das Heranziehen von zusätzlichen Gästen und Passagieren, die Attraktivitätssteigerung des Standortes Wien insgesamt wird dadurch erst bewerkstelligt, dass wir die Fernzüge, die vom Westen kommen, auch über den Flughafen Wien führen können und damit das Umsteigen vom Flugzeug auf die Eisenbahn gewährleistet werden kann. 

Wir finanzieren auch die Planungen für die Verbindung vom Flughafen zur Ostbahn vor, genauso wie wir das mit dem Verkehrsministerium und den Österreichischen Bundesbahnen vorgesehen haben. 

Wir sehen ebenfalls die Mitfinanzierung vor bei einem sehr, sehr entscheidenden Güterverkehrsprojekt, nämlich bei dem Container Terminal im Hafen Freudenau, der trimodal eingerichtet werden kann, wo vom Schiff auf die Straße, vom Schiff auf die Schiene und umgekehrt verladen werden kann und damit viele, viele Fahrten im Wohngebiet im 20. Bezirk und 2. Bezirk rund um den Nordwestbahnhof eingespart werden können und dorthin verlagert werden, wo sie sinnvoll bewerkstelligt werden sollen. 

Ich verhehle nicht, dass wir bei einem Projekt noch immer keine Zustimmung des Finanzministeriums haben, das ist die vierte Ausbauphase U-Bahn. Wir sind hier mit dem Verkehrsminister sozusagen handelseins über die Projekte, wir wissen auch, in welcher Reihenfolge, wir wissen auch, dass der 50-50-Schlüssel sinnvoll ist, aber der Finanzminister hat uns bedeutet, dass er mit Wien darüber zurzeit nicht verhandeln möchte. Das halte ich für keinen besonders fairen Zug Wien gegenüber, aber er wird schon wissen, warum er das tut, warum er das knapp vor Wahlen tut, wird er wohl wissen. Die Wienerinnen und Wiener werden ihm das danken. 

Es ist schon erwähnt worden, dass wir uns in der Stadtentwicklung auch sehr stark mit der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger beschäftigen. Es ist uns im ver-gangenen Jahr und auch heuer gelungen, dass wir weitere Bezirke in den lokalen Agenda-Prozess mit einbeziehen können, und ich denke, dass bei vielen der Diskussionen und Arbeitsgruppen, die es dabei gibt, sehr schöne, sehr gute, sehr zukunftsträchtige Projekte entwickelt worden sind, die wir, gemeinsam mit den Bezirken, auch umsetzen können.

Es sind der Radwegbau, der Brückenbau und der Straßenbau erwähnt worden, und ich darf mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Abteilungen und der Planungsabteilungen ebenfalls ganz herzlichen bedanken, dass wir im vergangenen Jahr ein sehr erfolgreiches Jahr auf diesem Feld haben konnten.

Lassen Sie mich aber noch ein paar Punkte erwähnen zu den Diskussionsbeiträgen. Mir fällt schon auf, dass offensichtlich die Meinung innerhalb der ÖVP nicht so ganz einheitlich ist, denn wie sonst kann man in der einen Rede eines Vertreters dieser Partei Einkaufszentren generell anprangern und insbesondere das Einkaufszentrum im Prater, und der andere Redner bringt dann einen Antrag, dass man eine Unterführung unter der Hauptallee machen soll, mit der man den Verkehr geradezu durch den Prater durchlenkt, wenn man künftig zum U2-Center fahren möchte. Also da sollten sich die beiden Redner einmal klar werden, in welche Richtung sie denn gehen wollen. 

Dasselbe trifft auch bei den Hochhausausbauten zu. Hier gibt es die eine Stellungnahme des Bezirksbauausschusses, wo auch ein ÖVP-Mandatar den Vorsitz hat, und die andere Stellungnahme von GR Neuhuber heute hier heraußen. Ich denke, Sie sollten sich auch hier ein-mal einig werden innerhalb der ÖVP, was Sie denn wollen: Den mehrgeschoßigen Ausbau der Dachgeschoßlandschaften im ersten Bezirk, mit all der Kritik, die man damit ernten kann, oder doch eine Erhaltung der Innenstadt in ihrem Charakter, mit moderaten Dachgeschoßausbauten in moderner Architektur. Ich sehe hier noch keine Linie, aber ich brauche sie auch nicht zu sehen. Ich hoffe nur, dass die Wählerinnen und Wähler einen besseren Überblick bewahren können, welche Meinung der ÖVP denn jetzt wirklich zählt: Die des Alphabetisierers des Gemeinderates, also die des Herrn GR Neuhuber, oder die des Kollegen Gerstl, der eine sehr literarische Rede gehalten hat, aber der Bachmann-Preis ist schon vergeben. Kollege Gerstl, leider, werden Sie hier keine Chance mehr haben. 

Zu den Fragen, die Kollegin Frank aufgeworfen hat: Ich halte es für ein gut eingespieltes Vorgehen der Opposition, dass man immer sagt, ja eigentlich hätte der öf-fentliche Verkehr früher dort sein sollen, bevor man baut. Dann gibt es Projekte, wo das wirklich der Fall ist – ich denke an den Leberberg, dort ist die Straßenbahnlinie 71 hingefahren, bevor die Bauten errichtet worden sind –, dort hat man dann gesagt, jetzt führt ihr die Straßenbahn in die Pampa, aber sonst ist nichts dort, es gibt keine Ge-schäfte, wenn die hinziehen. Warum sollen die Leute dort hinfahren? Wenn man es Schritt für Schritt und ge-meinsam macht, dann kommen hervorragende Ergebnisse dabei heraus, dann kommen sehr gute Stadtteile dabei heraus, und ich denke, dass wir vorzeigen können – vom Leberberg bis zum Laaerberg –, dass es hier gute Entwicklungen gibt und auch rechtzeitig die Infrastruktur, sowohl die soziale als auch die Verkehrsinfrastruktur, aufgebaut werden konnten und können. 

Abschließend zu den Dingen, die Kollege Madejski mit dem Speckgürtel angeführt hat. Herr Kollege Madejski, wir fürchten uns nicht vor dem Speckgürtel. Wir wissen, welche Funktion diese Stadt für die Region, für die Vienna Region, hat. Wir wissen, welche Potenz diese Stadt hat im Wirtschaftsleben. Und wir wissen, dass wir uns nicht fürchten müssen davor, dass am Rande der Stadt unter Umständen da und dort auch niederösterreichische Gemeinden Erfolge haben. 

Worum es aber dabei geht, ist, dass es eine gute und exakte Abstimmung zwischen der Stadt, zwischen dem Land Wien und dem Land Niederösterreich gibt. Wenn Sie in den Stadtentwicklungsplan schauen, dann werden Sie in diesem Stadtentwicklungsplan, den wir vor kurzem beschlossen haben, eine Karte über die regionale Entwicklung vorfinden, die im Stadtentwicklungsplan Wien und im Landesentwicklungskonzept Niederösterreich gleichartig enthalten ist, die exakt abgestimmt ist zwischen Niederösterreich und Wien. Beide Bundesländer haben sich dazu verpflichtet, in diesem Bereich wirklich gemeinsam vorzugehen. 

Demnächst auch gemeinsam mit Bratislava. Ich denke, dass das die Chance und die Zukunft dieser Stadt ist, dass wir unsere zentrale Rolle nützen sollen, dass wir aber gleichzeitig in enger Kooperation mit unseren Anrainerländern vorgehen und Bratislava in diesen Prozess auch weiterhin miteinbeziehen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es gäbe noch eine Reihe von Dingen anzumerken, über den Schönbrunner Vorplatz oder über den Wienflussradweg, worüber sehr viele, nicht immer ganz richtige Dinge hier gesagt wurden. Ich erspare mir das, denn ich denke, Sie wissen selber, wie diese Projekte stehen, dass wir in einer sehr flotten Realisierung bei diesen Projekten sind, dass diese Projekte sehr, sehr viel Sinn machen, dass es ab und zu aber auch notwendig ist, ein Projekt dadurch zu befördern, dass man einen Teil realisiert und dann hofft, dass der Partner, nämlich die Schlossgesellschaft, auch einmal weitertut. Dann können wir den zweiten Teil des Schönbrunner Vorplatzes mit Sicherheit genauso schön gestalten wie den, an dem wir gerade arbeiten. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich erteile Herrn VBgm Dr Rieder zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 das Schlusswort. – Bitte sehr.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe bisher gute Erfahrungen damit gemacht, eher zu Beginn der Rechnungsabschlussdebatte oder der Debatte über den Voranschlag länger zu sprechen und dann das Schlusswort kürzer zu halten. Jetzt bin ich aber in einer leichten Irritation, weil ich diesmal zu Beginn sehr kurz war. (Heiterkeit.) Ich weiß nicht, ob nicht möglicherweise von den hier Versammelten, von denen ich sage, jeder der Redner hat das Beste gegeben, von mir jetzt auch verlangt wird, dass ich sozusagen das Minus im Vorfeld durch ein längeres Schlusswort ausgleiche.

Ich habe mir dann gedacht, nachdem ja mindestens eine Fraktion, aber ich glaube, alle Fraktionen beste Leistungen erbracht haben – auch im schriftlichen Part, ich gratuliere ganz besonders den Grünen zu diesem extremen Beispiel –, dass das vielleicht einen Teil der noch fehlenden Redezeit bei mir ausgleicht. Also erwarten Sie nicht zu viel von mir. 

Ich erfülle den formellen Teil, der mir aufgetragen ist. Der besteht zunächst darin, darauf hinzuweisen, dass nach § 87 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien der Rechnungsabschluss 2004 in der Zeit vom 15. Juni bis 22. Juni zur öffentlichen Einsicht aufgelegen ist. Die Auflagefrist war im Amtsblatt der Stadt Wien vom 9. Juni 2005, in der "Wiener Zeitung" vom 18. April 2005 und durch Anschlag in den Magistratischen Bezirksämtern verlautbart.

Vom Recht der Einsichtnahme wurde nicht Gebrauch gemacht. Es ist daher ein Antrag an den Gemeinderat nicht erforderlich.

Punkt zwei: Ich ersuche Sie, im Sinne der schriftlich formulierten Anträge auf Seite XXV des roten Buches Ihre Zustimmung zur Erledigung der Rechnung des Magistrats und zur Erledigung des Inventars zu geben. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. 

Ich unterbreche die Sitzung für 20 Minuten, damit Zeit ist für fraktionelle Beratungen. 

Es ist jetzt 18.56 Uhr. Um 19.15 Uhr treffen wir einander wieder.

(Die Sitzung wird um 18.56 Uhr unterbrochen und um 19.16 Uhr wiederaufgenommen.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, meine Damen und Herren!

Können wir starten? (StRin Karin Landauer: Ja!) Frau StRin Landauer sagt, wir können. Dann starten wir. 

Haben wir irgendwie einen Schriftführer auf dieser Seite? Ich meine, rein formal brauche ich keinen, aber... Frau Schmalenberg eilt. Geht schon.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Rechnungsabschluss 2004. Die Anträge des Berichterstatters zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 sind im Rechnungsabschluss auf Seite XXV abgedruckt.

Ich lasse zuerst über den aus drei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung abstimmen und dann über den Antrag zum Inventar.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die den drei Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit der Mehrheit der Stimmen der SPÖ gegen die Stimmen sämtlicher Oppositionsparteien mehrstimmig angenommen.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zum Inventar, abgedruckt auf Seite XXV im Rechnungsabschluss, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig so angenommen.

Damit ist der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 angenommen, und ich komme nun zur Abstimmung des "kleinen" Paketes der Beschluss- und Resolutionsanträge. Ich werde mich bemühen, langsam zu sprechen und schnell abzustimmen.

Frau Schmalenberg, Sie brauchen jetzt nicht mitzuschreiben, weil es wird komplett mitgeschrieben. Wer von den Schriftführern sich das jetzt ersparen will, ist da-zu eingeladen.

So, als Erstes kommt zur Abstimmung von den GRÜNEN: Denkmal für Deserteure. Hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und ab-gelehnt. (Oh je-Rufe bei den GRÜNEN.)

Als Nächstes kommt zur Abstimmung von den GRÜNEN betreffend Liberalisierung, Privatisierungsschritte bei öffentlichen Dienstleistungen. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Es kommt nun ebenfalls von den GRÜNEN ein Antrag betreffend Poverty Proofing. Hier ist ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist unterstützt nur von den GRÜNEN, vom BZW und von den Freiheitlichen. Ist nicht ausreichend, ist somit abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen den Antrag von den GRÜNEN betreffend Entfernung von rassistischen Schmierereien an Einrichtungen der WIENER LINIEN. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. (Unruhe.)

Meine Damen und Herren! Ich darf bitten, diverse kurzfristige Unmutsäußerungen sind gestattet, aber keine langfristigen. 

Ich darf von den GRÜNEN abstimmen den Antrag betreffend Schnellbahn S50, Vorrang für PendlerInnen. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies einstimmig angenommen.

Ebenfalls von den GRÜNEN: Freifahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen. Wer dafür ist, den er-suche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend unterstützt, nur von den GRÜNEN, vom BZW, von den Freiheitlichen und von der ÖVP und ist somit abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen von der FPÖ den Antrag betreffend UniCredit. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP, vom BZW, von den Freiheitlichen und von den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ich lasse abstimmen von den GRÜNEN: Förderrichtlinien des FSW. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls von dem gleichen Stimmenforum und somit nicht ausreichend unterstützt wie der vorhergehende Antrag, somit abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen von den GRÜNEN: Einhaltung von Mindeststandards für Beschäftigte im Sozialbereich. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN, dem BZW, der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Der Antrag Nr 10 kommt bitte bei der Postnummer 2 zur Abstimmung. Das Gleiche gilt für den Antrag Nr 11, der ebenfalls bei der Postnummer 2 zur Abstimmung kommt.

Wir kommen nun zum Antrag Nr 12 von der ÖVP be-treffend persönliche Assistenz. Wer dafür ist, den er-suche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag Nr 13 wird ebenfalls bei der Postnummer 2 zur Abstimmung kommen.

Demzufolge kommen wir jetzt zum Antrag Nr 14 von den GRÜNEN: Ausbildung pflegender Angehöriger zu ValidationsanwenderInnen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist unterstützt von den GRÜNEN, der ÖVP, dem BZW und den Freiheitlichen, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 15 von den GRÜNEN: Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und ist somit angenommen.

Antrag Nr 16: Berufsbild der HelferInnen im Kindergarten. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Unterstützung von den GRÜNEN, dem BZW, den Freiheitlichen und der ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 17 betreffend Nachtbaden. (Heiterkeit.) Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. – Ich habe es richtig betont, ja? – Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Unterstützung von den GRÜNEN, den Freiheitlichen, dem BZW und der ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Damit es keine Auslegungsprobleme gibt: Es geht ums Baden von 20 bis 24 Uhr in Badebekleidung. 

So, wenden wir uns den wichtigen Problemen zu.

Wir kommen jetzt zur langen Nacht der Bäder, Antrag der GRÜNEN. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. Nur die GRÜNEN, das BZW, die Freiheitlichen und die ÖVP haben dafür gestimmt.

Antrag Nr 19 von den GRÜNEN: Alphabetisierungskampagne. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer da-für ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. (GRin Barbara Schöfnagel: Ich habe getrennte Abstimmung verlangt!) Das ist auch gut. 

Frau Schöfnagel, ich lasse nun abstimmen. Beim Antrag Alphabetisierungskampagne gibt es den Punkt 1: Die Stadt Wien startet eine Sensibilisierungs- und Informationskampagne zum Thema Alphabetisierung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, das BZW, die Freiheitlichen und die ÖVP, ist somit abgelehnt.

Der Punkt 2: Das Angebot an Alphabetisierungskursen für Erwachsene, aber vor allem auch für Jugendliche, wird erweitert und kostenfrei angeboten. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne BZW und ohne SPÖ, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Wir kommen nun zum Antrag Nr 20 von den GRÜNEN: Mehrfachnutzung von Sportflächen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und ist somit angenommen.

Antrag Nr 21 von den GRÜNEN betreffend zu wenig Plätze in Wiener Musikschulen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, das BZW, die Freiheitlichen und die ÖVP. Ist nicht ausreichend und ist somit abgelehnt.

Antrag Nr 22, niederschwelliger Zugang zu Wiener Musikschulen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist nur unterstützt von den Freiheitlichen, vom BZW und von den GRÜNEN, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ich komme nun zum Antrag Nr 23 von den GRÜNEN: Wiener Musikschulen und ethnischer Musikunterricht. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – GRÜNE und Freiheitliche, nicht ausreichend, somit abgelehnt.

Wir kommen nun zum Antrag Nr 24 von der ÖVP be.-treffend zusätzliche Lehrerdienstposten. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – GRÜNE, Freiheitliche, BZW, ÖVP, nicht ausreichend, abgelehnt.

Antrag Nr 25 von der ÖVP betreffend Einführung eines kostenlosen Kindergartenjahres vor dem Schuleintritt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – GRÜNE, BZW, Freiheitliche, ÖVP, nicht ausreichend, somit abgelehnt.

Antrag Nr 26, ebenfalls von der ÖVP, betreffend vorzeitige Schuleinschreibung zur besseren Erfassung von sprachlichen Defiziten. – Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP, vom BZW und von der FPÖ unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 27 betreffend die Erstellung eines Schulentwicklungsplans für die Pflichtschulen der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – GRÜNE, ÖVP, Freiheitliche, BZW, somit abgelehnt.

Antrag Nr 28 von der ÖVP betreffend Generalsanierung von öffentlichen Pflichtschulen der Stadt Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – GRÜNE, ÖVP, Freiheitliche, BZW, somit abgelehnt.

Antrag Nr 29, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Vorlage eines nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten erstellten Bäderkonzeptes. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Unterstützung von den GRÜNEN, der ÖVP, den Freiheitlichen und dem BZW und somit abgelehnt

Ich komme zum Antrag Nr 30 von der ÖVP betreffend Sportgroschenfördergelder an die drei Dachverbände und den Wiener Fußballverband. Hier wird auch sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, Freiheitliche, ÖVP, BZW, nicht ausreichend, somit abgelehnt.

Antrag Nr 31 von der ÖVP betreffend Streichung der Bestimmungen über eine mögliche Ermäßigung des Sportförderbeitrages. Wird das unterstützt? Bitte schön. – Das ist ÖVP, BZW und FPÖ, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 32, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Bestimmung über die Mittelverteilung des Sportförderbeitrages. Es wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, ÖVP, FPÖ und BZW, nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 33 betreffend Basissubvention für Sportplätze, ebenfalls von der ÖVP eingebracht. Sofortige Ab-stimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, ÖVP, BZW und Freiheitliche, somit nicht ausreichend und ab-gelehnt.

Der Antrag Nr 34 ist vom BZW und betrifft die Einführung eines Familienpasses in Wien. Es wird sofortige Ab-stimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist GRÜNE, ÖVP, BZW und Freiheitliche, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Antrag Nr 35 ist von den GRÜNEN betreffend Dienstpostenplan der PflichtschullehrerInnen. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer unterstützt das? – Nur die GRÜNEN und die Freiheitlichen, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 36 ist von der ÖVP betreffend Sww-Widmung der Radio Austria-Gründe zum Schutz und so weiter des Ziesels. Hier wird die Zuweisung verlangt an den Ausschuss des StR Schicker, an den Ausschuss des StR Faymann und an den Ausschuss der StRin Sima. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig, ist somit angenommen.

Es kommt Antrag Nr 37, ebenfalls von der ÖVP, be-treffend Änderung der Wiener Bauordnung im Sinne der Ermöglichung eines Wintergartens. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Antrag Nr 38, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Änderung des Wiener Aufzugsgesetzes. Hier wird ebenfalls die Zuweisung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Wir kommen zum Antrag Nr 39 vom BZW betreffend Wiener Wohnbauförderung, Prüfung der Wiener Wohnbauförderung durch den Rechnungshof. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Es kommen jetzt die Anträge Nr 40 und 41. Sie gehören zum Tagesordnungspunkt 3, Wiener Wohnen. Das lasse ich jetzt nicht abstimmen, dann anschließend.

Wir kommen somit zum Antrag Nr 42 von den GRÜNEN. Er betrifft die Reform der Wiener Bauordnung, Balkonoffensive. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist von GRÜNEN, ÖVP, BZW und FPÖ unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 43, ebenfalls von den GRÜNEN, betreffend Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien. Wer dies unterstützt, den ersuche ich um Zustimmung. – Das sind GRÜNE, ÖVP, Freiheitliche, BZW, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 44, Baustoff für Ronacher. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 45 von den GRÜNEN, Interkulturalitätsbericht. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 46 von den GRÜNEN: Interkulturelles Kulturkonzept. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer da-für ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ich komme nun zum Antrag Nr 47 von der FPÖ be-treffend vierteljährliche Aufsichtsberichte Wiener Festwochen. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer da-für ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP, der FPÖ, dem BZW und den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 48, ebenfalls von der FPÖ, betreffend Musiklehranstalten, Raumnot. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, GRÜNE, BZW und Freiheitliche, nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 49, ebenfalls von der FPÖ, betreffend die Wahrung des Hofkammerarchives in der Johannesgasse. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist nur unterstützt vom BZW, von den Freiheitlichen und den GRÜNEN, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 50, ebenfalls von der FPÖ, betreffend einen der größten Schätze im Kunsthistorischen Museum in Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Nur von den Freiheitlichen und vom BZW unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 51, FPÖ, Vorlage von Quartalsberichten. Hier ist ebenfalls sofortige Abstimmung verlangt. Wer da-für ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind FPÖ, GRÜNE, ÖVP, BZW, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 52, ebenfalls von der FPÖ, betreffend Funktionssanierung Ronacher. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Freiheitlichen, den Antragstellern, unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 53 von der FPÖ betreffend Gartentheater Schönbrunn, Forderung 2005. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und BZW, nicht aus-reichend, somit abgelehnt.

Antrag Nr 54 von den Freiheitlichen betreffend das Figarohaus. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 55 von den GRÜNEN betreffend Eliteuniversitäten. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dies sind SPÖ und GRÜNE, die Mehrheit, und somit angenommen. 

Antrag Nr 56 betreffend Erstellung eines vierteljährlichen Fortschrittsberichtes Gender Mainstreaming. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN, der ÖVP, dem BZW und den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 57 von den GRÜNEN betreffend Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichtes. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN, vom BZW und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 58 von den GRÜNEN betreffend sprachliche Gleichbehandlung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den An-tragstellern und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 59 betreffend Unternehmerinnen fördern. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Antrag Nr 60 von den GRÜNEN: Betriebliche Frauenförderung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 61 betreffend Arbeitsmarktprogramm für arbeitslose Frauen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Von den GRÜNEN, den Freiheitlichen, dem BWZ und der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 62 von den GRÜNEN betreffend Frauen und Arbeitsmarkt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Von den GRÜNEN unterstützt, vom BZW, von den Freiheitlichen, von der ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 63 von den GRÜNEN: Errichtung einer Expertinnendatenbank zur Besetzung von Aufsichtsratspositionen mit Frauen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Von der ÖVP, vom BZW und von den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 64 von den GRÜNEN betreffend finanzielle Absicherung der Wiener Interventionsstelle. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig angenommen, ohne die ÖVP.

Antrag Nr 65 von den GRÜNEN betreffend die “Wiener Ehe“. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 66, vom BZW, betreffend Abschlussprüfungen bei Spracherwerbsmaßnahmen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Von ÖVP, BZW und Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 67 von der SPÖ betreffend Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Ich gehe davon aus, dass dieser Antrag mehrstimmig angenommen wird. Ich habe jetzt eine BZW-Stimme, die SPÖ, die GRÜNEN, somit mehrstimmig angenommen.

Antrag Nr 68 von der SPÖ betreffend Fonds Soziales Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Einstimmig angenommen. Ich danke schön.

Antrag Nr 69 von der ÖVP betreffend Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, BZW, Freiheitliche, ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ich komme nun zum Antrag Nr 70 von den Freiheitlichen betreffend Erlagscheingebühren. Hier wird die so-fortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Freiheitlichen, vom BZW und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 71 der GRÜNEN betreffend Schutz des Wald- und Wiesengürtels und Schutz der Zieselpopulation auf den Grundstücken des Radio Austria-Geländes. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig nicht angenommen. 

Wir kommen nun zum Antrag Nr 72. Es geht um unser wichtigstes Produkt, ums Trinkwasser. Die Überschrift des Antrages lautet "Blei im Trinkwasser". Es geht um eine Informationskampagne. Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht ausreichend, ist abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag Nr 73 betreffend keine weiteren Liberalisierungsschritte bei der öffentlichen Wasserversorgung. Wer den Antrag unterstützt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Ich habe eine Riesenbitte an Sie alle in der nächsten Legislaturperiode. Ich würde Sie bitten, dass man die Textbausteine der Beschluss- und Resolutionsanträge so macht, wie es zum Beispiel – und das sei jetzt hier überhaupt nicht missverstanden – die GRÜNEN machen. Die GRÜNEN heben den Text so stark heraus, dass man sofort weiß, worum es geht. Darf ich darum bitten. 

Antrag Nr 74: Untersuchung der Böden von Kinderspielplätzen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind BZW, GRÜNE, Freiheitliche und ÖVP, nicht ausreichend unterstützt, somit abgelehnt.

Antrag Nr 75 von den GRÜNEN: Abschussbescheid für Rohrweihen in Niederösterreich. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ist nur von den GRÜNEN, vom BZW und von den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 76: Unterschutzstellung Alberner Schotterbank. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Antrag Nr 77 von den GRÜNEN: Masterplan öffentlicher Raum. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, ohne Freiheitliche und ohne SPÖ, der Rest hat zugestimmt. Somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 78 betreffend faire Vergabeverfahren der ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen.

Antrag Nr 79 von den GRÜNEN: Aufwertung und Belebung des Ortskerns von Grinzing. Wer dafür ist, den er-suche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind Antragsteller und ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 80 ist von der ÖVP betreffend Planung und Errichtung von Einkaufszentren in Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, ÖVP, Freiheitliche und BZW, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag 81 ist ebenfalls von der ÖVP betreffend einen Stopp der Umwidmungen von landwirtschaftlichen Flächen von L auf SwwL. Es wird die Zuweisung beantragt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Antrag Nr 82 ist ebenfalls von der ÖVP betreffend Umbau des Ronacher. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, GRÜNE und Freiheitliche, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Antrag Nr 83 von der SPÖ. Jetzt haben wir noch ein-mal den Ziesel. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Einstimmig angenommen.

Ich lasse nun abstimmen Antrag Nr 84 von der ÖVP betreffend Verlängerung der Straßenbahnlinie 33 zum Franz-Jonas-Platz in Floridsdorf. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das kann nur einstimmig sein und ist somit angenommen.

Antrag Nr 85, ebenfalls von der ÖVP, betreffend Durchforstung aufgelassener Ladezonen in Wien. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls ein-stimmig angenommen. 

Antrag Nr 86 ist von der ÖVP betreffend Unterquerung der Prater Hauptallee beim Ernst-Happel-Stadion. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 87 ist eingebracht von Mag Gerstl, Mag Neuhuber und Dr Pilz betreffend Rückvergütung des Fahrpreises bei wiederholten Verspätungen der S-Bahn. Es wird die Zuweisung beantragt. Wer dafür ist, den er-suche ich um ein Zeichen. – Das sind GRÜNE, BZW und ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Antrag Nr 88 von der ÖVP ist die unentgeltliche Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel durch Angehörige von Ordensgemeinschaften. Wer dies unterstützen mö-chte, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Wir haben somit die Postnummer 1 abgeschlossen und kommen nun zur Postnummer 2. Sie betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung "Wiener Krankenan-staltenverbund" für das Jahr 2004. Die Debatte haben wir bereits abgeführt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für den Jahresab-schluss der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen.

Es liegen nun drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor, alle drei von den GRÜNEN. 

Der erste Antrag betrifft vertiefte Berichterstattung über die Krankenanstalten und Pflegeheime des KAV. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind GRÜNE, BZW, Freiheitliche und ÖVP, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Der zweite Antrag betrifft einen Bericht der Umstrukturierung der stationären geriatrischen Bereiche der Stadt Wien. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nur von den Oppositionsparteien unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Der dritte Antrag betrifft Öffnungszeiten geriatrischer Tageszentren. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls nur von den Oppositionsparteien unterstützt, somit abgelehnt.

Es gelangt nun die Postnummer 3 zur Behandlung. Sie betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung "Stadt Wien – Wiener Wohnen." Hier wurde ebenfalls die Debatte bereits abgehalten. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrstimmig angenommen. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor, beide von den GRÜNEN. 

Der erste Antrag betrifft die Entfernung von rassistischen Schmierereien an gemeindeeigenen Gebäuden. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Der zweite Antrag betrifft MigrantInnen in den Gemeindebau. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP und GRÜNE, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Somit ist die Postnummer 3 der Tagesordnung ebenfalls abgeschlossen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 4. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichtes des Kontrollamts der Stadt Wien über das Geschäftsjahr 2004. Ich bitte Herrn GR Prochaska als Berichterstatter, die Verhandlung ein-zuleiten.

Berichterstatter GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es liegt der Bericht des Kontrollamtes vor. Er umfasst 126 Prüfberichte, 24 Stellungnahmen, angeblich 2 000 Seiten, die ich Ihnen aber nicht so dekorativ zeigen kann, wie seinerzeit beim papierenen Machwerk, sondern es ist alles hier auf dieser kleinen CD. 

Ich bitte Sie, darüber zu diskutieren und dann eine Beschlussfassung zu finden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Zu Wort gemeldet ist als erster Debattenredner Herr StR Ellensohn. Bitte, 20 Minuten.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor mit Team! 

Wahlkampf hin oder her, man wäre geneigt, scharfe Kritik an allem und jedem zu üben. Das überlasse ich anderen, falls sich hier wer berufen fühlt heute, Fundamentalopposition zu spielen.

Das Kontrollamt ist in der Vergangenheit immer gelobt worden an dieser Stelle und wird es auch heuer von den GRÜNEN: 

Die Wiener Institution, die schon über 80 Jahre, ich glaube 85 Jahre für die Stadt Wien arbeitet, hat auch im vergangenen Jahr ein enormes Volumen an Arbeit geleistet und einen Bericht vorgelegt, der, wie Herr Vorsitzender Prochaska richtig gesagt hat, sehr, sehr umfangreich wäre, läge er in gedruckter Version vor. Deswegen habe ich auch nur einen Teil, eigentlich nur einen einzigen Akt, mir vorgenommen.

In einem Landtag könnten wir vielleicht alle 150 Post-stücke durchdiskutieren, weil da gibt es keine Redebe-schränkung. Hier ist es, glaube ich, kaum möglich, alle Titel aufzuzählen. Aber es haben ja alle die CD erhalten, ein interessantes Stück zum Lesen.

Das Hauptproblem des Kontrollamts wird schnell erkannt, wenn ich in den Akt hineingehe. Da geht es um den Wiener Krankenanstaltenverbund, der zwischen 1999 und 2003 im Sozialmedizinischen Zentrum-Süd ein Geriatrisches Zentrum eingerichtet hat – und eine Küche, nicht zu vergessen.

Und was mir wirklich immer gut gefällt, ist die Sprache des Kontrollamts. Obwohl hier massive Verfehlungen aufgedeckt werden, kommt die Sprache nicht wie ein Holzhammer daher, sondern es ist immer ein bisschen, na fast schon Understatement dabei.

Ich zitiere, damit wir alle wissen, worum es geht: „Die Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund ließ in den Jahren 1999 bis 2003 von einem Generalplaner im Sozialmedizinischen Zentrum-Süd ein Geriatrisches Zentrum errichten. Kurz nach Baubeginn wurden umfangreiche Projektänderungen vorgenommen, die sowohl im Verantwortungsbereich des Wiener KAV als auch in jenem des Generalplaners lagen. Entgegen den Bestimmungen des Vertrages wurden schriftliche Vereinbarungen über die Höhe und Angemessenheit der damit verbundenen Kosten nicht abgeschlossen. Dies hatte zur Folge," – da kommt so eine schöne Formulierung – „dass zwischen den Vertragspartnern Unstimmigkeiten über die von 36 Millionen EUR auf nunmehr rund 50 Mil-lionen EUR gestiegenen Errichtungskosten auftraten."

Anschließend: „Der Wiener Krankenanstaltenverbund erklärte, den Empfehlungen des Kontrollamts entsprechen und in Hinkunft bei Projekten die Interessen der Stadt Wien effizienter durchtesten zu wollen." Na, immerhin hat er nicht gesagt "schmeck's", sondern er hat gesagt, in Zukunft werden wir das anders machen. In Zukunft werden wir uns bemühen, all das zu tun, was wir bereits hier hätten tun können.

Und wenn man es durchliest, obwohl die Geschichte längst von Sigrid Pilz auch an dieser Stelle und im entsprechenden Ausschuss schon durchgearbeitet wurde, ist es beim genauen Durchlesen immer wieder ein Aha-Erlebnis, wenn man draufkommt, wie die Architekten ausgesucht werden, wie die Ausschreibungen funktionieren, wie hier Juryentscheidungen zustande kommen. 

Da sind mehrere Firmen eingeladen worden vorzulegen, wie das ausschauen soll. Mehrere Architekten. Auf Weisung des damaligen Generaldirektors des KAV wurden zu den zehn ausgewählten Bewerbern weitere sechs zum Hearing eingeladen. Eine Weisung. 15 Leute sitzen in der Hearingkommission und haben eine ganze Menge Kriterien: Präsentation 9 Prozent, Kreativität 22 Prozent, Teamorganisation 10 Prozent und so weiter. 100 Prozent Kriterien. Sie kommen zu einem Ergebnis. Das Ergebnis ist nicht eindeutig. Die Kommission hat eigentlich dann die Aufgabe, die Top 3 zu nehmen und in eine zweite Runde zu schicken. 

Genau das macht diese Kommission. Sie nimmt den Ersten, Zweiten und Dritten und sagt, wir machen eine zweite Runde. Soweit, so gut. Abweichend von dieser Regelung lotst die Kommission jedoch neben den drei erstgereihten Bewerbern auch den, nicht den Vierten oder Fünften und auch nicht den Sechsten oder Siebten, das könnte ich noch weiterzählen, sondern den Dreizehnten von diesem Kriteriumsbewerb von vorher, den Architekten S, zum weiteren Wettbewerb ein. 

Ich glaube, wie die Geschichte ausgeht, das können Sie alle jetzt schon ungefähr ausrechnen, aber sagen wir, der Erste, Zweite, Dritte und Dreizehnte sind noch im Rennen. Die Einladung von weiteren Wettbewerbern – das war dann die Entschuldigung des Wiener Krankenanstaltenverbundes, warum er das gemacht hat, den Dreizehnten noch zusätzlich eingeladen, ich sage jetzt Ausrede –, die Einladung von weiteren Bewerbern sollte offensichtlich weitere Impulse für den Wettbewerb bringen, und deswegen hat man den Dreizehnten eingeladen. Man sagt, das ist normalerweise eine Unglückszahl. Das wollen wir ihm nicht antun. Dann hat er einmal Glück, er ist Dreizehnter, muss sich aber nicht grämen, sondern darf in der nächsten Runde dabei sein. Fein.

Jetzt kommt natürlich das Kontrollamt und sagt: Entschuldigung, aber dieser Umstand und so weiter. Ich lasse das jetzt aus. 

Jetzt kommt die nächste Runde, die vier sind immer noch im Rennen. Was macht man? Man ändert die Kriterien. Ist nicht vorgesehen, natürlich nicht. Plötzlich wird – jetzt muss ich es trotzdem noch einmal aufzählen – neben den Kriterien Präsentation, Referenzen, Teamorganisation, Teamqualifikation, fachspezifische Erfahrung, Kosten- und Termintreue, Verfügbarkeit von Ressourcen auch noch gestrichen das Kriterium projektspezifische Erfahrung.

Alle diese Kriterien, die in der ersten Runde zählten, zählen nicht mehr, fertig. 100 Prozent jetzt plötzlich Kreativität. So unglaublich das ist, der Dreizehnte ist am ersten Platz und hat gewonnen. In der Begründung ihrer Entscheidung vermeinte die Jury, in dessen Konzept den architektonisch hochwertigsten Lösungsansatz aller Teil-nehmer zu erkennen.

Allerdings hatte die Jury bei den übrigen Projekten und bei dem auch einen Überarbeitungsbedarf erkannt. Sie gab sogar zu, dass der, der jetzt gewonnen hat, Ge-staltungsschwächen in den Wohnbereichen hat, einen mangelhaften Bezug zum Patientenalltag und relativ hohe Betriebskosten. Er hat trotzdem gewonnen. Er er-füllt die Kriterien im ersten Durchgang nicht, er wird Dreizehnter. Er kommt in den zweiten Durchgang. Dann sagt die Jury all diese Dinge, die ich jetzt vorgelesen habe, und der gewinnt es trotzdem. Es ist fast schon ungeheuerlich. Es ist fast schon ein Schildbürgerstreich par excellence.

Das geht so weiter. In der Folge wird es dann noch ein bisschen abenteuerlicher. Die Küche ist einmal im ersten Stock, einmal im Erdgeschoß, wird hin und her verlegt, es wird immer wieder was Neues geplant, jede Umplanung kostet wieder Geld, das wird teurer und teurer, da kommen dann statt 36 Millionen EUR 50 Millionen EUR zustande, eine erkleckliche Überschreitung um fast die Hälfte des ursprünglichen Betrages. Und im-mer wenn es teurer wird und immer wenn einer einen Fehler gemacht hat, bemängelt das Kontrollamt dann, dass neben der legitimen Richtigstellung des Vertragstextes auch der Leistungsumfang dieses Generalplaners reduziert wird.

Er sagt, er muss nicht mehr alles machen, was ursprünglich vorgesehen ist, zum Beispiel ist er nicht mehr zuständig für die Überwachung der Mängelerhebung, wenn es dann einmal ausgeführt ist. Aber bekommen tut er natürlich gleich viel dafür. Wir reduzieren mitten drinnen das Aufgabenvolumen, das er hat. Aber zur Sicherheit lassen wir alle seine Honorare gleich und verzichten darauf, diese zu kürzen.

Natürlich hat man jetzt, wo das Kontrollamt darauf hingewiesen hat, reagieren müssen. Mittlerweile hat er es eingesehen, glaube ich. Entsprechend dem geänderten Leistungsrahmen wurde inzwischen eine Korrektur der Honorare vorgenommen. Na immerhin.

Dieses Hin und Her bei dieser Planung, wobei nicht alles, was am Ende herausgekommen ist, deswegen so viel schlechter wäre - es ist nur die Frage, warum man in diesem Fall zuerst Vierbettzimmer geplant hat und dann zu einem Zeitpunkt auf Zweibettzimmer umsteigt, wo das in Deutschland längst gang und gäbe war. Das hätte man zu Beginn wissen können, das wäre billiger gekom-men. Das Geld kann man im Gesundheitsbereich woanders sehr viel besser einsetzen.

Bemerkenswert - das Kontrollamt weiter - war in dem Zusammenhang der Umstand, dass sich der Prozentsatz der Kosten für die Generalplanung von 12,8 Prozent der Herstellungskosten auf 18,2 Prozent erhöht hat, was laut Kontrollamt auf verlorenen Planungsaufwand - das ist die viele Zeit, die hier verloren ging - zurückzuführen ist.

Es wird weiter und weiter bemängelt und am Ende des Berichts sitzt ein mehr oder weniger zerknirschter Krankenanstaltenverbund da und sagt: In Zukunft werden wir es besser machen. Und genau da fängt das Problem des Kontrollamts an. Sie werden es in Zukunft besser machen oder auch nicht, weil das Problem ist, dass diese Akten ein anderes Jahr wieder auftauchen, wieder kommen und was sehr vielen dieser 150 Ge-schäftsstücke gemein ist, ist nicht nur, dass sie immer wiederkehren und dieselben Teile im Haus sind, bei denen die Fehler passieren, sondern es gibt keine Verpflichtung, die Vorschläge des Kontrollamts umzusetzen und es gibt leider beim Kontrollamt nicht genügend Personal, damit sie diese Aufgabe auch noch wahrnehmen könnten, nämlich zuerst die Kontrolle machen, dann da-rauf hinweisen, dann Verbesserungsvorschläge anbieten und jetzt noch nachlaufen und nachschauen, ob denn al-les umgesetzt wird. Das geht sich nicht aus, das wäre die Aufgabe der politisch Verantwortlichen. Das könnten die Stadträte und Stadträtinnen übernehmen. Aber auch das passiert leider viel zu wenig. Das ist eines der ganz großen Probleme.

Ein Weiteres ist natürlich die von uns vielfach bemängelte Ausgliederung von Betrieben. Ich erinnere nur an eine Kleinigkeit, das Call-Center bei Wiener Wohnen, wo eine Auskunft nicht möglich scheint. Auf eine einfache Frage wie: Wie viel Personen sind da beschäftigt? Was verdienen die im Durchschnitt? Gibt es eine Fluktuation? Auf all diese Fragen keine Antwort im Haus hier und leider kann das Kontrollamt dem nicht nachgehen, weil es dafür nicht zuständig ist und diese GesmbHs so konstruiert sind, dass leider das Kontrollamt nicht überall Zugriff hat und uns mit den gewünschten Informationen nicht versorgen kann und oft immer zu spät.

Wir werden übermorgen hier einen Vertrag, ein Geschäftsstück für den Compress Verlag - das ist gestern auch schon angesprochen worden - beschließen mit 146 Millionen EUR und mit Nebengeschäften kann es bis 166 Millionen EUR hinaufgehen. Der Vertrag ist vom Rech-nungshof 1999 geprüft und scharf kritisiert worden. Der Vertrag läuft jetzt beinahe 10 Jahre und wird am Donnerstag für weitere 10 Jahre beschlossen. Er läuft dann bis 31. Dezember 2015. Da werden wir alle nicht mehr da herinnen sein. Ich hoffe, wir sind alle woanders oder diejenigen, die nicht hier sind, aber wir werden nicht mehr alle hier sein. 31. Dezember 2015. Und den darf das Kontrollamt, weil wir einen entsprechenden Antrag stellen werden, untersuchen. Wenn jetzt herauskommt, dass dort die Vergabe nicht gut funktioniert hat, was sehr naheliegend ist, wenn bei diesem Volumen gerade einmal drei Anbieter übrig bleiben, von denen zwei recht zügig ausgeschieden werden und durch das Nachtelefonieren weiß ich auch, warum die alle recht zügig zurückgezogen haben - viel Chancen haben sie sich gegen den Compress Verlag nicht ausgerechnet -, dann fragt man sich natürlich, welche Aufgabe das Kontrollamt auch wirklich erfüllen kann, weil wir dann wieder Munition ha-ben werden, Ihnen noch einmal vorzurechnen, wie unintelligent der Vertrag war, falls Sie ihn nicht am Donnerstag, was wir noch versuchen werden, absetzen. Zu befürchten ist, dass Sie ihn nicht absetzen, sondern durchdrücken werden. Es handelt sich immerhin um Freunde unter anderem von höheren Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen, die bei diesem 146 Millionen-Geschäft nicht ganz unbeteiligt sind. Die Frage ist, was das Kontrollamt da wirklich machen kann. Das wäre eher die Auf-gabe, in dem Fall von der Sozialdemokratie im Haus, die Berichte ernst zu nehmen. Hätte man zum Beispiel den Bericht vom Rechnungshof 1999 ernst genommen, dann hätte es so eine Ausschreibung nicht mehr geben dürfen. Dort ist nämlich leider auch nichts umgesetzt worden, was man Ihnen damals gesagt hat. Genau das ist das Übel: Der Rechnungshof überprüft, das Kontrollamt über-prüft und sagt Ihnen, wo die Fehler sind und nur sehr, sehr wenige davon werden ausgemerzt. Das ist nicht der Fehler des Kontrollamts, den müssen Sie woanders suchen. Da ist die politische Verantwortung und die liegt bei der SPÖ:

Wir wünschen uns vom Kontrollamt weiterhin diese intensive Arbeit. Die 150 Geschäftsstücke sind Material genug zum Nacharbeiten. Wir hätten gerne, dass das Kontrollamt entweder diese zusätzlichen Aufgaben übernehmen kann - da braucht es aber zusätzliches Personal -, nämlich auch überprüfen, ob alles umgesetzt wurde, was da vorgeschlagen wurde oder aber eine politische Entscheidung, wer dafür zuständig ist und quasi einen zweiten Bericht. Eigentlich müsste dieser Bericht, der jetzt vorliegt, nächstes Jahr – und nicht wieder ein neuer Bericht - wieder vorliegen mit einem Ergebnis, welche dieser Vorschläge umgesetzt wurden und welche nicht. Dafür braucht es Ressourcen.

Zum Abschluss, weil wir uns in der nächsten Runde, bei der es um die Wiederbestellung des Kontrollamtsdirektors Dr Alois List geht, nicht gemeldet haben, hier ein paar Worte:

Ich freue mich, dass Dr List wieder zur Verfügung steht, diese Aufgabe noch einmal zu übernehmen, ein weitere Periode zu übernehmen. Die Zustimmung der GRÜNEN werden Sie gerne erhalten und ich hoffe und bin ganz sicher, es wird beim Abstimmen nicht solange dauern wie beim Ziesel, wo es drei Anläufe gebraucht hat. Ich glaube, es wird etwas schneller gehen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Stapel der ausgedruckten Kontrollamtsberichte, die der Vorsitzende heute als Ganzes zur Diskussion präsentiert, umfasst beinahe einen halben Meter DIN A4-Formulare. Diese Tatsache macht auf mehreres aufmerksam. 

Erstens: Auf den Fleiß und die Kompetenz der Beamten des Kontrollamts und ich möchte hier unseren ausdrücklichen Dank für ihre Arbeit deponieren.

Zweitens: Dass viele der 126 Berichte schon über ein Jahr alt sind.

Drittens: Wie sinnlos es ist, hier und heute eine umfassende Diskussion darüber abzuhalten.

Viertens: Dass unsere Anträge zur zielorientierten und zeitgerechten Kontrolle durch die Sozialistische Partei immer noch blockiert werden.

Fünftens: Dass die Führung des Kontrollamts offensichtlich nicht wirklich daran interessiert ist, die Arbeit der Abteilung besser zu vermarkten und damit

Sechstens: dass das ganze System der Kontrolle in diesem Land und in dieser Stadt nur der internen Bedürfnislage der SPÖ und nicht der Kontrolle der Stadtver-waltung durch die Gemeinderäte und mitverantwortlichen Gemeinderäte dient.

Stattdessen erhalten wir einmal im Jahr diese CD. Das ist ein Riesenfortschritt gegenüber diesen Folianten, diesem Ausgedruckten. Das ist schon richtig. Zugleich aber ist es auch ein Symbol des Zu-Grabe-Tragens der Wiener Kontrolle in einem elektronischen Archiv und Datenmausoleum. 

Diese Bezeichnung kommt nicht von ungefähr. Auf der Diskette sind nicht einmal die erreichten Minimalfortschritte der gedruckten Dokumentation, zum Beispiel ein Inhaltsverzeichnis der Aktenstücke zu finden. Dazu passt, dass keine wie auch immer gearteten Vorteile von Elektronikmedien wie Begriffe, Schlagworte oder Stichwortsuche im gesamten Datenvolumen verfügbar sind. Im einzelnen Bericht kann man das natürlich, aber wenn ich nach etwas suche, verwandte Begriffe in mehreren Kontrollamtsberichten, ist das nicht möglich. Natürlich ist auch kein Datum des Berichts oder gar das seiner Erstellung ersichtlich oder sortierbar, damit man ja nichts schnell finden kann oder zusammenstellen kann. Eine bewusst lieblose und arbeitshemmende Vorgangsweise. 

Dasselbe gilt für die Homepage, die eigentlich für die Öffentlichkeit bestimmt ist, wo der Bürger dieselben Schwierigkeiten hat, etwas zu finden, wenn er etwas ge-zielt sucht. 

Dagegen stehen wertvolle Erkenntnisse unserer Aus-schussreise nach Linz, Salzburg, München, Straßburg. Highlights davon: In Linz zum Beispiel gibt es ein-
en Stadtrechnungshof, völlige Unabhängigkeit von der Stadtregierung, offene Diskussion mit Sachbearbeitern und unmittelbar nach Abschluss eines Berichts wird die-ser an den Ausschuss weitergeleitet. Sie sehen, auch in einer SP-dominierten Stadt ist so etwas möglich.

In Salzburg: Der Landesrechnungshof, ebenfalls völlig unabhängig von der Landesregierung, veröffentlicht sofort nach Abschluss die Kontrollberichte im Internet. Also das ist auch möglich, wie man sieht. 

In München gibt es einen Korruptionsbeauftragten. Jetzt bin ich nicht ganz der Meinung, dass diese Bezeichnung besonders geglückt ist, aber Aufgaben ähnlicher Art könnte man auch in Wien sehr, sehr gut gebrauchen, denn alles das, wo es darum geht, die Vergabeverfahren zu kontrollieren - na, da ist ein ganz schöner Be-reich. Und es ist ja sowieso unvorstellbar, dass widergesetzliche Vorgangsweisen immer wieder, immer wieder auftauchen und dabei eigentlich nichts passiert. Elf ÖVP‑Anträge zur Verbesserung wurden alle bisher abge-blockt.

Ich darf Ihnen unsere Forderungen in diesem Zusammenhang noch einmal kurz in Erinnerung rufen: 

Zum Beispiel die verpflichtende schriftliche Stellungnahme einer geprüften Stelle ist durch eine Muss-Bestimmung zu ersetzen. Den 126 Berichten stehen zum Beispiel nur 24 Stellungnahmen gegenüber. 

Die Einbringung der Prüfakten nach Erledigungsdatum. Auch das habe ich vorhin erwähnt, sodass die Zeitdilatation nicht zu groß ist und es sinnlos ist, nach einem halben, dreiviertel Jahr, Jahr oder noch länger über das Faktum zu diskutieren. 

Die Fristverlängerung für die Dokumentation für Umsetzungsschritte. Auch das ist notwendig, denn innerhalb von drei Monaten können größere Verbesserungen nicht wirklich durchgeführt werden. 

Nachprüfung für kritisierte Stellen bei besonders eklatantem Anlass für Kritik. Sie müssen nach Ablauf eines Jahres noch einmal überprüft werden, ganz wichtig, da-mit die wissen, es geht nicht so weiter. 

Die Verschwendung ist zu quantifizieren, damit man weiß, was schief gegangen ist, wenn es tatsächlich kritisiert wird. Ein jährliches Einsparungspotential lässt sich daraus leicht errechnen.

Alle Schwachstellen sind seitens des Kontrollamts in einem Verwaltungsbericht zusammenzufassen. 

Der direkte Zugang des Kontrollamts für den Bürger ist ebenfalls eine Forderung. 

Das sind die Dinge, die im Rahmen des Kontrollamts passieren können. Es gibt aber natürlich noch weitere wichtige Forderungen, die sozusagen die Struktur als Ganzes betreffen.

Wir wollen, dass die Schaffung eines Landesrechnungshofs in Angriff genommen wird. 

Wir wollen die Installation eines, ich sage es noch einmal, Korruptionsbeauftragten ist nicht ganz das richtige Wort, aber von jemanden, der insbesondere die Vergabeverfahren prüft.

Wir wollen eine einheitliche Abwicklung bei Subventionsvergaben, das heißt, dass eine Einreichmodalität überprüfbar geschaffen wird. 

Und wir wollen den Prüfzugriff auch bei ausgegliederten Magistratsabteilungen, denn so wird es ja nicht gehen, dass die Stadt Wien letztendlich sämtliche ihrer Agenden ausgliedert, sodass dann der Gemeinderat eig-entlich nur mehr Budget und Rechnungsabschluss zu beschließen und zu diskutieren hat.

Das sind wichtige Punkte, die die Kontrolle ermöglichen. Letztendlich ist ein wichtiger Punkt und der trifft so-zusagen das Mark des Ganzen, nämlich ein Leitbild für Führungsverständnis und Verantwortlichkeit. Und auch das muss überprüft werden, denn es kann nicht sein, dass Fehler immer nur auf die kleinen Leute in der Beamtenschaft abgewälzt werden, während hingegen diejenigen, die die Verantwortung tragen, eigentlich immer mit einem blauen Auge oder mit einem zerknirschten Sa-ger davon kommen. So kann das nicht gehen. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber auch formale Verbesserung fordern wir ein... (GR Harry Kopietz: Warum ist das nicht im Brief drinnen gestanden?) Bitte? (GR Harry Kopietz: Warum ist das nicht im Brief drinnen gestanden?) In welchem Brief? (GR Harry Kopietz: Ihr habt ihn ja geschrieben!)
Aha, na ja entschuldige, Briefe an eure Mitglieder, die müsst ihr selber schreiben. Das sind nicht die... (GR Harry Kopietz: Habt ihr aber geschrieben!) Dass wir eu-ren Mitgliedern da irgendwelche Dinge schreiben wollen, das ist nicht unsere Aufgabe.

Formale Verbesserungen. Was brauchen wir, lieber Herr Professor? Formale Verbesserungen und zwar solche, dass der Bericht in etwa das Aussehen der Re-chnungshofberichte bekommt, wo auf der Seite Absatzinhaltsangaben sind, sodass man tatsächlich die Möglichkeit hat, diesen Wust, der einem ja immer wieder übergeben wird, ordentlich zu lesen. 

Ich komme nicht umhin, Ihnen unsere Initiativen und auch unsere Kritikpunkte ein wenig darzustellen, auch wenn die Zeit schon vorangeschritten ist. Aber das ist eben das Faktum dieser Art der Abwicklung und dass es offensichtlich keine Änderungsmöglichkeit durch Sie gibt, denn einige dieser Punkte hätten Sie ja schon längst ver-bessern können. 

Ich möchte Ihnen kurz darstellen, dass wir in dieser Periode 31 Punkte hatten, wo wir tatsächlich hinter einzelnen Akten her waren und klar und deutlich gesagt haben: Hier ist es massiv schlimm ergangen, hier muss etwas geschehen, hier haben wir uns als Volkspartei klar eingebracht:

Prochaska: Fall Millennium-Tower. Prochaska: Einsparung durch bessere Kontrolle der Stadtverwaltung in diesem Jahr noch. Pfeiffer: Kontrollamt soll Landesrechnungshof werden. Prochaska: Kontrollamt bestätigt die ÖVP-Kritik. 3 Millionen EUR teure Mähboote. Kontrolle in Wien. Leichenbeschauer statt Effizienz. Berichte, die über ein Jahr alt sind. Prochaska: Prochaska wieder: Stadtpark, Meierei, Parkplätze statt Grünfläche im Stadtpark seien zu befürchten. Prochaska: ÖVP-Bedenken bei Rolling Boards wird Recht gegeben. Pfeiffer: Bäderhygiene und Sicherheit verschärft kontrollieren. Prochaska schlägt Alarm: Der Altstadterhaltungsfonds wird systematisch ausgeplündert. Prochaska: Wien braucht einen Stadtrechnungshof. Prochaska: Wiener SP‑Stadtverwaltung Schlendrian, Schlamperei und Arroganz. Hier wurde das angeführt, was ich über die anderen Städte gesagt habe. Pfeiffer: Der Flop mit dem Testgelände Kottingbrunn. Pfeiffer: Unvorstellbare Abrechnungslücken bei Wien Energie. Pfeiffer: Kontrollamtsberichte zeigen das Versagen der SP‑Stadtregierung im geriatrischen Bereich. Kontrollausschuss. Pfeiffer bestätigt Hierarchie der Verantwortungslosigkeit, Sittenbild des roten Wien. Prochaska: Zeugnis für Wiener Wohnen: Nicht genügend. Prochaska: Gemeinde Wien, ein Fass ohne Boden. Hier geht es um Vorwürfe einer ungenügenden Bauvorbereitung und Planung. (Heiterkeit bei der SPÖ, den GRÜNEN und beim BZW.) Pfeiffer: Gesundheits‑ und Sozialzentren in Wien sind dringend reformbedürftig. Prochaska: Die Skandale in den Ressorts Pittermann und Laska beweisen, das Wiener Kontrollsystem ist zu schwach. Prochaska: Rechtfertigungsversuche von Mailath-Pokorny hinsichtlich Rabenhofdebakel scheitern kläglich. Pfeiffer: Kontrollausschuss zeigt politische und sachliche Mängel im Ressort Laska. Pfeiffer: Kontrollamt soll System der Verantwortungslosigkeit demaskieren. (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ, den GRÜNEN und dem BZW.) ÖVP-Wien: Wiener Pflegeheimskandal, Kontrollamt wird eingeschaltet. Prochaska: (GRin Dr Sigrid Pilz: Das ist keine Belangsendung!) SP‑Verschwendungspolitik muss Riegel vorgeschoben werden. Prochaska: Notwendige Kontrollamtsberichte werden der Öffentlichkeit entzogen. Pfeiffer: Firmenimperium der Stadt Wien derzeit unkontrolliert. Pfeiffer: Wiener Wohnen verwaltet noch immer hoheitlich. Pfeiffer: Heimhilfe und Hauskrankenpflege im Umbruch, Kontrollbericht zeigt politische Versäumnisse auf. Pfeiffer: Mehr Power für die Kontrollinstanzen der Stadt Wien, geprüfte Dienststellen müssen Ergebnisse ernst nehmen. Pfeiffer: Kontrollamtsbericht zu Einkaufszentren erschütternd. Pfeiffer: Bleirohre, Faymann hat Studienergebnis verschleppt.

Ja, meine Damen und Herren, all das hätte zu dem Zeitpunkt, wo es aufgetaucht ist, diskutiert gehört. Das ist aber nicht geschehen, weil Sie einfach nicht im Stande sind, ordentliche Kontrolle in dieser Stadt vorzubringen. So schaut es nämlich aus! (Beifall bei der ÖVP.)
Viele wichtige Kritikpunkte sind da und die müssen auch in der Öffentlichkeit klar und deutlich dargestellt werden können. Wenn wir daran gehindert werden und gestört werden, dann ist das nicht in Ordnung.

Aus diesem Grund muss das Kontrollamt endlich ein Instrument der Abgeordneten werden und dem Einfluss der Stadtregierung sowohl im Finanz‑ als auch im Personalhoheitsbereich entzogen werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger. 

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor!

Vorweg ein herzliches Dankeschön an das Team des Kontrollamtes für die Arbeit und für die Beharrlichkeit, mit der sie an die Sache heran gehen, auch wenn viele sa-gen, dass es immer wieder nicht umgesetzt wird. 

Ich möchte diesmal nicht auf einzelne Berichte eingehen. Vieles wiederholt sich ja in den Berichten, die wir seit Jahren immer wieder lesen. Ich möchte die allgemeine Problematik der Kontrolle anschneiden.

Das Kontrollamt und der Kontrollausschuss haben in den vergangenen Jahren im Bereich der Wiener Stadtverwaltung zwar immer wieder Fehlleistungen aufgezeigt manche Missstände wurden aber gar nicht oder nur sehr spät oder halbherzig überprüft. Damit im Sinne der Steuerzahler und der Mitarbeiter eine möglichst objektive Kontrolle stattfinden kann, ist es notwendig, dass im Rahmen einer Verwaltungsreform - und das hat auch Kollege Pfeiffer schon gesagt und da stimmen wir vom BZW und die Freiheitlichen denke ich auch natürlich zu - die Unabhängigkeit der Kontrolleinrichtung verstärkt wer-den muss. Das Kontrollamt sollte auch aus unserer Sicht ähnlich dem österreichischen Bundesrechnungshof als Landesrechnungshof nicht mehr eine Magistratsdienststelle sein, sondern eine eigenständige Behörde.

Ich bringe jetzt hier dazu keinen Antrag ein, weil ich denke, dass das ein Projekt wäre, das in der künftigen Legislaturperiode gut überarbeitet gehört und dass man sich gut überlegen sollte und auch gut daran herumfeilen sollte, dass auch wirklich ein brauchbares Ergebnis dabei heraus kommt. 

Weiters sollte das Kontrollamt oder dieser Landesrechnungshof, wenn wir ihn so nennen wollten, sämtliche Beteiligungen der Stadt Wien sowie sämtliche Unternehmungen, auf die ein beherrschender Einfluss durch die Gemeinde ausgeübt wird, prüfen dürfen. Auch soll der Landesrechnungshof alle Institutionen, die Fördermittel der Stadt Wien erhalten, auf Grund der Zustimmungserklärung im Förderansuchen prüfen dürfen. Diesen Prüfungsvorbehalt gibt es an sich, nur, es kommen sehr selten Prüfungen in dieser Richtung vor. 

Außerdem tritt das BZÖ dafür ein, dass begleitende Projektkontrollen für Projekte der Stadt Wien gemacht werden, insbesondere ab einem Finanzvolumen von 10 Millionen EUR. Und als Instrument der Direktdemokratie sollte es auch Kontrollvolksbegehren geben, die zu einer verpflichtenden Prüfung durch das Kontrollamt bezie-hungsweise des Landesrechnungshofs führen sollte. Dazu müsste die Unterstützung von mindestens 5 000 Wahlberechtigten erreicht werden.

Eine Anregung an das Kontrollamt beziehungsweise an den künftigen Landesrechnungshof wäre vielleicht auch in Anlehnung wie es der Bundesrechnungshof macht, so etwas wie eine offene Postenbuchhaltung zu führen, nämlich doch immer wieder in den Berichten auch aufzuzeigen, welche Empfehlungen des Kontrollamts noch offen sind und noch nicht erfüllt wurden. Es würde vielleicht doch ein bisschen den Empfehlungen mehr Nachdruck verleihen, wenn man immer wieder da-rauf hingewiesen wird: „Diese Empfehlung ist nach wie vor nicht umgesetzt worden.“

Eine Forderung, die das BZW hat und die ich schon gesagt habe, nämlich die Prüfung von Subventionen, könnte schneller umgesetzt werden und hiezu bringe ich einen Antrag ein. 

Die Begründung lautet: Die Anzahl der Förderungen durch die Gemeinde Wien nahm in den letzten Jahren kontinuierlich zu. Zahlreiche Institutionen werden unterstützt, wobei die Zuwendungen durch die Gemeinde Wien oft einen nicht unerheblichen Teil der Gesamtgebarung dieser Institutionen ausmachen. Der Abrechnungsmodus für eine einmal vergebene Förderung geht grundsätzlich von einer Überprüfung der Fördermittel ausschließlich durch den Magistrat aus. Eine Nachprüfung durch gewählte Mandatare ist nicht vorgesehen. 

Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen und sparsamen Mittelverwendung durch die Förderungsnehmer wäre neben dem Prüfungsvorbehalt des Kontrollamtes eine kontinuierliche Prüfung von geförderten Institutionen durch das Kontrollamt unabdingbar.

Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag: 

„Das Kontrollamt wird ersucht, im Zusammenhang mit seinem Prüfungsplan 2006 einen Schwerpunkt auf die widmungsgemäße Verwendung von Fördermittel ins-besondere im Kulturbereich zu setzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall beim BZW.)

Den Tätigkeitsbericht des Kontrollamts nehmen wir gerne zur Kenntnis.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Verständlicherweise schlagen wir in dieselbe Kerbe wie die anderen Oppositionsfraktionen. Es ist ja auch kein Wunder, dass ich hier sehr ähnliche Positionen ver-trete wie meine Vorrednerin. Immerhin haben wir lange genug gemeinsam an einem Strang gezogen und haben gemeinsam Dinge entwickelt.

Ein besonderes Problem der Stadtverwaltung, das ist auch schon ausgesprochen worden, das sind die Ausgliederungen von Unternehmen, weil hier sehr oft der Eindruck entsteht, dass da bewusst Unternehmen, die an sich marktwirtschaftlich nicht zu führen sind, der Kontrolle entzogen werden, nur um den Gemeinderat und damit auch die Bevölkerung fern zu halten. Und das lehnen wir jedenfalls ab.

Weiters ist sehr traurig, dass Fehleinschätzungen wie zum Beispiel das Vienna Bike-Vorkommen sanktionslos bleiben und dort Millionen oder zumindest Hunderttausende von Euro auf der Strecke bleiben. Und wie auch schon ausgeführt, können wir immer wieder dieselben Mängel feststellen. Immer wieder wird uns berichtet: Das nächste Mal wird es anders gemacht, es wird besser ge-macht, wir werden darauf schauen, und trotzdem wird ein- und dasselbe immer wieder aufs Neue berichtet. Nach einem Jahr wiederholt sich das bereits und nach einer Periode kann man das schon fast nicht mehr hören. Also hier ist man sehr enttäuscht, wie sanktionslos die Kontrolle doch bleibt. So schön vielleicht so mancher Bericht ist, er ändert nichts. Und ein ganz wesentlicher Punkt noch ist die mangelnde Unabhängigkeit des Kontrollamts. Auch das wurde bereits mehrfach ausgeführt. Auch wir wünschen uns hier, dass es nicht mehr ein Teil des Magistrats ist, sondern eine wirklich weisungsfreie selbstständige Behörde.

Vorschläge dazu gibt es viele. Ein Teil wäre natürlich, dass man das Ganze transparenter macht, dass man die Sitzungen des Kontrollausschusses auch öffentlich macht, dass man bei der Bestellung des Kontrollamtsdirektors eine verpflichtende Anhörung des oder der Kandidaten macht, dass es bei von der Stadt Wien beherrschten Unternehmen eine Prüfungsbefugnis gibt, also dass man die Ausgliederung dadurch ein bisschen oder nach Möglichkeit vollkommen unterläuft, dass Institutionen, die Fördermittel bekommen, auch geprüft werden können, dass es, wie es hier schon angeführt wurde, ein Kontrollvolksbegehren gibt, das dann auch zu Sonderprüfungen führen kann und - was wünschenswert wäre - dass man etwas einführt wie eine begleitende Kontrolle, auf die man als Gemeinderat auch zugreifen kann, indem man Anfragen stellen kann, die zu beantworten sind. Das wäre natürlich eine Umstellung des Kontrollamts vom derzeitigen System her. Aber es könnte ja zusätzlich zu diesem etwas Derartiges eingeführt werden, weil das eine sehr wichtige Sache der Überprüfung der laufenden Tätigkeit wäre, da wir ja immer nur im Nachhinein, oft Monate, vielleicht sogar Jahre später auf Missstände draufkommen, die nicht mehr beseitigt werden können, sondern wo nur noch festgestellt werden kann, ja, das war halt so und vielleicht wird es nächstes Mal anders gemacht. Also eine begleitende Kontrolle ist ein großes Anliegen und ist in anderen Städten durchaus möglich. Wir haben jetzt zum Beispiel erfahren, dass es so etwas in Moskau gibt, also warum nicht auch in Wien.

Anerkennung für die Mitarbeiter selbstverständlich auch von unserer Seite. Das soll das andere, was gesagt wurde, nicht trüben, obwohl es doch sehr oft enttäuschend ist, wie sanft die Berichte formuliert werden. Auch das haben wir schon gehört. Man muss oft zwischen den Zeilen lesen, um den wahren Sachverhalt her-aus zu hören. Das wird schon seinen Grund haben, war-um das so ist. 

Bleibt also übrig, dass die Tätigkeit des Kontrollamts zweifellos sehr informativ und auch hilfreich ist, aber auch stark verbesserungsfähig und -würdig.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Reindl. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Sehr geehrte Damen und Herren vom Kontrollamt!

Meine Vorredner haben ja einige Punkte nach dem Motto “Schneller, höher, weiter“ angesprochen. Ich möchte aber doch auch dringend darauf hinweisen, dass es ja nicht so ist, dass hier in Wien nichts passiert ist. Und gestern hat die bekannt der SPÖ nahestehende Zeitung “KURIER“ auf der Seite 3 zum Thema “Demokratie in der Bewertung Wiens“ geschrieben: „Die Opposition im Wiener Rathaus darf sich über Kontrollrechte freuen, die SPÖ und GRÜNE im Parlament bisher erfolglos eingefordert haben. Das gilt vor allem für die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen als Minderheitenrechte.“ 

Ich glaube, dass diese Aussage im “KURIER“ mit dem nach oben gezeigten Daumen für eine römisch 1 für die Stadt Wien, was die Minderheitenrechte in Wien, die Prüfung vom Kontrollamt und die Einsetzung von Untersuchungskommissionen und Untersuchungsausschüssen betrifft, eine sehr, sehr positive Sache ist und die Wienerinnen und Wiener darauf stolz sein können, dass Wien solch ein Vorbild in Österreich ist. Es sollten sich viele andere politische Institutionen und vor allem auch der Bund ein Vorbild am Wiener Modell der Minderheitenrechte nehmen und diese Minderheitenrechte auch einsetzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wir haben von 2001 bis heute, eine Legislaturperiode in etwa, insgesamt 551 Tätigkeitsberichte des Kontrollamts besprochen, gelesen, diskutiert und auch das eine oder andere Mal darüber gestritten. In Papierform sind das in etwa 9 000 bedruckte A 4-Seiten. Für diese imposante Leistung muss man dem Wiener Kontrollamt und an der Spitze Herrn Kontrollamtsdirektor mit seinem Team eine Auszeichnung und ein Dankeschön geben und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und an der Spitze dem Kontrollamtsdirektor für diese Arbeit, und die ist sehr beeindruckend, danken. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Berichte sind umfassend, transparent und liefern oft wichtige Anregungen, natürlich auch Kritik und natürlich auch Empfehlungen. Pro Bericht sprechen wir in et-wa - für die, die Kontrollausschussberichte nicht so lesen - von 7 bis 10 Empfehlungen, die das Kontrollamt an die geprüfte Stelle oder an den verantwortlichen Stadtrat aussprechen. Ein Großteil dieser Empfehlungen wird umgesetzt, einem Großteil wird nachgekommen und für die Empfehlungen, wo es nicht gleich geht oder wo es Verzögerungen gibt, gibt es immer gute Begründungen und auch das muss einmal gesagt werden!

Es ist daher überhaupt nicht so, wie Herr Pfeiffer hier meint, dass sozusagen die ganzen Berichte eh sinnlos sind und sich niemand daran hält. Ich kann das ehrlich gesagt nicht nachvollziehen, Herr Pfeiffer. Ich glaube, dass wir eine sehr, sehr gute Kultur in Wien haben, was die Umsetzung von Kontrollamtsberichten betrifft, auch wenn es in dem einen oder anderen Bereich durchaus einmal einer etwas härteren Hand bedarf, um die Empfehlungen durchzusetzen.

Ich kann auch nicht verstehen, wie sich Herr Abg Pfeiffer darauf bezieht, dass jetzt in der vorliegenden Zu-sammenfassung der Berichte 2004, also der letzten Kontrollamtsperiode, sich kein Inhaltsverzeichnis oder keine Suchmaschine befindet. Sie haben ja einen Computer zur Verfügung gestellt. Legen Sie die CD ein und Sie werden sehen, die Berichte sind alphabetisch sortiert. Sie können sie sehr gut nachvollziehen. Sie drücken die Suchfunktion. Kollege Hora oder auch ich gebe Ihnen gerne Nachhilfe. Wenn Sie sich erinnern, vor zwei Jahren habe ich Ihnen ja ein Buch geschenkt, damit das mit dem Lesen besser funktioniert. Also wenn Sie wollen, gebe ich Ihnen auch hier gerne eine Nachhilfe.

Diese Minderheitsrechte der Stadt drücken sich auch dadurch aus, dass es eine Reihe von parlamentarischen Prüfaufträgen der Opposition gibt. So hatten wir in der Periode 2001 bis 2005 insgesamt 21 Prüfanträge nach § 73 Abs 6a der Opposition, die in Arbeit sind oder schon abgeschlossen sind. Wobei ich anmerken möchte, dass hier doch einige Prüfaufträge sehr, sehr umfassend de-finiert wurden. Also wenn ich da an den Prüfbericht denke, zum Beispiel das gesamte Wiener Krankenwesen zu durchleuchten, so ist das eine Aufgabe, wo wahrscheinlich das Kontrollamt das Personal verdoppeln und verdreifachen müsste und dann würde es noch einige Jahre an dieser Prüfung arbeiten. Das war vielleicht ein bisserl übers Ziel geschossen, aber das Kontrollamt hat sich dann mit den Auftraggebern sozusagen geeinigt und sie haben meiner Meinung nach hier eine sehr gute Lösung gefunden, wo man ein bisschen eingeschränkt hat und das Kontrollamt dann auch in der Lage war, in einer an-gemessenen Zeit - ich glaube, die Prüfung hat damals 12 oder 14 Monate gedauert - auch einen entsprechenden Bericht vorlegen zu können, sodass wir den auch diskutieren konnten.

Wir haben im Ausschuss auch acht politischen Anträgen zugestimmt, auch mit Stimmen der SPÖ und ha-ben gesagt: Ja, das ist verfolgungswert, das ist prüfungswert und das wollen wir uns auch anschauen. Es ist keineswegs so, dass hier von Seiten der SPÖ, so wie hier auch behauptet wurde, blockiert wurde.

Eines ist auch klar: Mit diesen Mitteln, mit diesen Prüfanträgen ist hier durchaus genug Raum, dass hier der politische parlamentarische Auftrag an das Kontrollamt für eine Prüfung beruhigt ergehen kann.

Besonders hervorheben möchte ich auch - und das hat auch der “KURIER“ bemerkt - das Mittel der Untersuchungskommissionen. Wir haben ja zwei gehabt. Viele, auch aus dem Kontrollausschuss, waren Mitglieder in dieser Untersuchungskommission. Wir haben hier durchaus sehr inhaltlich und sehr interessant diskutiert, haben vieles beleuchtet und es hat sich, glaube ich, auch gezeigt, dass sich die politisch Verantwortlichen in dieser Stadt keinen kritischen Gremien, keinen kritischen Fragen und auch nicht einer politischen Kontrolle verweigern.

Wir haben auch im Landtag kürzlich die Unabhängigkeit des Kontrollamts gestärkt. Es ist vielleicht bei einigen Kolleginnen und Kollegen des Kontrollausschusses ein bisserl vorüber gegangen, weil es von der Geschäftsgruppe Wehsely gekommen ist, und zwar haben wir ein neues Besoldungsschema für die Bediensteten des Kontrollamts beschlossen, das damit auch in diesem Be-reich dem Kontrollamt eine finanzielle Unabhängigkeit gibt. Das heißt, das berufliche Fortkommen und auch die Laufbahnplanung eines Kontrollamtsbeamten hängt nun nicht mehr vom so genannten “politischen Goodwill“, von politischen Gremien ab, sondern es gibt eine klare Laufbahnplanung und über die Besoldungsordnung auch das dazugehörige Rüstzeug. 

Bewährt hat sich auch aus meiner Sicht - ob das die Opposition auch so sieht, weiß ich nicht -, dass der Vorsitz im Kontrollausschuss jedes Jahr wechselt und jede Oppositionspartei damit auch in die Verantwortung genommen wird. Im Moment ist es ja Kollege Prochaska. Ich glaube, dass es durchaus hier eine sehr, sehr gute Idee war, das zu machen. Ich glaube, dass es auch für die Opposition durchaus eine Aufteilung der Verantwortung ist und als Vorsitzender muss man natürlich auch Verantwortung tragen und auch Verantwortung zeigen.

Wie ich übrigens auch erwähnen möchte, dass die ganzen Verfassungsänderungen, die zu diesen Minderheitenrechten geführt haben, ja aus freiwilligen Stücken der SPÖ erfolgt sind und nicht auf politischen Klammerdruck oder auf was auch immer, sondern dass hier, glaube ich, ein sehr, sehr wesentlicher Schritt damals auch mit der ÖVP als Partner, das soll nicht verschwiegen werden, gesetzt wurde und nun können alle davon profitieren.

Über die Ausschussreise wurde schon berichtet. Für mich besonders erfreulich war, dass hier durchaus ein sehr, sehr gutes Urteil über das Wiener Kontrollamt ab-gegeben wurde. Nicht nur national von den Städten, die wir besucht haben, sondern auch international haben wir feststellen können, dass das Kontrollamt einen guten Namen hat und auch ein Vorbild für viele Institutionen ist.

Was ich auch noch besonders betonen möchte, ist die überaus sehr fruchtbare und gute Kooperation mit den anderen Kontrolleinrichtungen in Österreich wie et-wa mit dem Rechnungshof, wo es hier eine sehr gute Zu-sammenarbeit gibt und damit auch positive Effekte für al-le Prüfungsinstitutionen erzielbar sind und Doppelgleisigkeiten verhindert werden. 

Alles in allem kann man sagen, dass sich die SPÖ noch nie sinnvollen Vorschlägen, sei es jetzt zum Kontrollamt oder zur Organisation des Kontrollamts, verschlossen hat. Man kann jeden Vorschlag diskutieren. Aber eines kann man nicht machen: Zu meinen, man richtet sich das Kontrollamt halt in irgendeiner Weise so her, damit man dann halt entsprechend großen politischen Einfluss nehmen kann.

Und weil ich bei diesem Thema bin, möchte ich schon noch einen Vorfall ansprechen, der mir persönlich und auch meiner Fraktion sehr aufgestoßen ist. Und zwar war das in der letzten Kontrollausschusssitzung, wo wir etwas verwundert waren, das sage ich auch so, und die Diskussion auch nicht verstanden haben. Die ÖVP hat im November einen Prüfantrag eingebracht, dass alle Bäder geprüft werden sollen - wir haben in Wien ja mehr als 40 Bäder, auch sehr viele Sommerbäder -, die Bäderführung, also das Management der Bäder, die Hygiene, der bauliche Zustand und so weiter und so fort und ob al-le Vorschriften eingehalten werden. Das Kontrollamt hat darauf hingewiesen, wenn es dieses Prüfungsprojekt und diesen Prüfplan durchführt, dann würde die Prüfung in etwa eineinhalb Jahre dauern. Also wieder ein Anlassfall, wo eine Prüfung beantragt wird, die durchaus sinnvoll ist, aber wo der Rahmen so breit abgesteckt ist, dass das Kontrollamt mit sehr hoher Kapazität eineinhalb Jahre ar-beiten muss, um hier einen halbwegs profitablen Prüfbericht produzieren zu können. Die Prüfung hat Anfang dieses Jahres begonnen und wäre für den Sommer 2006 projektiert gewesen. Nun hat die ÖVP offensichtlich re-lativ rasch erkannt, wenn die Prüfung so lange dauert und so umfangreich ist, ist das für die strategische Planung nicht sehr günstig, denn bekanntlich wären ja, wenn die Legislaturperiode normal abgelaufen wäre, im März 2006 Wahlen gewesen und der Prüfbericht wäre also in jedem Fall, wenn er so durchgeführt worden wäre, erst nach Ende der Legislaturperiode, das heißt, in der nächsten Regierungsperiode vorgelegen. 

Nun ist es natürlich verständlich, dass es hier Intervention gegeben hat: Na ja, können wir uns nicht auf et-was einigen, dass die Prüfung vielleicht ein bissel schneller fertig ist? Und es hat dann Gespräche zwischen dem Fraktionsführer ÖVP und dem Kontrollamt gegeben und das Ergebnis war, dass die Prüfung verkürzt wurde und zwar auf etwa ein Jahr mit dem Zugeständnis, dass die Prüfung vor Ablauf der Legislaturperiode fertig ist, also vor März 2006, und dass man aber nicht alle 40 Bäder prüft, sondern pro Kategorie zwei Bä-der, also Sommerbad, Freibad, Hallenbad, Kinderbad und so weiter und die restlichen Bäder erst nach dieser Prüfung weitergeprüft werden. Damit war die ÖVP einverstanden - bis zum letzten Ausschuss. Dann gab es nämlich eine schriftliche Intervention und der Herr Kontrollamtsdirektor hat dem Ausschuss darüber berichtet, dass die ÖVP hier massiv interveniert, warum denn nun entgegen der Abmachung vom Dezember vorigen Jahres die Prüfung nicht viel schneller fertig wird, wenn mög-lich vor dem Sommer, weil da schon bekannt war, dass die SPÖ plant, den Gemeinderat aufzulösen und im Herbst in Neuwahlen zu gehen. Und die ÖVP hat sich erdreistet, in der Sitzung vor allen Fraktionen - und es hat ja bei allen Fraktionen Unverständnis gegeben, das glaube ich, kann ich auch mit ruhigem Gewissen sagen - massiv zu intervenieren, warum das Kontrollamt, obwohl ja die Prüfung von der ÖVP ausgegangen ist, nicht rascher mit der Prüfung fertig ist. Es wurde politischer Druck aufgebaut - schriftlich habe ich ja schon erwähnt und das ist ja auch der Brief, den Herr Abg Kopietz ange-sprochen hat und an den sich Herr Pfeiffer aber offensichtlich nicht mehr erinnern kann, dass es den gibt – und der Herr Vorsitzende, der jetzige Vorsitzende, der damals aber noch nicht Vorsitzender war, hat mehrmals beim Kontrollamtsdirektor interveniert, dass die Prüfung so rasch wie möglich fertig zu machen ist und noch vor der Wahl vorzulegen ist.

Meine Damen und Herren, wenn das die Unabhängigkeit des Kontrollamts ist so wie es die ÖVP versteht, dann ist das eine ganz, ganz große Ungeheuerlichkeit und auf das Schärfste zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und jetzt unter dem Motto, weil man die eigene Suppe, die man eingefüllt hat, nicht auslöffeln kann und der Plan, Frau VBgmin Laska, die für die Bäder verantwortlich ist, vor der Wahl politisch nicht unter Druck setzen zu können, nicht funktioniert und man deshalb den Kontrollamtsdirektor unter Druck setzt, Herr Klubobmann - unter Druck setzt den Herrn Kontrollamtsdirektor! - und ihm wahrscheinlich deshalb heute auch das Vertrauen nicht schenken wird, das ist eine Sache, für die Sie sich schämen sollten! Das sage ich Ihnen von hier aus ganz locker! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Schämen sollten Sie sich für Ihr Kontrollverständnis! Dafür sollten Sie sich schämen!) 

Und nehmen Sie zur Kenntnis: Sie sind hier nicht im Bund, wo solche Dinge jeden Tag durchgehen, sondern Sie sind hier in Wien, wo das Kontrollamt mit seiner Un-abhängigkeit agieren kann, wie das Kontrollamt es möchte und nicht wie die ÖVP es will! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das Kontrollverständnis der SPÖ!) 

Die Wahrheit ist eine Tochter der Zeit und sie tut weh. Ich verstehe den Schmerz bei Ihnen. Aber wenn ich ehrlich bin, ich hätte das an Ihrer Stelle anders gemacht. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ungeheuerlich! – GR Dr Matthias Tschirf: Ja ja, das Kontrollverständnis der SPÖ!)
Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch sagen, dass wir den Antrag, der eingebracht wurde, ablehnen werden. Ich möchte das inhaltlich jetzt nicht begründen, weil... Oh ja, ich mache es doch, ich habe noch eine Minute. 80 Prozent der Prüfungen, die bei der MA 7 erfolgen, sind Subventionsprüfungen. Wer in den Kontrollamtsbericht schaut, wird feststellen, 2004 wurden Theater Drachengasse, Interthaliatheater, Odeon, Schauspielhaus, Theater der Jugend, Josefstadt, Kunstverein Wien, Architekturzentrum geprüft. Der Herr Kontrollamtsdirektor hat mir gesagt, für heuer ist geplant Ensembletheater, WUK, Filmfonds Wien, Verein Förderung Schrift und Sprache, Schule für Dichtung, Buchwoche, Alte Schmiede-Fanclub und weitere Kultureinrichtungen. Sie alle sind Subventionsnehmer der Stadt und daher sehen wir keine Notwendigkeit, dem Antrag zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Reinberger gemeldet. Drei Minuten.

GRin Brigitte Reinberger (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Kollege Mag Reindl! Ich hoffe, ich habe Sie jetzt falsch verstanden. Ich spreche jetzt auch als Mitglied des Österreichischen Rechnungshofes. Ob ich das jetzt so verstanden habe, dass Sie meinen, wir sind hier nicht beim Bund, wo geprüft wird, wie die ÖVP es will? Also ich verwehre mich dagegen, dass der Österreichische Rechnungshof auf Bundesebene so prüft wie die ÖVP oder irgendeine politische Partei es will, sondern ich denke, dass der Rechnungshof wirklich un-abhängig prüft! (GR Godwin Schuster: Na wenn sie es schon in Wien so probieren! – Beifall beim BZW.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kontrollamtsdirektor!

Also einiges ist schon ins rechte Licht zu rücken, was Kollege Reindl da hier vom Rednerpult aus gesagt hat. Das kann man auch nicht so stehen lassen. 

Zuerst einmal zu der CD, Kollege Reindl. Das ist nicht so einfach. Also auf der CD gibt es keine Volltextsuche. Definitiv gibt es keine Volltextsuche. Es ist einmal falsch, was Sie da heraußen gesagt haben. Auf der Homepage gibt es zwar die Berichte, aber ohne Datumszuordnung. Auch das war falsch, was Sie hier heraußen gesagt haben. Also alleine schon an diesen zwei Aussagen kann man offensichtlich ein bisschen die Qualität Ihres Debattenbeitrags ablesen, dass Sie da heraußen halt versuchen, dem werten Auditorium irgendwas zu er-zählen. Es wird schon keiner überprüfen. Es wird schon keiner nachschauen. Pech gehabt, sage ich jetzt nur. (Beifall bei der ÖVP.)
Also wenn, dann – und da kommen immer die Rufe ja gerade von der Sozialdemokratischen Fraktion - bleiben wir bei der Wahrheit. Ein bissel Flunkern ist schon okay da heraußen, aber bei den Sachen, die man überprüfen kann, sollte man doch etwas vorsichtiger sein.

Dann komme ich gleich zu dem “KURIER“-Artikel, wie toll die Demokratie in dieser Stadt und vor allem bei den Kontrollfunktionen ist. Also erstens einmal es gibt durchaus Möglichkeiten, die etwas weiter sind als vielleicht in anderen Gebietskörperschaften, als beim Bund. Es gibt auch die Möglichkeiten der Untersuchungskommission. Aber da sind wir schon beim springenden Punkt. Die Mitarbeit der Mehrheitsfraktion bei diesen Un-tersuchungskommissionen – ich sage das einmal vorsichtig und freundlich – war enden wollend, um da also einmal etwas klar zu legen, vor allem dann, wenn es da-rum gegangen ist, Konsequenzen, nämlich auch die po-litischen Konsequenzen aus diesen Untersuchungskommissionen zu ziehen. (GR Godwin Schuster: Sie haben uns die Zeugen nicht gebracht!)
Wir kommen aber zu dem... (GR Godwin Schuster: Sie haben uns keine Zeugen gebracht!) Wir kommen...(GR Godwin Schuster: Warum hast du sie nicht gebracht?) Ja, ich weiß, dass ihr liebend gerne diese Person beim Fenster rausgehängt hättet. (Aufregung bei der SPÖ. - GR Godwin Schuster: Warum hast du sie nicht gebracht?)
Na oh ja, ihr hättet diese Person liebend gerne beim Fenster rausgehängt. Ihr hättet wahrscheinlich auch das wirtschaftliche Risiko dieser Person absolut negiert, denn es ist eine Person, die natürlich auch aus diesem Haus Abhängigkeiten hat, weil sie nämlich Aufträge auch aus diesem Haus bezieht und ein Mitbewerber am Markt ist. Nein, ihr tut so, als wenn das so locker und so gemütlich ist, dass jemand (Aufregung bei GR Godwin Schuster.), der einen Missstand aufzeigt - und das hat euch weh ge-tan, dass es jemanden gibt, auch wenn er (GR Godwin Schuster: Das ist kein Spiel! – Weitere Aufregung bei der SPÖ.) als Zeuge nicht zur Verfügung gestanden ist. Of-fensichtlich ist das bei euch ein Problem gewesen. (GR Kurt Wagner: Und wie ist das Ergebnis gewesen? Nichts hat es gebracht! Nichts hast du beweisen können! Gar nichts hast du beweisen können!)
Ich bin nur froh, dass auf Grund des Nichts danach dann etliche Maßnahmen von Seiten der Stadt Wien, von der Magistratsdirektion und von der zuständigen Stelle (GR Godwin Schuster: Du bis einem Phänomen monatelang nachgelaufen!) getroffen wurden. Für das, dass nichts gewesen ist, ist einiges geändert worden und ich bin ja sehr froh, dass einiges geändert worden ist und... (GR Godwin Schuster: Ja, aber du bist einem Phänomen nachgelaufen!) Ja, also für das, dass nichts gewesen ist, bin ich sehr dankbar, dass dieses “Nix“ so viel in dieser Stadt ausgelöst hat. Dann wäre es ja fast an der Zeit, wieder einmal so ein Nichts auf die Tagesordnung zu bringen, damit sich in dieser Stadt etwas weiter bewegt, damit was weitergeht. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Nichts hat es gegeben! – GR Kurt Wagner: Nichts hat es gegeben! – Aufregung bei der SPÖ.)
Zu den Möglichkeiten der... (GR Franz Ekkamp: Nichts hat es gegeben!) Ich weiß, das war die erste Untersuchungskommission. Das war nicht besonders optimal, dass es die SPÖ da gerade in einem Kernbereich erwischt hat. Ich erinnere mich noch, wie alle geschrien haben: Beamtenhatz und es gibt keinen Flächenwidmungsskandal und es gibt das alles nicht! Dann hat man halt klein beigegeben und dann hat das sogar vom Forinek-Gutachten beginnend bis über Änderungen in der Flächenwidmungsplanung bis hin zu dem, dass den Oppositionsparteien in den Bezirken der Gründruck entzogen wurde, dann ist das wieder rückgängig gemacht worden, jetzt gibt es den Blaudruck dazwischen, das ist jetzt der, der nicht mehr im Handakt drinnen ist - also das hat es alles nicht gegeben, was wir gesagt haben. Darum hat es auch diese Änderungen gegeben. (GR Godwin Schuster: Nein, nicht ablenken!) Nein, ich bin dankbar dass wir mit diesem Nichts eine derartig große Änderung im Bereich der Stadtplanung zu Stande gebracht haben. Wahrscheinlich werden wir das nächste Nichts wieder dazu benutzen, um wieder Änderungen in dieser Stadt herbeizuführen!

Jetzt komme ich noch zu den Prüfaufträgen - ja ich muss mir meine Zeit einteilen, 14 Minuten und 8 Sekunden -, wo Kollege Reindl gesagt hat: Na ja da gibt’s eh das Minderheitenrecht, den 73/6a. Es wird schon sehr oft, nämlich für diejenigen, die in den Ausschusssitzungen sind, immer dann von der Sozialdemokratischen Fraktion darauf hingewiesen, wenn sie sich etwas ziert, sag’ ich jetzt einmal, um im Kontrollausschuss einen Prüfauftrag mitzutragen... (GR Christian Oxonitsch: Das gibt es aber nicht!) Nein, da gibt’s immer den Hinweis dafür... (GR Christian Oxonitsch: Nein, nein!) Nein, das müsst ihr ja nicht, das ist keine Frage. 

Aber wenn es ein Argument inhaltlicher Natur geben würde, dann wäre das zumindest eine politische Diskussion und dann würden die unterschiedlichen Standpunkte aufeinander prallen und dann kann man abwägen, ob die einen Recht haben oder die anderen. Aber wenn es keine inhaltliche Auseinandersetzung gibt, weil offensichtlich keine inhaltlichen Argumente am Tisch liegen, diese Prüfung zu verweigern, dann gibt’s den Hinweis auf: Ihr habt’s eh ein Minderheitenrecht, nehmt’s den 73/6a, dann könnt ihr’s durchbringen. Und das ist das, was ich kritisiere, weil ihr (Aufregung bei den GRen Franz Ekkamp, Godwin Schuster und Kurt Wagner.) bei vielen Punkten einfach die politische Diskussion verweigert und sagt: Na nehmt’s eure Minderheitenrechte, da-für haben wir sie geschaffen. 

Weil euch offensichtlich die inhaltlichen Argumente bei diesen Prüfaufträgen ausgehen, seid ihr dazu bemüßigt, euch auf das Formelle zu reduzieren. Wir nehmen es zur Kenntnis und wir werden halt in Zukunft so mit dem umgehen müssen, keine Frage. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt möchte ich noch zu den Empfehlungen kommen, weil Kollege Reindl gesagt hat: Was passiert mit den Empfehlungen? Der Großteil wird umgesetzt und das, was nicht umgesetzt wird, dafür gibt es gute Begründungen. 

Also Kollege Reindl, wenn Sie, und davon gehe ich aus, ein aufmerksamer Leser der Kontrollamtsberichte sind und wenn Sie dann auch die Stellungnahmen der geprüften Dienststellen lesen, dann die Zusammenfassung des Kontrollamts lesen und sich dann bildlich vorstellen, wie diese geprüfte Dienststelle reagiert, dann kann vor ihrem geistigen Auge eigentlich nur ein Beamter sitzen, der mit den Schultern zuckt und sagt: Mein Gott, wir werden eh alles besser machen, Entschuldigung. Und das ist es... (GR Mag Thomas Reindl: Du unterstellst da etwas! Du unterstellst da etwas!)
Nein, das unterstelle ich nicht, das ist belegbar! Das ist das Problem, dass es an Hand der Kontrollamtsberichte belegbar ist, an Hand der immer wiederkehrenden gleichen Berichte aus den gleichen Dienststellen, dass immer wieder dort und dort Verfehlungen sind, die vom Kontrollamt nachgewiesen werden, wo mitunter, wenn man lange genug im Kontrollausschuss sitzt und sich die Archive durchsieht, auch vom Kontrollamt mittlerweile darauf hingewiesen wird, dass diese Dienststelle schon einmal, anno seinerzeit, geprüft wurde und die Empfehlungen nicht umgesetzt worden sind und dieselben Empfehlungen wie bereits im Kontrollamtsbericht vom Jahre sowieso gemacht wurden. Das ist das Umsetzen, das großteilige Umsetzen der Empfehlungen?

Also wenn das das Umsetzen der Empfehlungen ist, dann empfehle ich wirklich dem Kontrollamt, keine Empfehlungen mehr hineinzuschreiben, weil Sie dann die Kolleginnen und Kollegen nicht in eine schwierige Situation bringen! Dann braucht sich das Kontrollamt vielleicht in zwei, drei oder vier Jahren nicht auf seine eigenen Empfehlungen berufen, die nicht umgesetzt wurden. Also hier ist der Hebel anzusetzen. Die Konsequenzen sind enden wollend. Die Konsequenzen sind in Wirklichkeit ein mäßiges Schulterzucken, das Suchen von Ausreden, man hört in den Kontrollausschusssitzungen, dass alles besser wird, dass alles ganz anders wird und siehe da, kaum wird diese Dienststelle oder ein ähnlicher Fall in zwei, in drei, in vier Jahren wieder aufgeworfen, dann kommt man zu demselben Schluss und das Kontrollamt kommt leider wieder zu denselben Ergebnissen wie vor-her. Und das ist das Problem!

Zu einem Thema möchte ich noch kommen, was die Anzahl der Sitzungen des Kontrollausschusses betrifft. Ich glaube, es ist an der Zeit, dass sich die drei Vorsitzenden der Oppositionsparteien - oder jetzt vier Oppositionsparteien, kommt drauf an, wie viel nach der letzten Wahl halt dann da sind – relativ rasch auf einen Terminplan einigen.

Zwei, gut. Dann wird die Diskussion einfacher, dass sich diese Oppositionsparteien, die hier im Rathaus sein werden, auf einen Rhythmus einigen, der eine raschere Abfolge der Kontrollausschusssitzungen mit sich bringt. Es ist zutiefst unverständlich, dass es passieren kann, dass teilweise Prüfaufträge auf Grund des derzeitigen Systems, so wie es ist, mit vier bis maximal fünf Sitzungen pro Jahr, fast bis zu einem Jahr liegen, bis die Geschäftsgruppe wieder drankommt und diese Prüfungen im Kontrollausschuss diskutiert werden. Das ist ein Vorschlag. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist nicht so einfach!) Entschuldigung, darf man einen Vorschlag machen, Kollege Reindl oder reagieren Sie auf alles einfach nur mehr wie der Pawlow'sche Hund? Da draußen sagt einer etwas und Sie müssen hinbellen auf ihn! (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt nicht!) Es ist ein Vorschlag, dass sich die Vorsitzenden der Oppositionsparteien in der nächsten Legislaturperiode überlegen, wie man ge-meinsam dieses System verbessern kann. (GR Mag Thomas Reindl: Du sprichst nur von den Oppositionsparteien?) Ich weiß nicht, ob es ein Interesse bei der SPÖ gibt, ich habe keine Ahnung. Aber da die SPÖ keinen Vorsitzenden stellt, wird es vorrangig an den Vorsitzenden liegen, hier einen Rhythmus zu finden, der eine Ver-besserung und eine Qualitätsverbesserung mit sich bringt, dass eben Prüfaufträge nicht bis zu einem Jahr in der Lade liegen. Wir haben auch jetzt die Situation, ich weiß nicht, ich habe nicht mit dem Kontrollamtsdirektor gesprochen, aber ich gehe davon aus, dass laufend Überprüfungen stattfinden und fertig werden und wir eine Möglichkeit finden müssen, um in einem kürzeren Zeitraum sowohl aktueller für die geprüften Dienststellen zu reagieren als natürlich auch, um einen ressourcenschonenden Umgang der Steuergelder zu gewährleisten, zu einem kürzeren Rhythmus kommen müssen.

Ein Beispiel möchte ich zum Abschluss noch anführen, das irgendwie das Dilemma dieser gesamten Kontrollamtsgeschichte und der Kontrollamtsprüfungen mit sich bringt. Es gab im letzten Kontrollausschuss einen Prüfbericht über die Fassade der Fernwärme Flötzer-steig. Da ist man bei einer stichprobenweisen Überprüfung draufgekommen, dass ein Großteil dieser Fassadenteile eigentlich zum Herunterfallen sind. Dann hat sich das Kontrollamt das im Sommer 2004 genau angesehen und man ist draufgekommen, dass diese Geschichte insgesamt bereits 11 Jahre dauert. Im November 1994 ist man draufgekommen, dass Fassadenteile locker sind. Im März 1995 hat man einen Ziviltechniker beauftragt, sich das anzusehen, was zu machen ist. Dann hat es insgesamt fast fünf Jahre gedauert, bis eine Firma im Frühjahr 2000 beauftragt wurde, das in Ordnung zu bringen. Die Arbeiten wurden tatsächlich im März 2002 durchgeführt und im Sommer ist es einmal hinaufgeschraubt worden. Dann hat der Gutachter in der Zwischenzeit aber gesagt, auf Grund des langen Zu-
wartens, nämlich seit dem November 1994 bis ins Jahr 2002, ist ein derartig großer Teil der Fassade jetzt irreparabel, dass eigentlich viel mehr gemacht gehört und eine permanente Gefahr besteht, dass das abstürzt. In der Zwischenzeit gibt es einen verlorenen Aufwand von 690 000 EUR. Das haben diese ganzen fleckerlteppichartigen Reparaturarbeiten, die nichts gefruchtet haben, gekostet. Seit dem Sommer 2004, seit das Kontrollamt dort gewesen ist, wissen wir, dass die Fernwärme jetzt soweit ist, dass eine Generalsanierung gemacht und die Fassade komplett erneuert wird. Nicht nur, dass knapp 700 000 EUR verlorener Aufwand in den letzten 11 Jahren zu verbuchen sind, nicht nur, dass auf gravierende und grobe fachliche als auch sachliche Mängel vom Kontrollamt hingewiesen wurde, hat dieser Kontrollamtsbericht eine einzige Konsequenz, dass nämlich nach 11 Jahren endlich die Fassade in Ordnung gebracht wird. Von allen anderen Konsequenzen, nämlich wer fachlich und sachlich dafür zuständig gewesen ist, welche Konsequenzen es auf der Personalseite gibt, welche Konsequenzen es für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt, die diesen verlorenen Aufwand - unter Anführungszeichen - verursacht haben, die das jahrelang ignoriert haben, was man ihnen gesagt hat, die das jahrelang ignoriert haben, was der Ziviltechniker gesagt hat, die das jahrelang ignoriert haben, was die Baufirmen gesagt haben, ist nicht zu sprechen, denn da gibt es keine Konsequenzen.

Genau das ist der Punkt, den ich auch am Anfang gesagt habe. Die sind dort gesessen, haben mit den Schultern gezuckt, mitleidig und zerknirscht geschaut, haben gesagt: „Um Gottes Willen! Es tut uns Leid! Wir werden uns bemühen!", und das war es. Das kann nicht sein, denn das ist etwas, was in den Köpfen vieler drinnen ist. Es gibt ohnedies keine Konsequenzen, es passiert ohnedies nichts. Das ist raschest abzustellen. Dafür sind wir als Mandatare eigentlich da, um den Kolleginnen und Kollegen auch klarzumachen, es handelt sich um das Geld aller Wienerinnen und Wiener und nicht um irgendeine Privatschatulle, in die man einfach hineingreift, solange etwas da ist und wenn halt nichts mehr da ist, haben wir ein Pech gehabt, sondern dass die Ressourcen, die wir verbrauchen, das Steuergeld ist und möglichst schonend zu verwenden ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nachdem Herr Kollege Kopietz jetzt offensichtlich versucht hat, dem Rätsel der CD auf die Spur zu kommen und er sich noch nicht zum Wort gemeldet hat, gehe ich davon aus, dass ich mit meinen Aussagen zu Beginn meines Debattenbeitrags richtig gelegen bin (GR Karlheinz Hora: Nein, das stimmt nicht!) und beende ihn so-mit. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Die Inhalte der Wortmeldung waren nicht wirklich so interessant, dass ich das überprüfen möchte!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Johannes Prochaska: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Obwohl ich eine herzliche Abneigung gegen Ihre Usance des polemisierenden Berichterstatters habe, muss ich als doch persönlich Attackierter dem Kollegen Reindl die gebührende Antwort geben.

Ich bringe Ihnen den von ihm als politische Druckausübung sondergleichen bezeichneten Brief zur Kenntnis:

„Sehr geehrter Herr Dr List! Bezugnehmend auf Ihre mündlich mitgeteilte Einschätzung des Prüfungsaufwandes betreffend Sicherheits- und Hygienezustand in den städtischen Bädern teilen wir Ihnen seitens des ÖVP-Klubs mit," - mündlich von ihm vorgeschlagen – „dass wir mit Ihrem Vorschlag, vorerst von jeder Bäderkategorie nur jeweils zwei Stichproben der Überprüfung zu unterziehen, einverstanden sind. Wir verstehen jedoch auch, dass die speziell angeführten Fragen im Zusammenhang" - also der zitierte große Umfang – „mit der Wahrnehmung der Führungsaufgaben auch bei der vorgeschlagenen Vorgangsweise zur Gänze aufrecht bleiben. Ebenso gehen wir davon aus, dass damit die Behandlung des Prüfberichtes im Kontrollausschuss raschest, möglichst jedenfalls noch vor Beendigung der Legislaturperiode, sichergestellt ist." 

Das ist der schwere politische Druck, wenn wir einmahnen, was wir akkordiert als Beschleunigung gesehen haben! (GR Godwin Schuster: Dann erinnern Sie sich nicht mehr an die Ausschusssitzung!) Und wenn Sie von jeder Bäderkategorie nur zwei untersuchen, dann frage ich Sie, wie viele Bäderkategorien wir haben, dass Sie eineinhalb Jahre dafür brauchen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Zwei Jahre lang haben Sie insistiert!) 

Wenn man hier behauptet, dass es eine Druckausübung zu Lasten der Vizebürgermeisterin wäre (GR Godwin Schuster: Nein! Sie haben Druck auf den Herrn Kontrollamtsdirektor ausgeübt!), dann ist das sehr entlarvend, Kollege Reindl, weil dann können Sie sich ungefähr vorstellen, was bei den Dingen herauskommt und dann weiß ich, warum Sie wollen, dass das nicht vor der Wahl bekannt gemacht wird! (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Das war jetzt reine Polemik!) Ich habe ja gesagt, wenn ich persönlich attackiert werde, Kollege Kopietz, lasse ich mir das auch als Berichterstatter nicht gefallen! Das sage ich Ihnen in aller Deutlichkeit! (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Trotzdem war es polemisch!) 

Jedenfalls stelle ich fest, dass die Vorwürfe des Kollegen Reindl hier den Rang eines Substandards an Unterstellungen aufgewiesen haben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Der Vorsitzende ist nicht objektiv! - GR Godwin Schuster: Sie haben als Vorsitzender dreimal insistiert!) 

So, meine Damen und Herren, jetzt zur Berichterstattung: Sie haben zaghaft Lob, Tadel und auch herbe Kritik hier wohl vorbereitet gehört. Sie haben genügend Unterlagen und Wissen bekommen, um Ihre Entscheidung treffen zu können über a) den Kontrollamtsbericht und b) über den Antrag, den ich im Übrigen, im Gegensatz zum Kollegen Reindl, Ihrem Wohlwollen und damit der Zustimmung empfehle. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, der Postnummer 4 zuzustimmen, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Ich lasse nun den Beschluss- und Resolutionsantrag des BZW betreffend Tätigkeitsbericht des Kontrollamts abstimmen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt.

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist unterstützt von GRÜNEN, ÖVP, Freiheitlichen und BZW, somit nicht ausreichend, und abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 5 der Tagesordnung. Sie betrifft die Wiederbestellung von Herrn Mag Dr Alois List zum Kontrollamtsdirektor.

Ich darf die Debatte eröffnen. Als Erster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Prochaska.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei diesem Tagesordnungspunkt, nehme ich an, gibt es einen Vorschlag des Bürgermeisters für die Besetzung des Kontrollamts. Zumindest war es beim letzten Mal so, dass der Vorschlag eingebracht und dann diskutiert wurde. Dies ist indirekt der Fall. Es geht also bei die-sem Punkt um die Bestellung eines Kontrollamtsdirektors. Auf der Tagesordnung steht explizit die "Wiederbestellung des Kontrollamtsdirektors". Das zeigt mir sehr deutlich einen Mangel an demokratiepolitischer Demut des Bürgermeisters und seiner SPÖ, wird doch in dieser Semantik die Vorwegnahme der Mehrheitsverhältnisse signalisiert, wie wurscht den Genossen die Diskussion im Stadtparlament ist, wenn es um die Durchsetzung ihrer Parteiinteressen geht. (Beifall bei der ÖVP.)

Dieser rote Faden zieht sich nahezu durch die gesamte Vorgangsweise, meine Damen und Herren. Während bei vergleichsweise niederrangigen Institutionen doch gelegentlich über Ausschreibungsergebnisse bezie-hungsweise Zahl und Qualifikation der Bewerber gesprochen und informiert wird, lief es hier fern aller Demut kontaktlos ab. Kontaktlos wurde ausgeschrieben, kontaktlos lief die Bewerbungszeit ab, kontaktlos ging es weiter. Gab es mehr Bewerber, vielleicht ein Assessmentverfahren oder ein internes Hearing? Das Einzige, was uns dazu ereilte, war ein Anruf vor wenigen Tagen, ob wir eh der Wiederbestellung zustimmen würden. Diese Vorgangsweise, meine Damen und Herren, reicht allein schon für eine keusche Verweigerung meiner Fraktion aus!

Ich stelle daher, um in Hinkunft solche Dinge zu vermeiden, einen Antrag, der sich sehr ausführlich mit einer Demokratisierung und mit mehr Transparenz bei der Be-stellung befasst, nämlich dass die Kandidatinnen oder Kandidaten - damit alle zufriedengestellt sind - sich einem Hearing vor dem Kontrollausschuss zu unterziehen hätten, dass das Vorschlagsrecht für diese Position dem Kontrollausschuss zukommen soll, Fragen der möglichen Abberufung und auch der Qualifikation sind damit befasst. (Beifall bei der ÖVP.)

Doch es gibt auch noch andere Überlegungen, die in diesem Fall zu den eigentlich selben Schlussfolgerungen unserer Verweigerung führen, so zum Beispiel, ob durch den vorgeschlagenen Kandidaten die notwendige strikte Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit des Kontrollamts im vollen, wortgetreuen Umfang gewährleistet erscheint. Bevor nun hier die rituelle Aufregung ausbricht, ich behaupte damit gar nicht, dass der vorgeschlagene Kandidat ein schlichter Erfüllungsgehilfe des Wiener Sozialismus wäre, so simpel ist die Sache nicht, doch aber schwingt sich Herr Dr List bisweilen zum, sagen wir Ent-lastungszeugen für die Genossen in Politik und Verwaltung des Rathauses auf. Zum Beispiel in einer Aussendung vom 27. Juni, also von gestern, wo er wörtlich zum Tätigkeitsbericht anmerkt, dass „dieser aber nicht dazu führen soll, die vielen positiven Aspekte unerwähnt bleiben zu lassen", also was Sie immer reden. „Aus den Berichten des Kontrollamtes sollte daher nicht auf die Stadtverwaltung in ihrer Gesamtheit geschlossen werden, die ihre Aufgaben mit hoher Qualität und großem Einsatz im Interesse der Wiener Bevölkerung erfüllt." (GR Godwin Schuster: Das stimmt ja auch!) - Freilich, aus Ihrer Sicht der Dinge ist alles, was für Sie spricht, die Wahrheit! (GR Christian Oxonitsch: Das ist die Wahrheit! - GR Ernst Woller: Er darf ja nicht lügen!) Aber da gibt es ein hübsches Lied: „Die Wahrheit hat nur ein Gesicht und du glaubst, es ist dein Gesicht, doch leider stimmt es nicht." (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: So ist der Schelm!)

Wenn man eine solche Presseerklärung liest, die sich mit den Reden der SPÖ-Mandatare deckt, ist es zwar nicht gut und schön, aber man könnte sagen, es ist vorauseilender Gehorsam oder eine Vorleistung für die Wiederbestellung. Allein meine Damen und Herren, es ist nicht das erste Mal. (GR Harry Kopietz: Das ist eine Frechheit, was Sie sagen!) - Jetzt halten Sie sich zurück, Kollege Kopietz! Da werden wir einen Ordnungsruf verlangen! Da verlange ich einen Ordnungsruf! (GR Harry Kopietz: Diese Unterstellungen sind eine Frechheit!) Sie werden jetzt noch die weiteren Dinge hören, ob es Ihnen passt oder nicht, weil noch sind Sie nicht stark genug, dass Sie der Opposition das Reden verbieten können! (GR Godwin Schuster: Die anderen Bundesländer wären froh, wenn sie derartige Leute hätten!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Wort ist Herr GR Prochaska.

GR Johannes Prochaska (fortsetzend): Allein, es ist ja nicht das erste Mal jetzt vor der Wahl. Auch in den zahlreichen brüsken Ablehnungen unserer Anträge zur Stärkung und Verbesserung des Kontrollwesens, durch den Herrn Bürgermeister abgelehnt, wird Ähnliches zitiert, ja sogar, dass das Kontrollamt selbst mit den bisherigen Usancen das Auslangen fände.

Jetzt frage ich Sie, aus welchen Gründen sich der Herr Kontrollamtsdirektor dann genau ein Jahr später, am 12.11.2004, in einer Resolution des Rechnungshofs gemeinsam mit den Landeskontrolleinrichtungen für eine Stärkung der Kontrolle, für eine Beseitigung von Kontrolldefiziten, für eine Verbesserung der Effizienz der Kontrollmaßnahmen mit seiner Unterschrift höchstpersönlich ausspricht und darin auch den Abbau von Bürokratie sowie die Aktualisierung der Berichterstattung fordert. Das bleibt nicht nur uns, sondern wahrscheinlich auch Ihnen ein großes Rätsel, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Genauso stößt auch die gepflogene Vorgangsweise im Kontrollausschuss selbst, nämlich dass Rückfragen an das Kontrollamt nicht vom Beamten, der den jeweiligen Prüfbericht verfasst hatte, sondern nur vom Kontrollamtsdirektor selbst beantwortet werden dürfen, unangenehm auf. Diese Usance unterscheidet sich auch wesentlich vom Rechnungshof, wo bei Leugnung oder bei Widerspruch der geprüften und kritisierten Dienststelle sehr wohl der Prüfbeamte seine Argumente erhärten darf. Also doch etwas unabhängiger und auch intern wie-sungsfreier als die Wien-spezifische Kontrolle, meine Damen und Herren!

Apropos Rechnungshof: Auch der Vergleich von Prüfberichten, vom Kontrollamt einerseits und dem Rechnungshof andererseits, zum selben Prüfgegenstand macht uns in der Entscheidung sicherer. Ich darf Ihnen hier in aller Kürze ausgewählte Beispiele vorführen: 

Waagner-Biro-Grundstücksdeal: Der Rechnungshof kritisiert deutlich, dass es nicht nachvollziehbar ist, wenn ein billigeres, gleich geeignetes Grundstück beim Rautenweg nicht als Standort gewählt wurde. Das Kontrollamt geht gar nicht auf ein Ersatzgrundstück ein, sondern hält den Kauf für insgesamt vertretbar. 

Krankenanstaltenverbund: Der Rechnungshof stellt den Handlungsbedarf drastisch dar, gibt Teilempfehlungen. Das Kontrollamt beschränkt sich auf eine knappe Darstellung der Finanzierungssituation und auf sonst gar nichts. 

Vereinigte Bühnen: Der Rechnungshof übt scharfe Kritik an den Rückstellungen und der Tatsache, dass die finanzielle Gebarung die Subventionszuwendungen überschreitet. Kritisiert wird auch das Fehlen einer mittelfristigen Finanzplanung. Das Kontrollamt gibt lediglich detaillierte finanztechnische Analysen, aber nicht wegen der Rücklagen und Überdeckungsproblematik. 

Sportamt: Der Rechnungshof sieht unzureichende Kriterien bei der Vergabe, erwähnt die Zahl der ausständigen Förderungsabrechnungen und formuliert auch Kritik an der Budgeterstellung, die Fehleinschätzungen von 43 bis 85 Prozent aufweist. Lob gibt es vom Kontroll-amt für die Förderungserledigungen innerhalb einer Zeit von drei bis vier Monaten, keine weitere Erwähnung wie der Rechnungshof.

Meine Damen und Herren, alles in allem macht uns der Vergleich sicherer als bei unserer Entscheidung vor fünf Jahren. Nicht dass wir unterstellen würden, dass das Kontrollamt an sich und grosso modo etwa schlechte Ar-beit leisten würde, aber durch die bestehenden Verhältnisse und das dominierende politische Umfeld, meine Damen und Herren, kommen die Ent- und Aufdeckungen nicht in dem Ausmaß, nicht in der Form und nicht so zeit-gerecht an die Öffentlichkeit, wie es notwendig wäre, um Druck für notwendige Veränderungen auszuüben. Auch dass man in den vergangenen fünf Jahren keinem einzigen unserer zahlreichen Verbesserungsvorschläge, und Kollege Pfeiffer hat es ja zur Unruhe anderer Fraktionen erwähnt, vielfach im Sinne der zitierten Resolution des Rechnungshofs, gemeinsam mit den Länderkontrolleinrichtungen nähergetreten ist, und für diese Stagnation auf den Sukkurs des amtierenden Kontrollamtsdirektors rechnen darf, lässt uns die vornehme Distanz zur Mehrheit à la Satrapa schmerzlich vermissen.

In diesem Sinne können wir dem vorgeschlagenen Kandidaten nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schmalenberg. - Bitte.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zunächst möchte ich einmal festhalten, das die Prüferinnen und Prüfer im Kontrollamt, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, eine großartige Leistung erbringen und dass sie wirklich sorgsam prüfen. Aber leider wird nicht immer das gebracht, was die Prüfer geprüft haben. Es stellt sich die Frage, wer entscheidet, was gebracht wird und was nicht. Diese Frage ist deshalb so entscheidend, weil es von der Antwort auf diese Frage abhängt, ob eine Kontrollinstanz unabhängig ist oder nicht.

Ich erinnere mich an die Untersuchungskommission zum Pflegeskandal in Lainz. Damals war Herr Kontrollamtsdirektor Dr List als Zeuge geladen. Die Mitglieder dieser Untersuchungskommission haben ihm viele Fragen gestellt. Zunächst ist es darum gegangen, dass das Kontrollamt nur die Gebarung in Krankenanstalten zu prüfen hat und nicht die Pflege, aber nach einigem Hin und Her hat der Kontrollamtsdirektor dann doch eingeräumt, dass die Zweckmäßigkeit auch ein Prüfgrundsatz ist. Ich möchte ihn wörtlich zitieren, er hat damals gesagt: „Selbstverständlich hätte das alles uns schon viel früher auffallen können.“ 

Wir wissen, Frau StRin Pittermann war damals die erste, die wollte, dass in städtischen Pflegeheimen kontrolliert wird. Wir wissen, dass es eine schriftliche Weisung gegeben hat, dass die MA 47 prüfen sollte. Ich ha-be den Kontrollamtsdirektor Dr List gefragt, ob er sich Gedanken gemacht hat, ob diese Überprüfungen durch diese zuständige Behörde auch stattgefunden haben, beziehungsweise überprüft hat, ob diese Untersuchungen stattgefunden haben. Er hat geantwortet, dass er sich sehr wohl Gedanken gemacht hat, aber überprüft wurde es nicht. Auf die Frage, ob es daraus Konsequenzen gegeben hat, dass nicht überprüft wurde, hat er ge-meint, die Tatsache, dass nicht geprüft wurde beziehungsweise dass das erst eineinhalb Jahre später geprüft wurde, hat zu keinen Konsequenzen seitens des Kontrollamts geführt. Der Kontrollamtsdirektor Dr List hat in dieser Befragung gemeint: „Es gibt keinen Pflegeskandal, aber wenn Sie mich nach meinem persönlich Eindruck fragen, dann möchte ich in keinem dieser Pflegeheime untergebracht werden." - Es gibt zwar keinen Skandal, aber er selbst möchte nicht in einem dieser Pflegeheime untergebracht werden, denn vielleicht sind halt seine Ansprüche anders, hat der Kontrollamtsdirektor gemeint. Für mich persönlich ist diese Aussage allein skandalös, denn erstens die Kontrolle nicht wahrzunehmen und zweitens die Überheblichkeit zu haben, dass man selbst nicht in so einer Pflegeeinrichtung untergebracht werden will, wo andere Menschen sehr wohl ihren Lebensabend verbringen müssen, das finde ich nicht richtig. (GRin Marianne Klicka: Das ist aber sein gutes Recht!)

Die Untersuchungskommission ist unwürdig zu Ende gegangen. Wir erinnern uns, sie wurde frühzeitig beendet, weil die Mehrheitsfraktion in diesem Hause die Untersuchungen und Befragungen nicht weiter fortführen wollte, obwohl wichtige Zeugen, etwa Volksanwalt Dr Peter Kostelka, die von den Mitgliedern der Oppositionsparteien noch befragt werden sollten, beantragt waren. (GRin Marianne Klicka: Nein, keine Zeugen!) Das wollte man nicht mehr anhören und deshalb hat man einfach mit den Stimmen der Mehrheitsfraktion einen Bericht ge-schrieben (GR Kurt Wagner: Den Bericht haben wir schon hinter uns!), der einfach nicht die Untersuchungsergebnisse widergespiegelt hat (GR Franz Ekkamp: Wie Sie sie gern hätten!), wie sie in diesen vielen Sitzungen der Untersuchungskommission stattgefunden haben. (GR Godwin Schuster: Was hat das jetzt mit dem Akt zu tun?) - Das hat einfach etwas mit dem Klima der Kontrolle in Wien zu tun und das hat sehr wohl auch mit dem Kontrollamtsdirektor zu tun. (GR Kurt Wagner: Sie reden jetzt schon 10 Minuten lang nicht über die Person!)
Lassen Sie mich noch ein zweites Beispiel sagen, wo ich denke, dass der Herr Kontrollamtsdirektor doch wirklich gezeigt hat, dass die Einrichtung des Kontrollamts unter seiner Führung nicht wirklich unabhängig ist. (GR Godwin Schuster: Auf einen unabhängigen Abgeordneten Einfluss nimmt, oder was?) Ich denke an die Vorfälle der Wiener Geschützten Werkstätten. (GR Godwin Schuster: Was haben Sie da schon wieder für Vorfälle! Wieder Ihre üblichen falschen Unterstellungen, nichts beweisbar!) Ich denke daran, dass die Arbeitsleistung behinderter Menschen missbräuchlich eingesetzt wurde. Ich denke daran, das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese Missstände im Jahr 1999 gemeldet haben. Sie wol-lten diese Missstände aufzeigen und sie haben die Un-terlagen an das Kontrollamt schicken wollen. Sie wurden angewiesen, diese Unterlagen anonym an das Kontrollamt zu schicken. Ich zitiere aus dem "profil": „Es waren drei schwere, sauber verschnürte Päckchen, formal kor-rekt adressiert an das Kontrollamt der Stadt Wien, Rathausstraße 9, 1010 Wien, prallgefüllt mit amtlichen Papieren und Unterlagen, bei denen ein Begleitschreiben den Akteninhalt verständlich zusammenfasst und Einzelposten dennoch penibel auflistet, der Absender anonym, mit der Bitte um Prüfung der jahrelangen Missstände und der Versicherung, dass viele darunter leidende Personen bereit wären, vor Gericht über die Vorgänge auszusagen, betroffen die Wiener Geschützten Werkstätten GmbH, ein Tochterunternehmen der Gemeinde Wien, in Form des Kuratoriums Psychosoziales Wien, ebenfalls betroffen die Magistratsabteilung 12. Allein das 11 Seiten starke Exzerpt des Akteninhalts zeichnet ein fragwürdiges Bild von Vorgängen in der Wiener Behinderteneinrichtung."

Ich weiß, dass diese Untersuchungen, die in der Folge stattgefunden haben, zwar zu großen Irritationen bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in diesen Einrichtungen, aber nicht zu einem Ergebnis und auch nicht zu einem Bericht geführt haben (GRin Marianne Klicka: Was hat das bitte mit dem Akt zu tun?), denn ich habe hier ein Schreiben, wo sich Mitarbeiter an ein Vorstandsmitglied im Psychosozialen Dienst wenden, wo sie schreiben: „Seit das Kontrollamt überprüft, finden massive Einzelgespräche mit Bediensteten seitens der Geschäftsführung statt, um die anonymen Beschwerdeführer festzustellen. Die Gespräche finden hinter verschlossenen Türen ohne Beisein eines Gewerkschafters statt. Da die Überprüfung nunmehr schon Monate ohne Ergebnis anhält und wir den Dauerdruck der Geschäftsführung nicht mehr gewillt sind auszuhalten, bitten wir Sie sehr herzlich, uns zu helfen und die von uns bisher dem Kontrollamt übermittelten Unterlagen allen verantwortlichen Vorstandsmitgliedern zur Kenntnis zu bringen. Weitere, bisher dem Kontrollamt noch nicht übermittelte Unterlagen können nachgereicht werden. Wir bitten sehr herzlich, uns zu helfen. Sollte es Ihnen nicht gelingen, werden wir uns an die Staatsanwaltschaft beziehungsweise an die Medien wenden."

Als das "profil" im Jahr 2003 diese Vorgänge aufgezeigt hat, wurde dann doch nach vier Jahren endlich ein Bericht erstellt. Ich zitiere wieder aus dem "profil": „Derartiges dürfte man bei der Gemeinde Wien nicht gerne hören, denn Beamte, die von den eigenartigen Abrechnungen Wind bekommen hatten, meldeten zwar im Stadtratsbüro: ,Als Reaktion auf meine Aktenvorlage wurde ich sogar angewiesen, die Unterlagen zu anonymisieren und an das Kontrollamt weiterzuleiten.' und dort sind diese Unterlagen dann gelegen, ohne dass irgendetwas gemacht wurde."

Natürlich ist es im Zusammenhang mit diesen Missständen, ich denke auch an die Vorfälle rund um die Ausschreibung der Sozial-Card, zu Dienstrechtsverletzungen gekommen. Ich habe diese Vorfälle auch an den Herrn Magistratsdirektor geschrieben. In einem Schreiben vom 10.11.2003 habe ich geschrieben, „dass diese Auflistung strafrechtlich relevanter Handlungen, unterfertigt von einem Betriebsleiter der WGW und einem Beiratsmitglied, zurückgewiesen wurden und dass die Mitarbeiter aufgefordert wurden, diese anonym ans Kontroll-amt weiterzuleiten. Von der MA 12 wurde offensichtlich versucht, einen Millionenauftrag unter rechtswidrigen Umständen zu vergeben, wobei Mitarbeiter der MA 12 aufgefordert wurden, die entsprechenden Richtlinien zu umgehen. (GR Kurt Wagner: Das ist unwahr!) Da in bei-den Fällen der Verdacht unter anderem des Amtsmissbrauches nahe liegt, ersuche ich Sie um Untersuchung der Vorgänge und Einleitung eines Disziplinarverfahrens." - Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe ein Jahr lang überhaupt keine Antwort gekriegt, habe dann nach einem Jahr urgiert und auch dann ist nichts passiert.

Der Kontrollamtsbericht bezüglich der Wiener Geschützten Werkstätten, der dann in der Folge erschienen ist, ist alles andere als ehrlich. "Blinde Prüfer" titelt das "profil" in diesem Zusammenhang. Es wurde der falsche Zeitraum geprüft. Die Vorfälle wurden im Jahr 1999 angezeigt und überprüft hat man die Jahre 2001 und 2002, stichprobenweise ausgewählte Verkaufsakten der Jahre 2001 und 2002. 

Sehr geehrte Damen und Herren, der frühere Kontrollamtsdirektor Dr Satrapa ist in Pension gegangen und ich erinnere mich, ich war erst kurz in diesem Hause, an seine Abschiedsrede. Er hat plötzlich ein Augenleiden bekommen, manche meinen, er hat zu gut gesehen. (GR Heinz Hufnagl: Jetzt wird es aber ganz mies!)

Der Kontrollamtsdirektor Dr List hat in seiner Antrittsrede gemeint, er möchte dem Vorbild Dr Satrapa nachkommen. Ich glaube, dieses Ideal wird er nie erreichen! (Beifall beim BZW.)
Die Geschichten, die ich gerade gebracht habe, werden noch ein Nachspiel haben. Die SPÖ-Wien ist ein Ge-flecht von Freundschaften, von Abhängigkeiten und Pri-vilegien und hat jedes Augenmaß und Verantwortungsgefühl verloren. 

Wir können der Wiederbestellung des Herrn Dr List als Kontrollamtsdirektor auf keinen Fall unsere Zustimmung geben! (Beifall beim BZW.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor ich Herrn Barnet zu einer Wortmeldung zur Geschäftsordnung das Wort erteile, mache ich jetzt etwas, wo Sie mich dann von mir aus auch anzeigen können.

Sehr geehrte Frau Schmalenberg, wenn Sie die Erkrankung des ehemaligen Herrn Kontrollamtsdirektors Dr Satrapa hier hinstellen, wo ihm täglich die Zeitung vorgelesen werden muss, wo ihm täglich Briefe vorgelesen werden müssen, weil er nicht mehr fähig ist, sein Augenlicht so zu verwenden, würde ich Sie wirklich bitten, solche Wortmeldungen zu unterlassen. Ich würde Sie wirklich darum bitten. Die Schwere einer Erkrankung soll nicht zur politischen Agitation dienen. (Beifall bei der SPÖ.)
Herr GR Barnet, Sie haben maximal fünf Minuten. - Bitte.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich weiß zwar nicht, in welchem Zusammenhang sie jetzt das mit der Erkrankung angesprochen hat, aber es wird einen tieferen Sinn haben, der nur an mir vorbei ge-gangen ist. (GR Mag Thomas Reindl: Weil es Frau Schmalenberg gesagt hat, deswegen!) - Sie müssen jetzt auch nicht herausschreien, Kollege Reindl!

Meine Damen und Herren, wir können bei diesem Geschäftsstück einfach ganz nüchtern bleiben und uns mit der Geschäftsordnung dieses Hauses beschäftigen. 

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich stelle gemäß § 22b der Geschäftsordnung des Gemeinderats den Antrag auf Vertagung dieses Geschäftsstücks nach Anhörung des Berichterstatters. (GR Godwin Schuster: Haben wir ja keinen!) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nachdem bei diesem Geschäftsstück kein Berichterstatter vorgesehen ist, bringe ich das sofort zur Abstimmung, weil wenn Sie § 22b richtig gelesen hätten, kann ich den Berichterstatter anhören, muss ihn aber nicht anhören. Demzufolge haben wir keinen Berichterstatter.

Wer für die Vertagung ist, den Antrag, den Herr Barnet gestellt hat, wer diesen Antrag unterstützt, den ersuche ich um Zeichen mit der Hand. - Nicht ausreichend unterstützt, nur von ÖVP, BZW und Freiheitlichen, gegen die Stimmen der SPÖ und der Grünen, somit abgelehnt.

Wir machen weiter. Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wir Freiheitlichen wollen uns in diesem Zusam-menhang nicht verschweigen. Auch uns missfällt die Art, wie hier eine Wiederbestellung durchgeführt werden soll, sehr. Es gibt überhaupt keinen Ansatz einer Objektivierung, einer Anhörung oder eines Bestellungsverfahrens.

Wie ich schon vorher ausgeführt habe, ist ein Hauptkritikpunkt die mangelnde Unabhängigkeit des Kontrollamts an sich. Das wird für uns sehr stark auch durch den Kontrollamtsdirektor selbst verkörpert. Er ist für meine Begriffe viel zu sehr vernetzt und verbunden mit den Ver-tretern der Sozialistischen Partei in diesem Hause. (GR Heinz Hufnagl: Es gibt keine Sozialistische Partei in diesem Hause!) - Dann haben Sie eben Ihren Namen ge-ändert. Wenn Ihnen das peinlich ist, dass Sie sozialistisch sind, ist das Ihr Problem, demokratisch werden Sie hoffentlich sowieso sein! (GR Heinz Hufnagl: Sie haben die letzten 12 Jahre verschlafen! So schaut es aus!) Es ist offenbar ein echtes Problem für Sie! Es ist Ihnen peinlich, dass Sie einmal so geheißen haben, sonst wür-den Sie nicht so herausschreien! Tatsache ist, mir ist klar, Sie heißen "Sozialdemokratische Partei", kein Problem. Schön, dass Sie sich aufregen, offenbar haben Sie ein Problem mit Ihrer Vergangenheit, aber damit müssen Sie leben! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Gerade Sie sagen das! Sie möchten mit dem realen Sozialismus auch nichts zu tun haben!) 

Nein, mit dem realen Sozialismus möchte ich auch nichts zu tun haben, da haben Sie Recht! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben ein Problem mit Ihrer Zukunft!) Tatsache ist, wenn ich so in die Runde schaue, glaube ich nicht, dass ich ein Problem mit meiner Zukunft habe, im Gegensatz zu Ihnen, meine Damen und Herren!

Tatsache ist jedenfalls, dass das alles Grund genug ist, der Wiederbestellung des Herrn Dr List als Kontrollamtsdirektor nicht zuzustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. 

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich war 20 Jahre Leistungssportler in Handball und habe gelernt, dass man im Sport auf am Boden Liegende nicht hinschlägt. (GR Dr Matthias Tschirf: Was ist denn das für ein Vergleich?) Daher werde ich auf die Ausführungen von Herrn Prochaska und von Frau Schmalenberg nicht eingehen, weil ich muss ehrlich sagen, wie tief man sinken kann, hat man an diesen Wortmeldungen gesehen! Sie qualifizieren sich wahrlich von selbst und machen keinen Kommentar mehr notwendig! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, beim vorliegenden Aktenstück haben wir die Verlängerung der Bestellung des Herrn Kontrollamtsdirektors Dr List. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wo ist der Akt? Wo ist der Berichterstatter?) Es hat hiefür eine Ausschreibung gegeben, die im März hinausgegangen ist. Es hat Bewerber gegeben und es hat ein Hearing gegeben. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir wissen nichts davon!) - Darum kläre ich Sie jetzt auf, Herr Klubobmann, damit Sie auch wissen, was in der Stadt läuft! Offensichtlich sind Sie schlecht informiert! (GR Walter Strobl: Das ist Demokratie!) - Herr Dr List hat sich, und ich sage das durchaus nicht überraschend, weil ich glaube, dass er als Amtsinhaber der Bestqualifizierte für eine Fortsetzung in diesem Job ist, als bester Kandidat, der sich beworben hat, qualifiziert. (GR Gerhard Pfeiffer: Nach welchem Verfahren? Welche geheimen Quellen haben Sie? - GR Mag Alexander Neuhuber: Wer war dabei?)

Meine Fraktion, meine Damen und Herren, wird Herrn Dr List selbstverständlich wählen und der Wiederbestellung zustimmen, wobei das ja nicht eine formale Wahl, sondern ein Bestellungsvorgang ist. Ich sehe ei-gentlich in Herrn Dr List sehr positive Argumente. Er ist für mein Dafürhalten sehr objektiv. Er ist nicht gelenkt von der SPÖ, weil ich Ihnen sagen kann, dass er, und dadurch auch seine Mannschaft, uns mit mehreren Prüfungsberichten pro Ausschuss durchaus sehr viel Kopfweh bereitet, aber das ist seine Aufgabe. Meiner Meinung nach ist er der Bestqualifizierte für diesen Job. Ich glaube, dass die Stadt stolz sein sollte, wenn wir solch hochqualifizierte Beamte haben. Darauf sollten wir stolz sein, dass die Stadt Wien ein guter Arbeitgeber ist und wir solch hochqualifizierte Beamte gewinnen können und uns nicht die Schlammschlacht der ÖVP und des BZW, wo es offensichtlich um einen politischen Überlebenskampf geht, anhören. 

Meine Damen und Herren, wer Prüfer ist, weiß auch, was es heißt, wenn man prüft. Ich war acht Jahre Bankprüfer. Die Prüfer prüfen normalerweise natürlich immer primär auf Dinge, die nicht in Ordnung sind oder wo man vermeint, dass etwas nicht in Ordnung ist und machen sich daher nicht immer beliebt. Man macht sich ab und zu auch unbeliebt. Das liegt so im Wesen des Prüfers. Daher verstehe ich auch die Anmerkung, die der oberste Prüfer des Kontrollamts, nämlich der Kontrollamtsdirektor, in den Medien gemacht hat, nämlich dass man trotz des Aufzeigens von nicht so positiven Dingen oder auch von Fehlern oder von Fehlleistungen nicht darüber hinwegtäuschen darf, dass in dieser Stadt auch sehr viel Positives passiert, sehr viel positive Energie entsteht, auch sehr viel Positives herauskommt und dass auch die Stadt über eine hervorragende Mannschaft und über einen hochqualifizierten Mitarbeiterstab in der Spitze ge-nauso wie in den Abteilungen verfügt. Ich kann nicht ver-stehen, wenn das kritisiert wird, weil ich finde, das ist zu-lässig, dass man so etwas sagt und man kann sich auch von niemandem den Mund verbieten lassen, wenn man darauf hinweist, dass es nicht nur Negatives, sondern auch Positives gibt, noch dazu wo kürzlich der Vorsitzende der ÖVP, Herr Hahn, mit dem Herrn Klubobmann alle Spitzenbeamte im Hause mittels Mail angeschrieben hat und quasi vor ihnen auf die Knie gefallen ist, wie su-per sie nicht sind, wie gut sie nicht sind, und da ist es kein Fehler, aber wenn es der Kontrollamtsdirektor sagt, dann ist es ein Fehler. Also das verstehe ich wirklich nicht, Herr Klubobmann! (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wer hat denn das außer Ihnen behauptet?) Es gibt hier einen Brief, der gezeichnet ist mit StR Dr Johannes Hahn und Klubobmann Matthias Tschirf, Rathausklub, der an die Spitzenbeamten ergangen ist. Ich könnte ihn Ihnen vorlesen, aber Sie kennen ja den Brief, deswegen brauche ich das nicht zu tun. (GR Gerhard Pfeiffer: Lesen Sie ihn vor! - GR Harry Kopietz: Der Kollege Pfeiffer kennt ihn nicht! Er hat keine Ahnung!)

Meine Damen und Herren, alles in allem bin ich mir sicher, dass wir den Bestqualifizierten für das Kontrollamt vorschlagen. Und ich bin mir sicher, dass wir eine sehr gute und auch sehr kritische Zusammenarbeit mit Herrn Dr List und mit seinem Team haben werden. 
Den Antrag lehnen wir ab. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

In den Protokollen der letzten Jahre zu diesem Geschäftsordnungspunkt, zu dieser Post, zwar nicht zur Be-stellung, aber zum Bericht des Kontrollamts, habe ich vergeblich nach dieser scharfen Kritik an einer Person gesucht. Ich könnte jetzt wahrscheinlich ein paar Leute blamieren, indem ich vorlese, aber ich werde das nicht tun, ich spare mir das, wie nämlich gerade Herr Dr List und sein Team gelobt wurden. Ich bin ein bisschen verwundert und denke mir: Was ist im letzten Jahr passiert, dass es jetzt so viel schlimmer ist? Aber wahrscheinlich ist es nicht im letzten Jahr passiert, sondern es passiert in den nächsten Monaten, es passiert im Oktober. Das scheint einer der Beweggründe zu sein. 

Gerade beim Pflegeheimskandal Lainz hat sich der Kontrollamtsdirektor in diese Sache voll hineingehängt und ist selbst hingefahren. Das ist nicht selbstverständlich. Er kann ja nicht bei jedem einzelnen Geschäftsstück selbst involviert sein. (GR Mag Helmut Kowarik: Die Feststellung am Ende ist schon stark!) Er ist immer selbst hingefahren. Er hat Experten von außen zugezogen. Zu den Feststellungen am Ende war vorher der Vor-wurf der leisen Töne. Ich habe bei meiner ersten Wort-meldung heute gesagt, ich lese das eigentlich gern, dass es bei der Kritik nicht immer der Holzhammer ist, sondern es sind ja alle des Lesens mächtig und es verstehen auch alle einen angedeuteten Punkt zwischendurch und können auch zwischen den Zeilen lesen. Wenn je-mand sagt: „Ich persönlich möchte nicht in so einem Pflegeheim untergebracht werden und dort leben.", da gibt es nicht mehr viel zum Dazwischenlesen. Das ist eindeutig. Das ist nach meiner Meinung eine klare Kritik, die bedeutet: „Ich will dort nicht hin!", was noch immer dazu gesagt wurde. Aber der Satz ist nicht missverständlich sondern heißt: „Nein, so soll es nicht sein! Ich will dort nicht hin! Und ich nehme an, auch andere Leute nicht!" Anders hätte ich es auch nicht sagen können. Ich will auch nicht in einem Pflegeheim leben, in dem man noch zu acht in einem Raum liegen muss, wie es leider lange gang und gäbe war und hoffentlich bald nicht mehr sein wird, nicht nur Achtbettzimmer, sondern auch keine Sechsbettzimmer mehr und so weiter.

Ausschreibung und Hearing: Das muss man schon kritisieren, aber das werfe ich nicht dem Kontrollamtsdirektor vor. Natürlich sollte ein Akt vorliegen, aus dem er-sichtlich ist, wer sich beworben hat und warum wer nicht genommen wurde. Deswegen werden wir auch dem An-trag der Volkspartei, der sich genau mit dem Punkt be-schäftigt, zustimmen. In dem Antrag steht unter anderem, dass in Zukunft die Abberufung in diesem Hause nur mit einer Zweidrittelmehrheit möglich sein soll. Momentan kann eine einfache Mehrheit von 51 oder von 52 Mandaten den Kontrollamtsdirektor abberufen. Das ist, wenn man zuerst schon ein breites Vertrauen errungen hat, tatsächlich nicht praktisch, wenn die Mehrheitspartei bei Unbeliebigkeit, bei Nichtkonformität jemanden leicht abberufen kann. Das halte ich für intelligent, eine Zweidrittelmehrheit zu fordern. 

Das Vorschlagsrecht nicht auf den Bürgermeister zu begrenzen, sondern entweder einem Ausschuss oder diesem Hause zu übertragen, also in dem Fall den Antrag dem Kontrollausschuss zu übertragen, halte ich zwar nicht dafür geeignet, dass dann ganz etwas anderes herauskommt, weil die Mehrheit im Normalfall der Bürgermeister hat, allerdings würden alle Fraktionen ein-geweiht sein. Allein das wäre schon ein Fortschritt.

Dass Kandidaten und Kandidatinnen einem Hearing unterzogen werden, das nicht vom Bürgermeister persönlich, oder von wem auch immer, gemacht wird, ist ei-gentlich auch eine Selbstverständlichkeit. All dem kon-nten wir nicht nur folgen, sondern da bin ich eigentlich e-her verwundert, dass kein Aktenstück vorliegt, dem all das zu entnehmen ist. Ich glaube auch, dass sich Herr Dr List vor einem Hearing nicht hätte fürchten müssen. Ich glaube und hoffe auch nicht, dass es gewonnen wur-de, weil es jetzt hinter verschlossenen Türen stattgefunden hat, zumindest ohne Beteiligung der Opposition. Ich nehme schon an, dass der geeignete Kandidat gewonnen hat. 

Ich würde mir aber wünschen, dass das in Zukunft anders funktioniert. Die Klubobfrau von uns, Maria Vassilakou, ist vom Bürgermeister angerufen worden, ein freundlicher Akt, es wurde informiert, dass beabsichtigt ist, Herrn Dr List vorzuschlagen, ob wir das gut finden oder nicht. Das war ein freundlicher Akt. Aber das ist na-türlich nicht die Art und Weise, wie man das wirklich of-fiziell macht. Ein Telefonat: „Ich schlage vor. Was sagt ihr dazu? Wir sagen, Herr Dr List hat eine gute Arbeit ge-leistet." Ja, aber wenn vorher ein Hearing und eine Aus-schreibung stattfindet, sollte man eigentlich zumindest darüber informiert werden. (GR Mag Thomas Reindl: Es hat eine Presseaussendung gegeben!)

Wir wollen das aber jetzt nicht nützen, um damit politisches Kleingeld zu machen und Herrn Dr List dafür die rote Karte zu zeigen, sondern das ist ein Fehler in der Vorgangsweise, das stimmt. 

Herr Dr List und sein Team haben gute Arbeit geleistet und werden das auch weiterhin tun. Deswegen werden wir sowohl dem Antrag der ÖVP zustimmen, dass in Zukunft die Vorgangsweise vorher anders gewählt wird, wir werden aber auch selbstverständlich, wie ich bereits in meiner ersten Wortmeldung gesagt habe, der Bestellung von Herrn Dr List als Kontrollamtsdirektor zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist Wiener Mut!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nach dieser Wortmeldung als Nächster Herr GR Dr Tschirf. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Wiener Mut sage ich nichts weiters. Ich beschäftige mich mit dem Demokratie- und Kontrollverständnis der Wiener SPÖ. (GR Dr Helmut GÜNTHER: So lange wollen wir nicht dableiben!) Wie sieht das aus? 

So wie wir das jetzt in diesem Hause erleben, wissen Sie, wie das Beispiel im Nationalrat abläuft, bei der Bestellung des Rechnungshofpräsidenten? Dort wird das im Ausschuss diskutiert und dann wird alles vorgelegt. (GR Heinz Hufnagl: Das war ein schlechtes Beispiel! Das war ein Rohrkrepierer!) Ich verstehe, dass die SPÖ hier aufschreit, denn das, was Sie hier aufführen, ist ein demokratiepolitischer Skandal! (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Das darf doch nicht wahr sein! Das ist ungeheuerlich!)
Herr Kopietz, Sie können schreien so viel Sie wollen, Sie können nicht darüber hinweggehen dass die Situation so ist, es gibt weder einen Akt noch wissen wir, wer die anderen Bewerber waren. Wo hat es ein Hearing ge-geben? War das auf der Klubklausur der SPÖ in Rust? Wo war denn das eigentlich? (GR Gerhard Pfeiffer: Beim Herrn Reindl!) Wir wollten das eigentlich aus einem Akt entnehmen. Wenn wirklich ein Verfahren gewesen wäre, wie wir uns das vorgestellt hätten, wäre der Bürgermeister herausgegangen und hätte gesagt: „Ich mache diesen Vorschlag. Es gab die und die Bewerber. Es hat die-ses Verfahren gegeben. Für den hat das gesprochen und das gegen den. Und daher schlage ich das vor." - Das ist alles nicht geschehen! Vielleicht ist das in irgend-welchen SPÖ-Gremien geschehen, aber das ist nicht das Demokratieverständnis des Jahres 2005 und das sollte auch nicht das Demokratieverständnis der SPÖ sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte nur an das anschließen, was mein Kollege Johannes Prochaska gesagt hat: Bitte, wo ist der Akt? Wo sind die Unterlagen über die Bewerber? Wie hat es denn mit den anderen Bewerbern ausgeschaut? (GR Walter Strobl: Der Reindl weiß es!) Ist es so, dass man das nur aus den Zeitungen entnimmt, wenn irgendetwas ausgeschrieben wird oder sollte man da nicht auch irgendetwas erfahren, dass ausgeschrieben wird? Sollte man nicht auch erfahren, dass es andere Bewerber gegeben hat? Wie wird mit diesen umgegangen? Ist das der übliche Weg? 

Der SPÖ ist das offensichtlich wurscht. Wir haben in der letzten Legislaturperiode der SPÖ als Österreichische Volkspartei abgerungen, dass es Untersuchungskommissionen gibt. Die SPÖ versteht nur eine Sprache und das ist, dass der Wähler ihr die absolute Mehrheit wegnimmt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Debatte, die heute hier abläuft, und vor allem der Stil, wie sie abläuft, bestärkt mich eigentlich darin, dass ich glaube, wir sollten möglichst rasch die Wählerinnen und Wähler entscheiden lassen und dann wieder zu ei-ner konstruktiven Arbeit zurückkehren, wie das eigentlich in der Vergangenheit durchaus auch im Kontrollausschuss der Fall war, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Aber nicht in der Gegenwart!)
Es wird hier zum demokratiepolitischen Skandal stilisiert, wenn gemäß der Wiener Stadtverfassung, die im Übrigen mit den Stimmen der ÖVP gemeinsam beschlossen wurde (GR Franz Ekkamp: Da schau her! Vergessen!), vorgegangen wird. Es hat dafür eine öffentliche Ausschreibung gegeben, die kundgemacht wurde. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist der Akt?) Es gibt einen Vorschlag des Bürgermeisters (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist der Bürgermeister?), der dem Gemeinderat auf der Tagesordnung übermittelt wurde, der den Gemeinderäten auch zur Einsicht vorgelegen ist (GR Dr Matthias Tschirf: Wo?) und über den heute abgestimmt wird. Er liegt jederzeit da. (GR Johannes Prochaska: Jetzt erst!) Entschuldigung, aber die Akteneinsicht ist wohl immer geklärt, wie sie stattfindet. Den Vorschlag gibt es, der Vorschlag ist der Tagesordnung zu entnehmen gewesen. Genau das ist die Vorgangsweise, die die Stadtverfassung vorschreibt. Darüber findet eine Abstimmung in die-sem Hause statt. 

Wo ist da der demokratiepolitische Skandal? Ich kann ihn nicht sehen. (GR Johannes Prochaska: Wo war das Hearing?) Ich kann einfach nur Wahlkampf sehen. Lassen wir die Wählerinnen und Wähler rasch entscheiden und kehren wir dann zu konstruktiver Arbeit in diesem Hause zurück, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günther Barnet: Zur Geschäftsordnung oder ist die Verhandlung schon geschlossen?)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Barnet, es ist kein Problem für mich. Machen Sie weiter. Sie dür-fen sich zum Wort melden.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Oxonitsch, das wäre alles wunderbar und man könnte dem auch zustimmen, wenn es einen echten Akt gäbe, in dem der Herr Bürgermeister seinen Vorschlag begründet. (GR Christian Oxonitsch: "Auf Vorschlag des Bürgermeisters", wie es in der Geschäftsordnung steht, § 73 Abs 4!) - Natürlich gibt es einen Vorschlag des Bürgermeisters, aber es gibt auch die Ge-schäftsordnung des Gemeinderats. Diese sieht vor, dass es zu allem ein Aktenstück gibt. (GR Christian Oxonitsch: § 73 Abs 4!) Und ein Aktenstück besteht nicht nur aus ei-nem Schreiben des Herrn Bürgermeisters, in dem er uns mitteilt, dass er Herrn Mag Dr List vorschlägt (GR Christian Oxonitsch: So steht es in der Verfassung!), sondern es muss Aktenteile geben. 

Gemäß § 17 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderats steht jedem Mitglied die Einsicht in solche Aktenteile zu. Ein solcher Aktenteil wäre das Bewerbungsverfahren einschließlich der Frage, von mir aus an-onymisiert, wer sich beworben hat und warum Herr Mag Dr List, dem wir das gerne glauben wollen, der Bestgereihte ist. (GR Christian Oxonitsch: Die Stadtverfassung ist ganz klar!) Die Stadtverfassung ist klar. Es heißt: "auf Vorschlag des Bürgermeisters". Keine Frage, soll er vor-schlagen, aber wenn er vorschlägt, muss er einen Akt machen, nämlich ein Geschäftsstück und darin müssen Aktenteile sein (GR Christian Oxonitsch: Das steht in der Stadtverfassung!), unter anderem die Frage, wer die sonstigen Bewerber waren und warum sie nicht bestgereiht waren, von mir aus anonymisiert. Genau das verlangen wir. (GR Christian Oxonitsch: Einen anonymisierten Vorschlag wird es noch lange nicht geben!) Wir verlangen nur die Einsichtnahme in diese Aktenteile und die wird uns leider untersagt. 

Daher ist die Frage zu stellen, ob das nicht nur vom Demokratieverständnis her okay ist, sondern ob das auch geschäftsordnungsgemäß und stadtverfassungsge-mäß okay ist. (GR Christian Oxonitsch: Ganz klar!) Ich meine nicht. Sie wissen, dass Wahlen, die in einem ge-setzgebenden oder sonstigen Organ stattfinden, durch den Verfassungsgerichtshof überprüft werden können und wir werden uns das ansehen. (Beifall beim BZW. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist überhaupt keine Wahl!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Weg zum Verfassungsgerichtshof steht Ihnen natürlich zur Verfügung. Das ist überhaupt kein Problem. (GR Walter Strobl: Das steht Ihnen nicht zu!) - Lieber Herr Hofrat Strobl, du bist 1998 hier gesessen, der gleiche Vorgang. Du bist noch nicht 1993 da gegessen, der gleich Vorgang. Du bist 2000 da gesessen. (GR Walter Strobl: Kein Akt!) Immer der gleiche Vorgang gemäß § 73 der Stadtverfassung. (GR Johannes Prochaska: Falsch! Letztes Mal hat der Herr Bürgermeister auch dazu gesprochen!) - Warum hat beim letzten Mal der Herr Bürgermeister gesprochen? Weil es eine Neubestellung gab. Im Jahr 1998, bei der Wiederbestellung von Herrn Satrapa, gab es überhaupt keine Wortmeldung des Herrn Bürgermeisters, übrigens von Herrn Prochaska sehr wohl. Im Jahr 1993, wo wiederum Herr Dr 


Satrapa damals wiederbestellt wurde, keine einzige Wortmeldung des damaligen Herrn Bürgermeisters, es gab eine Rednerliste von rund 20, das war nämlich auch knapp vor einer Wahl.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Wiederbestellung von Herrn Mag Dr Alois List zum Kontrollamtsdirektor zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Grünen mehrstimmig so geschehen. (GR Walter Strobl: Oh! Die GRÜNEN auch! - GR Dr Matthias Tschirf: Wiener Mut!)

Ich darf Herrn Dr List für die nächste Funktionsperiode im Namen des Gemeinderats alles Gute wünschen. Ich wünsche alles Gute. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren, somit ist die 57. ... (GR Johannes Prochaska: Antrag!) - Entschuldigung! Danke! (GR Walter Strobl: Ist der Antrag verschwunden?) - Herr Hofrat, bitte, ich würde wirklich vorschlagen, wir haben heute schon woanders lustig diskutiert. 

Herr GR Prochaska und Herr GR Pfeiffer haben einen Antrag betreffend Bestellung des Kontrollamtsdirektors beziehungsweise der Kontrollamtsdirektorin eingebracht. 

Wer diesen Beschluss- und Resolutionsantrag unterstützt, möge dies bitte tun. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen von ÖVP, BZW, Freiheitlichen und Grünen nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist das Demokratieverständnis à la SPÖ! Und dann wundern Sie sich, wenn man "Sozialistische Partei" sagt!)
Somit ist die 57. Sitzung geschlossen. Morgen Früh Landtag, bitte nicht vergessen.

(Schluss der Sitzung um 22.00 Uhr)
